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Editorial 
Klassen und Herrschaft 


Mit breiter Zustimmung kann heutzutage rechnen, wer die These vertritt, trotz fortbeste- 
hender sozialer Ungleichheit hätten sich die Lebenschancen der Menschen in den wohl- 
fahrtsstaatlichen Massendemokratien so grundlegend geändert, daß das Hierarchiemodell 
sozialer Klassen und Schichten seinen Realitätsgehalt einbüßt. Dies hat, unter Hinweis auf 
Erosionsprozesse subkultureller Klassenideologien und ständisch eingefärbter Klassenlagen 
sowie mit dem Verweis auf Prozesse zunehmender Individualisierung von Lebenslagen, U. 
Beck vor gar nicht so langer Zeit mit seiner provozierenden Behauptung getan: In der Bun- 
desrepublik etabliere sich gegenwärtig eine »Einheitsgesellschaft der Unselbständigen«, in 
der, jenseits sozialer Klassendifferenzierung, die Homogenisierung individualisierter, iso- 
lierter und familialer Privatexistenzen zunehmend an Bedeutung gewinnt. Parallel zu die- 
sem Prozeß, so Beck weiter, entstehen neue soziale Formationen und neue soziale Identitä- 
ten, werden neue Ideologien hervorgetrieben und können sich neuartige Koalitionen und 
Konfliktlinien herauskristallisieren, die die gewohnten Polarisierungen der traditionellen 
Klassenzugehörigkeit unterlaufen. 

Wenn eine solche Einschätzung den Zeitgeist halbwegs richtig trifft, so ist es in keiner Weise 
selbstverständlich, ein Schwerpunktheft zum Thema »Klassen und Herrschaft« vorzulegen. 
Wie schon bei der letzten Nummer über aktuelle Auseinandersetzungen der marxistischen 
Krisentheorie (PROKLA 57) scheint ein derart »anti-zyklisches« Publikationsgebaren, in 
der bundesrepublikanischen Diskussionslandschaft zumindest, nach besonderer Rechtferti- 
gung zu verlangen: Im Gegensatz zum angelsächsischen Raum, wo Bemühungen um eine 
»tevidierte Klassentheorie«: auch in den letzten Jahren nicht eingestellt wurden, ist die Situa- 
tion hierzulande eher dadurch gekennzeichnet, daß die Frage des Zusammenhangs von öko- 
nomischer Theorie und einer Theorie des gesellschaftlichen Konflikts keine große Auf- 
merksamkeit mehr erweckt. — Ein nur flüchtiger Blick in die zeitgenössische Publizistik 
mag dabei den Eindruck erwecken, als sei die marxistische Klassentheorie, nicht zuletzt we- 
gen ihrer Privilegierung der »objektiven« Klasseninteressen des Proletariats in der Bundesre- 
publik vor allem deswegen so uninteressant geworden, weil hier die von »non-class-issues« 
zusammengehaltenen neuen sozialen Bewegungen eine so überdurchschnittlich große Ver- 
breitung gefunden haben. Ohne die theoretischen Sackgassen, in die die westdeutsche Linke 
in den 70er Jahren mit Verbissenheit und geradezu kontrafaktischem Optimismus hineinge- 
stürmt war, läßt sich das aktuelle Interesse an den »neuen sozialen Identitäten« und an klas- 
senjenseitigen Konfliktlinien indes nicht hinreichend erklären. Ihr auf polit-ökonomische 
Fragen verengter Marxismus verhinderte mit einigem Erfolg, das Eigengewicht, welches po- 
litischen und rechtlichen Phänomenen und Institutionen für die Ausdifferenzierung moder- 
ner Sozialverhältnisse zukommt, überhaupt zur Kenntnis zu nehmen; er blockierte notwen- 
dige Einsichten in kulturelle, ethnische, religiöse oder nationale Eigenheiten, die quer und 
unterhalb von ökonomisch definierten Klassenlagen liegen, aber die Lebenschancen und die 
politischen und moralischen Orientierungen sozialer Akteure wesentlich beeinflussen kön- 


nen. Politik, Recht und Alltagskultur erschienen folgerichtig als lediglich vabgeleitete Sphären« 
ökonomisch begründeter gesellschaftlicher Interessen; und sofern die Handlungen sozialer Ak- 
teure, insbesondere aber die der »alten« oder der »neuen« Arbeiterklasse, von Einflüssen dieser 
Sphären »bürgerlicher Ideologie« stärker geleitet schienen als von der spezifischen Rationalität 
ihrer »objektiven Klassenlage«, so war von »falschem Bewußtsein« oder von der übermächtigen 
Herrschaft des Warenfetischismus die Rede. Jene krud mechanistischen Modelle des Zusam- 
menhangs von sozioökonomischer Struktur und sozialem Handeln, die dem Anspruch ge- 
rechtzuwerden versuchten, eine Analyse kapitalistischer Produktions- und Herrschaftsverhält- 
nisse und zugleich eine Theorie politischer und sozialer Transformationsprozesse zu liefern, 
dienten zum einen dazu, das augenscheinliche Prognosedefizit der marzistischen Klassenbe- 
wußtseinstheorie zu verdecken; sie eignete sich aber zum anderen auch dafür, an der Idee eines 
der Arbeiterklasse eigenen und sie damit von allen anderen Sozialgruppierungen unterschei- 
denden »objektiven Interesses« an der Herstellung sozialistischer Gesellschaftsverhältnisse fest- 
halten zu können. D. Lockwood erinnert in seinem in diesem Heft abgedruckten Beitrag nicht 
zu Unrecht daran, daß derartige Bemühungen, man denke nur an die »Ideologischen Staatsap- 
parate« der strukturalistischen Schule um L. Althusser, am Ende die funktionalistischen Prä- 
missen der »bürgerlichen Soziologie« eines T. Parsons von links nachvollzogen. 

In der Bundesrepublik, aber eben nicht nur hier, hat sich diese Tradition objektivistischer Er- 
klärungen von sozialem Bewußtsein und kollektivem Handeln in zähen Disputen über die 
Bedeutung der Unterschiede zwischen produktiver und unproduktiver Arbeit niederge- 
schlagen. Sie prägte den Ableitungs-Marxismus und die vielfältigen Bemühungen, eine »neue 
(technisch-wissenschaftliche) Arbeiterklasse« als Bündnispartner der alten, vom »sozialde- 
mokratischen Klassenkompromiß« aber leider hoffnungslos korrumpierten Arbeiterklasse 
zu identifizieren. 

Gemeinsam war all diesen Bestrebungen, daß sie — vor dem Hintergrund einer seit den 20er 
Jahren anhaltenden Zunahme von Angestellten gegenüber Arbeitern — eine direkte Verbin- 
dung zwischen der ökonomischen Theorie der Systemwidersprüche und der politischen So- 
ziologie des Klassenkonflikts herzustellen versuchten. Und dies ist auch ein Motiv der neue- 
ren Versuche geblieben, Probleme, die der Klassentheorie von Seiten der »neuen Mittelklasse« 
her erwachsen, theoretisch in den Griff zu bekommen. So bemüht sich beispielsweise E.O. 
Wright seit kurzem, der Klassentheorie dadurch zu neuer Aktualität zu verhelfen, daß er, in 
Anlehnung an J. Roemer, eine Ausweitung und eine interne Differenzierung des Ausbeu- 
tungsbegriffs vornimmt, um so die— im Hinblick auf die »neue Mittelklasse« ja höchst erklä- 
rungsschwache — Werttheorie umgehen zu können. C. Ofe hat in seinem Kommentar zu 
Wrights spieltheoretisch fundiertem Ausbeutungsbegriff, nach dem alle kollektiven Akteure 
typischerweise in Nutzenmaximierungsaktivitäten engagiert und in eine Pluralität von Aus- 
beutungsverhältnissen verstrickt sind, aber völlig zu recht klargestellt: Daß durch die Beiseite- 
lassung aller Phänomene sozialer Herrschaft und durch die Konzentration auf resp. die Aus- 
weitung des Ausbeutungsbegriffs dieser seine kritische Potenz vor allem deswegen verlieren 
muß, »weil die Zentralität der Ausbeutungsbeziehung zwischen Lohnarbeit und Kapital, die 
in der bürgerlichen Gesellschaft zugleich rechtlich privilegiert und rechtlich dementiert wird, 
aus dem Blick gerät«. 

Was diese neueren Rettungsversuche der Klassentheorie aber schließlich auch noch mit der 
älteren Tradition strukturtheoretisch akzentuierter Marxismusrezeption verbindet, ist ihre 
Fixierung auf ein Konzept sozialen Handelns, das der vom klassischen Utilitarismus favori- 
sierten Vorstellung »instrumenteller Rationalität« recht eng verpflichtet bleibt. Auch dort, 
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wo, wie beispielsweise bei. Elster, einem der prominentesten Vertreter desspieltheoretischen 
Marxismus, die Vorstellung aufgegeben ist, daß die Klassenstruktur in allen Gesellschaften die 
Haupterklärungder sozialen Konflikte zwischen organisierten Gruppen darstellt, und woder 
machtgenerierenden Rolle politischer Institutionen wie der Konfliktrelevanz kultureller 
Identitäten ein größeres theoretisches Gewicht eingeräumt wird, bleibt jedes utilitaristische 
Handlungskonzept zentral. Unbestritten ist sicher, und darin kann man mit C. Offe die Lei- 
stung von Elsters Diskussionsbeitrag sehen, daß hier die konstitutiveRolle des Staates für Pro- 
zesse der Klassenbildung eher wahrgenommen wird als in jenen Varianten der marxistischen 
Klassentheorie, die die politischen Rechtsbeziehungen im Kapitalismus als ökonomisch de- 
terminierte Phänomene »bürgerlicher Ideologie« abhandeln. — Aus einer ganz anderen Per- 
spektive, nämlich der einer »links-weberianisch«inspirierten Sozialstaatsanalyse heraus, zeigt 
M. Krätke in seinem Beitrag, daß es in der Tat selbst in vollentwickelten bürgerlichen Gesell- 
schaften institutionalisierte Ungleichheiten gibt, die nicht (allein) auf der Ungleichheit zwi- 
schen gesellschaftlichen Klassen beruhen, sondern auf askriptiven Diskriminierungen, »die 
die ‘Klasseneinheit’ der Lohnarbeiter im Wohlfahrtsstaat einstweilen illusorisch erscheinen 
lassen« und die insbesondere besitzlose Nicht-Lohnarbeiter zu Sozialstaatsbürgern »minde- 
ren Rechts« stempeln. 

Fraglich ist indes, wie solch notwendige Korrekturen an dem monokausalen Erklärungsmo- 
dell der Klassentheorie zu einer komplexen und zugleich nicht-funktionalistischen Sozial- 
theorie hinführen könnten, wenn deren utilitaristisches Handlungskonzept beibehalten 
wird. Ch. Taylors Einwand, der spieltheoretische Marxismus, der sich das soziale Leben jaals 
Spiel rational gegeneinander handelnder Individuen vorstellt, könne Gültigkeit eigentlich 
nur für atomisierte Gesellschaften beanspruchen, für Sozialgebilde also, in denen keine Nor- 
men von »Sittlichkeit« resp. gemeinsam geteilte Werte und Normen Geltung haben, deckt 
sich in etwa mit dem von D. Lockwood immer wieder erhobenen Vorwurf: Alle Phänome- 
ne, die die »bürgerliche Soziologie« als zentrale Elemente von konsensgetragener Sozialinte- 
gration so scharf akzentuiert, entgingen der marxistischen Klassentheorie deswegen, weilihr 
kognitivistisch verengtes Ideologieverständnis sie stets daran gehindert habe, den normati- 
ven und moralischen Bestandteilen der Handlungsorientierungen sozialer Akteure nachzu- 
spüren. 

Notwendig scheint darum wohl zuallererst eine kategoriale Erweiterung der Klassentheorie 
um eben solche normativen Elemente eines strikt nicht-utilitaristischen Handlungskon- 
zepts. — Vorerst, soviel läßt sich aus den vorliegenden, hier leider nur in einer schmalen Aus- 
wahl vorstellbaren Beiträgen zum Themaentnehmen, ist wohl davon auszugehen, daß: 1. mit 
sozialen Formationen und Identitäten gerechnet werden muß, die sowohl unterhalb von 
ökonomisch beschreibbaren Klassenlagen positioniert sind als diese auch durchkreuzen kön- 
nen; 2. systembedrohende Konflikte denkbar geworden sind, die nicht allein in der Polarität 
von Kapital und Lohnarbeit verankert sind; 3. eindeutige Zuordnungen von sozialen Klas- 
seninteressen und bestimmten Typen politischer Optionen der möglichst präzisen Analyse 
ökonomischer Klassenlagen nicht mehr erwartet werden dürfen. 

Auf welche Weise veränderte ökonomische Strukturbedingungen auch die Form von Kon- 
flikten beeinflussen können, die eindeutig um die Achse Lohnarbeit und Kapital gelagert 
sind, zeigen Michael Burawoy und Anne Smith. Anhand vier sorgfältig ausgewählter Fallstu- 
dien zu Betriebsstillegungen und-verlagerungen wird die These einer heraufziehenden »hege- 
monialen Despotie« entwickelt, die entweder traditionelle Widerstandsformen der Betroffe- 
nen ins Leere laufen läßt oder die Betroffenen direkt partikularisiert und individualisiert, und 
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auf diese Weise Konflikte absorbiert. Eine Entwicklungstendenz, die nicht allein in der US- 
Industrie zu beobachten ist. 

Mit dem Beitrag von Alain Lipietz schließlich, setzen wir die im letzten Heft begonnene Dis- 
kussion zur Krisentheorie fort. Lipietz gehört zusammen mit Michel Aglietta und Robert 
Boyer zu den prominentesten Vertretern der französischen »Regulationsschule«, die sich dar- 
um bemüht, von den Grundlagen der Marxschen Kritik der Politischen Ökonomie aus eine 
krisentheoretische Sichtweise fortzuentwickeln, die auch die entwickeltsten Erscheinungen 
des Krisenprozesses erfassen kann. Wir haben diesen Aufsatz ausgewählt, weil er eine gute 
Einführung in ein hierzulande wenig bekanntes Theoriekonzept darstellt (und weil wir hof- 
fen, so die schlechte Tradition einer vorschnellen, nur auf die Schlüsselbegriffe zielende Ein- 
verleibung zu unterlaufen). Lipietz bleibt allerdings bei einführenden Erläuterungen nicht 
stehen; vor allem seine Diskussion eines »technologischen Auswegs aus der Krise« läßt sich als 
präzise Kontraposition zu den Ausführungen von Alfred Kleinknecht in PROKLA 57, aber 
auch zu der These eines neuen »politischen Regulierungsmodells« in Gestalt des CDU-Staats, 
wie sie Josef Esser und Joachim Hirsch in PROKLA 56 entwickelt haben, lesen. 

Die nächste Ausgabe der PROKLA wird sich mit dem Komplex Weltwirtschaft — Abhängig- 
keit — Entwicklungsperspektiven beschäftigen. 


Die Redaktion 


Errata 


Im Beitrag von Jörg Glombowski/Michael Krüger (PROKLA 57) ist uns ein Versehen unter- 
laufen. Die Abbildung 1 auf $. 44 ist falsch herum übernommen worden. Abbildung 1 gibt ei- 
nen dynamischen Prozeß in der von den Variablen # und A aufgespannten Ebene wieder. Da- 
bei wird $ auf der Ordinate (mit Pfeilrichtung nach oben!) und A aufder Abszisse abgetragen. 
Man erkennt dann sofort, daß das System dem Gleichgewichtspunkt (ß,, Ay) entgegenstrebt. 


Abbildung 1 
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Wenig deutet darauf hin, daß es so etwas wie die marxistische Handlungstheorie überhaupt 
gibt. Und dabei haben gerade die Marxisten immer von sich behauptet, beispiellose Einsicht 
in die gesellschaftlichen Verhältnisse zu haben, da sie im Besitz eines T'heoriegebäudes seien, 
das aufgrund seiner einzigartigen Geschlossenheit die künstlichen Spezialisierungen der 
»bürgerlichen« Sozialwissenschaften überwinde. Dieser Anspruch ist allerdings kaum halt- 
bar. Nicht allein, daß sich der Marxismus in einem derartigen Zustand epistemologischer 
Verwirrung befindet, daß einige seiner Jünger gar den Stellenwert eines der beiden Gebiete 
leugnen können, auf denen die marxistische Wissenschaft sich traditionell so sehr hervorge- 
tan hat — ich meine die Geschichte. Darüber hinaus zeigt der Marxismus in der Praxis ganz 
dieselbe Teilung der intellektuellen Arbeit wie die »bürgerliche« Sozialwissenschaft. Ökono- 
mische Theoretiker gehen ihrer Wege, ohne den Problemen der Klassenformation und des 
Klassenbewußtseins viel Beachtung zu schenken.! Andererseits stellen die Klassentheoreti- 
ker ihre Arbeiten keinesfalls selbstverständlich, wenn überhaupt, in einen systematischen 
Zusammenhang mit der marxistischen Wirtschaftstheorie.? Und schließlich existiert sogar 
noch eine spezifische Schule der »philosophischen Anthropologie«, die auf der Entfrem- 
dungstheorie aufbaut (Vgl. Ollman, 1971; Heller, 1974). Die Arbeiten zu diesem T’'hema ha- 
ben nur einen sehr vagen Bezug zu den Kernbereichen der marxistischen Wirtschaftstheorie, 
und die Mehrzahl der führenden marzistischen politischen Soziologen hält die ganze Ent- 
fremdungsdebatte für wenig bedeutsam, wenn nicht gar für schlichtweg ketzerisch. 

Gesetzt also, daß der Marxismus der Gegenwart sich derart uneinheitlich zeigt, gibt es dann 
überhaupt einen Grund änzunehmen, diesen verschiedenen Schulen liege eine gemeinsame 
Theorie des Klassenhandelns zugrunde? Diese Frage kann im Rahmen dieses Aufsatzes nicht 
ohne drastische Vereinfachungen beantwortet werden. Doch vielleicht ist es sogar ganz gut, 
dies Thema nicht allzu tiefschürfend, sondern sogar etwas platt anzugehen, denn ein gar nicht 
geringer, allzu komplizierter Teil der Diskussion, so hochtrabend er sich auch geben mag, 
scheint die Kernfragen eher zu verschleiern. 

Vom soziologischen Standpunkt aus stellt die konzeptionelle Verbindung von Systeminte- 
gration und Sozialintegration den entscheidenden Aspekt des Problems dar (Lockwood, 
1964); und im Marxismus gibt es nur eine solche einigermaßen sinnvolle Verbindung. Esgeht 
hier schlicht um den Versuch, einen Zusammenhang zwischen der ökonomischen Theorie 
der Kapitalakkumulation und der politischen Soziologie — oder der philosophischen An- 
thropologie — der proletarischen Revolution herzustellen. Die Erhellung dieses Zusammen- 
hangs ist schon immer das größte Problem der marxistischen T'heorie gewesen. Die folgende 


* Die Übersetzung besorgte Ulf Dammann. Der Aufsatz ist veröffentlicht in ‘Research in the Sociology 
of Work’, Vol. I, 1981. Die Kürzungen in der deutschsprachigen Fassung erfolgten in Absprache mit 
dem Autor. 


Argumentation verfolgt nun eine doppelte Absicht. Zunächst soll gezeigt werden, daß die 
Hauptverbindung zwischen System- und Sozialintegration mit Hilfe eines im Grunde »utili- 
taristischen« Handlungsbegriffs hergestellt wurde, der zu ungenauen und widersprüchlichen 
Erklärungen von Konflikt und Ordnung führt. Zweitens soll gezeigt werden, wie die einfluß- 
reichsten Vertreter moderner Klassentheorien die Probleme, die sich aus diesem Handlungs- 
begriff ergeben, »gelöst« haben, indem sie sieentweder gänzlich vermeiden oder indern sie das 
gesamte klassische marxistische Gebäude der System- und der Sozialintegration verwerfen. 
Die allgemein vertretene Ansicht, Marx habe sich bei der Entwicklung seiner »Bewegungsge- 
setze« der kapitalistischen Produktionsweise stärker auf Ricardo als auf Hegel gestützt, bildet 
den Ausgangspunkt der Betrachtung. Das Hauptargument wird insbesondere darauf gerich- 
tet sein, in welchem Ausmaß die marxistische Theorie des Klassenhandelns eine Modifika- 
tion des, wie Parsons es nannte, »utilitaristischen Handlungsmodells« darstellt (Parsons, 
1937, Lindsay, 1925). Die beiden Kennzeichen der klassischen utilitaristischen Position sind 
erstens die Annahme, die Ziele der Handelnden seien »zufällig«, und zweitens die Annahme, 
die Handelnden würden bei der Anpassung ihrer Mittel an die gegebenen Ziele von der »Ra- 
tionalität« geleitet. Zur Zeit von Malthus und Ricardo war die Vorstellung vom Handelnden 
als einem rationalen, individuellen Egoisten eine Ansicht, die Parsons Hobbes zuschreibt, 
schon durch das Bild von den rationalen Klassenegoisten ersetzt worden, deren Ziele durch 
ihre Stellung im Rahmen spezifischer Produktionsverhältnisse bestimmt wurden. Zu dieser 
Zeit war auch die post-Hobbesianische Vorstellung von einer Gesellschaft, in der in Politik 
und Wirtschaft eine natürliche Identität der Interessen herrschte, durch eine Theorie abgelöst 
worden, die von einer natürlichen Divergenz der Interessen ausgeht (Halevy, 1955: 319). Die 
These, die Ziele der Handelnden seien zufällig, da sie rein idiosynkratisch und nicht gesell- 
schaftlich determiniert seien, war also verworfen worden. Die Vorstellungaber, Ziele seien in 
dem Sinne zufällig, daß sie nicht durch ein gemeinsames Wertesystem moralisch integriert 
werden, blieb auch weiterhin, zumindest unterschwellig, erhalten. Das Problem der morali- 
schen Integration war jedoch für den Theorietypus peripher, der zunehmend um den Interes- 
sengegensatz zwischen Kapitalisten, Arbeitern und Grundbesitzern kreiste. Darüber hinaus 
verhinderte die zentrale Annahme, Klassenakteure verfolgten ihre jeweiligen Interessen nach 
rationalen Erwägungen, eine systematische Auseinandersetzung mit der normativen Deter- 
mination des Handelns. 

Man kann von Marx sagen, er habe diesen wiederhergestellten utilitaristischen Bezugsrah- 
men vor allem auf zwei Weisen modifiziert, die beide mit seiner Behauptung zusammenhän- 
gen, seine Vorgänger in der politischen Ökonomie behandelten die in der kapitalistischen 
Gesellschaft typischen Formen des Handelns als allgemein gültig und nicht als von den jewei- 
ligen historischen Bedingungen abhängig. An erster Stelle postuliert Marx eine Asymmetrie 
zwischen den Zielen der Kapitalisten und denen der Proletarier, indem er der Arbeiterklasse 
das systemüberwindende Ziel ihrer eigenen Abschaffung zuschreibt. Zweitens ist diese »Ziel- 
Verschiebung« des Proletariats untrennbar verbunden mit Marx’ Revision der Rationalitäts- 
annahme des »utilitaristischen Handlungsmodells«. Der Asymmetrie der Ziele von Kapitali- 
sten und Proletariern entspricht die Annahme unterschiedlicher Klassenrationalität. Der 
Unterschied zwischen Rationalität im Sinne einer technologisch oder ökonomisch rationa- 
len Anpassung der Mittel an die gegebenen Ziele einerseits und »Vernunft« im Sinne der Fä- 
higkeit zu verstehen, daß rationales Handeln, wie es gerade definiert wurde, durchaus negati- 
ve Folgen haben kann, findet sich bereits in den Arbeiten von Locke (Parsons, 1937: 96), der 
diese höhere Rationalität den besitzenden Klassen zuschrieb (MacPherson, 1977: 221-238). 
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Im Gegensatz dazu schreibt Marx dieselbe Art von Vernunft dem Proletariat zu, und in der 
Tat erfolgt die Zielverschiebung des Proletariats durch die Anwendung dieser Vernunft unter 
Bedingungen, die durch die kapitalistische Akkumulation hergestellt werden. Diese ziemlich 
knappen einführenden Bemerkungen über die Asymmetrie der Ziele der verschiedenen Klas- 
sen und über den Unterschied zwischen Rationalität und Vernunft sollen im folgenden nun 
weiter ausgeführt werden, um die Ursachen für die Ungenauigkeiten in den marxistischen 
Erklärungen des Verhältnisses zwischen den systemischen Widersprüchen und der proletari- 
schen Revolution herauszuarbeiten. 


u 


(...) Marx stellt den Kapitalisten allein als »Personifizierung einer ökonomischen Kategorie« 
vor, doch unterscheidet sich seine Konstruktion des rationalen Geizkragens nicht wesentlich 
von der Vorstellung des Handelnden, wie sie von früheren utilitaristischen Theoretikern in 
ihren Arbeiten über die Identität oder Divergenz von Interessen vertreten wurden. Ohne das 
Postulat, der Kapitalist sei ein rationaler Klassenegoist, kann Marx’ System nicht funktionie- 
ren. Jeder Kapitalist befindet sich in einer Situation, deren Logik für ihn die Kapitalakkumu- 
lation zu seinem alles entscheidenden Ziel werden läßt, und daer dieses Ziel rational verfolgt, 
werden neue rationale Erkenntnisse in Form neuer Techniken, die zur ständigen Weiterent- 
wicklung.der Produktionsmittel führen, zur wichtigsten Methode, relativen Mehrwert zu er- 
zielen. Und diese steigende organische Zusammensetzung des Kapitals ist nicht nur der 
Schlüssel zu Marx’ Theorie über die Widersprüche im System, sondern sie dient außerdem 
dazu, zu erklären, wie der Kapitalismus alle wichtigen Voraussetzungen für die proletarische 
Revolte selbst schafft. 

Das Bild wird komplizierter, bezieht man das proletarische Handeln mit in die Betrachtung 
ein. Von den Proletariern wird ebenso wie von den Kapitalisten angenommen, daß sie ratio- 
nal handeln, um ein Ziel zu erreichen, das unmittelbar vom bestehenden Produktionssystem 
vorgegeben wird. Dieses ist der Lohn, der nötig ist, um die Arbeit auf einem Existenzniveau 
zu erhalten, dasentweder rein physisch ist oder aber »traditionelle« Elemente des Lebensstan- 
dards enthält. Und wie die Klassensituation der Kapitalisten ist auch die des Proletariats, zu- 
mindest anfänglich, durch die Konkurrenz unter den Arbeitern gekennzeichnet. Doch an- 
ders als die Kapitalisten verfügt das Proletariat über eine Rationalität höherer Ordnung, über 
eine größere Einsicht, die es in die Lage versetzt, zu erkennen, daß das rationale Anstreben 
unmittelbarer Ziele ihm letztlich nur schadet und daß es ein weiterreichendes Ziel hat, das 
nur durch die Beseitigung des kapitalistischen Systems erreicht werden kann. Das Wesen die- 
ser postulierten Zielverschiebung besteht in der Unterscheidung zwischen einem Kampf um 
die Lohnhöhe und einem Kampf gegen das »Lohnsystem« selbst. (...) Die Bedingungen, die 
dieses systemüberwindende Ziel des Proletariats erreichbar machen, werden erst dadurch ge- 
schaffen, daß die Kapitalisten rational ihr systemimmanentes Ziel verfolgen. Die zunehmen- 
de Konzentration und Zentralisierung des Kapitals, die zunehmende Vergesellschaftung der 
Arbeit und das wachsende materielle und moralische Elend der Arbeiterklasse sind allesamt 
Folgen der allgemeinen Tendenzen der kapitalistischen Akkumulation. Den vermittelnden 
Faktor zwischen diesen Bedingungen und dem revolutionären Handeln aber stellt die Ein- 
sicht des Proletariats dar, zwischen seinen unmittelbaren und seinen grundlegenden Interes- 
sen zu unterscheiden (Öllman, 1971: 114-115; 122-124; 238-239). 
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(...) Marx’ Postulat, das Proletariat könne seine ihm von der Geschichte gestellte Aufgabe der 
Zielverschiebung aufgrund seiner Vernunft lösen, zeigt eine Auffassung vom Handeln, in der 
die utilitaristischen Ursprünge des Marxschen Denkens sich mit dem Hegelschen Denken 
vereinen. Anders als frühere revolutionäre Klassen kann das Proletariat nicht einfach seine 
unmittelbaren Interessen verfolgen und die Konsequenzen seines Handelns der »List der Ver- 
nunft«überlassen. »Die dialektische Beziehung von unmittelbarem Interesse und objektivem 
Einwirken auf das Ganze der Gesellschaft,« schreibt Lukacs, »(ist) in das Bewußtsein des Prole- 
tariats selbst verlegt.« (1971: 71; 156) Die Verschmelzung von unmittelbaren und grundlegen- 
den Interessen erfolgt, so wird argumentiert, durch den Prozeß der revolutionären Praxis, in 
dem die sich entfaltende Kraft der Vernunft des Proletariats eine entscheidende Rolle spielt. 
Doch nach dem Stand der Dinge besitzt die berühmte Formel, wonach die Veränderung der 
Menschen Hand in Hand geht mit der Veränderung ihrer Lebensumstände, nicht mehr 
Überzeugungskraft als eine Beschwörung. Um ihre konkrete Bedeutung zu begreifen, bedarf 
es einer genaueren Kennzeichnung der Natur der Menschen und Umstände, um die es geht. 
Aber bevor diese charakterisiert werden können, muß noch ein letzter Aspekt untersucht 
werden, der sich aus der Annahme ergibt, daß Handeln durch die Norm wissenschaftlicher 
Rationalität gelenkt sei. Und zwar geht es um die Erklärung des »irrationalen« Handelns. 
(...) Im allgemeinen hat die Gesellschaftstheorie nur zwei Möglichkeiten gefunden, um Abwei- 
chungen vom rationalen Handeln zu erklären. Die erste, integraler Bestandteil des utilitaristi- 
schen Denkens, stützt sich hauptsächlich auf die Begriffe der »Ignoranz« und des »Irrtums«. Ir- 
rationales Handeln wird mit anderen Worten entweder auf ungenügende Faktenkenntnis der 
Situation seitens des Handelnden oder seines ungenügenden Verständnisses der effizientesten, 
d.h. wissenschaftlich rationalen Mittels zur Erreichung seines Zieles zurückgeführt. Diese Art 
der Erklärung spielte in der marxistischen Theorie immer eine zentrale Rolle und gewann wei- 
ter an Bedeutung, je drängender das Problem wurde, die Irrungen des Proletariats erklären zu 
müssen. Gemeint ist hier die analytische Aufwertung der Theorie der ideologischen Dominanz 
der Kapitalisten und folglich des falschen Bewußtseins des Proletartats. Diese Theorie hat ver- 
schiedene Formen angenommen, doch sie hat, wie wir später sehen werden, unabhängig von 
ihrer konkreten Form dazu geführt, daß die Theorie des proletarischen Handelns enormen 
Schwankungen unterworfen war. 

Die zweite Möglichkeit, Abweichungen vom rationalen Handeln zu erklären, spielt weder 
im utilitaristischen noch im marxistischen Denken eine systematische Rolle. Sie beruht auf 
der Unterscheidung zwischen irrationalem und nichtrationalem Handeln (Parsons, 1937: 
712-713). Während ersteres durch das »Versäumnis« des Handelnden, bei der Anpassung sei- 
ner Mittel an seine Ziele dem Standard wissenschaftlicher Rationalität gerecht zu werden, ne- 
gativ definiert ist, bestimmt sich letzteres positiv, d.h. der Handelnde befolgt Regeln oder 
Normen, die er für obligatorisch hält, da sie ein unbestreitbares Ziel oder einen unantastba- 
ren Wert verkörpern. Diese Art des Handelns, dessen Grenzfall der Durkheimsche Begriff 
des religiösen Rituals darstellt, ist deshalb nur in dem Sinne nicht-rational, daß sie letztend- 
lich nicht mit Ignoranz oder Irrtum erklärbar ist. Obwohl einige Normen teilweise gerecht- 
fertigt sein mögen, weil sie die angemessensten Mittel darstellen, ein kurzfristiges Ziel zu er- 
reichen, und von daher nach Kriterien der wissenschaftlichen Rationalität beurteilt werden 
können, so erreicht die Mittel-Ziel-Kette doch irgendwann einen Punkt, an dem die rationa- 
le Begründung der Regel auf einem Ziel beruht, das insofern fundamental ist, als es wissen- 
schaftlich nicht widerlegbar ist. Es ist zwar richtig, daß auch grundlegende Werte noch einer 
rationalen Prüfung unterzogen werden können; andererseits aber ist es unwahrscheinlich, 
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daß eine Gesellschaft, die ausschließlich aus Moralphilosophen besteht, überhaupt lebensfä- 
hig wäre. Dennoch impliziert die Tatsache, daß die meisten Menschen ihre fundamentalsten 
Ziele nicht ausschließlich aufgrund logischer Überlegungen erwerben und nur selten ändern, 
nicht, daß sie zu Menschen sozialisiert wurden, die sich unhinterfragt den Regeln unterwer- 
fen, denen diese Werte zugrundeliegen. Der jetzt herangezogene Handlungs-Begriff dient al- 
lein dazu, Fragen aufzuwerfen, die der utilitaristische Ansatz im Dunkeln läßt. Die zentralste 
dieser Fragen betrifft das Ausmaß, in dem die fundamentalen Ziele von Handelnden durch 
ein gemeinsames Wertesystem integriert sind. Wodurch dann die Aufmerksamkeit auf die 
Faktoren gelenkt wird, die das Ausmaß bestimmen, in dem Werte und Normen, die die für 
unterschiedliche Klassenakteure angemessenen Ziele und Mittel definieren, in der Form in- 
nerer — und nicht äußerer — Beschränkungen die Handlungsbedingungen konstituieren. 
Unter diesem Blickwinkel ist das zentrale Problem nicht mehr, wie Abweichungen vom wis- 
senschaftlich rationalen Handeln erklärt werden können, sondern wie Unterschiede bei der 
Institutionalisierung von Werten erklärbar sind. 

Die Rolle von Werten und Normen ist in der marxistischen Handlungstheorie nur sehrunge- 
nau bestimmt. Die Bereitschaft, ihre Bedeutung anzuerkennen, wächst in dem Maße, in dem 
die augenfällige Unzulänglichkeit der Erkärungen, die von ideologisch beeinflußter Ignoranz 
und Irrtümern ausgehen, es erforderlich macht, die »kulturellen« im Gegensatz zu den »kog- 
nitiven« Schranken bei der Bildung revolutionären Bewußtseins ausdrücklicher einzubezie- 
hen. Im allgemeinen wurden diese kulturellen Faktoren jedoch mit in die Kategorie der Ideo- 
logie einbezogen. Der Hauptgrund dafür liegt in der ungenügend deutlichen Unterscheidung 
zwischen irrationalen und nicht-rationalen Handlungen, was eine rigorose Analyse und 
empirische Untersuchung der Bedingungen, welche die Institutionalisierung von Werten be- 
stimmen, nicht zuläßt. Dieser Mangel führt zu der Neigung, auf ein »übersozialisiertes« Bild 
vom Menschen zu verfallen, das nur die Verschwommenheit der Theorie des Klassenhan- 
delns noch deutlicher werden läßt, da es »idealistische« Erklärungsversuche, die denen des 
normativen Funktionalismus stark ähneln, nahelegt. 

Bevor der Frage nachgegangen wird, auf welche Weise der Marxismus das Fehlen von revolu- 
tionärem Klassenbewußtsein mit dem Hinweis auf die ideologischen und kulturellen Schran- 
ken der proletarischen Vernunft zu erklären sucht, scheint es durchaus lohnend, wenigstens 
anzudeuten, wie die Schwierigkeit, mit normativen Faktoren umzugehen, sich unmittelbar 
aus Marx’ Darstellung der Bedingungen für die proletarische Revolte ergibt. Zum Zweckeder 
besseren Darstellung sollen die drei Hauptstränge der Argumentation voneinander getrennt 
werden. Erstens gibt es eine »ökonomische« Theorie, die sich um die absolute oder relative 
Verelendungder Arbeiterklasse dreht. Zweitensgibt eseine»soziologische« Theorie, nach der 
die Revolution am Endeeines Prozesses der proletarischen Selbsterziehung oder Praxis steht. 
Und drittens gibt es eine »philosophische Anthropologie« der Entfremdung, die den revolu- 
tionären Antrieb des Proletariats in der Entwürdigung seines Daseins als Gattung sieht. 
(...) Die Frage, ob Marx eine absolute oder eine relative Verelendung des Proletariats voraus- 
sagte, spielt in diesem Zusammenhang keine große Rolle, wie kontrovers sie von anderen 
Standpunkten aus auch sein mag (Bober, 1948: 213-221, ist noch immer die beste kurze Dar- 
stellung). Der Kernpunkt ist, daß die Hypothese, Verelendung führe zu Radikalismus, oder 
anders herum, Wohlstand zu Konservativismus, weder empirisch nachweisbar noch logisch 
fundiert ist. Es ist nicht richtig, daß die am meisten verarmten und wirtschaftlich am wenig- 
sten abgesicherten Arbeiter zwangsläufig, oder auch nur üblicherweise, die radikalsten sind 
oder daß in Zeiten mit fallenden Reallöhnen und hoher Arbeitslosigkeit zwangsläufigder Ra- 
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dikalismus in der Arbeiterklasse blüht. Von gleicher Bedeutung ist, daß Marx selbst die Grün- 
de liefert, zu bezweifeln, daß eseine einfache und direkte Beziehung zwischen den wirtschaft- 
lichen Bedingungen und dem Klassenbewußtsein des Proletariats geben könnte. Zunächst 
einmal erkannte Marx, wie Ricardo vor ihm, daß die Bedürfnisse von Arbeitern und folglich 
auch der Wert der Arbeit veränderlich sind und nicht allein durch die Bedingungen schierer 
physischer Subsistenz, sondern auch durch »einen traditionellen Lebensstandard«, d.h. 
durch »ein historisches und moralisches Element«, bestimmt werden (eine ausführliche Dis- 
kussion dieses Punktes findet sich bei Browder, 1959). Das bedeutet, daß schon in den Ver- 
elendungsansatz ein Moment der relativen Benachteiligung eingebaut ist und daß die Auswir- 
kungen ökonomischer Umstände auf das Klassenbewußtsein durch die Veränderlichkeit von 
»moralischen« Faktoren beeinflußt werden. Und schließlich ist von größter Bedeutung, daß 
auch das Phänomen der Stratifikation nach Statusgruppen eine gewisse Rolle spielt. (...) 

Der systematische Charakter dieses »moralischen Elements« wird offenkundiger, wenn man 
davon ausgeht, Marx habe nicht die absolute, sondern nur die relative Verelendung der Arbei- 
terklasse vorausgesagt. Wo auch immer die Vorzüge dieser Interpretation liegen mögen, auf 
jeden Fall hat sie weitreichende soziologische Implikationen. Denn vorausgesetzt, sie geht 
nicht allein von einem objektiven Auseinanderklaffen von Profiten und Löhnen, die beide 
ansteigen, aus, dann muß die Erklärung des Gefühles ungerechter Benachteiligung im Zusam- 
menhang mit relativer Verelendung auch auf die normative gegenseitige Abhängigkeit der 
Ziele von Kapitalisten und Proletariern Bezug nehmen. Das Gefühl der Benachteiligung auf 
Seiten des Proletariats rührt mit anderen Worten nicht von einem Vergleich ihrer Mittel mit 
ihrem traditionell bestimmten Lebensstandard her, sondern von dem Vergleich ihres Lebens- 
standards mit dem der Kapitalistenklasse. Wenn die Idee von der relativen Verelendung sich 
nicht auf diesen Vergleich bezieht, ist sie nichts als ein rein statistischer Begriff ohne jede Rele- 
vanz für die Handlungen des Proletariats. Hat sie jedoch diese Bedeutung, dann geht mit ihr 
auch die Vorstellung von einer Statusordnung einher. Beinhaltet der Lebensstandard einer 
Klasse auch ein moralisches Element, muß die Beziehung zwischen dem Lebensstandard ei- 
ner Klasse und dem einer anderen auch eine moralische Beziehung implizieren; das heißt eine 
Statushierarchie, die die Ziele, oder den Lebensstandard, bestimmt, die eine Klasse legitimer- 
weise anstreben kann. Obwohl Marx und Engels nicht vor der Tatsache die Augen verschlos- 
sen, daß die Klassensolidarität durch Statusunterschiede untergraben werden könnte, fand 
der Statusaspekt nur ganz unsystematisch Eingang in ihre Erklärungen des Klassenhandelns. 
Das blieb auch ein Charakteristikum der späteren marxistischen Theorie; und wie wir gleich 
sehen werden, ist das Versäumnis, die Institutionalisierung des Status von der allgemeinen 
Kategorie des Ideologischen zu unterscheiden, einer der Hauptgründe, warum der Marxis- 
mus eine ausgeprägte Tendenz zeitigt, zwischen zwei gleichermaßen unhaltbaren Hand- 
lungsbegriffen hin und her zu schwanken: auf der einen Seite dem »positivistischen« (für den 
die Verelendungstheorie archetypisch ist) und auf der anderen dem — man kann es nur so 
nennen, wenn auch in eingeschränktem Sinne — »idealistischen« Handlungsbegriff. An die- 
ser Stelle muß jedoch auch betont werden, daß die vorangegangene Kritik an der Verelen- 
dungsthese gleichermaßen für die entgegengesetzte Art von Argumentation gilt, die die Stille- 
gung des Klassenkonflikts oder den Konservativismus des Proletariats mit seinem relativen 
Wohlstand erklären will. Lenins Theorie von der »Arbeiteraristokratie« ist das krasseste Bei- 
spiel für einen derartigen Erklärungsversuch. Seine These, die proletarische Revolution sei 
von führenden Schichten der Arbeiterklasse verhindert worden, die »bestochen« oder ge- 
kauft worden seien, indem ihnen ein Anteil an den imperialistischen Superprofiten zugeflos- 
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sen sei, beruht auf der bekannten positivistischen Vorstellung, die die Determination von 
Zielen auf Veränderungen der materiellen Bedingungen reduziert. Spätere Untersuchungen 
haben die Unzulänglichkeit dieser Theorie aufgezeigt (Moorehouse, 1978). Sie zeigten außer- 
dem, daß sich die Arbeiteraristokratie, weit davon entfernt, »verbürgerlicht« oder mit der 
Ideologie der herrschenden Klasse indoktriniert zu sein, durch die Bildung ihrer eigenen 
Werte und Überzeugungen, die von denen der Bourgeoisie um einiges abwichen, selbst als 
Statusgruppe konstituierte (Crossick, 1976; Gray, 1973). 
Bei der Beschäftigung mit dem zweiten Argumentationsstrang, der Revolten der Arbeiter- 
klasse als einen Prozeß der proletarischen Selbsterziehung erklären will, tauchen dieselben 
Probleme auf. Die grundlegende Schwäche der Theorie der revolutionären Praxis liegt in ih- 
rer Vernachlässigung der Hindernisse, die auf dem Pfad zur proletarischen Vernunft durch 
»moralische Flemente« und »Traditionen« aufgerichtet werden. Von besonderer Bedeutung 
sind hier erstens die Statuseinverleibung der Arbeiterbewegung und zweitens die Tradition 
oder Rituale der Bewegung selbst. Um deren Stellenwert zu demonstrieren, ist es zweck- 
dienlich, mit der Anmerkung zu beginnen, daß die konkrete Bedeutung der Aussage »In der 
revolutionären Betätigung geht die eigene Veränderung mit der Veränderung der Umstände 
einher« in der großen Bedeutung liegt, die Marx dem gewerkschaftlichen Handeln als einem 
Mittel zuweist, das sowohl die proletarische Solidarität stärkt als auch die Bedingungen so 
verändert, daß der Klassenkonflikt intensiviert wird. Die Eskalation der gewerkschaftlichen 
Aktivitäten von der Ebene partikularer ökonomischer Kämpfe zum Kampf um die Gesetz- 
gebung, der den Konflikt zwischen den Klassen verallgemeinern würde, war für Marx von 
größter Wichtigkeit. Die Gewerkschaften waren die »Schulen des Sozialismus«, die Grund- 
form der Praxis, durch die die Zielverschiebung des Proletariats verwirklicht würde. 
(...) Der Marxismus mußte in zunehmenden Maße auf Erklärungen zurückgreifen, die die 
Rolle der ideologischen Verwirrung betonen, die entweder das Resultat gezielter Indoktrina- 
tion der Arbeiterklasse durch die Herrschenden oder des falschen Bewußtseins ist, das von 
den kapitalistischen Produktionsverhältnissen selbst hervorgerufen wird und das Kapitali- 
sten und Proletarier gleichermaßen beeinflußt. Man hat also, mit anderen Worten, meist auf 
die Ignoranz- und Irrtum-Thesen zurückgegriffen, die beim utilitaristischen Ansatz die 
grundlegenden Kategorien darstellen, um Abweichungen vom rationalen Handeln zu erklä- 
ren. In welcher Weise dieser Rückgriff auf Erklärungen von Klassenhandeln, die auf ideologi- 
sche Restriktionen verweisen, eine chronische Unbeständigkeit in der marxistischen Theorie 
bervorbringt, wird im nächsten Abschnitt zu behandeln sein. Im Moment ruht das Interesse 
auf einem speziellen Aspekt dieses allgemeinen Problems: und zwar dem Versuch, das Ver- 
harren der proletarischen Praxis auf dem Niveau des gewerkschaftlichen Bewußtseins durch 
den Verweis auf die ideologischen Auswirkungen der eigentümlichen rechtlichen und politi- 
schen Beziehungen in der kapitalistischen Gesellschaft zu erklären. Denn diese Art von Argu- 
mentation rückt wieder einmal die unklare Position der marxistischen Theorie in der Frage 
der Status-Stratifikation in den Mittelpunkt des Interesses. 
Von den politischen und staatsbürgerlichen Beziehungen in der kapitalistischen Gesellschaft 
“wird behauptet, sie verhinderten die Entstehung eines revolutionären Proletariats, weil sie 
die Gesellschaft in eine Vielzahl rechtlich eigenständiger Individuen aufsplittere und dadurch 
die wahre Natur der Klassenbeziehungen und der Ausbeutung der einen durch die andere 
Klasse verschleiere. Ein Autor formulierte es so: »Die grundlegende Form des westlichen par- 
lamentarischen Staates selbst — die Summe der staatsbürgerlichen Rechte seiner Bürger— bil- 
det den Kernpunkt der ideologischen Apparate des Kapitalismus.«(Anderson, 1977: 29; siehe 
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auch Poulantzas, 1973: 123-137; 210-221; Wright, 1978: 241) Und parallel zu dieser Indivi- 
dualisierung der politischen Beziehungen sind auch das Privateigentum und die Freiheit, Ar- 
beitsverträge zu schließen, vom Marxismus immer dafür verantwortlich gemacht worden, 
die Klassenstruktur der bürgerlichen Gesellschaft auf im wesentlichen ähnliche Weise zu 
verschleiern. Es ist nun hinreichend deutlich, daß diese Argumente sich auf den rechtlichen 
Aspekt der Statusordnung beziehen. Die bürgerlichen Rechte sind nicht weniger Teil des 
Statussystems, da sie mit der Gleichheit des rechtlichen, politischen und sozialen Status zu 
tun haben. Sie sind im Gegenteil die Grundlage der modernen Statusordnung, auf die die, 
wie Weber sie nennt, »konventionellen« Statusungleichheiten übergestülpt sind. Indem sie 
die gesellschaftlich integrative oder zumindest doch stabilisierende Funktion der Bürger- 
rechte hervorheben, rücken die marxistischen Theorien von der Verhinderung der proleta- 
rischen Revolution in beträchtliche Nähe zur »bürgerlichen« Soziologie; und insbesondere 
zu Untersuchungen, die sich mit den Konsequenzen der Institutionalisierung von rechtli- 
chen, politischen und gesellschaftlichen Bürgerrechten für Klassenhandeln befaßten (z.B. 
Marshall, 1950; Bendix, 1964). Doch dem Marxismus mangelt es an einem klaren Verständ- 
nis der Wechselbeziehung zwischen Klasse und Statusstrukturen. Und zwar deshalb, weil 
die Analyse der Institutionalisierung des Status in seiner Theorie der Sozialintegration kei- 
nen Platz hat. Das gesamte Problem des Status wurde in höchst allgemeinen und im wesent- 
lichen funktionalistischen Modellen der ideologischen Herrschaft aus den Augen verloren. 
Einer der Gründe für dieses Versäumnis liegt in der irrigen Auffassung, Status komme allein 
aufgrund rein »subjektiver« Einschätzungen von Prestige zustande, die amorphe, schwan- 
kende und schlichtweg ideologische Produkte sind; eine Auffassung, die die Erforschung 
von Statusgruppen ausschließt, deren Grenzen durch Akte der sozialen Akzeptanz, Ableh- 
nung und Erniedrigung aufrechterhalten werden. Doch das Versäumnis ist zum Teil auch 
auf die wiederum falsche Vorstellung zurückzuführen, rechtliche Gleichberechtigung kön- 
ne nicht Teil einer Statusordnung sein, da der Begriff des Status Ungleichheit der sozialen 
Stellung impliziere. So gilt Status also einerseits als »trivial« und seine Auswirkungen auf 
Klassenhandeln scheinen irgendwie weniger »real« als jede der ökonomischen Strukturen. 
Und andererseits wird der Kern, d.h. das rechtliche Element jeder Statusbeziehung über- 
haupt nicht in das Statussystem der kapitalistischen Gesellschaft einbezogen. Auf die gesam- 
ten Implikationen dieser doppelten Fehleinschätzung kann hier nicht eingegangen werden, 
doch ist es wichtig, zumindest kurz ihre Tragweite für die Erklärung des »trade-unionisti- 
schen Bewußtseins« anzudeuten. 

Zunächst muß zu dem vermeintlich atomisierenden Fffekt der politischen und bürgerlichen 
Beziehungen in der kapitalistischen Gesellschaft angemerkt werden, daß der schlüssige Be- 
weis für diese These bisher noch nicht erbracht wurde. Und dann muß gesagt werden, daß 
ganz im Gegenteil einiges darauf hindeutet, daß die These zweifelhaft ist. Denn hätten sich 
die Arbeiter tatsächlich selbst als rechtlich vereinzelte und isolierte Individuen gesehen, wie 
hätten sie sich dann auch nur zu Gewerkschaften zusammenschließen können? Und wenn 
Arbeiter dieses erste ideologische Hindernis auf dem Weg zum kollektiven Handeln über- 
winden konnten, was hindert die proletaische Vernunft dann daran, auch den weiteren 
Durchbruch zuerzielen, der die Interessen der Arbeiterklasse von systemimmanenten auf sy- 
stemüberwindende Ziele verschieben würde? Das Modell des trade-unionistischen Bewußt- 
seins hat darauf keine Antwort. Entweder beschreibt es das Problem nur erneut, oder es sucht 
es aufeine Weise zu ergründen, die auch keine Erklärung für das trade-unionistische Bewußt- 
sein bietet. 
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Mit dem Vorteil, das Problem rückblickend angehen zu können, fällt es leicht zu erkennen, 
warum Marx’ Erwartung, daß es revolutionäre Konsequenzen hätte, wenn Gewerkschaften 
politische Ziele verfolgten, nicht aufging. Und der Grund für seinen Irrtum ist sehr bedeut- 
sam. Denn das hauptsächliche Ziel, das Gewerkschaften durch legislative Initiativen zu er- 
reichen suchten, ist das der Absicherung und Legalisierung ihrer eigenen Existenz, und zwar 
in einer Form, die Marshall »ein sekundäres System der industriellen Bürgerrechte parallel 
und ergänzend zu dem System der politischen Bürgerrechte« (1950: 44) nennt. Das als blo- 
ßes trade-unionistisches Bewußtsein abzutun, mag vom Standpunkt der sozialistischen 
Eschatologie in Ordnung sein. Doch ist es gewöhnlich der Fall, daß neue ökonomische 
Gruppen, deren Stellung in der Statusordnung noch ungefestigt ist, zunächst einmal stark 
daran interessiert sind, eine sichere Position innerhalb der bestehenden Autoritäts- und Sta- 
tushierarchie auszuhandeln. Nur wenn es keine institutionalisierten Mittel gibt, dieses Inter- 
esse zu befriedigen, wird die Legitimität der Statusordnung als ganzes in Frage gestellt. Diese 
allgemeine Beobachtung impliziert nicht, daß die »bürgerliche Inkorporierung« der Arbei- 
terklasse einen historischen Endpunkt darstellt oder daß die »Institutionalisierung des Klas- 
senkonfliktes« das letzte Wort über die Dynamik der Klassenformation in kapitalistischen 
Gesellschaften ist. Ihre Bedeutung liegt vielmehr in den Problemen, die sie für den Hand- 
lungsbegriff aufwirft, der der Theorie zugrunde liegt, derzufolge die Praxis der Geburtshel- 
fer der proletarischen Vernunft sei. 
Denn eine Möglichkeit, trade-unionistisches Bewußtsein zu definieren, ist zu behaupten, es 
sei eine rationale, jedoch keine vernünftige Reaktion auf die Situation, in der die Arbeiter- 
klasse sich befindet. Das ist gleichbedeutend mit der Feststellung, die rechtlichen Grundlagen 
für den Zusammenschluß der Arbeiter zu Gewerkschaften zu sichern, sei ein rationales Mit- 
tel, um die unmittelbaren Ziele der Arbeiterklasse zu erreichen, aber ein unvernünftiges Mit- 
tel, um ihre grundlegenden Ziele durchzusetzen. Doch diese Formulierung beruht aufeinem 
Handlungsbegriff, der alle normativen Elemente in der Situation auf äußere Mittel und Be- 
dingungen reduziert, die rational Handelnde zu berücksichtigen haben. Es ist natürlich mög- 
‘lich, von einem proletarischen Handelnden auszugehen, für den der Erwerb von Statusrech- 
ten einzig und allein ein Mittel ist, um andere Ziele zu erreichen. Marx hielt es beispielsweise 
tatsächlich für möglich, daß eine Arbeiterklasse, die über das Wahlrecht verfügt, den Sozialis- 
mus mit dem Stimmzettel einführt. Der grundlegende Fehler dieser Art von Argumentation 
liegt jedoch in der Unmöglichkeit, das »historische und moralische Element« mit ihr zu ver- 
einbaren. Insbesondere kann sie nicht zugeben, daß der Erwerb dieser Rechte dazu führt, daß 
sie für die betreffenden Akteure einen Wert an sich bekommen und nicht allein Mittel zum 
Zweck bleiben, da der Kampf um Statusrechte eine stärkere Orientierung auf »moralische 
Elemente« zur Folge hat und damit der Legitimierung der Statusordnung als ganzes dient. 
Das impliziert zum Beispiel, daß die Institutionalisierung der »freien Tarifverhandlungen« 
nicht nur ein rationales Mittel der Arbeiter ist, die ihre unmittelbaren Ziele verfolgen, son- 
dern auch eine Form des Handelns, die aufgrund der Tatsache, daß sie im Rahmen einer auf 
den »moralischen Elementen« der Staatsbürgerschaft beruhenden Statusordnung, die sie 
gleichzeitig auch verändert hat, entwickelt wurde, unweigerlich traditionellen oder rituellen 
Charakter annimmt. Ein derartiges Handeln als einen Ausdruck trade-unionistischen Be- 
wußtseins, als Resultat der Indoktrination durch die herrschende Klasse und folglich implizit 
als irrational abzutun, heißt nicht nur, einen herablassenden Standpunkt gegenüber dem 
Kampf der Arbeiterklasse selbst einzunehmen. Es heißt auch das Ausmaß zu ignorieren, in 
dem dieses Vorgehen in dem Sinne nicht-rational ist, daß es eine positive Bindung an norma- 
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tive Standards (Statusrechte), welche das unmittelbare Mittel-Ziel-Verhältnis legitimieren, 
und somit in gewissem Grade an die grundlegenden Werte, von der diese Legitimierung abge- 
leitet ist, einschließt. 

(...) Tradition, Status und Rituale kennzeichnen Handlungsformen, die der Marxismus, wie 
die utilitaristische Tradition, in der er verwurzelt ist, aufgrund seiner eigenen Beschränkun- 
gen als irrational behandelt. Während ihre besondere Bedeutung zwar durchaus gewürdigt 
werden mag (siehe z.B. Hobsbawm, 1959), sind sie doch keine Faktoren, die in der marzisti- 
schen Handlungstheorie einen zentralen analytischen Platz einnehmen. 

Der dritte zentrale Ansatz zur Erklärung des proletarischen Klassenbewußtseins, der auf der 
Entfremdungsthese basiert, verdient als Theorie der proletarischen Revolte nur eine kurze 
Erwähnung. Doch ist es wichtig vorauszuschicken, daß die Entfremdungsthese zwar mei- 
stens dazu herangezogen wird, das Wohlverhalten der Arbeiterklasse zu erklären, daß sie al- 
lerdings auch als Erklärung für die Revolten des Proletariats herhalten kann. Welcher Wert 
ihr also auch als dialektisches Schutzschild gegen alle möglichen Wendungen des Klassen- 
kampfes zugemessen werden mag, die Tatsache, daß ganz gegensätzliche Schlußfolgerungen 
aus ihr gezogen werden können, empfiehlt sie nicht gerade als tiefschürfende Erklärung des 
Klassenhandelns. Die Ursachen für diese Schwierigkeiten liegen in der Zweideutigkeit der 
beiden grundlegenden Elemente, die in die Formulierung der These einfließen: einerseits der 
Begriff der „menschlichen Natur« und andererseits die Bedingungen, unter denen die Ent- 
fremdung entsteht. 

Bezüglich ersterem ist wohlbekannt, daß Marx sowohl von der »menschlichen Natur im all- 
gemeinen« als auch von der »in jeder historischen Epoche modifizierten menschlichen Na- 
tur« spricht. Das Hauptproblem liegt jedoch darin, daß die relative Wichtigkeit dieser beiden 
Elemente für die Handlungen des Proletariats höchst unbestimmt bleibt. (...) Soweit es die 
Theorie des proletarischen Handelns betrifft, geht es im wesentlichen darum, in welchem 
Ausmaß gesellschaftlich bestimmte und falsche Bedürfnisse das Entstehen des grundlegenden 
Bedürfnisses unterbinden, »frei und bewußt« zu handeln, wie es dem »Gattungscharakter 
menschlicher Wesen« entspricht. Abhängig davon, welcher dieser beiden Aspekte der Be- 
dürfnisbildung gerade betont wird, kann die Reaktion auf Bedingungen der Entfremdung 
entweder aktiv oder passiv ausfallen. Es besteht kein Zweifel, daß Marx großes Gewicht auf 
die zweite Form der Reaktion legte. (...) Andererseits gibt es aber auch genug Belege in Marx’ 
Schriften, um die gegenteilige Interpretation zu untermauern, die in späterer marxistischer 
Literatur ja auch an Bedeutung gewann und die den passiven Reaktionen auf Bedingungen 
der Entfremdung und damit der Kraft dieser Bedingungen, falsche Bedürfnisse zu wecken, 
mehr Bedeutung zumaß. 

Der Zweideutigkeit des Begriffs der »menschlichen Natur«— und das ganze Problem der Dy- 
namik der Entfremdung in der kapitalistischen Gesellschaft weiter verwirrend — entspricht 
das Problem, ob die Bedingungen, die zur Entfremdung führen, als veränderlich oder als un- 
veränderlich betrachtet werden müssen. Wenn die Ursachen der Entfremdung, wie in der Re- 
gel, in den kapitalistischen Produktionsverhältnissen per se gesucht werden, dann ist die Ent- 
fremdung umfassend und betrifft Kapitalisten und Proletarier gleichermaßen. Doch es ist 
ebenso möglich zu argumentieren, obwohl alle Arbeiter entfremdet seien, seien einige Arbei- 
ter doch mehr entfremdet als andere. Da die Methoden der Produktivitätssteigerung der Ar- 
beit technologisch sind und sich Produktionstechniken in dem Grad unterscheiden, in dem 
sie die Autonomie des Arbeiters verringern, gibt es somit ein wichtiges variables Element in 
den Bedingungen der proletarischen Entfremdung. 
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Von den theoretischen Verschiebungen, die durch die erwähnten konzeptionellen Zweideu- 
tigkeiten ermöglicht werden, müssen nur zwei erwähnt werden. Es geht dabei um die Hypo- 
thesen über proletarisches Handeln, denen man am häufigsten begegenet und die, mit ihren 
widersprüchlichen Schlußfolgerungen, am besten die Ungereimtheit der Entfremdungsthese 
demonstrieren. Die erste kann einfach ohne Kommentar genannt werden, da sie ein Teil der 
Sicherheitsnetz-These von der ideologischen Unterdrückung der proletarischen Vernunft 
ist, die im folgenden behandelt werden soll. Es handelt sich um ein Argument, das das Aus- 
bleiben der proletarischen Revolution in entwickelten kapitalistischen Gesellschaften heute 
und in absehbarer Zukunft erklären will. 

Dieser Erklärungstypus betont die Formbarkeit der proletarischen Ziele und den globalen 
Charakter der Bedingungen, die für die Entfremdung verantwortlich zeichnen. Bei einigen 
Versionen dieser Argumentationslinie ist die mangelnde Fähigkeit des Proletariats, seine Ver- 
nunft umzusetzen und seine grundlegenden Bedürfnisse zu erfassen, ein offensichtlich unab- 
änderlicher Vorgang. 

In krassem Gegensatz zu dieser pessimistischen Auffassung von der entfremdeten proletari- 
schen Passivität steht eine zweite Theorie, die auf geniale Weise die alternative marxistische 
These, die Arbeiterklasse werde unter den Bedingungen zunehmender Entfremdung revol- 
tieren, umkehrt. Diese Interpretation geht davon aus, daß die wesentlichen Bedürfnisse des 
Proletariats keineswegs ausgelöscht oder gründlich unterdrückt seien, sondern immer drän- 
gender würden, je weniger die Arbeit objektiv entfremdet werde. Es ist dieser letzte Teil, der 
so genial ist. Denn im Gegensatz zu Marx’ Erwartungen haben die entmenschlichendsten Be- 
dingungen der Produktion allenfalls eine minimale Anpassung seitens der Arbeiter zur Fol- 
ge; und je länger Arbeiter solchen Bedingungen ausgesetzt sind, um so mehr werden sie pa- 
thologisch gegen sie abgehärtet (Argyris, 1957). Es ist deshalb eine dialektische tour de force, 
zu entdecken, daß die radikalsten Arbeiter jene sind, die unter den objektiv am wenigsten 
entfremdeten Bedingungen arbeiten. Da diese Bedingungen darüber hinaus mit den am wei- 
testen entwickelten. »Produktivkräften« in Zusammenhang stehen, kann sich die Theorie 
von der »neuen Arbeiterklasse« (Mallet, 1975) wenigstens an einen Strohhalm der Orthodo- 
xie klammern. Es handelt sich dabei um die Marxsche Überzeugung — die allerdings nur 
schwer mit seiner Ansicht über die Tendenz der technischen Entwicklung in kapitalistischen 
Produktionsverhältnissen in Einklang zu bringen ist —, daß die Kräfte und Bedürfnisse der 
Menschen sich mit der zunehmenden Herrschaft des Menschen über die Natur durch die 
fortschreitende Vergesellschaftung der Produktion entfalten werden. Die These von der 
»neuen Arbeiterklasse« gründet sich also auf einen Begriff von der »menschlichen Natur«, 
der eine darin eingeschlossene Hierarchie von Bedürfnissen voraussetzt. Weil die Arbeiter in 
den technologisch fortgeschrittenen Industrien relativ gut bezahlt werden und ihre Arbeits- 
plätze ziemlich sicher sind, können sie Ansprüche entwickeln, die sich qualitativ von denen 
anderer Arbeiter unterscheiden — Forderungen nach Arbeiterkontrolle und Selbstverwal- 
tung im Gegensatz zu rein »ökonomistischen« Forderungen. Diese Interessen, die die radi- 
kalste Bedrohung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse darstellen, werden außerdem 
durch die Art und Weise gefördert, in der die Arbeiter in das Unternehmen integriert sind. 
Anders als die passiv entfremdeten Arbeiter in den Massenproduktionsindustrien befindet 
sich die neue Arbeiterklasse in einer Lage, in der die individuelle Arbeit jede Bedeutung ver- 
liert, in der die Kenntnisse, die Fähigkeiten der Arbeiter und ihre kollektive Eingliederung in 
die Produktion ihnen nicht nur eine hohe Störkapazität verleihen, sondern ihnen auch den 
Widerspruch zwischen dem vergesellschafteten Charakter des Arbeitsprozesses und dem pri- 
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vaten Charakter seiner Kontrolle bewußt werden lassen. Indem sie ihre Ziele verfolgen, wer- 
den die Gewerkschaften der neuen Arbeiterklasse in die Lage versetzt, neue Streikformen an- 
zuwenden, und erziehen sie sich selbst bis zu dem Punkt, an dem sie Forderungen aufstellen, 
die zunehmend in die Vorrechte des Managements, sogar auf dem Finanzsektor, eingreifen. 
Der Vorzug dieser Argumentation, der sie von anderen Entfremdungstheorien absetzt, liegt 
darin, daß sie widerlegt werden kann — und widerlegt worden ist (Gallie, 1978). Sie ist falsch, 
weil sie von einertechnischen Determination des Klassenhandelns ausgeht, die nicht erklären 
kann, warum es deutliche nationale Unterschiede in der Einstellung und im Verhalten der 
Arbeiter in technisch identischen Fabriken gibt. Diese Unterschiede können nur erklärt wer- 
den, wenn das umfassendere System der industriellen und politischen Beziehungen und die 
jeweiligen besonderen Formen der »bürgerlichen Integration« der Arbeiterklasse einbezogen 
werden. In dieser Hinsicht verdeutlicht die Untauglichkeit der These von der Entfremdung 
der »neuen Arbeiterklasse« einmal mehr die Bedeutung der Statusordnung, in die die Klassen- 
beziehungen eingebetttet sind, für das Klassenhandeln. 


Ja 


Diese kurze Betrachtung der drei Hauptformen von Erklärungen, die in die Theorie der pro- 
letarischen Revolution Eingang gefunden haben, zeigt, daß sie alle, obwohl sie eine Vielfalt 
von Argumenten umfassen, denselben Fehler aufweisen. Er liegt in der Annahme, die Arbei- 
ter lernten durch dieKraft ihrer Vernunft schnell aus den Erfahrungen, die sie in den kapitali- 
stischen Produktionsverhältnissen machen, daß ihre Ziele nur durch die Beseitigung dieser 
Verhältnisse verwirklicht werden können. 

Überdies läßt die Tatsache, daß materielle und moralische Verelendung sowie Selbsterzie- 
hung durch kollektives Handeln in den entwickeltsten kapitalistischen Gesellschaften nicht 
zur proletarischen Revolution geführt haben, nicht zuletzt viele Marxisten vermuten, daß die 
Prämisse von der proletarischen Vernunft fehlerhaft ist. Indem er der Rationalität eine derart 
zentrale Rolle für die Erklärung der Beziehung von Mittel und Ziel zuweist, teilt der Marxis- 
mus die große Schwäche des Utilitarismus, nämlich die systematische Untersuchung nicht- 
rationalen Handelns aus seinem Blickfeld zu verbannen. Im Gegensatz zum irrationalen 
Handeln, das immer durch Ignoranz oder Irrtum erklärt werden kann, kann das nicht-ratio- 
nale Handeln nur unter Bezug auf die normative Integration von Zielen und nicht durch die 
utilitaristische wie marxistische Unterstellung der »Zufälligkeiten« von Zielen verstanden 
werden. 

Auf den ersten Blick scheint der Ideologieansatz zu erklären, warum die Ziele nicht zufällig 
sind, und damit dem Argument, der Marxismus sei eine Version einer im Grunde utilitaristi- 
schen Handlungstheorie, den Boden zu entziehen. Um jedoch das Ausmaß, in dem dies doch 
der Fall ist, genau zu verstehen, ist es notwendig, einige Bemerkungen zu den Hauptvarianten 
des marxistischen Ideologiebegriffs zu machen. Dabei muß besonders herausgestellt werden, 
inwiefern dieser Begriff nicht nur eine analytische Aufwertung erfährt, sondern auch eine 
qualitative Veränderung durchmacht. Beide Aspekte können als Reaktionen auf das Problem 
angesehen werden, wie das Ausbleiben der proletarischen Revolution zu erklären sei und 
folglich, warum die proletarische Vernunft versagt habe. 

Was man die vulgäre Version des ideologisch herbeigeführten falschen Bewußtseins nennen 
könnte, läßt sich bereits auf bestimmte Abschitte aus Die deutsche Ideologie zurückzuführen 
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und wurde am krassesten in Was tun? formuliert. Sie weist die folgenden, typisch utilitaristi- 
schen Bestandteile auf. Die Kontrolle über die Produktion von Ideen und von daher die Fä- 
higkeit, dem Proletariat ein falsches Bewußtsein seiner Klassenlage einzuimpfen, ist eines der 
Mittel, durch die die Klasse der Kapitalisten in rationaler Weise ihr systemimmanentes Ziel 
verfolgt. Dies ist möglich, weil die herrschende Klasse über weit überlegene Möglichkeiten 
verfügt, ihre Vorstellungen zu entwickeln und zu verbreiten. In dieser Theorie der Sozialin- 
tegration wird die der bürgerlichen Ideologie zugesprochene Macht gewissermaßen der un- 
widerstehlichen Macht von Hobbes’ Leviathan gleichgesetzt. Und was die unterdrückte 
Klasse betrifft, stellen die herrschenden Vorstellungen eine, vermutlich verinnerlichte, Be- 
dingung ihres Handelns dar, so daß ihr die Mittel-Ziel-Kette, die sie zur Erkenntnis ihres sy- 
stemüberwindenden Ziels führen würde, verborgen bleibt. Diese erste Interpretation der 
Ideologie zeichnet sich dadurch aus, daß sie, weit entfernt davon, die Frage nach der Institu- 
tionalisierung von Werten zu stellen, die Aufmerksamkeit auf die kognitiven Schranken der 
revolutionären Bewußtseinsbildung und gleichermaßen auf die kognitiven Mittel, mit denen 
diese Schranken beiseite geräumt werden können, konzentriert. 

Diese Betonung des kognitiven Elements der ideologischen Dominanz kennzeichnet auch 
die zweite Ideologietheorie, die ihren Ursprungin der These vom Warenfetischismus hat und 
die, im Gegensatz zur ersten, »anspruchsvoll« genannt werden kann. Doch auch diese Theo- 
rie kann ihre unverkennbare Verwandtschaft zur utilitaristischen Handlungstheorie nicht 
verleugnen. Der Warenfetischismus ist ganz offensichtlich eine Form des falschen Bewußt- 
seins, die eine »Systemfolge«, eine Konsequenz des Warentausches ist. Im Gegensatz zur vul- 
gären Ideologietheorie greift die Fetischismusthese nicht auf die Mittel zurück, mit denen ei- 
neKlasse einer anderen ihre Ideen aufzwingt, um rational ihre Ziele zu verfolgen. Sie verweist 
auf die unbeabsichtigten ideologischen Auswirkungen der Interaktion rationaler Egoisten, 
deren gegenseitige Beziehungen durch den Austausch von Waren vermittelt werden und die 
so den Eindruck zu haben scheinen, als seien diese Beziehungen die Beziehungen zwischen 
Einheiten (vor allem die den Waren anhaftenden Werte), die ein Eigenleben haben. Die Men- 
schen werden von Kräften geleitet, die über dieselben Eigenschaften verfügen, die Durkheim 
in seiner Periode des soziologischen Positivismus gesellschaftlichen Fakten im allgemeinen 
zuwies, nämlich Äußerlichkeit, Zwangsläufigkeit und Unvermeidbarkeit. Marx’ Theorie 
vom Warenfetischismus verdient aus zweierlei Gründen, anspruchsvoll genannt zu werden. 
Erstens beruht sie im Gegensatz zur vulgären Theorie auf einer ideologischen Wirkung, die 
Kapitalisten und Proletarier gleichermaßen einschließt. Diese Wirkung ist die unerwartete 
Folge einer Myriade individueller, rationaler Handlungen und wie die den Markt regulieren- 
de »unsichtbare Hand« Adam Smiths hat sie gesellschaftlich integrative Konsequenzen. Und 
zweitens werden diese Konsequenzen für weitaus ideologischer gehalten als irgendwelche 
Folgen, die von dem Versuch einer Klasse ausgehen können, einer anderen ihre Überzeugun- 
gen aufzuzwingen. Das ist so, weil der Warenfetischismus ein wesentlicher Bestandteil der 
tatsächlichen Klassenbeziehungen ist, und nicht nur eine abstrakte und äußerliche Rechtfer- 
tigung dieser Beziehungen. Als solcher ist der Warenfetischismus ein weitaus größeres Hin- 
dernis für die Zielverschiebung des Proletariats. Er bindet die Arbeiterklasse in dasselbe Sy- 
stem der ideologischen Zwänge ein, denen auch die Kapitalistenklasse unterliegt. Die wahre 
Illusion des Warenfetischismus besteht nicht darin, daß »die unmittelbaren gesellschaftlichen 
Verhältnisse der Personen in ihren Arbeiten den Charakter von »sachlichen Verhältnissen 
der Personen und gesellschaftlichen Verhältnissen der Sachen« annehmen, sondern daß die- 
ser Zustand — der real ist — als unabänderlich angesehen wird (Lichtman, 1975: 67). 
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Diese Theorie der »systemischen« Ideologie ist eine derjenigen, deren Wahrheitsgehalt die 
Marxisten, die sie sich zu eigen gemacht haben, anscheinend als so unantastbar ansehen, daß 
sie es offenbar nur für nötig halten, sie wieder und wieder zu wiederholen anstatt sie zu bewei- 
sen. Die Tatsache, daß essich dabei um eine Theorie handelt, die bei den marzistischen Histo- 
rikern nicht auf Wohlwollen stößt, ist besonders beklagenswert, da sie auf der Existenz von 
Marktbeziehungen aufgebaut ist, die, falls es sie überhaupt jemals gegeben hat, heute nicht 
mehr funktionieren. Nichtsdestoweniger hat ihre Grundannahme, Ideologie wirke durch ih- 
re Verkörperung in den alltäglichen Klassenbeziehungen, in einigen jüngeren Darstellungen 
der proletarischen Passivität neuen Ausdruck gefunden; und zwar am übertriebensten in der 
These der »ideologischen Staatsapparate«. Diese These ist vor allem deshalb bemerkenswert, 
weil es ihr durch ihre wahllose Brandmarkung jeder gesellschaftlichen Institution gegenwär- 
tiger kapitalistischen Gesellschaften (mit Ausnahme vielleicht der kommunistischen Partei- 
en) als ideologisch repressiv gelingt, die vulgäre Ideologietheorie in etwas zu verwandeln, was 
größte Ähnlichkeit mit dem naiven soziologischen Funktionalismus der 50er Jahre aufweist. 
Vom marxistischen Standpunkt aus besteht der verwerflichste Aspekt dieser Gemischtwa- 
rentheorie der »ideologischen Staatsapparate« in dem Schaden, den sie Gramscis »Hegemo- 
niebegriff« antut, der übrigens gut und gerne als dritte Variante der marxistischen Ideologie- 
theorie angesehen werden könnte. 


So fragmentarisch Gramscis These auch ist, stattet sie den Marxismus doch mit der Grundlage 
für eine ausgefeilte Ideologietheorie aus, die die positivistischen Tendenzen der vulgären Ver- 
sion vermeidet. Im Gegensatz zu ihr legt das Hegemoniekonzept weitaus weniger Gewicht 
auf die Kontrolle über die Produktion und die Verbreitung von Ideen als Instrument der herr- 
schenden Klasse zur Manipulation des proletarischen Bewußtseins, um die eigenen Ziele 
durchzusetzen. Gramscis Ideologieverständnis ist teilweise seiner viel subtileren und umfas- 
senderen Auffassung über die Rolle der Intellektuellen geschuldet. Prinzipiell aber beruht es 
auf seiner Erkenntnis, daß es einer genauen Untersuchung bedürfe, wie durch die Veranke- 
rung oder Institutionalisierung von Werten und Überzeugungen ein spontaner, allerdings 
notwendigerweise unvollkommener moralischer und intellektueller Konsens hervorge- 
bracht wird. Eine der wichtigsten Konsequenzen dieser Akzentverschiebung liegt darin, daß 
die ideologischeDominanz nicht länger alsein leicht identifizierbares, im wesentlichen kogni- 
tives Hindernis auf dem Weg zur proletarischen Revolution angesehen wird. Falsches Be- 
wußtsein kann nicht gleichgesetzt werden mit einem Zustand der Ignoranz und des Irrtums, 
der problemlos durch die leninistische Strategie einer »allumfassenden politischen Anprange- 
rung« der Unterdrückung durch die herrschende Klasse korrigierbar ist. Die Definition des- 
sen, wasals»gesunder Menschenverstand« gelten kann, wird, wie Gramscissagt, »nicht von der 
Vernunft, sondern vom Glauben bestimmt,« d.h. durch die Zugehörigkeit des einzelnen zu 
sozialen Gruppen; und als solches ist er nicht einfach durch die Konfrontation mit wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen zu verändern. Revolutionäre Vorherrschaft setzt deshalb einen 
langen und mühsamen Kampf um die Errichtungeiner proletarischen Hegemonie voraus, die 
auf gleichem kulturellen Niveau mit der der herrschenden Klasse konkurrieren kann. Es ist 
ziemlich offensichtlich, warum dieses Ideologieverständnis eine so große Anziehungskraft 
auf den heutigen Marxismus ausübt. Denn es modifiziert den utilitaristischen Handlungsbe- 
griff bis zur Unkenntlichkeit, auf dem die vulgäre Ideologietheorie beruht, und gleichzeitig 
liefert es, abgeleitet von der Warenfetischismus-Theorie, eine allgemeine, soziologische For- 
mulierung der These, die Wirksamkeit von Ideologie beruhe aufihrer systemischen Natur, al- 
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so auf der Art und Weise, in der herrschende Werte und Überzeugungen in den alltäglichen 
sozialen Beziehungen verkörpert sind. 

Die größte Schwäche des Hegemoniekonzepts ist jedoch, daß es höchst allgemein gehalten 
‚ist. Gramsci skizzierte die Umrisse einer Ideologietheorie, deren detaillierte Ausarbeitung ei- 
ne systematische Einschätzung genau jener moralischen und normativen Elemente einschlie- 
ßen müßte, die in der marxistischen Handlungstheorie unvollständig analysiert und deren 
Einflüsse in die Kategorie des Irrationalen verwiesen worden sind. Um der Idee von der Hege- 
monie Überzeugungskraft zu verleihen, bedürfte es einer Spezifizierung der verschiedenen 
Formen der Institutionalisierung von Werten und Überzeugungen und, was wichtiger wäre, 
der Bedingungen, unter denen solche Prozesse mehr oder weniger erfolgreich eine von Kon- 
sens getragene Sozialintegration hervorbringen. Gramscis These vom »widersprüchlichen 
Bewußtsein« könnte durchaus der Ausgangspunkt dieser Untersuchung sein (Femia, 1975). 
Doch die Arbeit hat gerade erst begonnen. Gramscis Ideen sind auf höchst allgemeine Weise 
in den Marxismus integriert worden, was dazu führt, daß Erklärungen des Klassenhandelns, 
die sich auf sie beziehen, Gefahr laufen, in. eine Form des kulturellen Determinismus hinein- 
zuschlittern. 

Es ist nicht übertrieben, Gramsci den Durkheim des modernen Marxismus zu nennen. Die 
meisten Kernpunkte der Hegemonietheorie unterscheiden sich kaum von den Kernthesen 
Durkheims über das »diffuse« kollektive Bewußtsein, das er dem spezifischeren »Regierungs- 
bewußtsein« gegenüberstellt (Durkheim, 1957: 79). Und ebenso wie Durkheims Modell vom 
kollektiven Bewußtsein es seinen Nachfolgern gestattete, eine Soziologie zu konstruieren, 
die von einer überintegrierten Gesellschaft und von einem übersozialisierten Menschen aus- 
ging, verleitete Gramscis Hegemonie-Modell viele marxistische Theoretiker, diesich um eine 
Erklärung für das Ausbleiben der proletarischen Revolution bemühten, sich der gleicherma- 
Ben fragwürdigen These zu verschreiben, es gebe eine umfassende ideologische Herrschaft 
der Kapitalistenklasse. (...) 


IV 


Wie wenig gefestigt die marxistische Handlungstheorie ist, wird durch die Neigung verdeut- 
licht, ständig zwischen positivistischen und idealistischen Erklärungen des Radikalismus und 
des Wohlverhaltens der Arbeiterklasse hin und her zu pendeln. Die positivistische Erklä- 
rungsvariante macht es beispielsweise möglich, daran zu glauben, die nächste Wirtschaftskri- 
se werde die Gelegenheit für den Bewußtseinssprung bieten, der die unmittelbaren und die 
grundlegenden Interessen des Proletariats verschmelze. Gleichzeitig kann die idealistische 
Reaktion auf diesen utilitaristischen Ansatz zum genauen Gegenteil führen: der pessimisti- 
schen Theorie, daß die Arbeiterklasse in einem chronischen, einem so gut wie unheilbaren 
falschen Bewußtsein erstarrt ist. Abhängig davon, welche dieser beiden Ansichten für die 
richtige gehalten wird, verändert sich die Rolle der Partei. In Fall eins hat die Partei wenig 
mehr zu tun, denn als Katalysator für die Zielverschiebung des Proletariats zu dienen. InFall 
zwei, in dem die Revolution ja nur eine sehr entfernte Möglichkeit ist, kann die Partei nur 
durch einen ausdauernden ideologischen Kampf hoffen, der Arbeiterklasse wieder proletari- 
sche Vernunft einzuflößen und sie zum Sozialismus zu bekehren. Das ständige Schwanken 
zwischen diesen beiden Auffassungen vom Zustand des Proletariats ist absolut verständlich, 
wenn die vorangegangene Darstellung der schwankenden marzistischen Handlungstheorie 
richtig ist. 
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Die einzige Kur gegen diesen unbefriedigenden Zustand setzt voraus, sich von der Annahme 
zu trennen, das Proletariat sei ir toto entweder mit der Befähigung zur Vernunft, die jeder- 
zeit aktiviert werden könne, oder mit der Empfänglichkeit für ideologische Indoktrination, 
die kaum zu vermindern sei, gleichzusetzen. Dies würde allerdings bedeuten, umfassende Er- 
klärungen des Klassenbewußtseins und des Klassenhandelns durch ein weitaus präziseres 
Verständnis davon zu ersetzen, auf welche Weise Klasseninteressen »eine«, wie Parsons es for- 
muliert, »Funktion der realistischen Situationen (sind), in denen Leute handeln, und der ‘De- 
finitionen’ jener Situationen, die in der Gesellschaft institutionalisiert sind.«(1949: 313) Wür- 
de sich der Marxismus auf einen solchen »voluntaristischen« Handlungsbegriff zubewegen, 
würde er nur auf der Ebene seiner allgemeinen Theorie explizit machen, was normalerweise 
von ernsthaften Marxisten ohnehin schon anerkannt ist, wenn sie sich mit bestimmten histo- 
rischen Fällen von Klassenformation beschäftigen. Es wäre natürlich unwahrscheinlich, daß 
ein derartiger Schwenk in der theoretischen Richtung mit dem Verzicht der Überzeugung 
begleitet wäre, die Arbeiterklasse sei potentiell revolutionär. Doch bis die proletarische Ver- 
nunft sich manifestiert, fällt es schwer zu glauben, daß offene marxistische Theoretiker des 
Klassenhandelns nicht früher oder später gezwungen sein werden, eine Methode der Analyse 
zu entwickeln, die, abgesehen von einer naheliegenden »Angebotsdifferenzierung«, nicht 
substantiell von der ihrer »bürgerlichen« Kollegen abweichen wird. Es wird, mit anderen 
Worten, die Tatsache anerkannt werden müssen, daß die Situationen, in denen proletarische 
Rationalität zum Tragen kommt, normative Elemente beinhalten, die sowohl in Hinsicht 
auf ihren Gehalt als auch auf das Ausmaß in dem sie zu internalisierten Bedingungen des Han- 
delns werden, große Wandlungsfähigkeit beweisen. Dies ist wiederum nicht nur ein abstrak- 
ter, akademischer Gesichtspunkt. Er ist die Voraussetzung für jeden Versuch herauszufin- 
den, welche Teile des Proletariats mehr oder weniger in Gefahr sind, das Opfer »bürgerlicher 
Indoktrination« zu werden oder empfänglich für sozialistische Initiativen zu sein. 

Es ist schon überraschend, daß die in jüngster Zeit veröffentlichten marxistischen Untersu- 
chungen über die Klasenstrukturen kapitalistischer Gesellschaften kaum Anzeichen für die 
eben erwähnte theoretische Umorientierung zeigen; oder auch nur dafür, daß ihre Notwen- 
digkeit erkannt worden sei. Die betreffenden Arbeiten haben zwei Hauptkennzeichen. Das 
erste ist, daß sie eine heftige Kontroverse über die Frage enthüllen, welches die korrekten 
marxistischen Kriterien sind, anhand derer die objektiven »Orte« oder »Lagen« der Klassen 
bestimmt werden können. Das zweite ist, daß sie praktisch das Problem des Verhältnisses 
zwischen Klassenstruktur und Klassenbewußtsein/Klassenkonflikt entweder dadurch leug- 
nen, daß sie seine Existenz schlichtweg abstreiten wollen, oder daß sie es als höchst unbe- 
stimmt behandeln, was letztendlich auf dasselbe hinausläuft. So wie die Dinge also stehen, 
gibt es einerseits heftige Kontroversen über den Klassenbegriff und andererseits nur geringe 
Anstrengungen zur Entwicklung einer Theorie des Klassenkontflikts. 

Bezüglich der Definition der Klasse wird die Anarchie in der marxistischen Analyse recht gut 
durch einen Vergleich der Arbeiten von Poulantzas und Wright exemplifiziert. Von grundle- 
gender Bedeutung ist ihre Meinungsverschiedenheit über die Relevanz der Unterscheidung 
zwischen produktiverundunproduktiver Arbeit, da dies wirklich daseinzig mögliche begriff- 
liche Mittel ist, eine direkte Verbindung zwischen der ökonomischen Theorie von den Sy- 
stemwidersprüchen und der politischen Soziologie des Klassenkontflikts herzustellen. (...) 
Für jeden Unbeteiligten mag die Debatte als nutzlose Wortklauberei erscheinen. Doch wür- 
de dies nicht erklären, warum die Definition der Klassen von so großer Wichtigkeit für den 
heutigen Marxismus ist und warum sie Anlaß für so viel begriffliche Uneinigkeit bietet. Die 
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Antwort auf die erste Frage ist, daß die Definition der Klasse nicht einfach eine soziologische 
Fingerübung, sondern von entscheidender politischer Bedeutung ist. (...) Es soll jedoch nicht 
impliziert werden, marxistische Theoretiker zimmerten sich ihre Klassendefinitionen nach 
ihren politischen Bedürfnissen zusammen. Ihre begrifflichen Meinungsverschiedenheiten 
haben einen reale Grundlage in der Tatsache, daß die Entwicklung des Kapitalismus in Zu- 
sammenhang mit der schwindenden Bedeutung der Hand- oder blue-collar- Arbeiter im Ver- 
hältnis zu den Kopf- oder white-collar-Arbeitern steht. Politisch geht es darum, wieviele die- 
ser neuen white-collar-Arbeiter in die Reihen des Proletariats eingegliedert und wieviele zu 
seinen unmittelbaren Verbündeten gezählt werden können. Dietraditionellen marxistischen 
Kategorien haben dafür keine schlüssige Antwort parat. Das Axiom, in jeder Produktions- 
weise gebe es nur zwei grundlegende Klassenpositionen und -interessen, bedarf substantieller 
Erweiterung. Dies wird zum Beispiel durch Poulantzas Erfindung »politischer« und »ideolo- 
gischer« Kriterien der Klassenbestimmung und, allgemeiner, durch die Betonung erreicht, 
die jetzt auf die »Besitzverhältnisse« und nicht mehr nur auf das »ökonomische Eigentum« 
(das reale wie das rechtliche) gelegt wird. Durch Begriffe wie »politische Kriterien«, »Besitz- 
verhältnisse« und die »globalen Funktionen des Kapitals« erlangen Marx’ Feststellungen über 
die Verwandlung des selbst agierenden Kapitalisten in einen reinen Manager und über die 
Doppelnatur von Arbeitsleistung und Management zentrale und systematische Bedeutung 
für die Bestimmung der Klassenstrukturen. Das hat dazu geführt, daß jüngere Arbeiten über 
die Klassenstellung der white-collar-Arbeiter mit Ansätzen arbeiten, die »bürgerlichen« So- 
zialwissenschaftlern ziemlich bekannt vorkommen, deren Arbeit über die Bildung der Mit- 
telklassen und über die Struktur der industriellen Bürokratie zum Teil eine kritische Reak- 
tion auf eine frühere Phase unausgegorenen marxistischen Theoretisierens war. Aber es geht 
nicht nur darum, daß diese Arbeiten mit anderen Begriffen dieselben Phänomene beschrei- 
ben, die schon seit einiger Zeit von Interesse für »bürgerliche« Sozialwissenschaftler sind; es 
geht vor allem darum, daß diese jüngeren Beiträge zur marxistischen Klassenanalyse ihre, so- 
weit überhaupt vorhandene, empirische Glaubwürdigkeit »bürgerlichen« Forschungen 
(über Probleme wie »white-collar-Proletarisierung« und »die Trennung von Besitz und Kon- 
trolle«) verdanken. Dies ist allerdings kaum sehr überraschend, da zwar beide Wissenschaft- 
lergruppen sich mit denselben, höchst komplizierten Problemen herumschlagen, diejenige 
aber, die sich einem marxistischen Ansatz verpflichtet fühlt, nicht nur weitaus kleiner ist, 
sondern in der Regel auch weniger darum bemüht ist, neue empirische Daten zu sammeln, als 
zu erklären, welcher Ansatz der wahrhaft marxistischste ist. 

Am Schluß dieser Diskussion der Klassenstruktur muß noch gesagt werden, daß die ganze 
Übung, die Position der Klassen zu bestimmen, nur vongeringer Bedeutungfür das wichtigste 
Problem der marxistischen Handlungstheorie ist, nämlich für die Erklärung der Zielverschie- 
bung des Proletariats. Tatsächlich ist das auffallendste Merkmal der betreffenden Arbeiten 
nicht, daß ihre Behandlung der Einordnung der white-collar- Arbeiter von grundlegender Be- 
griffsverwirrung strotzte, sondern daß sie praktisch nichts über die Struktur desKernsder Ar- 
beiterklasse bzw. des Proletariats, beide Begriffe werden austauschbar benutzt, zu sagen ha- 
ben. Während seine Abgrenzung je nach der gerade bevorzugten Definition variiert, bleibt das 
Proletariat eine mysteriöse Einheit. Poulantzas vergibt das Privileg des proletarischen Status 
nicht sehr freizügig, aber schließlich präsentiert er eine Klasse, die weitgehend deckungsgleich 
mit der gesamten industriellen manuellen Arbeiterschaft ist. Nachdem er nun das Proletariat 
zu seiner Zufriedenheit definiert hat, gibt er sich nicht weiter damit ab, ihre Zusammenset- 
zung zu erforschen. In Poulantzas’ Theater der strukturellen Determinierung kommt der 
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Hauptdarsteller nie auf die Bühne, sondern bleibt in den linken Kulissen versteckt, Und 
Wright ist kaum informativer. Die einzige Schlußfolgerung, die daraus gezogen werden kann, 
ist, daß die Struktur der Arbeiterklasse keine Angelegenheit von grundlegender Bedeutung 
ist, dadie Frage, ob das Proletariat ein fundamentales Interesse am Sozialismus hat, für ebenso 
unproblematisch gehalten wird wie die, ob es seine Interessen eines Tages durchsetzen wird. 
Letzten Endes ist es also das objektive Interesse, das der Arbeiterklasse als ganzes zugeschrie- 
ben wird, das seine potentielle Einheit garantiert und das eine detaillierte Analyse seiner 
Struktur überflüssig macht. Das bedeutet nicht, daß die Vielfalt der Arbeiterklasse und ihrer 
unmittelbaren Interessen nicht tatsächlich vorhanden ist, sondern vielmehr, daß sie irgend- 
wie weniger real ist als die zugrundeliegende Einheit ihres eigentlichen Klassenstandorts und 
-interesses, die der Klassenkampf irgendwann offenbaren wird. Es ist, mit anderen Worten, 
noch immer das Proletariat der Heiligen Familie. 

Es ist überraschend, daß Bravermans Untersuchung fast ebenso wenig informativ ist, wenn es 
um die Erhellung der Struktur der Arbeiterklasse geht — die Aufgabe übrigens, die er sich 
selbst gestellt hat (1978: 25). Sein Hauptaugenmerk gilt jedoch, wie der Untertitel des Buchs 
andeutet, der Aufgabe, die moralische und materielle Verelendung.der Arbeiterklasse — oder, 
wie er es nennt, die »Abwertung« menschlicher Arbeit — zu dokumentieren. Seine Untersu- 
chung muß deshalb als die jüngste Version der Entfremdungsthese angesehen werden. Braver- 
man vertritt dabei eine ziemlich breit angelegte Auffassung von der Struktur des Proletariats, 
die für ihn in dem Verhältnis zwischen drei Sektoren der Arbeiterklasse besteht: der traditio- 
nellen blue-collar-Arbeiterschaft der industriellen Handarbeiter; den wachsenden Berufs- 
gruppen der Arbeiterklasse, den Beschäftigten im Büro-, Verkaufs- und Dienstleistungsbe- 
reich; und der »Reserverarmee« der Arbeitslosen (oder Unterbeschäftigten). Erargumentiert, 
der Prozeß der Kapitalakkumulation führe zu einer zunehmenden moralischen Verelendung 
(d.h. zum Verlust der Kontrolle über den Arbeitsprozeß) und/oder materiellen Verelendung 
(d.h. zu relativ niedrigen Finkommen) in den ersten beiden Sektoren der Arbeiterklasse, die 
beide etwa gleich groß sind. Die Mechanisierung der blue-collar-Arbeit führt zu ihrer Ent- 
menschlichung und zur Verringerung der Industriearbeiterschaft, die zum größten Teil von 
den Angestelltensektoren (Büro, Verkauf, Dienstleistung) absorbiert wird, obwohl ein ande- 
rer Teil auch in die Reservearmee der Arbeitslosen abgeschoben wird. Ferner wird durch die 
Extraktion, und insbesondere die Realisierung, von Mehrwert zwar eine Ausdehnung der Be- 
schäftigung im Büro-, Verkaufs- und Dienstleistungssektor bewirkt, doch sind diese Beschäf- 
tigten ebenso zunehmender Degradierungihrer Arbeit ausgesetzt, daauch in diesen Bereichen 
die Arbeit rationalisiert und mechanisiert wird (dasgilt vor allem für die Büroarbeit) und ihre 
Einkommen aufgrund desKonkurrenzdrucks auf dem Arbeitsmarkt fallen. Wenn dieser drit- 
te Sektor der Arbeiterklasse nun so bestimmt wird, daß er auch die Unterbeschäftigten ein- 
schließt, dann überlappt er ganz erheblich mit der beschäftigten Arbeiterklasse, und vor allem 
mit dem Einzelhandels- und Dienstleistungssektor der Beschäftigung. 

Bravermans Auffassung von der Arbeiterklasse deckt sich sehr mit der von Wright. Beide leh- 
nen die Unterscheidung nach produktiver und unproduktiver Arbeit als wichtiger 'Tren- 
nungslinie innerhalb der Klasse ab. Beide definieren die Arbeiterklasse mit dem Hinweis auf 
den Verlust der Kontrolle über den Arbeitsprozeß als ein ganzes. Und obwohl Bravermans 
Arbeiterklasse insofern eine gewisse Struktur zu haben scheint, als er zwischen Fabrikarbei- 
tern, Büroarbeitern, Einzelhandels- und Dienstleistungsarbeitern unterscheidet, ist das doch 
nur oberflächlich so, denn er behauptet, die Unterschiede zwischen diesen Gruppen würden 
mehr und mehr verblassen. Und so ergibt sich schließlich auch bei Braverman, der angesetzt 
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hatte, die Struktur der Arbeiterklasse zu ergründen, nur das inzwischen wohlbekannte Bild 
von einer unendlich breiten proletarischen Masse. Er und Wright gelangen zu derselben 
Schlußfolgerung, nur mit verschiedenen Methoden. Für Wright ist es dasgrundlegende sozia- 
listische Interesse, das er dem Proletariat zuschreibt, das seine Einheit trotz einiger unter- 
schiedlicher struktureller und organisatorischer Eigenschaften innerhalb der Klasse und 
trotz der Kurzsichtigkeit seiner unmittelbaren Interessen sicherstellt. Für Braverman wird 
das grundlegende gemeinsame Interesse der Arbeiterklasse durch die Tatsache ihrer zuneh- 
menden Homogenität und der von allen erfahrenen zunehmenden Degradierung demon- 
striert. 

Doch hat Braverman wirklich nachgewiesen, daß die Arbeiterklasse in ihrer Arbeits- und 
Marktsituation praktisch homogen geworden ist? Und sind dies die einzigen Kriterien, die 
für die Untersuchung der Struktur der Arbeiterklasse relevant sind? 

(..) Was als typisch oder repräsentativ für die Arbeiterklasse anzusehen ist, ist eine Frage, de- 
ren Beantwortung eine systematische Analyse ihrer Gesamtstruktur voraussetzt; und Marzi- 
sten wieBraverman, Wright und Poulantzas können damit nicht dienen. Für sie ist das Prole- 
tariat durch seine Homogenität gekennzeichnet; und von diesem Standpunkt aus muß ein 
Sektor der Arbeiterklasse gerade so typisch erscheinen wie der andere. 

In einem Sinn allerdings ist Bravermans Verständnis von der Arbeiterklasse nicht allgemein 
genug — ein Punkt, den Mackenzie anführt. Nachdem er auf »Bravermans Versäumnis, die 
Einzigartigkeit der Vereinigten Staaten in Betracht zu ziehen,« hingewiesen hat, führt er aus, 
»jede Analyse der Veränderungen in der Struktur und Zusammensetzung der amerikani- 
schen Arbeiterklasse (müßte) den einzigartigen sowie den allgemeinen strukturellen Merk- 
malen dieser Gesellschaft besondere Aufmerksamkeit schenken.« (1977: 250-251) Macken- 
zies harte Kritik an Braverman trifft gleichermaßen auf die Thesen Wrights und Poulantzas’ 
über die Klassenstruktur zu, obwohl man von Poulantzas’ ausgeprägtem Interesse am Klein- 
bürgertum annehmen könnte, es reflektiere etwas besonders Charakteristisches. Denn sie 
verweigern dem Proletariat ebenfalls jede nationale Identität: und so, ohne eine eigene 
Struktur und Geschichte zu besitzen, wird die Arbeiterklasse wahrhaftig zu einer »univer- 
sellen« Klasse. Hier geht es nicht so sehr um die Einzigartigkeit dieser oder jener Gesell- 
schaft, sondern vielmehr um jene Aspekte ihrer historischen Entwicklung, die durch ver- 
gleichende Untersuchungen in allgemeinere Begriffe faßbar sind. Der vielleicht wichtigste 
einzelne Bezugspunkt ist in diesem Zusammenhang bereits erwähnt worden: die Status- 
struktur der bürgerlichen, politischen, industriellen und sozialen Rechtsordnung. Die Form 
der Eingliederung der Arbeiterklasse in die staatliche Ordnung ist ein Faktor von größter 
Bedeutung für die Erklärung nationaler Unterschiede bei der Klassenformation. Doch erfor- 
dert dies wiederum Bezugnahme auf ein »moralisches und historisches« Element, das in der 
marxistischen Theorie keinen festen Platz hat; und in den hier behandelten Schriften bedeu- 
tet das, daß die Analyse des Statussystems bei der Bestimmung der Stellung der Arbeiterklas- 
se keine Rolle spielen kann. Das Resultat davon ist, daß die begriffliche Sterilität des Proleta- 
riats vollkommen ist. 

Was darauf hindeutet, daß diese modernen Theorien der Klassenstruktur noch immer, zu- 
mindest implizit, auf der klassischen marxistischen Handlungstheorie beruhen. Denn inso- 
weit, als die Definition der Klassenstruktur die Vielfalt des Klassenkampfes erhellen soll, muß 
sie eine Vorstellung von den Bestandteilen des gesellschaftlichen Handelns beinhalten. Das 
heißt, sie muß nicht allein die Mittel und Bedingungen des Handelns (wie die Kontrolle über 
den Arbeitsprozeß) in Betracht ziehen, sondern auch die Bestimmung der Ziele der Handeln- 
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den und die Maßstäbe, nach denen sie die Mittel mit den Zielen in Beziehung setzen. In dieser 
letzteren Hinsicht spielt die Statusordnung sowohl bei der Differenzierung und Integration 
von Zielen als auch der Legitimierung von Mitteln eine zentrale Rolle. Es muß wiederholt 
werden, daß dies nicht unbedingt bedeuten muß, daß die Statussituation eines Handelnden 
eine internalisierte Bedingung seines Handelns ist. Das Ausmaß, zu dem er diese Legitimation 
seiner Ziele und Mittel als bindend betrachtet, ist variabel und wird unter anderem durch 
Veränderungen seiner Klassensituation beeinflußt. Andererseits kann die Statussituation 
nicht auf die Kategorie jener externen Mittel und Bedingungen reduziert werden, auf die 
Handelnde sich auf rein instrumentalisierte Weise beziehen. Im Marxismus taucht dieses Pro- 
blem der Institutionalisierung des Status nicht auf. Da der Begriff des Status keine systemati- 
sche Rolle in seiner Handlungstheorie spielt, können die Auswirkungen des Status nur adhoc 
miteinbezogen oder aber unter den alles umfassenden Begriff der Ideologie subsumiert wer- 
den. Die erste dieser beiden Möglichkeiten ist in den Arbeiten heutiger Klassentheoretiker of- 
fensichtlich. (...) 

Aus dieser langen Abhandlung über neuere marzistische Definitionen der Klassenstruktur 
lassen sich drei Hauptschlußfolgerungen ziehen. Die erste ist, daß, während die Kriterien für 
die Einordnung oder Lokalisierung von Klassen heftig umstritten sind, ausgerechnet das Kri- 
terium, über das im Prinzip am wenigsten Uneinigkeit besteht — und zwar die Bedeutung der 
»Besitzverhältnisse« — begriffliche und empirische Fragen aufwirft, die im Grunde genom- 
men denjenigen ähneln, mit denen sich »bürgerliche« Sozialwissenschaftler schon in ihren 
Untersuchungen über die Bürokratisierung der industriellen Organisation herumgeschlagen 
haben. Das zweite erwähnenswerte Kennzeichen der marzistischen Klassendefinition ist der 
Umstand, daß das klassische Verständnis vom Proletariat als einer einheitlich handelnden 
Klasse unbeschadet weiterlebt. Die Arbeiterklasse bewahrt ihre wesentliche Identität entwe- 
der dadurch, daß ihr ein einigendes grundlegendes Interesse zugeschrieben wird, oder indem 
versucht wird, ihre Homogenität zu beweisen. Drittens perpetuieren diese Definitionen der 
Klassenstruktur durch die Beschränkung auf die Mittel und Bedingungen des Handelns einen 
Handlungsbegriff, dessen Hauptmangel schon immer darin bestand, daß er den Charakter 
und die Veränderlichkeit der normativen Elemente bei der Bestimmung von Zielen und des 
Verhältnisses von Mitteln und Zielen nicht einbezog. Aufder strukturellen Ebene besteht die 
auffälligste Konsequenz dieser Unterlassung in der Loslösung der Klassenbeziehungen aus 
dem Kontext des gesellschaftlichen Statussystems. Indem er diese Faktoren ignoriert, fällt der 
Marxismus auf einen Handlungsbegriff zurück, bei dem die einzigen wichtigen Ziele die vor- 
gegebenen oder grundlegenden Interessen der Klasse sind, bei dem also die einzige Norm für 
die Abstimmung der Mittel auf die Ziele die Rationalität ist und beidem Abweichungen vom 
rationalen Handeln nur mit dem Hinweis auf ideologisch bedingte Ignoranz oder Irrtümer 
erklärt werden können. 

Indem diese letzte Frage aufgeworfen wird, hat sich die Diskussion über die Bestimmung der 
Klassenstruktur bereits dem zweiten Hauptproblem zugewandt, dessen Lösung sie anstrebt: 
und zwar dem Problem des Verhältnisses zwischen der Klassenstruktur einerseits und dem 
Klassenbewußtsein und Klassenkonflikt andererseits. Es ist jetzt an der Zeit, sich diesem Pro- 
blem direkt zuzuwenden. 
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V 


Im klassischen Marxismus konzentriert sich das entscheidende Problem der Zielverschie- 
bung des Proletariats auf die Unterscheidung zwischen der Klasse an sich und der Klasse für 
sich. Das ist die Unterscheidung zwischen einer Klasse, die aufgrund ihrer Position in der 
Klassenstruktur objektiv bestimmte Interessen hat, und einer Klasse, die eine ideologisch ge- 
einte und politisch organisierte Einheit darstellt und die gegen andere Klassen antritt, um ihre 
Interessen durchzusetzen. Im großen und ganzen besteht der moderne Marxismus auch wei- 
terhin auf dieser Unterscheidung. Damit wird gesagt, die Absicht der Analyse der Klassen- 
strukturen bestehe darin, Erklärungen des Klassenbewußtseins und des Klassenkonfliktes zu 
liefern. 

Der erste Ansatz zur Bewältigung dieses Problems, der recht charakteristisch für Autoren ist, 
deren Arbeit fast ausschließlich der Klassenbestimmung gewidmet ist, besteht darin, das Pro- 
blem einfach zu umschiffen. Braverman beispielsweise umgeht die Analyse des Klassenkon- 
flikts und des Klassenbewußtseins in seiner Arbeit ganz und gar. (...) Und ähnlich verfährt 
Wright, der zwar die Untersuchung des Klassenkampfes für vorrangig hält, aber nicht mehr 
als eine höchst schematische Darstellung, wie eine solche Untersuchung durchgeführt wer- 
den könnte, liefert. 

Die Arbeit Poulantzas’ gehört in eine andere Kategorie, denn sie beginnt mit dem Versuch, 
die Unterscheidung zwischen der Klasse an sich und der Klasse für sich abzuschaffen. Für ihn 
existieren Klassen nur im Klassenkampf,« und der könne nicht losgelöst von der Analyse der 
Klassenstruktur behandelt werden. »Klassen existieren nicht a priori, um anschließend in den 
Klassenkampf einzutreten.« (1978: 14) Damit will er sagen, daß Klassen nicht rein ökono- 
misch bestimmte Einheiten sind, die dann auf der politischen und ideologischen Fbene des 
Klassenbewußtseins und der Klassenorganisation in Klassen für sich transformiert werden. 
Laut Poulantzas rührt diese irreführende Unterscheidung von einer Hegelianischen Marx- 
Interpretation her, die er Lukacs anlastet. Die Absicht, weshalb er Lukacs diesen Irrtum an- 
hängt und Marx reinwäscht, ist allzu offensichtlich, als daß sie eines weiteren Kommentars 
bedürfte. Wichtig an Poulantzas’ Argumentation ist zunächst, daß seine Zurückweisung der 
Hegelschen »Problematik« zur Zweideutigkeit in seinem Verständnis des »Politischen«, des 
»Ideologischen« und des »Klassenkampfes« führt, und ferner, daß die Klärung dieser Zwei- 
deutigkeit mit der Wiederauferstehung der »Problematik« endet, um deren Beseitigung es 
ihm eigentlich ging. 

Zu sagen, daß Klassen nicht außerhalb des Klassenkampfes bestimmt werden können, ist in- 
sofern schön und gut, als es bedeutet, daß das Verhältnis zwischen den Klassen unweigerlich 
eine Arena des Klassenkampfes ist und daß dieser Klassenkampf nicht zwangsläufig Klassen- 
bewußtsein und Klassenkampf im traditionellen Sinn von Klasse für sich voraussetzt. Über- 
dies ist an Poulantzas’ Argument nichts auszusetzen, die Klassenstruktur müsse unter Be- 
rücksichtigung von »politischen« und »ideologischen« (neben den ökonomischen) Kriterien 
bestimmt werden, solange nicht vergessen wird, daß diese sich auf die Aufsichts- und nicht- 
manuellen Funktionen beziehen, die im Brennpunkt des Klassenkampfes in der gesellschaft- 
lichen Teilung der Arbeit stehen. So weit, so gut. Die Schwierigkeit ergibt sich nicht aus die- 
ser besonderen Bedeutung von politischem und ideologischem Klassenkampf, der für die 
Klassenstruktur konstitutiv ist, sondern aus der Tatsache, daß Klassenkampf und Klassenbe- 
wußtsein empirisch variabel sind. Zugegeben, für Poulantzas beinhalten die Produktionsbe- 
ziehungen eine politische und ideologische Dimension, doch handelt es sich um eine andere 
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Art von Fakten als die politische Organisation und Ideologie, durch die die objektiv be- 
stimmten Interessen einer Klasse auf der gesellschaftlichen Ebene des Klassenkampfes ausge- 
drückt und repräsentiert werden. Poulantzas ist gezwungen, diese Unterscheidung zur 
Kenntnis zu nehmen: 

»Diese strukturelle Bestimmung der Klassen, die auf diese Weise nur als Klassenkampf existiert, muß den- 
noch von der Klassenposition in der Konjunktur unterschieden werden: der Konjunktur, die den Ort 
konstituiert, an dem sich die historische, immer wieder beispiellose Individualität einer Gesellschafts- 
formation, kurz die konkrete Situation des Klassenkampfs konzentriert« (1978: 14). 

Um diese Unterscheidung zu verdeutlichen, nehme man zum Beispiel die Arbeiterklasse. Ihr 
struktureller Standort wird mit dem Hinweis auf Aspekte des Klassenkampfes, die die Klas- 
senstruktur ausmachen, bestimmt, das heißt durch den ökonomischen Aspekt (produktive 
Arbeit), den politischen Aspekt (Unterliegen der Überwachung) und den ideologischen 
Aspekt (die manuelle Arbeit wird von der »geheimen Kenntnis« des Produktionsprozesses 
ausgeschlossen). Ihre »Klassenposition« bezieht sich jedoch auf das »Klassenbewußtsein’« 
und auf die »autonome politische Organisation, d.h. hinsichtlich der Arbeiterklasse ... eine 
revolutionäre, proletarische Ideologie und ... eine autonome, klassenkämpferische Partei«, 
die als Anwendungsfeld das der Klassenpositionen und der Konjunktur (haben).« (1978: 17) 
Das soll bedeuten, daß es einen latenten Klassenkampf und einen manifesten Klassenkampf 
gibt. Es gibt den politischen und ideologischen Klassenkampf, der die Struktur der Klassen 
bestimmt, und es gibt den politischen und ideologischen Klassenkampf, der sich in Form des 
Klassenbewußtseins und der politischen Organisation, die spezifisch für die Klassen»positio- 
nen« in der besonderen Konjunktur sind, manifestiert. Mit anderen Worten: indem er zwi- 
schen einem strukturellen und einem konjunkturalen Klassenkampf unterscheidet, zaubert 
Poulantzas in anderer Form das Hegelianische Hirngespinst der Klasse-an-sich/Klasse-für- 
sich wieder herbei, das er eigentlich exorzieren wollte. 

Im gegenwärtigen Kontext ist jedoch das Wichtigste an Poulantzas’ Theorie der Klassen- 
struktur und des Klassenbewußtseins, daß der Standort, das Interesse und die Stellung des 
Proletariats gänzlich unzweifelhaft erscheinen. Es ist bereits angemerkt worden, daß seine 
Definition des Klassenstandorts des Proletariats die Arbeiterklasse zu einer genau abgegrenz- 
ten Einheit macht: Sie ist gleichzeitig ökonomisch ausgebeutet, politisch unterworfen und 
ideologisch ausgeschlossen, d.h. es handelt sich um produktive, nicht-beaufsichtigende ma- 
nuelle Arbeit. Darüber hinaus hat Poulantzas nur sehr wenig über die Arbeiterklasse zu sa- 
gen. Sie ist von Anfang an aus seinem Gesichtskreis verbannt. Doch ihre Rolle in seiner Klas- 
sentheorie ist ebenso entscheidend, wie ihre sozialistische Klassen»position« unbestreitbar 
ist. Es ist bereits angemerkt worden, daß er die »Position« der Arbeiterklasse mit »einer revo- 
lutionären proletarischen Ideologie« gleichsetzt, und an anderer Stelle erwähnt er »die lang- 
fristigen Interessen der Arbeiterklasse selbst, die die einzige Klasse ist, die bis zum Schluß re- 
volutionär ist.« (1978: 204) Nur ganz selten gibt es leichten Zweifel: zum Beispiel, wenn er 
schreibt, »gewisse ideologische Elemente, die spezifisch für das Kleinbürgertum sind, können 
gewisse Auswirkungen auf die Ideologie der Arbeiterklasse haben,« und »das ist sogar die 
Hauptgefahr, die die Arbeiterklasse beständig bedroht.« (1978: 289) Doch seine Grundan- 
nahme, daß die Interessen und die Position des Proletariats außerhalb jeden Zweifels stehen, 
bleibt unangetastet. »Der Klassenkampf in einer gesellschaftlichen Formation findet inner- 
halb des grundlegenden Kontextes einer Polarisierung verschiedener Klassen in bezug auf die 
beiden Hauptklassen der herrschenden Produktionsweise statt, deren Verhältnis den Haupt- 
widerspruch der betreffenden Formation ausmacht.« (1978: 200) 
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Das Problem, wie das Verhältnis des Klassenstandorts zur Klassenposition des Proletariats 
aussieht — das Problem der Zielverschiebung —, wird also per Dekret gelöst. Diese »Lö- 
sung« hat äußerst unglückliche Folgen für seine Analyse des neuen Kleinbürgertums, ein 
Thema, dem sich Poulantzas mit großer Aufmerksamkeit widmet. Setzt man seine allgemei- 
ne Klassenkampftheorie voraus, dann kann das Kleinbürgertum keine wirkliche eigene 
Klassenposition haben, die von »der bürgerlichen und der proletarischen (sozialistischen)« 
unabhängig ist (1978: 297). Sein Klassenstandort unterscheidet sich von dem der beiden 
Hauptklassen in bezug auf die ökonomischen, politischen und ideologischen Kriterien der 
Klassenbestimmung und insbesondere in bezug auf seine unmittelbare Eingliederung in die 
bürokratischen Machtstrukturen. Vieles von dem, was Poulantzas über diesen Sachverhalt 
zu sagen hat, sind soziologische Allgemeinplätze, und einiges ist recht unbeholfen abgeleitet; 
man vergleiche beispielsweise seine Bemerkungen über »die Stupidität der bürgerlichen Pro- 
blematik der sozialen Mobilität« mit seinen folgenden Beobachtungen über die Auswirkun- 
gen der Aufstiegschancen auf das Bewußtsein des Kleinbürgertums (1978: 33; 280; 284). Auf 
der Grundlage dieser Analyse des strukturellen Standorts des neuen Kleinbürgertums ver- 
sucht er jedoch dessen Klassenposition auszumachen. »Die strukturelle Einordnung des neu- 
en Kleinbürgertums in die gesellschaftliche Arbeitsteilung hat,« wie er schreibt, »gewisse 
Auswirkungen auf die Ideologie seiner Mitglieder, die seine Klassenposition unmittelbar 
beeinflußt.« (1978: 287) Die hauptsächlichen Merkmale dieser Ideologie, die das neue und 
das alte Kleinbürgertum auf der ideologischen Ebene vereint, sind folgende: Es ist antikapi- 
talistisch, reformistisch, individualistisch, und begreift den Staat als neutralen Verwalter der 
Klasseninteressen. Doch das neue Kleinbürgertum ist keine homogene Gruppe. Indem er 
mehrere größere Veränderungen aufführt, die das Kleinbürgertum im allgemeinen betreffen 
(seine Feminisierung, die Verringerung des Lohnunterschiedes zwischen nicht-manueller 
und manueller Arbeit, die Rationalisierung und Mechanisierung der Büroarbeit etc.), ver- 
sucht Poulantzas drei »Fraktionen« in der Klasse auszumachen, die »ausgesprochen vorteil- 
hafte objektive Bedingungen für eine recht spezifische Allianz mit der Arbeiterklasse unter 
deren Führung aufweisen.« (1978: 314) Seine Behandlung der inneren Differenzierung des 
neuen Kleinbürgertums ist sehr viel genauer als Bravermans Beschäftigung mit dem Thema, 
nicht zuletzt, weil Poulantzas empirisch und soziologisch exakter arbeitet. Das Ergebnis ist 
eine neue und herausfordernde marzistische Interpretation der Klassenstruktur, die die 
möglichen Verbündeten der Arbeiterklasse genau identifiziert. 

Doch an diesem Punkt bricht Poulantzas’ Argumentation dann doch zusammen. Denn die 
Klassenposition jener »Fraktionen« des neuen Kleinbürgertums, deren Standort dem des 
Proletariats am ähnlichsten sei, hänge letztendlich von der Strategie der Arbeiterklasse ab. Es 
soll nicht angenommen werden, daß 


»eine objektive proletarische Polarisierung der Klassenbestimmung mit der Zeit notwendigerweise eine 
Polarisierung der Klassenpositionen herbeiführen könne.« (1978: 334) Und tatsächlich: »... die Polari- 
sierung der Klassenpositionen dieser kleinbürgerlichen Fraktionen (entspricht) nicht der objektiven 
Polarisierung, die in Verbindung mit den gegenwärtigen Transformationen ihre Klassenbestimmung 
kennzeichnet. Anders ausgedrückt, eine Allianz wichtiger Teile dieser Fraktionen mit der Arbeiter- 
klasse im Hinblick auf genaue Ziele einer sozialistischen Revolution hat bis jetzt noch keine materielle 
Gestalt angenommen.« (1978: 333) 


Ob es zu dieser Allianz kommt, hängt ganz und gar von »der Strategie der Arbeiterklasse und 
ihrer Klassenkampforganisationen« (1978: 334) ab. In letzter Instanz hängt also alles vom 
Proletariat ab, der handelnden Klasse, der er ex cathedra eine »sozialistische Position« zuweist. 
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Das heißt, bis man die vorletzte Seite des Buches aufschlägt. Denn dort gibt Poulantzas zu, 
daß das Problem, wie die Arbeiterklasse es unternehmen kann, ihre »Hegemonie« über die 
proletarisierten »Fraktionen« des neuen Kleinbürgertums zu errichten, eine Untersuchung 
der Arbeiterklasse voraussetzt, die er noch nicht einmal begonnen hat, durchzuführen. 
»Man hätte unter diesem Aspekt«, so schreibt er, »u.a. eine Untersuchung anstellen müssen über die Ge- 
schichte und die Erfahrungen der internationalen revolutionären und Arbeiterbewegung, über ihre Or- 
ganisationen, Konzeptionen, ihre Wendepunkte und über die Fragen des revolutionären Prozesses, der 
Organisierung (Partei und Gewerkschaften), der Bündnisse, etc., schließlich hätte man die Bedeutung 
und die Grundlagen der sozialdemokratischen Ideologie und Strömungen näher einkreisen müssen.« 
(1978: 335) 

Es wäre, mit anderen Worten, nötig, zu überlegen, wie das proletarische Klassenbewußtsein 
nicht nur durch den Platz des Proletariats in der Klassenstruktur, sondern auch durch die 
spezifischen politischen Organisationen und Ideologien, die seine objektiven Interessen ver- 
treten, gebildet wird. Dies würde, und das ist der wichtigste Punkt, eine vergleichende Unter- 
suchung über die Bildung der Arbeiterklasse einbeziehen müssen, die »die einzigartige histo- 
rische Eigentümlichkeit einer gesellschaftlichen Formation« und die kumulative Wirkung 
der Folgen der aufeinanderfolgenden »konkreten Situationen des Klassenkampfes« in Rech- 
nung stellt. 

Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß trotz der Vorzüge, die Poulantzas’ Analyse des 
Klassenstandorts der Bourgeoisie und des Kleinbürgertums hat, seine Theorie der sozialen 
Klassen keine systematische Erklärung der Klassenaktion bietet und nicht einmal in Grund- 
zügen das chronische und äußerst schwierige Problem der Zielverschiebung des Proletariats 
in Angriff nimmt. Seine verspätete Erkenntnis, daß die Untersuchung der spezifischen Orga- 
nisationen der Arbeiterklasse und ihrer Ideologien unabdingbar für das Verständnis der Art 
und Weise ist, wie die Interessen des Proletariats im konkreten, konjunkturalen Klassen- 
kampf vertreten werden, stellt eine ziemlich abrupte und verheerende Relativierung seiner 
allgemeinen These dar, daß die Beziehung zwischen dem strukturellen Standort und der Posi- 
tion des Proletariats unproblematisch ist: daß die »langfristigen Interessen« der Arbeiterklas- 
se sicherstellen, daß sie »die einzige Klasse ist, die bis zum Schluß revolutionär ist.« Wie die 
meisten seiner Kollegen Klassentheoretiker beharrt Poulantzas auf einem fundamentalisti- 
schen Verständnis vom Proletariat. Unverzichtbarer Bestandteil dieser Vorstellung ist, daß 
das Proletariat ein objektives, langfristiges und, wie lang diese Frist auch ausfallen mag, zwin- 
gendes Interesse am Sozialismus hat. Die Handlungen der Klasse mögen zwar von der Verfol- 
gung dieses Interesse abweichen, weil es eine Vielfalt besonderer sozialer und ökonomischer 
Umstände gibt, die den Verlauf des konkreten Klassenkampfes beeinflussen, aber, vorausge- 
setzt, daß ihr Interesse am Sozialismus als das einzig »vernünftige« Ziel, daß sie anstreben 
kann, bekannt ist, dann müssen Ablenkungen von diesem Ziel Verdrehungen ihres Interesses 
und letztlich nur durch Ignoranz oder Irrtum zu erklären sein. 

Die Zerstörung dieses orthodoxen Rahmens ist das Ziel der letzten Version der marzisti- 
schen Klassentheorie, die hier behandelt werden soll. Ihr kraftvollster Vertreter ist Hirst 
(1977). Die Crux seiner Argumentation liegt darin, daß der Marxismus dazu verdammt 
wird, zwischen verschiedenen Formen des Okonomismus zu wählen, die den politischen 
und ökonomischen Kampf als fundamentalen Ausdruck oder Vertretung von Klasseninter- 
essen begreifen, welche von der ökonomischen Struktur objektiv vorgegeben sind, und die 
er »notwendige Nichtübereinstimmung« (necessary noncorrespondence«) nennt. Damit ist 
gemeint, daß es solche objektiven Interessen nicht gibt, sondern nur die Interessen, die 
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durch spezifische politische und ideologische Kräfte konstituiert werden. Klassen als solche 
haben keine Interessen und handeln nicht. Der grundlegende Irrtum des Ökonomismus 
liegt in der Annahme, die tatsächlichen Akteure im Klassenkampf, namentlich die politi- 
schen Organisationen im weitesten Sinne, müßten auf lange Sicht notwendigerweise die ob- 
jektiven Klasseninteressen vertreten. Der Ökonomismus erweist sich als fehlerhaft, da die 
Divergenz zwischen der politischen Vertretung und den objektiven Klasseninteressen allzu 
offensichtlich ist. Eine Möglichkeit, dieses Problem zu lösen, bestünde darin, dem Politi- 
schen eine »relative Autonomie« zuzubilligen, ein Kunstgriff, der im Grunde genommen 
mit Poulantzas’ These über die Klassenposition in der Konjunktur identisch ist. Doch das ist 
nur eine zwar hochtrabend daherkommende, aber nichtsdestoweniger theoretisch nicht ge- 
festigte Version des Ökonomismus: »Sobald den politischen Kräften gegenüber den ökono- 
mischen Klassen auch nur ein geringer Grad der Autonomie des Handelns zugestanden 
wird, gibt es keine notwendige Übereinstimmung mehr zwischen den Kräften, die im politi- 
schen Raum (und was sie ‘repräsentieren’) auftreten, und den ökonomischen Klassen.« 
(Hirst, 1977: 130) Geht man von einer »relativen Autonomie« aus, gibt es keine Garantie, 
daf die Mittel der politischen Repräsentation soweit eingegrenzt werden können, daß sie 
tatsächlich im Klasseninteresse liegen, es sei denn, eine Art von »letzter-Instanz«-Klausel 
reguliert die Relativität der Autonomie. Doch letzteres würde eine Rückkehr zum Ökono- 
mismus bedeuten: »Sie (die »letzte-Instanz«-Klausel; d.Ü.) bestätigt das Primat der Ökono- 
mie, indem sie bekräftigt, daß Politik und Ideologie nicht einfach auf ihre Auswirkungen re- 
duziert werden können.« (Cutler et. al., 1977: 235-236) Darüber hinaus kann sie, wie der 
Ökonomismus im allgemeinen, keine befriedigende Theorie der »Spezifität des Politischen« 
anbieten. Das ist, wie bereits gezeigt wurde, eine Hauptschwäche von Poulantzas’ Klassen- 
theorie, in der der konjunkturale Klassenkampf schließlich in den Bereich der Partikularität 
und des Zufalls verwiesen wird. Die Systematisierung der relativen Autonomie des politi- 
schen Raums bringt bestenfalls eine funktionalistische Variante des Ökonomismus hervor, 
für die die These der »ideologischen Staatsapparate« typisch ist (Hirst, 1977: 131-132; Cutler 
et. al., 1977: 200-202). 

Hirst und seine Kollegen erkennen, daß sie durch die Ablehnung der These vom objektiven 
Klasseninteresse und durch ihre Annahme von der notwendigerweise fehlenden Überein- 
stimmung (necessary noncorrespondence) eine Position ergreifen, die das »klassische Ver- 
ständnis von Klassen zerstört« (Cutler et. al., 236). Folgt man ihrer Argumentation — und 
sie ist schlagend —, lösen sich viele der schwierigsten Probleme der marxistischen Klassen- 
theorie in Luft auf. Doch was bleibt dann vom Marxismus übrig? Am weitestgehenden er- 
klären sie ihre Absicht mit der Aussage, daß »die Verbindung zwischen gesellschaftlichen 
Beziehungen, Institutionen und Praktiken nicht unter dem Gesichtspunkt irgendwelcher 
eindeutiger Zuweisungen, ‘einer letzten Instanz’ oder sonst wie, sondern vielmehr unter 
dem ihrer Existenzbedingungen gesehen werden muß. Das bedeutet, daß, während spezifi- 
sche soziale Beziehungen und Praktiken immer ganz bestimmte gesellschaftliche Existenz- 
bedingungen voraussetzen, sie diese Bedingungen weder durch ihre eigenen Aktionen si- 
chern, noch die Form bestimmen, in denen sie gesichert werden. Während also eine Reihe 
von Produktionsbeziehungen bestimmte rechtliche, politische und kulturelle Existenzbe- 
dingungen haben, sind diese Beziehungen in keiner Weise durch die Wirtschaft bestimmt 
oder gesichert.« (Cutler et. al., 1977: 314) Es scheint darum zu gehen, den quasi-Parsonschen 
Funktionalismus von Althusser? durch eine Form des Marxismus zu ersetzen, der dort an- 
setzt, wo Weber aufhörte. 
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Die marxistischen Klassentheorien der Gegenwart befinden sich in einem jammervollen Zu- 
stand. Es gibt zweifellos noch andere Gründe für dieses Dilemma als die oben angeführten. 
Nichtsdestoweniger könnte es von Nutzen sein, die letzteren zu rekapitulieren, auch wenn 
sie gewisse Tendenzen des Marxismus allzu sehr vereinfachen oder übertreiben mögen. Der 
Grundgedanke dieses Aufsatzes ist, daß die Hauptschwäche der Verbindung zwischen marxi- 
stischen Theorien der System- und der Sozialintegration im Beharren auf einer im Kern utili- 
taristischen Handlungstheorie besteht. Ein Grund, warum diese Theorie so vorherrschend 
bleiben konnte, ist, daß sie von grundlegender Bedeutung für die ökonomische Theorie der 
kapitalistischen Entwicklung ist, die der bei weitem am einflußreichsten entwickelte Zweig 
des Theoriegebäudes ist. Zudem hat die marxistische Wirtschaftstheorie in ihrem Bemühen, 
nachzuweisen, daß das Proletariat ein objektives, wissenschaftlich abgesichertes Interesse am 
Sozialismus hat, die Bezugspunkte für die Analyse der Sozialintegration gesetzt. Sie hat den 
»Maßstab« festgelegt, an dem die Rationalität des proletarischen Handelns zu messen ist. Das 
hat, zusammen mit der Annahme, das Proletariat besitze so große Vernunft, wie es die Reali- 
sierung ihrer grundlegenden Ziele erfordere, bedeutet, daß von Anfang an die Erklärungen 
für Konflikt und Ordnung eine charakteristische utilitaristische Gestalt angenommen haben. 
Der Standard der Rationalität ist der hauptsächliche Bezugspunkt, um zu verstehen, wie die 
Kapitalisten und die Proletarier ihre Mittel an ihre jeweiligen systemimmanenten Ziele an- 
passen, ebenso wie die übergeordnete Rationalität der Vernunft unverzichtbar ist, um die 
Verwandlung — oder die Zielverschiebung — des Proletariats erklären zu können. Schließ- 
lich gibt es wegen des Fehlens einer klaren Unterscheidung zwischen Handlungen, die ein- 
fach irrational sind, und nicht-rationalen Handlungen, die sich an einem alternativen Stan- 
dard grundlegender Werte orientieren, keine andere Möglichkeit, scheinbare Abirrungen 
von der Rationalität und der Vernunft zu erklären, als der Rückgriff aufeine Version der klas- 
sischen utilitaristischen Ignoranz- und Irrtum-These. 

Diese Handlungstheorie hat zwei grundlegende Defekte. Erstens verhindert sie eine systema- 
tische Analyse der Faktoren, die das Ausmaß festlegen, in dem die Werte und Normen, die 
die legitimen Ziele und Mittel der Handelnden bestimmen, zu internalisierten Bedingungen 
des Handelns werden. Das ganze Problem der Institutionalisierung von Werten bleibt unbe- 
achtet. So bleibt dem Marxismus ein angemessenes Konzept der Statusordnung, dem Brenn- 
punkt bei der Integration der Ziele der Klassenakteure, verwehrt. Die Neigung, sowohl die 
hierarchischen als auch die egalitären Aspekte des Status als ideologische Reflektionen der 
Klassenstruktur abzutun, ist nicht nur viel zu grobschlächtig, um die komplizierten Formen 
zu begreifen, in welchen die Legitimierung von Statusverhältnissen sowohl abhängig von als 
auch konstitutiv für die Klasseninteressen ist. Darüber hinaus ist sie auch symptomatisch für 
den zweiten Hauptdefekt der Theorie. Soweit normative Elemente in die marzistischen Er- 
klärungen von Handlungen Eingang finden, geschieht dies entweder: in beiläufiger, zufälliger 
Form oder, was öfter der Fall der ist, durch ihre Einbettung in die allgemeine Kategorie der 
Ideologie. Dies war zu erwarten. Da er dem Standard der Rationalität einen derart zentralen 
Platz in seinem Erklärungssystem zuweist und den Unterschied zwischen irrationalem und 
nicht-rationalem Handeln wegwischt, ist der Marxismus ständig versucht, alle möglichen 
Formen offenbar irrationalen Verhaltens als ideologisch bestimmt über einen Kamm zu sche- 
ren. Der Begriff der »ideologischen Staatsapparate« ist nur das gräßlichste Beispiel dafür. Die 
Ideologie hat also eine analytische Funktion, die der entspricht, die von den Begriffen Igno- 
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ranz und Irrtum in utilitaristischen Theorien erfüllt wird. Obwohl sie die Ursachen der Irra- 
tionalität in der Gesellschaft und nicht im Individuum ansiedelt, ist die Ideologietheorie 
höchst abstrakt formuliert, was ihrer Hauptaufgabe, globale Erklärungen der gesellschaftli- 
chen Ordnung zu liefern, zustatten kommt. In der Tat dehnte sich im Verlauf ihres Aufstiegs 
zum Erklärungsmodell für das Ausbleiben der proletarischen Revolution in den weitest ent- 
wickelten kapitalistischen Gesellschaften ihre begriffliche Breite so sehr aus, daß sie auch 
noch so abwegige Phänomene abdecken konnte, einschließlich nicht nur der Überzeugungs- 
und Wertsysteme, sondern auch aller wichtigen gesellschaftlichen Institutionen und Grup- 
pen, von denen angenommen wird, daß sie ideologische Funktionen haben. Gleichzeitig 
blieb die genaue Art und Weise, in der, und daher auch die Effektivität, mit der ideologische 
Faktoren in die Determinierung gesellschaftlichen Handelns eingreifen, weitgehend unge- 
klärt. Aus diesen Gründen ist die Ideologie nahe daran, eine Residualkategorie zu sein, auf die 
sich zu beziehen den theoretisch destabilisierenden Effekt hat, in das grundlegende, zutiefst 
positivistische Gebäude des Marxismus ein Erklärungsmodell einzuführen, das sich dem ent- 
gegengesetzten Pol der idealistischen Handlungstheorie nähert. 

Diese angeborenen Defekte der Theorie könnten dazu beitragen, zu erklären, warum heutige 
Klassenanalysen sich so verbissen auf die Analyse der Klassenstrukturen konzentrieren und das 
Feld des Klassenhandelns meiden. Doch das hieße, den Wagen vor das Pferd spannen, denn die 
Identifizierung bedeutender struktureller Faktoren setzt eine explizite und gut fundierte Hand- 
lungstheorie voraus. Das wird am allerdeutlichsten durch die Art, in der in diesen Untersu- 
chungen die Struktur der Arbeiterklasse analysiert wird — oder genauer: eben nicht analysiert 
wird. Nachdem die Elemente, die die grundlegenden Umstände der proletarischen Klassenlage 
bestimmen, auf ein äußerstes Minimum reduziert worden sind, wird entdeckt, daß sich die Ar- 
beiterklasse noch immer durch die Homogenität und potentielle Solidarität auszeichne, die nö- 
tig sind, um ihr grundlegendes Interesse am Sozialismus verwirklichen zu können. Doch die 
Frage, wie die Arbeiterklasse unter diesen Bedingungen handeln wird, um ihr Endziel zu errei- 
chen, bleibt links liegen. Um eine angemessene Antwort zu finden, wäre nichts anderes erfor- 
derlich, als die klassische marzistische Handlungstheorie zu rekonstruieren. Doch weit davon 
entfernt, diese Aufgabe in Angriff zu nehmen, scheinen die heutigen Klassentheoretiker ganz 
und gar keinen klaren Handlungsbegriff zu haben. Auf diese Weise sind die Erklärungen der 
Beziehung zwischen der Klassenstruktur und dem Klassenkampf nicht nur zwangsläufig 
schwankend und widersprüchlich sind: die Beziehung selbst ist vollkommen unbestimmt. 
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Anmerkungen 


1 Ich verweise z.B. auf die dürftige Behandlung des Problems der Klassenbildung in den wichtigsten 
allgemeinen Darlegungen der marxistischen Theorie: Sweezy (1949); Baran und Sweezy (1966); 
Mandel (1975). 

2 Dasgiltsowohl für Miliband (1969) als auch für Poulantzas(1973) — die beiden Arbeiten, die im ver- 
gangenen Jahrzehnt die Diskussion beherrscht haben. 
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3 Die Ähnlichkeit zwischen Parsons späterem System des normativen Funktionalismusund dem ver- 
deckten Funktionalismus des althusserischen Marxismus (Cutler et. al., 1977: 201-202) ist auf der 
Oberfläche ziemlich offensichtlich. Obwohl letzterer in bezug auf die analytische Entwicklung mit 
der ersteren keinen Vergleich aushält, gibt es dennoch eine auffällige Übereinstimmung zwischen 
Parsons Konzept von der »kybernetischen Hierarchie« des Handelns, in der Werte die »letztendlich 
bestimmende« Rolle spielen, und Althussers These von einer gesellschaftlichen Totalität, die sich 
aus »relativ autonomen« Ebenen oder Instanzen zusammensetzt und die ihre strukturelle Einheit 
vermittels der »Determination in letzter Instanz« durch die »Ökonomie« derjenigen Ebene erlangt, 
die die »dominante« Rolle spielt. Der Marxismus ist von Habermas in eine deutlichere funktionali- 
stische Form gebracht worden (1976). Habermas macht freizügig Gebrauch von solchen Begriffen 
wie »funktionale Notwendigkeit« und »funktionale Äquivalenten« und konzentriert sich auf be- 
stimmte wesentliche Probleme, die seit langem von zentralem Interesse für den soziologischen 
Funktionalismus und die Theorie der politischen Systeme gewesen sind. Obwohl seine Arbeit 
höchst vorläufig und schematisch ist, weist sie ein ganz neues Element auf: den Begriff der 
»Legitimations-« und der »Motivationskrise«. Habermas scheint es jedoch nicht sehr angenehm zu 
sein, wie sehr sein allgemeiner Ansatz bei diesem Problem Parsons Theorie der »Macht-Deflation« 
ähnelt. 
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Erik Olin Wright 
Wo liegt die Mitte der Mittelklasse? 


Im Mittelpunkt des jüngsten Wiederauflebens marzistischer Theoriebildung über den Klas- 
senbegriff steht das, was man wohl als die »peinliche Existenz« der Mittelklasse bezeichnen 
könnte. Aller sonstigen Differenzen zum Trotz sind sich Marxisten jedweder Schattierung in 
der grundsätzlichen Zustimmung zu einem abstrakten Zwei-Klassen-Modell einig. Die kon- 
krete Klassenstruktur in gegenwärtigen, entwickelten kapitalistischen Gesellschaften sieht 
jedoch ganz anders aus. 

Der empirische Nachweis einer großen »Mittelklasse« hat den Kritikern des Marxismus zu ei- 
nem ihrer wichtigsten Argumente gegenüber der marxistischen Klassentheorie verholfen. 
Die Beobachtung, daß die Klassenstrukturen entwickelter kapitalistischer Länder nicht zwi- 
schen zwei Lagern extrem polarisiert sind, wird in der Regel als der endgültige Beweis für das 
Versagen oder gar die Irrelevanz des Marxismus für das Verständnis heutiger Gesellschaften 
betrachtet. Wenn sie auch nicht bei der gleichen Schlußfolgerung angelangt sind, so haben 
doch auch Marxisten selbst die Ausweitung der »Mittelklasse« als ein ernstes theoretisches 
und politisches Problem wahrgenommen. Auf einer theoretischen Ebene ist deshalb so etwas 
wie eine Rekonstruktion der Elemente marzistischer Klassentheorie erforderlich, um diesen 
strukturellen Charakteristika gegenwärtiger kapitalistischer Gesellschaften gerecht zu wer- 
den. Politisch gesehen muß für die Entwicklung einer realistischen Strategie zum Sozialismus 
diese relativ große Gruppe nichtpolarisierter Klassenlagen mitberücksichtigt werden. 
Dieser Aufsatz versucht vor dem Hintergrund eines im weiteren Sinne marxistischen theore- 
tischen Rahmens einen neuen Ansatz zum Verständnis der Mittelklasse zu entwickeln. Dreh- 
und Angelpunkt dieses Ansatzes ist die Untersuchung der spezifischen Beziehung zwischen 
der Mittelklasse und dem Begriff der Ausbeutung. Im ersten Teil wollen wir kurz alternative 
Theoriekonzepte im gegenwärtigen Marxismus, die sich mit der Mittelklasse beschäftigen, 
darstellen und einer Kritik unterziehen. Ausgehend von dem Ansatz John Roemers (1982 b) 
zum Ausbeutungsbegriff, wollen wir im zweiten Teil die allgemeine Beziehung zwischen 
Klasse und Ausbeutung untersuchen. Im dritten Teil beschäftigen wir uns dann mit den Im- 
plikationen, welche die vorangegangene Analyse für das Verständnis der Mittelklasse haben, 
und dies nicht nur in bezug auf kapitalistische, sondern auch auf nichtkapitalistische Gesell- 
schaften. Und schließlich wird diese Neukonzeptionalisierung der Mittelklasse in Abschnitt 
IV auf eine Reihe empirischer Fragen, die sich mit ungleicher Einkommensverteilug und 
Klasseneinstellungen befassen, angewandt. 


I. Ausgangspunkt: Neo-marxistische Analysen der Klassenstruktur 

Ohne hier ins Detail zu gehen, ist es möglich, vier im weitesten Sinne verschiedene Strategien 
zu unterscheiden, mit denen Marxisten versucht haben, sich dem konzeptionellen Problem 
nichtpolarisierter Klassenlagen innerhalb einer Logik polarisierter Klassenbeziehungen zu 
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(1) Die Klassenstruktur fortgeschrittener kapitalistischer Gesellschaften ist polarisiert; die 
»Mittelklasse« ist genaugenommen eine ideologische Illusion. Dieser Standpunkt geht mit 
dem Problem der Mittelklasse um, indem deren Existenz einfach verneint wird. Diese Auffas- 
sung wird jedoch nur von wenigen Theoretikern vertreten. 

* (2) Die Mittelklasse muß als Segment einer anderen Klasse betrachtet werden, so z.B. das 
»neue Kleinbürgertum« (Poulantzas, 1975) oder die »neue Arbeiterklasse« (siehe Mallet, 
1963). Nach dieser Auffassung bleibt die Sichtweise polarisierter Klassen im Kapitalismus 
weitgehend erhalten, jedoch wird die Analyse der Klassenstruktur durch die Mitberücksich- 
tigung weiterer Differenzierungen innerhalb der Klassen erweitert. 

(3) Die Mittelklasse ist eine eigenständige neue Klasse, die sich völlig von der Bourgeoisie wie 
auch vom Proletariat und Kleinbürgertum unterscheidet. Manchmal wird diese Klasse mit ei- 
nem besonderen Namen versehen, wie z.B. dem der »Professional-« oder »Manager-Klasse« 
(Ehrenreich und Ehrenreich, 1977); andere nennen sie einfach »die neue Klasse« (Gouldner, 
1979; Konrad und Szeleyni, 1979). Dieser Ansatz weicht stärker vom traditionellen Klassen- 
verständnis ab als die Theorie der Klassensegmente, weil hier völlig neue Klassen in die Klas- 
senstruktur mitaufgenommen werden. 

(4) Die unter dem populären Terminus »Mittelklasse« zusammengefaßten Klassenelemente 
sind nicht nur in einer Klasse vorhanden. Vielmehr muß man sie als Klassenlagen verstehen, 
die gleichzeitig in mehreren Klassen vorzufinden sind. Es handelt sich um Klassenelemente, 
die ich als »widersprüchliche Klassenlagen innerhalb der Klassenbeziehungen« beschrieben 
habe (Wright, 1976, 1978; vgl. auch Carchedi, 1977). 

Manager beispielsweise gehören demnach gleichzeitig (als Lohnempfänger unter der Herr- 
schaft der Kapitalisten) zur Arbeiterklasse und (als Kontrolleure der Produktions- und Ar- 
beitsabläufe) zur Klasse der Kapitalisten. Dieser Ansatz unterscheidet sich durch eine verän- 
derte Bedeutung des Begriffs der »Klassenlage« am stärksten vom traditionell-marzistischen 
Verständnis der Klassenstruktur: eine eindeutige Zuordnung von Individuen und Klassen zu 
strukturellen Klassenlagen ist hier nicht mehr gegeben. In den jüngsten Debatten über die 
Frage der Klassenstruktur habe ich diese Position mit dem Argument verteidigt, sie stelle zu- 
mindest eine kohärentere Konzeptualisierung der Mittelklasse dar, als irgendeine der existie- 
renden Alternativen. Heute jedoch halte ich auch diese vierte Lösung für nicht mehr zufrie- 
denstellend. Vor allem deswegen nicht, weil sie mit den meisten anderen neo-marxistischen 
Konzeptualisierungen zwei wichtige Defizite teilt: erstens verschiebt sich bei einer solchen 
Analyse der Klassenbeziehungen die Aufmerksamkeit vom Begriff der Ausbeutung auf den 
der Herrschaft; und zweitens begreift ein solcher Ansatz den Sozialismus— eine Gesellschaft, 
in der die Arbeiterklasse die »herrschende Klasse« ist — als die einzig mögliche Alternative 
zum Kapitalismus. 


Herrschaft versus Ausbeutung 


In der Vergangenheit habe ich nachdrücklich betont, das Konzept widersprüchlicher Klas- 
senlagen sei nur eine Neuformulierung eines durch und durch marzistischen Klassenkon- 
zepts. Dazu gehörte dann auch, daß ich die Beziehung zwischen Klasse und Ausbeutung rhe- 
torisch hervorhob. De facto jedoch beruhte dieses Konzept widersprüchlicher Klassenlagen 
innerhalb der Klassenbeziehungen fast ausschließlich auf Herrschafts-, und nicht auf Ausbeu- 
tungsbeziehungen. Der Begriff der Ausbeutung war eher eine Randerscheinung meiner Dis- 
kussion von Klassenstrukturen denn ein konstitutiver Bestandteil der Analyse von Klassen- 
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strukturen. So waren Manager beispielsweise nur deswegen als widersprüchliche Klassenla- 
gen definiert, weil sie gleichzeitig herrschen und beherrscht werden. Es waren ebenfalls Herr- 
schaftsbeziehungen, die für die Definition des Klassencharakters der »semi-autonomen Be- 
schäftigten« entscheidend waren, einer Klassenlage, die — so argumentierte ich — wegen des 
Ausmaßes an Selbstbestimmung im Arbeitsprozeß sowohl proletarisch als auch kleinbürger- 
lich war; denn »Autonomie« stellt eine auf dem Herrschaftsbegriff beruhende Kategorie dar.? 
Die gleiche Tendenz, die Ersetzung des Ausbeutungsbegriff durch den Herrschaftsbegriff in- 
nerhalb des Klassenkonzepts, ist auch in den meisten anderen neo-marxistischen Konzeptu- 
alisierungen der Klassenstruktur zu finden. 

Für einige mag die Verdrängung des Ausbeutungsbegriffs eher eine Tugend als eine Sünde 
darstellen. Ich halte dies jedoch aus zwei Gründen für ein ernst zu nehmendes Defizit. Zum 
einen vernachlässigt ein solches am Herrschaftsbegriff ausgerichtetes Konzept die Verbin- 
dung zwischen der Analyse von Klassenlagen und der Analyse objektiver Interessen. Der 
Herrschaftsbegriff selbst sagt nichts über die spezifischen Interessen der Akteure aus. Eltern 
herrschen über ihre kleinen Kinder; dies heißt jedoch nicht, daß ihre Interessen denen ihrer 
Kinder wirklich entgegengesetzt sind. Dies wäre nur dann der Fall, wenn das Verhältnis 
zwischen Eltern und Kindern dazu auch noch von Ausbeutung geprägt wäre. Ausbeutung 
bedeutet in jedem Fall, daß sich die Interessen der Akteure widersprechen. Zum anderen 
gleiten solche auf dem Herrschaftsbegriff beruhenden Klassendefinitionen allzu leicht in ei- 
ne Art »Unterdrückungspluralismus« ab: nach dieser Vorstellung sind Gesellschaften durch 
eine Vielzahl von Unterdrückungsmechanismen gekennzeichnet, die ihrerseits auf verschie- 
denen Herrschaftsformen (sexuellen, rassistischen, nationalistischen, ökonomischen, etc.) 
beruhen, denen allen der gleiche Erklärungswert zukommt. Klasse ist dann nur noch eine 
unter vielen Formen der Unterdrückung, ohne daß ihr in sozialen oder historischen Analy- 
sen ein besonderer Stellenwert eingeräumt würde.’ Auch dieser Bedeutungsverlust des Klas- 
senkonzepts mag manchen eher als Vorteil denn als Problem erscheinen; will man jedoch 
die Bedeutung, die der Marxismus dem Klassenkonzept zugewiesen hat, nicht in Frage stel- 
len, dann wirft ein solches auf dem Herrschaftsbegriff beruhendes Klassenkonzept einige 
Probleme auf. 


Klassen in nach-kapitalistischen Gesellschaften 


Die historische Prognose für den Kapitalismus im klassischen Marxismus war völlig eindeu- 
„tig: Sozialismus — und schließlich Kommunismus — war die Zukunft kapitalistischer Gesell- 
schaften. Träger dieser unvermeidlichen Zukunft war die Arbeiterklasse. Der zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat polarisierten Klassenstruktur i» Kapitalismus entsprach die po- 
larisierte historische Alternative zwischen Kapitalismus und Sozialismus. 
Die tatsächliche historische Erfahrung des 20. Jahrhundertes hat diese historische Vision, 
wenn auch nicht eindeutig widerlegt, so doch in Frage gestellt. Wie ich bereits andernorts 
(Wright, 1983 a) ausgeführt habe, müssen wir zumindest die Möglichkeit auch nach-kapitali- 
stischer Klassenstrukturen ins Auge fassen. Die Schwierigkeit dabei ist, daß — von wenigen 
Ausnahmen abgesehen — das von Marxisten zur Analyse kapitalistischer Klassenbeziehun- 
gen benutzte methodische Instrumentarium keine angemessenen Kriterien zum Verständnis 
nach-kapitalistischer Gesellschaften aufweist. Auch die Kategoreien, die ich selbst in meiner 
Untersuchung widersprüchlicher Klassenlagen benutzt habe, waren allesamt entweder auf 
kapitalistische Beziehungen (Bourgeoisie, Manager, Arbeiter) oder auf widersprüchliche 
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Klassenlagen, die aus vorkapitalistischen Beziehungen resultierten (semi-autonome Beschäf- 
tigte, Kleinbürgertum, Kleinunternehmer) bezogen. In meiner Analyse der Klassenbezie- 
hungen kapitalistischer Gesellschaften gab es keine Elemente, die in Richtung auf eine Unter- 
suchung nach-kapitalistischer Klassen deuteten. Deswegen kommt fast allen Diskussionen 
nach-kapitalistischer Klassenstrukturen — den Klassenstrukturen »real existierender $ozia- 
lismen« also — ein ad-hoc Charakter zu. 

Vor dem Hintergrund dieser konzeptionellen Probleme — der Ersetzung des Ausbeutungs- 
durch den Herrschaftsbegriff und dem Fehlen einer methodischen Basis zur Analyse nach- 
kapitalistischer Klassen — lassen sich nur zwei theoretische Alternativen verfolgen. Eine 
Möglichkeit besteht darin, die Veränderung hin zu einem auf dem Herrschaftsbegriff basie- 
renden Klassenkonzept zu begrüßen, und dieses Konzept als Grundlage zur Analyse sowohl 
kapitalistischer wie auch nach-kapitalistischer Gesellschaften zu benutzen. Die Klassenana- 
Iyse würde dann dem Dahrendorf’schen Weg folgen, und Klassen als Schichten innerhalb 
von Machtbeziehungen ansehen. Eine zweite Alternative besteht darin, den Begriff der Aus- 
beutung in einer Weise wieder ins Zentrum der Klassenanalyse zu rücken, die sowohl für die 
empirische Komplexität der »Mittelklasse« im Kapitalismus als auch für die historische Reali- 
tät nach-kapitalistischer Klassenstrukturen Raum läßt. Ich möchte diese zweite Alternative 
im verbleibenden Teil des Aufsatzes verfolgen. 

Die Basis für diese Rekonstruktion eines auf dem Ausbeutungsbegriff beruhenden Klassen- 
konzepts entnehme ich der jüngsten Arbeit John Roemers (1982 b) über den Ausbeutungsbe- 
griff. Auch wenn sich Roemer selbst kaum mit empirischen Untersuchungen oder der Ausar- 
beitung konkreter Profile der Klassenstruktur beschäftigt hat, so beinhaltet seine Arbeit 
doch eine hinreichende materielle Grundlage für ein solches Unternehmen. Ich will versu- 
chen zu zeigen, daß seine Untersuchungsstrategie bei angemessenen Modifikationen und Er- 
weiterungen eine akkurate Grundlage zur Lösung der Probleme im Konzept widersprüchli- 
cher Klassenlagen bieten kann. 


II. Klasse und Ausbeutung 


Sowohl in der Einkommensverteilung als auch in der Verfügung von Individuen, Familien 
und Gruppen über Konsumgüter lassen sich Ungleichheiten feststellen. Der Ausbeutungsbe- 
griff faßt solche Ungleichheiten auf eine spezifische Weise. Indem wir Ungleichheit als Reflex 
von Ausbeutung verstehen, gehen wir von einem besonderen Typus kausaler Beziehung zwi- 
schen den Einkommen der verschiedenen Akteure aus. Genaugenommen sagen wird, daß die 
Reichen genau dann die Armen ausbeuten, wenn wir beweisen können: die Reichen sind 
reich, weil die Armen arm sind, d.h. sie sind reich auf Kosten der Armen. 

Es ist zu betonen, daß dies nicht für alle Ungleichheiten gilt. Nehmen wir zwei Bauern, die 
nur für den Eigenbedarf anbauen. Beide besitzen Land von der gleichen Qualität, doch wäh- 
rend der eine faul ist und nur die nötigste Arbeit auf seinem Land verrichtet, ist der andere flei- 
Big. In diesem Fall existiert keine kausale Beziehung zwischen dem Reichtum des Einen und 
der Armut des Anderen. Dem reichen Bauern ginge es auch dann nicht schlechter, wenn der 
arbeitsscheue Bauer anfinge, hart zu arbeiten. Es handelt sich nur dann um Ausbeutung, 
wenn gezeigt werden kann, daß die Wohlfahrt einer Person auf Kosten anderer realisiert 
wird. 

Der traditionell-marxistische Begriff der Ausbeutung ist eindeutig ein Sonderfall dieses gene- 
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rellen Konzepts.?® Ausbeutung heißt hier, daß sich eine Klasse durch verschiedene Mechanis- 
men die Mehrarbeit einer anderen Klasse aneignet. Die ausbeutende Klasse bezieht ihr Ein- 
kommen aus der von der ausgebeuteten Klasse verrichteten Arbeit. Es existiert also eine di- 
rekte kausale Verbindung zwischen der Armut der Ausgebeuteten und dem Reichtum der 
Ausbeutenden. Erste gewinnen auf Kosten letzterer. 

Roemer versucht dieses Verständnis von Ausbeutung auf zwei Wegen weiter zu differenzie- 
ren. Zum einen untersucht er detailliert den Strom der »Mehrarbeit« von einer Kategorie 
von Akteuren zur anderen im Verlaufe verschiedener Austauschbeziehungen; zum anderen 
wendet er eine Art spieltheoretischen Ansatz an, um die unterschiedlichen Formen der Aus- 
beutung zu unterscheiden. Ich möchte im folgenden auf beide Varianten der Reihe nach ein- 
gehen. 


Der Arbeitstransfer-Ansatz 


Obwohl Roemer selbstbewußt meint, in seiner Arbeit auf die Arbeitswerttheorie verzichten 
zu können, stellt seine Untersuchung des Arbeitstransfers eine Erweiterung des traditionell- 
marxistischen Verständnisses von Ausbeutung dar. Er greift vor allem die unter Marxisten 
weit verbreitete Sichtweise an, demnach das Institut der Lohnarbeit eine notwendige Voraus- 
setzung für die Ausbeutung von Arbeit in einer Markwirtschaft sei. Roemer stellt zwei The- 
sen auf: erstens, daß Ausbeutung (Arbeitstransfer) auch in einer Situation existiert, in der alle 
Produzenten zwar im Besitz ihrer Produktionsmittel sind, jedoch über unterschiedliche 
Mengen physischer Ressourcen verfügen; zweitens, daß in einem System, in dem das Kapital 
Lohnarbeiter und in einem System, in dem Arbeiter Kapital mieten, eine vollständige Sym- 
metrie der Ausbeutungsstrukturen vorliegt. 

Roemer zeigt, daß Ausbeutung auch in einer Ökonomie auftreten kann, in der jeder Produ- 
zent im Besitz seiner Produktionsmittel ist und es weder einen Arbeitsmarkt noch einen Kre- 
ditmarkt gibt. Hier wird nur mit Produkten gehandelt. Wenn in einer solchen Ökonomie 
verschiedene Produzenten mehr oder weniger produktive Ressourcen besitzen, so daß siezur 
eigenen Reproduktion auch mehr oder weniger Arbeitsstunden benötigen, dann führt ein 
freier Handel zwischen diesen Produzenten zur Ausbeutung der mit weniger Ressourcen 
Ausgestatteten durch die an Ressourcen Reichen. Roemer zeigt mit diesem Beispiel einer ver- 
einfachten Volkswirtschaft nicht nur, daß einige Produzenten zur Realisierung des gleichen 
Lebensunterhalts weniger arbeiten als andere, sondern vor allem, daß sich die Arbeiter, die 
weniger arbeiten, dies nur leisten können, weil die mit weniger Ressourcen ausgestatteten 
Produzenten mehr arbeiten müssen. Der Beweis für die Stichhaltigkeit dieses Beispiels liegt in 
dem Nachweis, daß ein gut mit Ressourcen ausgestatteter Produzent mehr Arbeitsstunden 
zur Erlangung des gleichen Subsistenzniveaus aufbringen müßte, wenn er — z.B. infolge des 
Todes eines an Ressourcen armen Produzenten — seinen eigenen Ressourcenanteil noch 
durch die Hinzunahme der Ressourcen der schlechtergestellteren Person erhöhen würde. In 
dieser Volkswirtschaft gibt es unter den Produzenten nicht nur Ungleichheiten, sondern 
auch Ausbeutung. 

In seiner Analyse der Ausbeutung auf Kredit- und Arbeitsmärkten vergleicht Roemer Klas- 
senstruktur und Ausbeutungsmuster auf zwei fiktiven Inseln; der »Arbeitsmarkt-Insel« und 
der »Kreditmarkt-Insel«. Auf beiden Inseln besitzen einige Leute überhaupt keine, andere da- 
gegen unterschiedliche Anteile an den Produktionsmitteln. Die Verteilung der Ressourcen 
ist jedoch auf beiden Inseln identisch. Auch die Motivationen der Bewohner beider Inseln un- 
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terscheiden sich nicht: sie alle versuchen die zur Erlangung eines entsprechenden Lebensun- 
terhalts notwendige Arbeitszeit zu minimieren.” Die beiden Inseln unterscheiden sich nur in 
einer Hinsicht: auf der »Arbeitsmarkt-Insel« dürfen die Leute ihre Arbeitskraft verkaufen, 
während den Bewohnern der »Kreditmarkt-Insel« dies untersagt ist; dafür können diese die 
Produktionsmittel zu einem bestimmten Zinssatz mieten. Roemer zeigt nun zwei Dinge. Er- 
stens, daß auf jeder Insel ein direktes Entsprechungsverhältnis zwischen Klassenlage (herge- 
leitet ausden jeweils unterschiedlichen oder Nicht-Anteilen an den Produktionsmitteln)und 
dem Ausbeutungsstatus (der Aneignung der eigenen Mehrarbeit durch andere) herrscht. Dies 
nennt er »das Prinzip der Entsprechung von Klasse und Ausbeutung« (Class-Exploitation 
Correspondence Principle«). Und zweitens zeigt er, daß beide Klassenstrukturen völlig iso- 
morph sind: jedes Individuum auf der einen Insel besäße auf der anderen Insel den gleichen 
Ausbeutungsstatus. 

Diese beiden (und die anderen von Roemer vorgebrachten) Thesen führen zu der Behaup- 
tung, daß die sich aufdem Markt manifestierende Ausbeutung ihre Ursache in der ungleichen 
Verteilung der Produktionsmittel hat. Auch wenn sie schließlich auf dem Arbeitsmarkt auf- 
tritt, so stellt dies nur die konkrete institutionelle Form der Ausbeutung dar; die Existenz ei- 
nes Arbeitsmarktes ist keine notwendige Bedingung für das Auftreten von Ausbeutung. 


‚Der Spieltheorie-Ansatz 


Während die Untersuchung des Arbeitstransfers in bezug auf die Ausbeutung in erster Linie 
dazu diente, die den Austauschbeziehungen des Marktes unterliegende Logik des Ausbeu- 
tungsprozesses offenzulegen, so wird der spieltheoretische Ansatz von Roemer dazu benutzt, 
verschiedene Ausbeutungssysteme miteinander zu vergleichen. 

Diese Ausbeutungssysteme werden einem Vergleich unterzogen, indem die Organisation der 
Produktion als »Spiel« begriffen und gefragt wird, ob sich eine Gruppe von Spielern nicht 
dann besser stellt, wenn sie sich mit Hilfe festgelegter Verfahrensregeln vom Spiel zurück- 
zieht. Verschiedene Formen von Ausbeutung werden durch Rückzugsregeln definiert, deren 
Befolgung die Lage bestimmter Akteure verbessern würde. 

Rein formal bezeichnet Roemer eine Gruppe von Spielern S als »Ausgebeutete« und eine an- 
dere Gruppe S’ (Komplement zu $) als »Ausbeutende«s, wenn folgende Bedingungen gelten 
(Roemer, 1982 b: 194-195): 

(1) Es gibt eine zumindest theoretisch vorstellbare Alternative, durch die $ ihre gegenwärtige Situation 
verbessern würde. 

(2) Im Falle der Umsetzung dieser Alternative würde sich die Lage der Komplementärgruppe $’ gegen- 
über der Ausgangssituation verschlechtern.” 

Die Umkehrung beider Bedingungen würde nichts anderes ausdrücken, als daß die Wohl- 
fahrt von S’ kausal von den Entbehrungen von $ abhängt. 

Roemer benutzt nun diesen Ansatz, um drei Arten von Ausbeutung zu definieren: feudale 
Ausbeutung, kapitalistische Ausbeutung und das, was er als »sozialistische Ausbeutung:« be- ' 
zeichnet. Fangen wir mit der kapitalistischen Ausbeutung an. Arbeiter besitzen keine physi- 
schen Ressourcen (Produktionsmittel) und verkaufen stattdessen ihre Arbeitskraft gegen ei- 
nen Lohn an die Kapitalisten. Werden Arbeiter nun im Kapitalismus ausgebeutet? Soll die 
Antwort auf diese Frage spieltheoretisch formuliert werden, so muß ein zum Kapitalismus al- 
ternatives »Spiel« entwickelt werden, für das die beiden oben angeführten Bedingungen gel- 
ten. Wie sieht diese Alternative aus? Es ist ein Spiel, in dem jeder Arbeiter seinen pro-Kopf- 
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Anteil an sämtlichen Produktionsressourcen der Gesellschaft erhält. Roemer zeigt hiermit, daß 
sich die Situation der Lohnarbeiter verbessert und die Lage der Kapitalisten verschlechtert, 
wenn die Gruppe aller Lohnarbeiter mit ihrem pro-Kopf-Anteil gesellschaftlicher Ressour- 
cen das Spiel des Kapitalismus verläßt. Die »Rückzugsregel« — in diesem Fall das Verlassen 
des Spiels mit dem pro-Kopf-Anteil der physischen Ressourcen — wird so zum formalen 
»Test«, ob das jeweilige soziale System kapitalistische Ausbeutung beinhaltet oder nicht. 
Im Gegensatz dazu besteht diediefeudale Ausbeutung definierende Rückzugsregel im Verlas- 
sen des Spiels mit seinen persönlichen Ressourcen (und nicht mit dem pro-Kopf-Anteil der ge- 
sellschaftlichen Ressourcen). Die entspricht dem Untertan im Feudalismus, der von allen auf 
seiner persönlichen Unterwerfung beruhenden Verpflichtungen befreit ist. Dem Bauern gin- 
ge es unter diesen Bedingungen besser, dem feudalen Herrn schlechter.’ 

Der Begriff sozialistischer Ausbeutung ist das am wenigsten ausgearbeitete Konzept in Roe- 
mers Analyse. Die Rückzugsregel in diesem Falle ist das Verlassen des Spiels mit dem pro- 
Kopf-Anteil der unveräußerlichen Ressourcen (Qualifikationen). Eine Gruppe ist dann so- 
zialistischer Ausbeutung unterworfen, wenn sie ihre Lage durch das Verlassen des Spiels mit 
ihrem pro-Kopf-Qualifikationsanteil verbessert, während sich die Lage ihrer Gegenspieler un- 
ter solchen Bedingungen verschlechtert. Dies bedeutet, daß hochqualifizierte Personen in 
dem Spiel nicht nur aufgrund ihrer Qualifikationen hohe Einkommen erzielen, sondern 
auch aufgrund der unterschiedlichen Qualifikationsniveaus zwischen den Akteuren. Den 
Höherqualifizierten ginge es schlechter, wenn sich die bisher geringer Qualifizierten Qualifi- 
kationen aneignen würden; deswegen haben erstere ein Interesse an der Aufrechterhaltung 
von Qualifikationsunterschieden. Und dies wiederum bestätigt die These, daß ihr Einkom- 
men die Ausbeutung reflektiert. Der Zusammenhang: Ressourcen- Ausbeutung beruht dem- 
nach auf der Fähigkeit der Besitzer von Ressourcen, anderen diese Ressourcen vorzuenthal- 
ten. Wäre das Einkommen einer qualifizierten Person nichts anderes als der Gegenwert der 
für den Qualifikationserwerb aufgebrachten Zeit, dann gäbe es keine qualifikationsbedingte 
Ausbeutung. Höhere Einkommen wären dann nur die Entschädigung für vorher entstande- 
ne Kosten. Die These von qualifikationsbedingter Ausbeutung beruht auf der Tatsache, daß 
Personen mit nachgefragten Qualifikationen Einkommen erhalten, welche die zum Erwerb 
der Qualifikation notwendigen Kosten übersteigen, ihr Einkommen somit eine »Renten«- 
Komponente enthält; und genau die macht den Ausbeutungscharakter aus.” 


Eine Erweiterung des Roemer-Ansatzes 


Roemers Beitrag zur Analyse des Ausbeutungsbegriffs besteht in der These, daß Ausbeutung 
ihre materielle Basis in der ungleichen Verteilung produktiver Ressourcen hat, in dem, was 
man gewöhnlich als Eigentumsverhältnisse bezeichnet. Einerseits wird damit hinreichend 
der Mehrwerttransfer erklärt, andererseits lassen sich aus den unterschiedlichen Formen un- 
gleicher Ressourcenverteilung unterschiedliche Formen der Ausbeutung herleiten. Damit 
sind Klassen als Klassenlagen innerhalb der gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse defi- 
niert, die ihrerseits wiederum von den Ausbeutungsbeziehungen abhängen. 

Diese Schlußfolgerungen haben Roemer dazu gebracht, die unter Marxisten (meine Person ein- 
geschlossen) vorherrschende Tendenz, Klassenbeziehungen primär als Herrschaftsbeziehun- 
gen im Produktionsprozeß zu verstehen, anzugreifen. Natürlich werden die ausgebeuteten 
Klassen von den ausbeutenden Klassen beherrscht, indem ihnen der Zugang zu den produkti- 
ven Ressourcen verwehrt wird. Jedoch besteht Roemer darauf, daß Herrschaft innerhalb des 
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Produktionsprozesses keine zentrale Rolle in bezug auf die Definition von Klassenbeziehun- 
gen zukommt.* 

In früheren Arbeiten habe ich Roemers Position in diesem Punkt kritisiert (Wright, 1982). 
Ich argumentierte damals, daß Klassenbeziehungen an sich bereits Herrschaft auf der Ebene 
der Produktion beinhalten, und zwar nicht nur allein in der Aufrechterhaltung der Eigen- 
tumsbeziehungen als solcher. Heute dagegen glaube ich, daß Roemer in diesem Punkt Recht 
hat. Zwar ist die Tatsache, daß die Kapitalisten die Arbeiter innerhalb des Produktionspro- 
zesses herumkommandieren, unbestreitbar eines der wichtigsten Elemente fast aller histori- 
schen Formen kapitalistischer Produktion(sweise) und für die Erklärung der unterschiedli- 
chen Formen von Rlassenorganisation und Klassenkonflikt in der Produktion von zentraler 
Bedeutung; doch sollte die Grundlage des Verhältnisses zwischen Kapital und Arbeit in wirk- 
licher Kontrolle über die Produktionsfaktoren gesehen werden (d.h. in den wirklichen Ei- 
gentumsverhältnissen). 

Nach Roemers Argumentation sind nur zwei Arten von Ressourcen zu betrachten: physi- 
sche Ressourcen (in seiner Terminologie veräußerliche Ressourcen) und Qualifikationsres- 
sourcen (unveräußerliche Ressourcen). Ungleichheiten in bezug auf erstere schaffen kapitalı- 
stische Ausbeutung; Ungleichheiten in bezug auf letztere »sozialistische« Ausbeutung, Ich 
möchte Roemers Analyse noch durch die Hinzunahme von zwei weiteren Ressourcen erwei- 
tern: menschliche Ressourcen und organisatorische Ressourcen. Die ungleiche Verteilung 
menschlicher Ressourcen, oder genauer: Arbeitskraftressourcen, stellt die Grundlage feuda- 
ler Ausbeutung und der sie begleitenden feudalen Klassenbeziehungen dar. Arbeitskraft ist ei- 
ne produktive Ressource.? In kapitalistischen Gesellschaften besitzt jeder eine Einheit dieser 
Ressource, nämlich sich selbst. Im Feudalismus dagegen ist die Verfügungsgewalt über die Ar- 
beitskraft ungleich verteilt. Feudalherren besitzen mehr als eine Einheit, Leibeigene besitzen 
überhaupt keine. Um genauer zu sein, so ist es für den Feudalismus nicht typisch, daß Leibei- 
gene über gar keine Arbeitskraft verfügen. Denn in der Regel sind sie keine Sklaven, die sämt- 
licher Verfügungsgewalt über ihre Arbeitskraft beraubt worden sind; sie besitzen nur nicht 
die vollständige Verfügungsgewalt über ihre eigene Person als produktiv Handelnde, und ge- 
nau dies ist damit gemeint, wenn hier vom »Besitz« seiner eigenen Arbeitskraft die Rede ist. 
Die zweite produktive Ressource, die ich Roemers Analyse hinzufügen möchte, ist proble- 
matischerer Natur. Ich möchte sie als »Organisationsressource« bezeichnen. Auf der unglei- 
chen Verteilung dieser Ressource beruht die spezifische Form der Ausbeutung und die sie 
begleitenden Klassenbeziehungen »real existierender sozialistischer Gesellschaften«. Die an- 
tikapitalistischen Revolutionen in Rußland und anderswo führten zur nahezu vollständigen 
Abschaffung des Privateigentums an den Produktionsmitteln: Individuen können keine 
Produktionsmittel besitzen, sie können sie weder ererben noch auf dem Markt abgeben, etc. 
Und dennoch bleibt es unbefriedigend, solche Gesellschaften allein auf der Basis qualifika- 
tionsbedingter Ausbeutung zu beschreiben. Experten scheinen nicht gerade die »herrschen- 
de Klasse« dieser Gesellschaften darzustellen, und die Dynamik dieser Gesellschaften scheint 
auch nicht von Qualifikationsungleichheiten abzuhängen. 

Roemer erkannte dieses Problem und führte zu seiner Lösung den Begriff »statusbedingter 
Ausbeutung« ein. Die von Bürokraten ausgeübte Ausbeutung ist ein prototypisches Beispiel 
dafür. »Erforderten diese Positionen«, so schreibt Roemer (1982 b: 243), »spezifische Qualifi- 
kationen, dann könnte man die unterschiedliche Vergütung dieser Posten mit Recht alseinen 
Aspekt sozialistischer (qualifikationsbedingter) Ausbeutung bezeichnen... Es gibt jedoch ei- 
ne zusätzliche Vergütung für die Inhaber solcher Positionen, die allein aufgrund ihrer Posi- 
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tion und nicht aufgrund der zu ihrer Ausfüllung notwendigen Qualifikationen bezahlt wer- 
den. Die spezifische Entlohnung für solche Positionen führt zu statusbedingter Ausbeutung.« 
Roemers Begriff statusbedingter Ausbeutung mag eine nützliche Beschreibung der Klassenla- 
ge von Ausbeutern in staatssozialistischen Gesellschaften darstellen; aber er ist deswegen 
theoretisch unzulänglich, weil der Begriff völlig mit der Logik seiner übrigen Ausbeutungs- 
analyse bricht. In allen anderen Fällen ist Ausbeutung in den Beziehungen zwischen Eigen- 
tumsverhältnissen und Produktivkräften verwurzelt. Alleanderen Formen von Ausbeutung 
sind »materialistischer« Art, nicht nur in dem Sinne, daß der besagte Begriff die materielle 
Verteilung erklären soll, sondern weil er eine enge Beziehung zu den materiellen Produk- 
tionsbedingungen herstellt. »Statusbedingte Ausbeutung« stellt dagegen überhaupt keine 
Verbindung zur Produktion her. 

Diese Probleme mit dem Begriff statusbedingter Ausbeutung können gelöst werden, indem 
man Ausbeutung vor dem Hintergrund der »Organisationsressourcen« untersucht. Sowohl 
Adam Smith als auch Marx haben festgestellt, daß die technische Arbeitsteilung unter den 
Produzenten an sich bereits eine Quelle von Produktivität darstellt. Die Art der Organisa- 
tion des Produktionsprozesses ist eine produktive Ressource, unabhängig vom Einsatz von 
Arbeitskraft, Produktionsmitteln oder den Qualifikationen der Produzenten. Natürlich be- 
steht zwischen der Organisation und den anderen Ressourcen ein wechselseitiges Bezie- 
hungsverhältnis, genau wie es eine Interdependenz zwischen Produktionsmitteln und Quali- 
fikationen gibt. Organisation — die Bedingungen einer koordinierten Zusammenarbeit der 
Produzenten in einer komplexen Arbeitsteilung — ist jedoch eine produktive Ressource be- 
sonderer Art. 

Wie ist diese Ressource nun in unterschiedlichen Gesellschaften verteilt? Wie müssen die Be- 
ziehungen der »realen ökonomischen Besitzverhältnisse« in bezug auf diese Ressource defi- 
niert werden? Im gegenwärtigen Kapitalismus werden die Organisationsressourcen in der 
Regel von Managern und Kapitalisten kontrolliert: Manager kontrollieren die Organisa- 
tionsressourcen in den jeweiligen Betrieben innerhalb der Grenzen, die von den Kapitalisten 
durch ihren Besitz an Kapitalressourcen bestimmt werden. Unternehmer-Kapitalisten besit- 
zen gleich beide Arten von Ressourcen (und meist auch noch Qualifikationsressourcen); rei- 
ne Rentier-Kapitalisten (»Kouponschneider«) besitzen ausschließlich Kapitalressourcen. 
Aufgrund der Anarchie des kapitalistischen Marktes kontrolliert keine gesonderte Gruppe 
die technische Arbeitsteilung außerhalb der einzelnen Betriebe. 

Im staatsbürokratischen Sozialismus, oder in der »staatlichen Produktionsweise«, wie sie 
manchmal genannt wird (Wright, 1983 a), kommt den Organisationsressourcen eine vielgrö- 
ßere Bedeutung zu. Die Kontrolle der Arbeitsteilung wird zu einer gesellschaftlichen Aufga- 
be, die vom Zentrum aus organisiert wird. 

Die Kontrolle der Organisationsressourcen bleibt nicht mehr nur dem Manager auf Betriebs- 
ebene überlassen, sondern reicht bis in die höchsten Planungsorgane des Staatsapparats hin- 
ein. Wenn gesagt wird, daß Ausbeutung in solchen Gesellschaften auf bürokratischer Macht 
beruht, so bedeutet dies, daß die Kontrolle über Organisationsressourcen die materielle Basis 
von Klassenbeziehungen und Ausbeutung darstellt. 

Die Kategorie der Organisationsressource steht in enger Beziehung zu den Begriffen von 
Macht und Hierarchie. Die Anwendung dieser Ressource besteht in dem koordinierten Ent- 
scheidungsprozeß über die komplexe technische Arbeitsteilung. Wenn die Ressource un- 
gleich verteilt ist und gewisse Positionen eine größere Kontrolle über die Ressource besitzen 
als andere, dann nehmen die sozialen Beziehungen in bezug auf diese Ressource die Form ei- 
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ner hierarchisch strukturierten Autorität an. Die Ressource jedoch ist nicht Macht, sondern 
Organisation, die lediglich durch eine hierarchisch strukturierte Autorität kontrolliert wird. 
Betrachtet man die tatsächliche Kontrolle über die Organisationsressource als Basis von Aus- 
beutung, so bedeutet dies 

(a) daß sich im Falle einer gleichen Verteilung (oder einer Demokratisierung der Kontrolle über die Res- 
source) die Situation der Nicht-Manager verbessern und die der Manager/Bürokraten verschlechtern 
würde; 

(b) daß Manager/Bürokraten aufgrund ihrer effektiven Kontrolle der Organisationsressourcen zu- 
gleich auch den gesamten gesellschaftlich produzierten Mehrwert oder zumindest einen Teil davon 
kontrollieren.® 

Nehmen wir die Organisationsressourcen mit in die Roemersche Analyse auf, so erhalten wir 
die in Tabelle 1 dargestellte, komplexere Typologie. 


Tabelle 1: Ressourcen; Ausbeutung und Klassen 


von den Arbei- 
ten zu den Ex- 
perten durch 


Typus der Klas-  Hanptressounrce Mechanismus Klassen Hauptaufgabe 
senstruktur mit ungleicher der Ausbeutung der revolutiond- 
Verteilung ren Transfor- 
mation 
Feudalismus Arbeitskraft Mehrwertab- Adel und Leib- Individuelle 
pressung durch eigene Freiheit 
Zwang 
-Kapitalismus Produktions- Austausch von Kapitalistenu.  Vergesellschaf- 
mittel Arbeitskraftu. Arbeiter tung der Pro- 
Waren über duktionsmittel 
den Markt 
Staatsbürokra- Organisation Geplante An- Manager-Büro-  Demokratisie- 
tischer Sozialis- eignung u. Ver-- kraten und rung der orga- 
mus teilung des Nicht-Manager nisatorischen 
Mehrwerts auf Kontrolle 
der Basis von 
Hierarchie 
Sozialismus Qualifikatio- Umverteilung Experten und materielle 
nen des Mehrwerts Arbeiter Gleichheit 


Verhandlungen 


Schauen wir uns die einzelnen Spalten der Tabelle und ihre Logik einmal genauer an. Feuda- 


lismus ist ein Klassensystem, das auf der ungleichen Verteilung der Verfügungsgewalt über 
die Arbeitskraft beruht. »Persönliche Unterwerfung« bedeutet, daß Feudalherren zumindest 
eine partiell wirksame ökonomische Kontrolle über ihre Vasallen haben. Die empirische Ma- 
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nifestation dieser ungleichen Verteilung der Verfügungsgewalt über die Arbeitskraft im klas- 
sischen Feudalismus besteht in der Zwangseintreibung einer Arbeitsabgabe durch die Unter- 
tanen. Als schließlich die Fronarbeit in Naturalrente und später in Geldrente umgewandelt 
wird, tritt der feudale Charakter der Ausbeutungsbeziehung in der Einschränkung der Bewe- 
gungsrechte der Bauern zu Tage. Die Flucht des Bauern in die Stadt ist de facto eine Form des 
Diebstahls; der Bauer entzieht dem Feudalherren dessen Anteil an seiner Arbeitskraft.? Feu- 
dalherren mögen zwar mehr an Produktionsmitteln, Organisationsressourcen und produk- 
tiven Qualifikationen besitzen (letzteres ist allerdings unwahrscheinlich) und deswegen auch 
Ausbeuter in bezug auf diese Ressourcen sein. Was diese Gesellschaft jedoch als »feudal« defi- 
niert, ist die Vorherrschaft ausgesprochen feudaler Ausbeutungsmechanismen. Mit anderen 
Worten, feudale Klassenbeziehungen sind die primäre, strukturelle Basis der Klassenkämpfe. 
Mit der bürgerlichen Revolution ging eine rasche Umverteilung der produktiven menschli- 
chen Ressourcen einher: zumindest dem Prinzip nach besaß nun jeder eine Einheit, sich 
selbst. Genau dies ist mit dem Begriff der »bürgerlichen Freiheiten« erfaßt, und in diesem Sin- 
ne läßt sich der Kapitalismus als historisch progressive Kraft betrachten. Auf der anderen Sei- 
tetreibt der Kapitalismus jedoch den zweiten Ausbeutungstypus, Ausbeutung, die auf den Ei- 
gentumsverhältnissen an Produktionsmitteln beruht, in bisher ungeahnte Höhen. !? 

In der typischen, institutionellen Form kapitalistischer Klassenbeziehungen besitzen Kapi- 
talisten die gesamten Eigentumsrechte an Produktionsmitteln und die Arbeiter überhaupt 
keine. Historisch gesehen haben jedoch auch andere Formen existiert. In den Heimindu- 
strien des Frühkapitalismus besaßen die Arbeiter einen gewissen Anteil an den Produktions- 
mitteln, hatten jedoch nicht genügend Ressourcen, um die Waren ohne Unterstützung der 
Kapitalisten produzieren zu können. Diese Arbeiter wurden immer noch kapitalistisch aus- 
gebeutet, obwohl es keinen offiziellen Arbeitsmarkt mit Löhnen etc. gab. die Vermitttlung 
jeglicher kapitalistischer Ausbeutung erfolgt über den Markt. Im Gegensatz zum Feudalis- 
mus ist hier der Mehrwert den Arbeitern nicht direkt in der Form von Zwangsarbeit entzo- 
gen. Seine Aneignung erfolgt vielmehr über den Austausch am Markt: die Arbeiter erhalten 
einen Lohn, der für die Reproduktion ihrer Arbeitskraft ausreicht; Kapitalisten erhalten ihr 
Einkommen aus dem Verkauf der Waren, die von den Arbeitern produziert wurden. Der 
quantitative Unterschied dieser beiden Einkommen konstituiert den Mehrwert, den sich 
die Kapitalisten angeeignet haben." 

Antikapitalistische Revolutionen versuchen diese spezifisch kapitalistische Form der Aus- 
beutung, die auf dem Privateigentum der Produktionsmittel beruht, zu beseitigen. Die Ver- 
staatlichung der wichtigsten Produktionsmittel ist de facto eine radikale Gleichverteilung 
des Kapitalbesitzes: jeder besitzt den pro-Kopf-Anteil eines Bürgers. Solche Revolutionen 
beseitigen jedoch keineswegs die Ungleichheiten in der effektiven Kontrolle über die Orga- _ 
nisationsressourcen, sondern tragen eher zu deren Stärkung und Vertiefung bei. Während 
im Kapitalismus die Kontrolle über die Organisationsressourcen die Betriebsebene nicht 
überschreitet, weiten die Institutionen zentraler staatlicher Planung im staatsbürokrati- 
schen Sozialismus die koordinierte Integration der Arbeitsteilung auf die ganze Gesellschaft 
aus. Der Transfer des Mehrwerts, in dem die Ausbeutung bereits enthalten ist, erfolgt hier 
über seine von der zentralen Bürokratie geplante Aneignung und Verteilung nach hierarchi- 
schen Prinzipien. Die entsprechenden Klassenbeziehungen verlaufen deswegen zwischen 
Managern/Bürokraten — welche die Organisationsressourcen kontrollieren — und den 
Nicht-Managern. 

Die historische Aufgabe einer revolutionären Transformation des staatsbürokratischen So- 
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zialismus besteht in der Gleichverteilung der effektiven ökonomischen Kontrolle über die 
Organisationsressourcen oder, anders formuliert, in der Demokratisierung des bürokrati- 
schen Apparates.'? Dies muß nicht unbedingt in eine direkte Demokratie münden, wo 
sämtliche Entscheidungen in demokratischen Versammlungen getroffen werden. Auch 
dann mag es noch delegierte Verantwortlichkeiten und repräsentative Formen demokrati- 
scher Kontrolle geben. Aber es bedeutet, daß die grundsätzlichen Parameter zur Planung 
und Koordination der gesellschaftlichen Produktion durch demokratische Mechanismen 
gesetzt werden, und daß die Delegierten mit hohen Verantwortlichkeiten daraus kein Recht 
auf die Aneignung des Mehrwerts ableiten können." Eine solche Gleichverteilung würde je- 
doch nicht unbedingt auch die qualifikationsbedingte Ausbeutung berühren. Diese Ausbeu- 
tung wäre auch dann immer noch ein zentraler Bestandteil des Sozialismus. 
»Qualifikation« ist in diesem Zusammenhang kein einfacher Begriff. Der Besitz von durch 
Ausbildung erworbenen erweiterten Arbeitsfähigkeiten allein schafft noch kein Ausbeu- 
tungsverhältnis, weil das Einkommen dieser qualifizierten Arbeit auch einfach die zu ihrem 
Erwerb notwendigen Kosten widerspiegeln kann. In solchen Fällen gibt es weder einen 
Mehrwert-Transfer, noch wird sich die Situation der Nichtqualifizierten nach unseren spiel- 
theoretischen Annahmen durch eine Umverteilung der Qualifikationen verbessern. Damit 
Qualifikation überhaupt zur Ursache von Ausbeutung wird, muß das Angebot an qualifizier- 
ter Arbeitskraft geringer sein als die Nachfrage; und es muß einen Mechanismus geben, mit- 
hilfe dessen die individuellen Besitzer knapper Qualifikationen die Übernachfrage in höhere 
Einkommen umsetzen können. 

Nach dieser Konzeptualisierung des Sozialismus ist eine sozialistische Gesellschaft ihrem 
Wesen nach eine Art nichtbürokratische Technokratie. Experten kontrollieren ihre eigenen 
Qualifikationen und Kenntnisse innerhalb der Produktion und sind aufgrund dieser Kon- 
trolle in der Lage, sich einen Teil des Mehrwerts aus der Produktion anzueignen. Die Demo- 
kratisierung der Organisationsressourcen vorausgesetzt, unterläge die tatsächliche Entschei- 
dungsfindung über die Planung nicht den Experten, sondern würde auf demokratischem 
Wege vorgenommen (genau dies bedeutet nämlich Demokratisierung der Organisationsres- 
sourcen: die Gleichverteilung der Kontrolle über Planung und Koordination der sozialen 
Produktion). Dies bedeutet, daß die Klassenmacht der ausbeutenden Klasse in einer soziali- 
stischen Technokratie weitaus schwächer als die Klassenmacht früherer Klassensysteme sein 
wird. Ihre Eigentumsrechte umfassen nur einen begrenzten Teil des gesellschaftlichen 
Mehrwerts.' 

Tabelle 1 stellt den allgemeinen Rahmen zur Analyse der Klassenstruktur dar. Ich möchte 
mich nun den theoretischen Implikationen dieses Rasters für unser Problem der Mittelklasse 
zuwenden. Nach der Ausarbeitung dieser neuen Konzeptualisierung der Mittelklassen wer- 
den wir uns anschließend der statistischen Analyse bestimmter empirischer Implikationen 
zuwenden. 


IU. Die Mittelklassen und Ausbeutung 
Wo liegt die Mitte der Mittelklasse? 
Das Raster aus Tabelle 1 ermöglicht es uns, das Problem der Mittelklasse auf eine neue Weise 


zu formulieren. Danach können zwei verschiedene Arten nichtpolarisierter Klassenlagen de- 
finiert werden: 


46 Erik O. Wright 


(1) Es gibt Klassenlagen, die weder zu den Ausbeutern, noch zu den Ausgebeuteten gehören; dies sind 
diejenigen, die genau den pro-Kopf-Anteil der relevanten Ressource besitzen. Ein Kleinbürger und 
selbständiger Produzent mit einem durchschnittlichen Kapitalstock,, beispielsweise, könnte innerhalb 
der kapitalistischen Beziehungen keiner Seite zugeordnet werden.!5 Man kann diese Elemente als »tra- 
ditionelle« oder »alte« Mittelklasse einer spezifischen Form des Klassensystems bezeichnen. 

(2) Da Gesellschaften in der Realität kaum jemals durch eine einzige Produktionsweise gekennzeichnet 
sind, zeichnen sich die Klassenstrukturen einer Gesellschaft durch ein komplexes Muster sich überlap- 
pender Ausbeutungsverhältnisse aus. Es mag deswegen einige Klassenelemente geben, die in bezug auf 
eine bestimmte Dimension der Ausbeutungsverhältnisse zu den Ausgebeuteten zählen, während sie in 
bezugauf eine andere Dimension ausgebeutet werden. Hochqualifizierte Lohnempfänger (d.h. »Profes- 
sionals«) sind dafür ein gutes Beispiel: im kapitalistischen Sinne werden sie ausgebeutet, weil sie keine 
Kapitalressourcen besitzen, in bezug auf ihre Qualifikation gehören sie zu den Ausbeutenden. Ge- 
wöhnlich bezeichnet man solche Elemente als die »neue Mittelklasse«. 

Die »alte Mittelklasse« setzt sich aus Elementen zusammen, die keiner Seite zugeordnet wer- 
den können; die »neue Mittelklasse« besteht aus Klassenelementen, die gleichzeitig Ausbeuter 
und Ausgebeutete sind. In beiden Fällen liegt die »Mitte« der Mittelklasse in der Exponiert- 
heit ihrer Klassenlage innerhalb der Ausbeutungsverhältnisse begründet. 

Worin besteht nun die Verbindung zwischen dieser heterogenen Ausbeutungsdefinition der 
Mittelklasse und meiner vorangegangenen Konzeptualisierung widersprüchlicher Klassenla- 
gen innerhalb der Klassenverhältnisse? In einem gewissen Sinne könnten solche Klassenele- 
mente immer noch als »widersprüchliche Klassenlagen« bezeichnet werden, denn sie beinhal- 
ten in Hinsicht auf die primäre Form des Klassenkampfes, dem Kampf zwischen Kapital und 
Arbeit, die für sie typischen widersprüchlichen Interessen. Auf der einen Seite gleicht ihre 
Existenz der von Arbeitern, die vom Besitz an den Produktionsmitteln ausgeschlossen sind.!® 
Auf der anderen Seite haben sie aufgrund ihrer effektiven Kontrolle der Organisations- und 
Qualifikationsressourcen den Arbeitern entgegengesetzte Interessen. Innerhalb der kapitali- 
stischen Auseinandersetzungen stellen diese »neuen« Mittelklassen widersprüchliche Klas- 
senlagen, oder genauer, widerspüchliche Klassenlagen innerhalb der Ausbeutungsverhältnis- 
se dar. 


Die historische Entwicklungsgeschichte der Mittelklassen 


Dieser Konzeptualisierung der Mittelklassen zufolge unterscheiden sich historisch gesehen 
die besonderen Formen widersprüchlicher Klassenlagen je nach der spezifischen Konstella- 
tion der Ausbeutungsbeziehungen in der jeweiligen Gesellschaft. Tabelle 2 zeigt diese grund- 
sätzlichen, widersprüchlichen Klassenlagen. Im Feudalismus bildet die Bourgeoisie als die 
aufsteigende Klasse der zukünftigen Produktionsweise die widersprüchliche Klassenlage.!7 
Im Kapitalismus machen Manager und Staatsbürokraten die zentrale, widersprüchliche 
Klassenlage innerhalb der Ausbeutungsverhältnisse aus. Sie verkörpern ein Prinzip der Klas- 
senorganisation, das sich gegenüber dem Kapitalismus unterscheidet, und das eine potentiel- 
le Alternative zu den kapitalistischen Beziehungen darstellt. Dies gilt insbesondere für 
Staatsmanager, deren Karriere, im Gegensatz zu der von Managern im Privatsektor, weniger 
mit den Interessen der kapitalistischen Klasse verflochten ist. Und schließlich stellt die etwas 
weit definierte sogenannte »Intelligentsia« die primäre widersprüchliche Klassenlage im 
staatsbürokratischen Sozialismus dar.!? 
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Tabelle 2: 
Hauptklassen und widersprüchliche Klassenlagen in aufeinanderfolgenden Produktionsweisen 


Produktionsweise Hauptklassen Widersprüchliche 
Klassenlage 

Feudalismus Adel und Bourgeoisie 
Leibeigene 

Kapitalismus Bourgeoisie und Manager/ 
Proletariat Bürokraten 

Staatsbürokrati- Bürokraten und Intelligentsia/ 

scher Sozialismus Arbeiter Experten 


Eines der Ergebnisse dieser Neukonzeptualisierung der Mittelklasse ist die Aufgabe des 
Grundsatzes, das Proletariat sei der einzige, oder vielleicht sogar der zentrale Gegner der kapi- 
talistischen Klasse im Kampf um die Klassenmacht. Diese Annahme klassisch-marxistischer 
Theorie beruhte auf der These, es gebe im Kapitalismus keine anderen Klassen, die als »Trä- 
ger« einer historischen Alternative zum Kapitalismus angesehen werden könnten. Im Sozia- 
lismus (als Übergangsphase zum Kommunismus) lag demnach die einzig mögliche Zukunft 
des Kapitalismus. Tabelle 2 zufolge existieren dagegen sehr wohl andere Klassenkräfte im Ka- 
pitalismus, die eine potentielle Alternative zum Kapitalismus darstellen. '? Dies heißt jedoch 
nicht, daß eine automatische Entwicklungslogik Feudalismus-Kapitalismus-staatsbürokrati- 
scher Sozialismus-Sozialismus-Kommunismus existiert; es bedeutet also nicht, daß die Staats- 
bürokraten die dem Kapitalismus folgende zukünftige herrschende Klasse darstellen werden. 
Es weist lediglich daraufhin, daß der Prozeß der Klassenformation und des Klassenkampfes 
weitaus komplexer und offener ist, als dies in der klassisch-marxistischen Interpretation vor- 
gesehen war. Für den Kapitalismus gibt es eine ganze Reihe zukünftiger Entwicklungsmög- 
lichkeiten, die sich aus den Klassenkämpfen ergeben können, und die Art, wie sich zwischen 
widersprüchlichen Klassenlagen und polarisierten Klassen Allianzen bilden, ist für das Ver- 
ständnis des Prozesses, in dem historische Möglichkeiten zur Realität werden, von zentraler 
Bedeutung. 


Klassenallianzen und die Mittelklasse 


Individuen in widersprüchlichen Klassenlagen sehen sich, was den Klassenkampf angeht, drei 
möglichen Strategien gegenüber: (1) sie können ihre Position als Ausbeuter dazu benutzen, 
sich als Individuen selbst Zugang zu der herrschenden, ausbeutenden Klasse zu verschaffen; 
(2) sie können versuchen, mit der herrschenden, ausbeutenden Klasse eine Allianz einzuge- 
hen; (3) sie können mit der ausgebeuteten Klasse eine Allianz eingehen. 

Grundsätzlich besteht das unmittelbare Klassenziel derjenigen in widersprüchlichen Klassen- 
lagen darin, die Reihen der herrschenden, ausbeutenden Klasse zu betreten, indem sie versu- 
chen, aus den Früchten ihrer ausbeutenden Position im wahrsten Sinne des Wortes »Kapital 
zu schlagen«. So benutzte die sich auf dem Vormarsch befindliche Bourgeoisie im Feudalis- 
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mus häufig den durch kapitalistische Ausbeutung erworbenen Mehrwert zum Kauf von 
Land und feudalen Titeln, d.h. zum Erwerb »feudaler Ressourcen«. Ein Teil der bürgerlichen 
Revolution bestand auch darin, die weitere Feudalisierung der kapitalistischen Akkumula- 
tion zu verhindern. Auf ähnliche Weise werden die auf Ausbeutung beruhenden und Mana- 
gern wie »Professionals« persönlich zur Verfügung stehenden Transfers oft zum Erwerb von 
Kapital, Eigentum und Aktien benutzt, um so das »nicht-verdiente« Einkommen aus Kapi- 
talbesitz zu erlangen. Und schließlich versuchen die Experten in staatsbürokratischen Gesell- 
schaften, sich aufgrund ihres Wissens Zutritt zum Bürokratie- Apparat zu verschaffen und da- 
mit Kontrolle über die Organisationsressourcen zu erlangen. 

Die herrschenden, ausbeutenden Klassen sind fast immer Allianzen mit widersprüchlichen 
Klassenlagen eingegangen, zumindest wenn sie es sich finanziell erlauben konnten. Eine sol- 
che Strategie versucht, die potentielle Bedrohung von seiten der widersprüchlichen Klassen- 
lagen zu neutralisieren, indem deren Interessen direkt mit denen der herrschenden, ausbeu- 
tenden Klassen verwoben werden. Solche »Hegemonie-Strategien« sind dann effektiv, wenn 
sie es vermögen, eine stabile Basis für die herrschende Klasse zu schaffen, von der aus diese 
dann die Klassenkämpfe der ausgebeuteten Klassen eindämmen kann. Eines der Elemente 
dieser Strategie besteht darin, den Angehörigen widersprüchlicher Klassenlagen den Zugang 
zur herrschenden Klasse leicht zu machen; ein weiter Weg ist der Versuch, die Ausbeutung 
der widersprüchlichen Klassenlagen soweit zu verringern, daß auch Angehörige der wider- 
sprüchlichen Klassenlagen zum »Netto«ausbeuter werden. Die extrem hohen Gehälter, die 
dem höheren Management in großen Firmen gezahlt werden, bedeuten fast mit Sicherheit, 
daß die Manager »Nettoausbeuter« sind. Dies kann den Effekt einer Minimierung möglicher 
Interessenkonflikte zwischen solchen Positionen und denen der herrschenden, ausbeuten- 
den Klasse selbst haben. Diese Hegemonie-Strategien sind jedoch kostspielig. Sie erlauben 
einem Großteil der Angehörigen widersprüchlicher Klassenlagen den Zugang zu einem be- 
trächtlichen Anteil am gesellschaftlichen Mehrwert. Ein Indikator der Solidarität einer spezi- 
fischen Produktionsweise ist deren Fähigkeit, solche Hegemoniekosten tragen zu können; 
und einer der Gründe, warum Stagnation und Niedergang langfristig zu sozialen und politi- 
schen Krisen führen können, ist die Tatsache, daß es für die herrschenden Klassen unter sol- 
chen Bedingungen immer schwieriger wird, diese Kosten zu tragen. Diese Hegemonie-Strate- 
gie wird von einigen Ökonomen (Bowles, Gordon und Weisskopf, 1984) alsein Hauptgrund 
für die allgemeinen Stagnationstendenzen in fortgeschrittenen kapitalistischen Ökonomien 
angesehen, die wiederum die Wirksamkeit dieser Strategie selbst unterhöhlen.?° Die Erosion 
der ökonomischen Basis dieser Allianz könnte zur Herausbildung stärker anti-kapitalisti- 
scher Tendenzen unter Experten und sogar unter Managern führen. Besonders für den Staats- 
sektor, wo die Karrieren von Experten und Bürokraten weniger direkt von der Prosperität 
des Privatkapitals abhängen, könnte man annehmen, daß hier eher »staatsinterventionisti- 
sche« Sichtweisen an Bedeutung gewinnen. 

Doch potentielle Klassenallianzen der widersprüchlichen Klassenlagen beziehen sich nicht 
nur auf die Bourgeoisie. Unter bestimmten historischen Bedingungen kann es auch zu Allian- 
zen mit den ausgebeuteten Klassen kommen, mit Klassen, die in keinem Sinne Ausbeuter 
(und damit auch nicht den widersprüchlichen Klassenlagen zuzurechnen) sind. Für diese 
Klassen allerdings ist es ungleich schwieriger, Allianzen mit den widersprüchlichen Klassen- 
lagen zu bilden, weil sie nicht dazu in der Lage sind, den Angehörigen dieser Klassenlagen für 
das Eingehen einer Koalition hinreichende Anreize anzubieten. Dies bedeutet jedoch nicht, 
daß Klassenallianzen zwischen Arbeitern und bestimmten Teilen der widersprüchlichen 
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Klassenlagen grundsätzlich unmöglich sind. Besonders dann, wenn widersprüchliche Klassen- 
lagen einem »Herabstufungsprozeß« unterworfen werden — Dequalifikation, Proletarisierung, 
Festschreibung der Machtstrukturen etc., können die Angehörigen widersprüchlicher Klassen- 
lagen, die unter dem Strich ebenfalls ausgebeutet werden, zu dem Schluß kommen, daß ihre In- 
teressen eher mit denen der Arbeiterklasse übereinstimmen als mit denen der Kapitalisten. Wo 
solche Klassenallianzen zwischen Arbeitern und verschiedenen Kategorien von Managern und 
Experten zustande kommen, wird allerdings die Bestimmung der politischen und ideologi- 
schen Ausrichtung dieser Allianz problematisch. Wenn die hier vorgenommene Analyse rich- 
tig ist, dann sind diese widersprüchlichen Klassenlagen die »Träger« der zukünftigen Entwick- 
lungen des Kapitalismus, einer Zukunft, in der die Arbeiterklasse weiterhin die ausgebeutete 
und beherrschte Klasse darstellen würde. Sollen die Arbeiter dann solche Allianzen überhaupt 
unterstützen? Liegt es in ihrem Interesse für eine Gesellschaft zu kämpfen, in der sie, wenn auch 
auf eine nicht-kapitalistische Art, weiterhin ausgebeutet werden? Solche Fragen, so denke ich, 
können nicht grundsätzlich beantwortet werden. Die Antworten hängen von den realen histo- 
rischen Möglichkeiten ab, die der Arbeiterklasse und anderen Klassen in der jeweiligen Gesell- 
schaft offenstehen.?! 


IV. Empirische Implikationen 


Das Konzept der Ausbeutung soll Situationen beschreiben, in denen zwischen den Akteuren 
grundsätzlich gegensätzliche materielle Interessen existieren. Dieses Konzept sollte demnach 
einen beträchtlichen Erkärungswert für die verschiedenen Formen des offenen Konflikts zwi- 
schen diesen Akteuren besitzen. Die Herleitung der Klassenstruktur aus den komplexen Aus- 
beutungsverhältnissen sollte deswegen Aufschluß über die Verteilung der fundamentalen, 
materiellen Interessen innerhalb dieser Struktur und der korrespondierenden Klassenspal- 
tungen geben. 

Die empirische Frage ist nun, wie diese komplexe Typologie der Klassenlagen sich zu einer 
Vielzahl »abhängiger« Variablen verhält. In dieser Untersuchung möchte ich zwei dieser Va- 
riablen betrachten: Einkommen und Klasseneinstellungen. Im folgenden will ich kurz die 
Gründe für die Auswahl gerade dieser Variablen, die herangezogenen Daten und die Opera- 
tionalisierung der Variablen diskutieren. Nach diesen Vorbemerkungen wenden wir uns 
dann den empirischen Ergebnissen zu. 


Zur Auswahl der Variablen 


Obwohl die Beziehung zwischen dem theoretischen Konzept der Ausbeutung und empiri- 
schen Daten über persönliche Einkommen äußerst komplex ist, sollte doch der Versuch un- 
ternommen werden, sie in einen Zusammenhang zu stellen. Wenn der Besitz von oder die 
Kontrolle über produktive Ressourcen tatsächlich die Ursache von Ausbeutung ist, dann 
können wir zwei grundsätzliche Hypothesen aufstellen: 

Hypothese (1): Durchschnittliche Einkommen müßten in der Klassenstruktur zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat polarisiert sein. 

Hypothese (2): Durchschnittliche Einkommen müßten in der Tabelle von der proletarischen 
Ecke in Richtung Experten-Manager und vom Kleinbürgertum zur Bourgeoisie jeweils mo- 
noton ansteigen. 
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Indem wir die Beziehung zwischen Klassenstruktur und Einkommen untersuchen, verleihen 
wir den der Klassentypologie zugrundeliegenden theoretischen Behauptungen eine größere 
Glaubwürdigkeit. Die Klasseneinstellungen werden deswegen untersucht, weil siezumindest 
die realen Interessen der jeweiligen Klassenlagen reflektieren und sich dementsprechend sy- 
stematisch entlang der Rubriken unserer Klassentypologie verändern werden. Zwei Einwän- 
de können gegen die Untersuchung der Klasseneinstellugnen vorgebracht werden. Der erste 
ist der, daß durch die Analyse der Klassenstruktur der Klassenkampf erklärt werden sollte, 
insbesondere die organisierten Formen der Klassenaktionen, und nicht die Entwicklung in- 
ter-individueller Bewußtseinsveränderungen. Der zweite Einwand lautet, daß selbst wenn 
Klassenlagen den individuellen Bewußtseinsstand formen, eine Einstellungsbefragung nicht 
gerade der angebrachte Weg ist, den klassenbedingten Bewußtseinsstand zu erforschen. Der 
Bewußtseinsstand ist in hohem Maße kontextabhängig, so daß die in einer künstlichen Inter- 
viewsituation erhaltenen Antworten nicht als Indikatoren für den Stand des Bewußtseins in 
der realen Situation der Klassenverhältnisse betrachtet werden können. 

Beide Einwände müssen ernst genommen werden. Dem ersten würde ich entgegenhalten, 
daß selbst wenn das letztendliche Erklärungsziel der Klassenstruktur die kollektiv organisier- 
ten Klassenkämpfe sind, es doch immer noch Individuen sind, die an diesen Klassenkämpfen 
teilnehmen und Handlungsentscheidungen auf ihre Weise treffen; und deshalb muß der indi- 
viduelle Bewußtseinsstand auf die eine oder andere Art in diesen Prozeß miteinbezogen wer- 
den. Was den zweiten Einwand, das Ausmaß der Kontext-Abhängigkeit des Bewußtseins- 
stands angeht, so dürfte die in einer Befragung gemessene Beziehung zwischen Klassenlage 
und Klasseneinstellung dieses Verhältnis eher abschwächen als verstärken. Durch den Kon- 
text einer Umfrage dürften die Resultate eher unschärfer werden und zu den realen Auswir- 
kungen der Klassenlage noch fremde Einflüsse hinzukommen. Sollten wir deswegen trotz 
der Kontext-Verzerrung eine systematische Beziehung feststellen können, so würde dies die 
Stichhaltigkeit der Ergebnisse nur noch unterstreichen. 


Datenmaterial 


Die für unsere Untersuchung herangezogenen Daten stammen aus einer umfangreichen international 
vergleichenden Studie über Klassenstruktur und Klassenbewußtsein. (Einzelheiten der Studie können 
bei Wright u.a. (1982) und Wright (1985) nachgelesen werden.) Für unsere Untersuchung wollen wir 
nur die Daten für zwei Länder betrachten, die USA und Schweden. 

Diese beiden Gesellschaften repräsentieren unter fortgeschrittenen kapitalistischen Gesellschaften mit 
weitgehend vergleichbarem Lebenstandard und technologischem Entwicklungsstand zwei Extrem- 
Fälle: die USA haben die wohl höchsten Einkommensungleichheiten (nach Berücksichtigung von Steu- 
ern und Übertragungen) zu verzeichnen, Schweden dagegen die geringsten; Schweden hat den höchsten 
Anteil von Staatsbeschäftigten am zivilen Arbeitskräftepotential (mehr als 45 %) vorzuweisen, die USA 
den geringsten (weniger als 20 %); Schweden hat das höchste Maß sozialdemokratischer Regierungs- 
kontrolle, die USA das niedrigste. Diese Kombination eines vergleichbaren ökonomischen Entwick- 
lungsstandards und herausragender politischer Unterschiede lassen den Vergleich von Auswirkungen 
der Klassenzugehörigkeit auf Einkommen und Klassenverhalten besonders interessant erscheinen. 


Variablen 
Die Einzelheiten desErhebungsmaterials sind bei Wright (1985) zu finden. Die Einkommensvariable ist 


das jährliche Gesamteinkommen vor Erhebung der Steuern. Es beinhaltet also sowohl Lohneinkom- 
men als auch verschiedene andere Einkommensquellen. Die Variable »Klasseneinstellung« besteht aus 
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einer Skala, die aufgrund der Beantwortung von sechs klassenrelevanten Fragen erstellt wurde. So wur- 
den beispielsweise Befragte, die dem Satz zustimmten: »Das Gesetz sollte es den Unternehmern verbie- 
ten, während des Streiks Streikbrecher einzustellen« als pro-Arbeiterklasse eingestuft, während diejeni- 
gen, die dem Satz widersprachen, eine pro-kapitalistische Position vertraten. Die Skala reicht von -6 
(der Befragte nimmt 6 x die pro-kapitalistische Position ein) bis + 6 (der Befragte vertritt in allen Ant- 
worten eine pro-Arbeiter-Position). 

Der Besitz produktiver Ressourcen, welcher der Klassentypologie zugrunde liegt, wird durch eine gan- 
ze Reihe von Fragen über Entscheidungsprozesse, Autorität, Vermögensbesitz, berufliche Qualifika- 
tionen und Bildungsstand operationalisiert. Es braucht wohl nicht erwähnt zu werden, daß die ver- 
wendeten Indikatoren einen ganzen Berg methodologischer Probleme aufwerfen, besonders was die 
Qualifikations- und Bildungsressourcen angeht. Aus diesem Grunde habe ich die jeweilige Ressource 
dreigeteilt. An den beiden Enden befinden sich die Positionen, die zu der infrage stehenden Ressource 
ein völlig unzweideutiges Verhältnis besitzen. Die »mittlere« Position machen solche Fälle aus, die sich 
in bezug auf den Besitz an Ressourcen im Grenzbereich befinden oder für die die Ergebnisse nicht ein- 
deutig sind. 


Empirische Ergebnisse: Einkommen 


Tabelle 3 gibt uns die Zahlen über das durchschnittliche Einkommen nach Klassenzugehörig- 
keit für die USA und Schweden. Die Zahlen dieser Tabelle stimmen grundsätzlich mit den 
unserer ausbeutungsbedingten Konzeptualisierung der Klassenstruktur zugrunde liegenden 
theoretischen Annahmen überein. 

Für die USA ist die Einkommensverteilung zwischen Proletariat und Bourgeoisie stark pola- 
risiert: erstere haben ein durchschnittliches Jahreseinkommen von ungefähr $ 11,000, letzte- 
re von ungefähr $ 52,000. Die Ergebnisse für Schweden sind weniger eindeutig: die Einkom- 
men von Bourgeoisie und Experten-Managern sind in der Erhebung nahezu identisch. Dazu 
sind jedoch zwei Bemerkungen zu machen: in der Erhebung für Schweden fallen nur acht Be- 
fragte unter die Kategorie der Bourgeoisie und dies sind mit Sicherheit Kleinkapitalisten. Und 
zweitens beziehen Kapitalisten in Schweden aufgrund der hohen Besteuerung ihr persönli- 
ches Einkommen zu einem Großteil in Warenform und nicht als Geldeinkommen. Mit dem 
zur Verfügung stehenden Datenmaterial ist es unmöglich, solche nichtmonetären Elemente 
des persönlichen Einkommens zu messen, aber die Zahlen in Tabelle 3 sind mit Sicherheit zu 
niedrig gegriffen. Hypothese 1 ist damit für die Vereinigten Staaten mit Nachdruck und für 
Schweden mit Vorbehalt bestätigt. 

In bezug auf die zweite Hypothese sind die Ergebnisse weniger eindeutig. Sowohl in den USA 
als auch in Schweden steigen die Einkommen entlang der Rubriken vom Proletariat in der 
unteren Ecke bis hin zum Experten-Manager monoton an. Nur die Kategorien 10 und 11 
(nichtqualifizierte Manager und nichtqualifizierte Vorarbeiter) und die Kategorien 6 und 9 
(qualifizierte und semi-qualifizierte Beschäftigte) beziehen sowohl in den USA als auch in 
Schweden nahezu identische Einkommen. Unter Berücksichtigung des rein konzeptionellen 
Status solch »mittlerer« Kategorien wie der »nichtqualifizierten Vorarbeiter« und »semi-qua- 
lifizierten Arbeiter« müssen diese Ergebnisse nicht unbedingt dem theoretischen Modell wi- 
dersprechen. 

Das auffallendste Merkmal in Tabelle 3 ist jedoch die Beziehung zwischen den zwei Dimen- 
sionen der Ausbeutungsverhältnisse unter den Lohnempfängern. Solange man sich nur ent- 
lang der Organisationsressourcen bzw. der Ausbildungsressourcen bewegt (d.h. entlang der 
unteren bzw. rechten Spalte), so ist die Zunahme des durchschnittlichen Einkommens relativ 
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Tabelle 3 
Durchschnittliche Individualeinkommen nach Klassenlage in Schweden und den USA 


Produktionsmittelressourcen 


Besitzer Nicht-Besitzer (Lohnarbeiter) 
1 Bourgeoisie 4 Expert 7 Semi-cred. 10 Uncred. 
- Manager Manager Manager 


US: $ 52, 621 US: $ 28, 665 US: $ 20, 701 US: $ 12, 276 
SW: $ 28,333 SW: $29, 952 SW: $ 20, 820 SW: $ 15, 475 


2 Small 5 Expert 8 Semi-cred. 11 Uncred. 
Employers Supervisors Supervisor Supervisor Organi- 
US: $ 24, 828 US: $ 23, 057 US: $ 18, 023 US: $ 13, 045 eo 
ressource 


SW: $ 17,237 SW: $ 18, 859 SW: $ 19,711 SW: $15, 411 


3 Perty 6 Expert 9 Semi-cred. 12 Proletarian 
Bourgeoisie Nonmanager Workers 


US: $ 14, 496 US: $ 15, 251 US: $ 16, 034 US: $ 11, 161 
SW: $ 13, 503 SW: $ 14, 890 SW: $ 14, 879 SW: $ 11, 876 


+ >0 
Qualifikationsressource 


Vereinigte Staaten: N = 1282 
Schweden: N = 1049 
Die Daten in den Zellen geben die durchschnittlichen jährlichen Bruttoeinkommen (vor Steuern) an. 
Die schwedischen Einkommenszahlen sind in Dollar (zum Wechselkurs des Jahres 1980) ausgedrückt. 


gering. Erst wenn man die beiden Ausbeutungsmechanismen kombiniert (d.h. wenn man 
sich entlang der oberen bzw. linken Spalte unter den Lohnempfängern bewegt) steigen die 
Einkommen drastisch an. Hypothese 2 ist so ebenfalls eindeutig bestätigt.?? 


Empirische Ergebnisse: Einstellungen 


Tabelle 4 gibt uns die Durchschnittswerte auf der Skala der Klasseneinstellungen je nach Klas- 
senlage in den USA und Schweden an. 

Aus diesen Ergebnissen lassen sich verschiedene Generalisierungen ableiten: 

(1) Grundsätzliche Abweichungsmuster: Die grundsätzlichen Abweichungsmuster der Mittelwerte (nicht 
der tatsächlichen Werte der Mittelwerte, sondern das Muster der Mittelwerte) ist in den USA und 
Schweden ähnlich. In beiden Ländern ist eine grundsätzliche Polarisierung zwischen der Kapitalisten- 
klasse und der Arbeiterklasse zu beobachten (in keinem der Länder ist ein signifikanter Unterschied 
zwischen den Angehörigen des Proletariats und den semi-qualifizierten Arbeitern festzustellen).? In 
beiden Ländern nimmt die pro-Arbeiterklasse-Einstellung ab und geht schließlich in die pro-kapitali- 
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Tabelle 4: Klassenbewußßtsein nach Klassenlagen 


1 USA 
Produktionsmittelressourcen 
Besitzer Nicht-Besitzer (Lohnarbeiter) 
1 Bourgeoisie 4 Expert 7 Semi-cred. 10 Uncred. 
Manager Manager Manager 

- 1.31 - 1.46 - 0.34 - 0.29 + 
2 Small 5 Expert 8 Semi-cred. 11 Uncred. 

Employers Supervisors Supervisor Supervisor Organi- 

- 0.87 -0.78 - 0.24 + 0.54 >0 sations- 


ressource 


3 Petty 6 Expert 9 Semi-cred. 12 Proletarian 


Bourgeoisie Nonmanager Workers 


- 0.09 - 0.09 + 0.78 + 0.78 


>o0 
Qualifikationsressource 


IL. Schweden 


Produktionsmittelressourcen 


Besitzer Nicht-Besitzer (Lohnarbeiter) 
1 Bourgeoisie 4 Expert 7 Semi-cred. 10 Uncred. 
Manager Manager Manager 
- 2.00 -0.70 + 1.03 + 1.81 + 
2 Small 5 Expert 8 Semi-cred. 11 Uncred. 
Employers Supervisors Supervisor Supervisor Organi- 
- 0.98 + 0.07 + 0.74 + 1.98 >0 sations- 
ressource 
3 Petty 6 Expert 9 Semi-cred. 12 Proletarian 
Bourgeoisie Nonmanager Workers 
+ 0.46 + 1.29 + 2.81 + 2.60 _ 
+ >0 _ 


Qualifikationsressource 


Die Daten in der Tabelle entsprechen den Durchschnittswerten auf der Skala, mit der das Bewußtsein 
der Arbeiterklasse gemessen wird. Die Werte der Skala reichen von + 6 (pro-Arbeiterklasse-Haltung 
bezogen auf jede Frage) bis - 6. 
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stische Einstellung über, wenn man sich von der rechten unteren zur linken, oberen Spalte der Tabelle 
bewegt. Genau wie im Falle der einkommensabhängigen Ergebnisse verändern sich auch die Mittelwer- 
te der Einstellungen in fast monotoner Weise entlang der einzelnen Dimensionen der Tabelle. Und in 
beiden Ländern werden die Mittelwerte zunehmend pro-kapitalistisch, bewegt man sich bei den Selbst- 
ständigen von der Petty-Bourgeoisie zur Kapitalistenklasse.?+ 

(2) Das Ausmajß der Polarisierung: Während das Muster der Einstellungsunterschiede in beiden Ländern 
weitgehend ähnlich ist, so unterscheidet sich innerhalb dieses gemeinsamen Musters das jeweilige Aus- 
maß der Polarisierungen in dramatischer Weise. In den USA macht der Unterschied zwischen kapitali- 
stischer Klasse und Arbeiterklasse gerade einmal 2 Punkte auf der Skala aus; in Schweden dagegen sind 
. es4,6 Punkte. Die Daten weisen darauf hin, daß es innerhalb der kapitalistischen Klasse so etwas wie ei- 
nen internationalen Konsens in bezug auf klassenbedingte Einstellungen gibt, während ein solcher 
Konsens innerhalb der Arbeiterklasse nicht existiert: schwedische und amerikanische Arbeiter unter- 
schieden sich in diesem Punkt fast ebenso deutlich wie US-Arbeiter und -kapitalisten. 

(3) Klassenallianzen: Die Muster von Klassenallianzen — d.h. die Art, in der sich das Terrain der Klassen- 
struktur in Klassenformationen transformiert — unterscheidet sich Tabelle 4 zufolge in den beiden Län- 
dern beträchtlich. Die einzige Kategorie, die in Schweden eine ausgesprochen pro-kapitalistische Posi- 
tion vertritt, sind die Experten-Manager; in den USA dagegen reichen pro-kapitalistische Positionen 
viel weiter in die Gruppe der Lohnempfänger hinein. Nur die drei Rubriken in der äußeren rechten 
Ecke der Tabelle lassen sich in den USA als Teil einer Koalition der Arbeiterklasse verstehen; in Schwe- 
den dagegen umfaßt diese Koalition alle unqualifizierten Lohnempfänger und alle nicht zum Manage- 
ment gehörenden Lohnempfänger, und schließt sogar zu einem geringen Teil semi-qualifizierte Mana- 
ger und semi-qualifizierte Vorarbeiter mit ein. 

Betrachtet man diese Werte gemäß ihres Anteils an der arbeitenden Bevölkerung, so umfaßt die bürger- 
liche Koalition in den USA ungefähr 30 % der arbeitenden Bevölkerung, während die entsprechende 
Zahl in Schweden nur bei 10 % liegt. Auf der anderen Seite macht die Koalition der Arbeiterklasse in 
Schweden zwischen 73 % und 80 % der arbeitenden Bevölkerung aus (je nach dem, ob man die semi- 
qualifizierten Manager und Vorarbeiter miteinbezieht oder nicht), während sich die Koalition der Ar- 
beiterklasse in den USA nur aus 58 % der arbeitenden Bevölkerung zusammensetzt.23Die Koalition der 
Arbeiterklasse in den USA ist demnach der Bourgeoisie gegenüber weniger polarisiert und dazu noch 
viel kleiner als Schweden. 


Interpretationen 


Eine Reihe grundsätzlicher Schlußfolgerungen lassen sich aus diesen Ergebnissen ableiten: 
Erstens unterstützen diese Zahlen die vorgeschlagene Rekonzeptualisierung des Klassenbe- 
griffs in bezug auf die Ausbeutungsverhältnisse. Sowohl die Beziehung zwischen Klasse und 
Einkommen als auch zwischen Klasse und Bewußtsein beweist in ihrem jeweils monotonen 
Verlauf die Stichhaltigkeit unseres Konzepts. 

Zweitens unterstützen die Zahlen die These, daß die Struktur der Klassenverhältnisse das 
grundsätzliche Muster des Klassenbewußtseins formt. Trotz der enormen politischen Unter- 
schiede zwischen Schweden und den USA sind die grundsätzlichen Verbindungslinien zwi- 
schen Klassenstruktur und Bewußtsein in beiden Ländern sehr ähnlich: in beiden Ländern ist 
eine Polarisierung in bezug auf die drei Ausbeutungsdimensionen zu verzeichnen, und die Be- 
wußtseinswerte verändern sich in monotoner Abhängigkeit zu diesen Dimensionen. 

Und schließlich — während das grundsätzliche Bewußtseinsmuster strukturell von den Klas- 
senverhältnissen bestimmt wird — formt die politisch-institutionelle Praxis, welche die Ge- 
schichte des Klassenkampfs prägt, sowohl das Bewußtseinsniveau der Arbeiterklasse in der 
jeweiligen Gesellschaft, als auch den Charakter der Klassenkoalitionen, wie sie aus den Klas- 
senverhältnissen entstehen. Trotz ihres Reformismus und den Bestrebungen, in der schwedi- 
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schen Gesellschaft einen stabilen Klassenkompromiß zu etablieren, haben die schwedischen 
Sozialdemokraten und die mit ihnen verbundene Arbeiterbewegung Strategien benutzt, die 
gewisse Momente eines Bewußtseins der Arbeiterklasse verstärkt haben. Themen wie 
Macht und Eigentum stehen häufig auf der politischen Tagesordnung; Maßnahmen des 
sozialdemokratischen Staates tendieren dazu, die materiellen Interessen der kapitalistisch 
ausgebeuteten Lohnabhängigen zu bestätigen; und zumindest der radikale Flügel der Arbei- 
terbewegung und der sozialdemokratischen Partei erhält noch alternative Utopien zur be- 
stehenden Gesellschaftsstruktur am Leben. 

Im Gegensatz dazu haben sich politische Parteien und Gewerkschaften in den USA, be- 
wußt oder unbewußt, einer Politik verschrieben, die das Klassenbewußtsein geschwächt 
hat. Die Demokratische Partei hat ihren politischen Diskurs systematisch von der Sprache 
des Klassenkampfs befreit. Von einigen Ausnahmen abgesehen, hat die grundsätzliche Ten- 
denz darin bestanden, soziale Konflikte auf klassenunspezifische Weise zu führen und im 
Umgang mit den Problemen von Macht und Eigentum das beschränkte Spektrum von Al- 
ternativen zu betonen. Staatliche Sozialpolitik hat die klassenbedingten Spaltungen unter 
den Lohnabhängigen eher verstärkt als abgeschwächt. Und das Versagen der Arbeiterbewe- 
gung, wenigstens eine Mehrheit der Industriearbeiter — von den Angestellten einmal ganz 
abgesehen — gewerkschaftlich zu organisieren, hat dazu geführt, daß die Unterschiede in 
den ausbeutungsbedingten Interessen unter den Lohnabhängigen bedeutsamer wurden, als 
ihr gemeinsames Interesse gegenüber dem Kapital. Das Resultat ist, daß — wie die Rhetorik 
der Präsidentschaftswahlen des Jahres 1984 deutlich machte — die Arbeiterbewegung in 
den USA mittlerweile als »spezifische Interessensgruppe« angesehen wird, und nicht als Re- 
präsentant der allgemeinen ökonomischen Interessen der Lohnabhängigen. 

Abgesehen von diesen Unterschieden zwischen politischen Strategien und Partei- und Ge- 
werkschaftsideologien in den beiden Ländern läßt sich festhalten, daß dem Klassenbegriff 
in Schweden eine weitaus größere Bedeutung zukommt als in den USA: Klassenlagen und 
Klassenerfahrungen haben einen größeren Einfluß auf das Klassenbewußtsein; Klassen sind 
ideologisch stärker polarisiert; und die in diesem ideologisch stärker polarisierten Umfeld 
existierende Koalition der Arbeiterklasse ist viel breiter. 


V. Zusammenfassung 


Die zentrale These dieses Aufsatzes besagt, daß das Klassenkonzept systematisch in der Fra- 
ge nach den verschiedenen Formen der Ausbeutung verankert werden sollte. In meinen 
früheren Arbeiten und den Arbeiten vieler anderer Marxisten, hatte sich die Basis des Klas- 
senkonzepts vom Ausbeutungsbegriff hin zum Herrschaftsbegriff verschoben. Diese Ver- 
schiebung, so glaube ich heute, unterhöhlt die Kohärenz des Klassenkonzepts und sollte 
wieder durch eine eindeutig auf der Ausbeutung beruhenden Konzeptualisierung ersetzt 
werden. 

Ist diese Argumentation richtig, dann weist das von mir hier entwickelte, auf dem Ausbeu- 
tungsbegriff beruhende Klassenkonzept alternativen Ansätzen gegenüber einige überzeu- 
gende Vorteile auf: 

(1) Dieses Konzept ist ein weitaus kohärenterer und überzeugenderer Ansatz zum Ver- 
ständnis der Klassenlage der »Mittelklasse«, sowohl für kapitalistische wie auch für ver- 
schiedene andere Formen nichtkapitalistischer Gesellschaften. Die Mittelklasse ist nicht 
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länger eine residuale Kategorie oder eine ad-hoc-Veränderung auf der Lagekarte polarisier- 
ter Klassen. Stattdessen werden die Mittelklassen wie auch die polarisierten Klassen durch 
die gleichen Beziehungen bestimmt; die Unterschiede ergeben sich lediglich aus der Art 
und Weise, in der sich die Beziehungen in den konkreten institutionellen Formen der je- 
weiligen Gesellschaft strukturell zusammenfügen. 

(2) Die qualitativen Unterschiede zwischen den verschiedenen Typen von Klassenstruktu- 
ren lassen sich mit unserem Konzept besser erklären als mit alternativen Ansätzen. Die ab- 
strakten Kriterien zur Einschätzung der Klassenverhältnisse einer spezifischen Gesellschaft 
bleiben auch bei der Analyse qualitativ unterschiedlicher Gesellschaften die gleichen, er- 
möglichen aber dennoch die Untersuchung der Spezifika der jeweiligen konkreten Klassen- 
strukturen. Unser Konzept überwindet so die ad-hoc-Qualität, welche die meisten anderen 
Klassenkonzepte bei ihrer Analyse historisch verschiedener Gesellschaftstypen negativ aus- 
zeichnet. 

(3) Unser Konzept ist im Gegensatz zu den Herrschaftskonzepten systematisch materiali- 
stischer Natur. Klassen werden aus dem Muster der tatsächlichen Verfügungsgewalt über 
bestimmte Aspekte der Produktivkräfte hergeleitet. Die unterschiedlichen Arten der Aus- 
beutung, welche die unterschiedlichen Klassen definieren, werden mit den qualitativen Ei- 
genschaften der unterschiedlichen Aspekte der Produktivkräfte in Verbindung gebracht. 
(4) Unser Konzept stellt ein eher historisch ausgerichtetes Klassenkonzept dar, als die um 
den Herrschaftsbegriff entwickelten Konzepte. Es ist die Entwicklung der Produktivkräf- 
te, welche die Richtung epochaler sozialer Veränderungen angibt.?* Weil in dem hier disku- 
tierten theoretischen Rahmen die Verbindung Klasse-Ausbeutung in bezug auf spezifische 
Formen der Produktivkräfte beschrieben wurde, gibt die Entwicklung dieser Produktiv- 
kräfte auch die Richtung für die historische Weiterentwicklung des Systems der Klassenbe- 
ziehungen an. Die in Tabelle 1 vorgenommene Kategorisierung gesellschaftlicher Formen 
ist deswegen nicht willkürlich, sondern beschreibt die Entwicklungstendenz der Klassen- 
strukturen. 

(5) Das hier entwickelte Klassenkonzept hat einen immanent kritischen Charakter. Die von 
Roemer ausgearbeitete Ausbeutungsdefinition erfaßt ebenfalls der existierenden Sozial- 
struktur immanente, alternative Gesellschaftsformen. Und der historische Charakter der 
Analyse möglicher sozialer Formen bedeutet, daß die kritische Natur des Klassenkonzepts 
nicht nur eine rein moralische oder utopische Basis besitzt. 

Indem Klasse in bezug auf qualitativ verschiedene, ressourcenbedingte Formen von Aus- 
beutung definiert wird, können mit diesem Konzept sowohl die Natur der Klassenbezie- 
hungen in einer bestimmten Gesellschaft, als auch die diesen Beziehungen immanenten 
Möglichkeiten zur Transformation beschrieben werden. 

(6) Unser Konzept stellt ferner eine weitaus deutlichere Verbindung zu der Interessenpro- 
blematik her als die auf dem Herrschaftsbegriff aufbauenden Ansätze. Und dies wiederum 
ermöglicht eine systematischere Analyse der Beziehung zwischen den objektiven Eigen- 
schaften der Klassenstrukturen auf der einen und Klassenorganisation, Klassenallianzen 
und Klassenkampf auf der anderen Seite. 


Die Übersetzung besorgte Rolf Paasch 
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Anmerkungen 


* Dieser Aufsatz ist in wesentlichen Teilen den Kapiteln 3, 4, 7 meines Buches: »Classes« (London, 


New Left Books, 1985) und zwei Aufsätzen »A General Framework for the Analysis of Class Structure« 
und »Class Structure and Class Consciousness in Contemporary Capitalist Society: acomparative ana- 
Iysis of Sweden and the United States« (genauere Angaben liegen derzeit noch nicht vor) entnommen. 
Für hilfreiche Anregungen danke ich Robbie Manchin, Michael Burawoy, John Roemer, Adam Prze- 
worski, Robert Van Der Veen, Phillipe von Parijs, Jon Elster, Andrew Levine, Ron Aminzade, Richard 
Lachmann, Daniel Bertaux und Perry Anderson. Meine Forschungsarbeiten wurden von der »National 
- Science Foundation«, dem »General Marshall Fund« der USA und dem »Wisconsin Alumni Research 
Committee« mitfinanziert. 


Eine detailliertere Beschreibung dieser Alternative findet sich in Wright (1980). 

Die Kategorie »semiautonome Beschäftigte« ist für die Enwicklung dieser Kritik widersprüchlicher 

Klassenlagen von großer Bedeutung. Für viele Kritiker schien Autonomie eine Kategorie der »Ar- 

beitsbedingungen« darzustellen und nicht eine Dimension der Klassenbeziehungen als solcher. So 

stieß meine Kategorie semiautonomer Beschäftigter als einer spezifischen Klassenlage auf nicht un- 

erhebliche Kritik. Auch in meinen empirischen Arbeiten hat sich diese Kategorie als besonders pre- 

kär erwiesen, weil ihre Benutzung zu einer Reihe unerwünschter Ergebnisse führte. So stellte sich 

heraus, daß Hausmeister, die eine Reihe verschiedener Tätigkeiten verrichten, eine größere Auto- 

nomie besaßen als Flugzeugpiloten. Selbstverständlich kann man diese Erkenntnis, daß der Pilot ei- 

nes Jumbojets mehr proletarisiert ist als ein Hausmeister als wichtige Neuentdeckung feiern. Auf 

der anderen Seite könnte dies jedoch ebenso bedeuten, daß Autonomie eine zur Bestimmung der 

Klassen ungeeignete Kategorie darstellt. 

3 Diese Sichtweise wird oft als »nach-marzistische« radikale Theorie bezeichnet. Einige ihrer führen- 
den Vertreter sind Albert und Hahnel (1978, 1981), J. Cohen (1982) und Aaronowitz (1981). 

3b Wie Roemer — meiner Auffassung nach überzeugend — aufgezeigt hat, gibt es Bedingungen, unter 
denen der marxistische Ausbeutungsbegriff nicht mit dieser weiter gefaßten Definition überein- 
stimmt. Mit anderen Worten, es gibt Fälle, in denen die Arbeitstransfers von einem Akteur zum an- 
deren im streng marxistischen Sinne ausbeuterisch sind, aber den hier aufgestellten Bedingungen 
nicht genügen. Diese Fälle sind jedoch hier nicht von Bedeutung. 

3c Diese Ergebnisse gelten für eine ganze Reihe von Motivationshyphothesen, aber nicht für jede mög- 
liche Präferenzstruktur. 

3d Weitere Kriterien zur Lösung verschiedener methodologischer Probleme sind diesen beiden grund- 
sätzlichen Bedingungen, die jedoch den Ausbeutungsbegriff hinreichend beschreiben, in Roemers 
Analyse noch hinzugefügt. 

3e Man beachte jedoch, daß Arbeiter im Kapitalismus zicht feudalistisch ausgebeutet werden; würden 
sich diese mitsamt ihren persönlichen Ressourcen aus dem kapitalistischen Spiel zurückziehen, ginge 
es ihnen schlechter, nicht besser. Für Roemer bedeutet die Behauptung neoklassischer Theoretiker, 
daß Lohnabhängige im Kapitalismus nicht ausgebeutet werden, lediglich, daß sie nicht feudalistisch 
ausgebeutet werden, d.h. sie sind nicht einem Mehrwertentzug ausgesetzt, der auf persönlicher Unter- 
werfung beruht. Vgl. Roemer (1982 b; 206). 

3f Obwohl Marx die Einkommensungleichheiten in einer sozialistischen Gesellschaft nicht als Resul- 

tat von »Ausbeutung« begriff, und obwohl er die Beziehungen zwischen Qualifizierten und Nicht- 

qualifizierten nicht als Klassenbeziehung auffaßte, entspricht Roemers Einschätzung weitgehend 

der von Marx in seiner Kritik des Gothaer Programms ausgeführten Analyse der Ungleichheiten im 

Sozialismus. Dort betonte Marx ausdrücklich, daß qualifikationsbedingte Ungleichheiten auch im 

Sozialismus weiterbestehen würden und die Verteilung nach dem Prinzip von »jedem nach seinen 

Fähigkeiten« bis zu »jedem nach seiner Arbeitsleistung« erfolge. Nur im Kommunismus richte sich 
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die Verteilung nach dem Bedarfsprinzip, was nichts anderes bedeutet, als daß Qualifikationsunter- 
schiede keine »Ressourcen« (d.h. keinen Einkommen-generierenden Reichtum) mehr darstellen. 

Dies soll jedoch nicht heißen, daß Herrschaft im Arbeitsprozeß institutionell unwichtig oder von 
nur geringer Bedeutung für kapitalistische Ausbeutung bzw. die Klassenbeziehungen zwischen Ar- 
beit und Kapital ist. Nur stellt Herrschaft für Roemer kein Kriterium für die Klassenverhältnisse 
dar, denn dieses Kriterium beruht ausschließlich auf den Eigentumsbeziehungen. Zur Diskussion 
dieser Fragen, vgl. Roemer (1982 a) 

Zur Frage, warum Arbeitskraft als Teil der Produktivkräfte (d.h. als produktive Ressource) be- 
trachter werden sollte, vgl. G.A. Cohen (1978: 40-41). 

Nach dieser Formulierung sollte Sklaverei als Sonderfall feudaler Ausbeutung gefaßt werden, in- 
dem die Sklaven keinerlei Verfügungsgewalt über ihre Arbeitskraft besitzen, während der Sklaven- 
halter die Verfügungsgewalt über die Sklaven innehat. 

Roemers spieltheoretisch definiertem Ausbeutungsbegriff zufolge liegt der Unterschied zwischen 
Ausbeutung im Feudalismus und im Kapitalismus in dem Charakter der Rückzugsregeln in bezug 
auf die physischen Ressourcen (der Rückzug der eigenen, persönlichen Ressourcen als Definitions- 
merkmal feudaler Ausbeutung versus dem Rückzug seines pro-Kopf-Anteils an sämtlichen Res- 
sourcen als Definitionsmerkmal kapitalistischer Ausbeutung) begründet. Hiermit ist gemeint, daß 
der Rückzug der persönlichen Ressourcen einer Umverteilung (Gleichverteilung) der Ressourcen 
gleichkommt. Die Rückzugsregel, welche feudale Ausbeutung definiert, kann demnach als Verlas- 
sen des feudalen Spiels mit dem jeweiligen pro-Kopf-Anteil sämtlicher gesellschaftlicher Arbeits- 
kraftressourcen (d.h. einer Einheit) näher beschrieben werden. 

Diese »Kontrolle über den Mehrwert« — so muß betont werden — ist nicht das Gleiche wie das Ma- 
nagern und Bürokraten tatsächliche, zum persönlichen Verbrauch verfügbare Einkommen, ebenso- 
wenig wie kapitalistische Profite oder feudalistische Pachtzinsen dem persönlichen Einkommen 
von Kapitalisten und Feudalherren entsprechen. Der Mehrwertanteil, über den die ausbeutenden 
Klassen zum eigenen Verbrauch verfügen und der Teil, der für andere Zwecke benutzt wird (feuda- 
listische Militärausgaben, kapitalistische Akkumulation, Wachstum der Bürokratie, etc.) variiert 
historisch sowohl zwischen den verschiedenen Gesellschaftsformen als auch in einer spezifischen 
Gesellschaft. Wenn davon die Rede ist, daß sich die Lage von Managern und Bürokraten im Falle ei- 
ner Umverteilung der Organisationsressourcen »verschlechtern« würde, so bezieht sich dies auf das 
von ihnen kontrollierte Einkommen, das ihnen zur Aneignung potentiell zur Verfügung steht, und 
nicht auf das von ihnen tatsächlich verbrauchte Einkommen. 

Sobald sich die Bauern aus dem Feudalvertrag lösen und frei bewegen können, befinden sich dieser 
Logik zufolge die feudalen Pachtzinsen (und damit die feudale Ausbeutung) in einem Übergangssta- 
dium hin zu einer Form kapitalistischer Ausbeutung. Diese Transformation ist in dem Augenblick 
vollständig, in dem das Land selbst zu »Kapital« wird, d.h. auf einem Markt zum An- oder Verkauf 
angeboten wird. 

Da der Kapitalismus gleichzeitig eine Form der Ausbeutung abschafft und eine neue einführt, ist es 
schwer zu sagen, ob Ausbeutung in der Übergangsphase vom Feudalismus zum Kapitalismus zu- 
oder abnimmt. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß diese Behauptung logisch nichts mit der Arbeitswerttheo- 
rie zu tun hat. Es wird nicht behauptet, daß der Warenaustausch durch die Summe der in sie einge- 
flossenen, gesellschaftlich notwendigen Arbeit bestimmt wird. Gesagt ist nur, daß das Einkommen 
der Kapitalisten das monetäre Äquivalent des von den Arbeitern produzierten Mehrwerts darstellt. 
Dies genügt jedoch, um ihr Einkommen als »Ausbeutungsfaktor« zu behandeln. Zur Diskussion ei- 
nes so verstandenen Ausbeutungsbegriffs und seiner Beziehung zur Arbeitswerttheorie, vgl. G.A. 
Cohen (1981). 

Dies ist auch nach Meinung linker Kritiker in den »real existierenden sozialistischen Gesellschaf- 
ten« das Hauptproblem für die Durchsetzung radikaler Veränderungen in diesen Gesellschaften. 

Lenin’s ursprüngliche Vision der »Sowjet-Demokraties, in der (Partei-)Offizielle nicht mehr als der 
durchschnittliche Arbeiter verdienen und jederzeit absetzbar sein sollten, und in der die grundsätz- 
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lichen Konturen gesellschaftlicher Planung in demokratischer Partizipation diskutiert und dann 
festgelegt werden sollten, beinhaltete diese Prinzipien der Gleichverteilung von Organisationsres- 
sourcen. Einmal an der Macht, waren dann die Bolschewisten, wie wir wissen, entweder unfähig 
oder nicht mehr Willens, die organisationsbedingte Ausbeutung abzuschaffen. Zur Diskussion die- 
ser Fragen im Zusammenhang mit der Russischen Revolution und anderer Versuche einer Arbei- 
terdemokratie, vgl. Siriani (1982). 

Diese im Falle qualifikationsbedingter Ausbeutung stark reduzierte Basis von Ausbeutung scheint 
Marx’ Behauptung zu entsprechen, Sozialismus sei eine »niedrigere Form« des Kommunismus, da 
sich Klassen in einer Gesellschaft mit nur noch qualifikationsbedingter Ausbeutung bereits in ei- 
nem Auflösungsprozeß befänden. Kommunismus selbst wird schließlich als Gesellschaft verstan- 
den, in der sich auch qualifikationsbedingte Ausbeutung langsam »verflüchtigt« hat, d.h. in der die 
Verfügungsgewalt über Qualifikation nun gleichverteilt ist. Dies bedeutet jedoch ebensowenig, daß 
im Kommunismus alle Individuen tatsächlich die gleichen Qualifikationen besitzen, wie die Ab- 
schaffung des Privatbesitzes an den Produktionsmitteln eine völlig gleiche Inanspruchnahme physi- 
schen Kapitals durch die Individuen zur Folge hätte. Gleichverteilt ist lediglich die effektive Kon- 
trolle von Qualifikation als produktiver Ressource. 

Wie Roemer in seiner Analyse des Prinzips der Entsprechung von Klasse und Ausbeutung aufzeigt, 
werden — wie er sagt — einige Kleinbürger vom Kapital ausgebeutet (durch einen ungleichen Aus- 
tausch auf dem Markt), weil sie nur einen äußerst geringen Anteil an den Produktionsmitteln besitzen; 
andere Kleinbürger dagegen sind kapitalistische Ausbeuter, weil sie ein nicht unerheblichesKapitalbe- 
sitzen, obwohl sie keine Lohnarbeiter für sich arbeiten lassen. Deswegen kann der Ausbeutungsstatus 
nicht dem Status selbständig/lohnabhängig gleichgesetzt werden. 

Dies widerspricht nicht der Tatsache, daß sich viele »Professionals« und Manager mit Ersparnissen 
aus ihren hohen Einkommen beträchtliche Anteile an Kapitalressourcen aneignen. In dem Maße, 
in dem dies geschieht, bewegen sie sich jedoch hin zu einer objektiv bürgerlichen Klassenlage. Die 
Rede ist hier jedoch nur von solchen »Professionals-« oder Management-Positionen, die nicht be- 
reits den Eintritt in die Bourgeoisie beinhalten. 

Die alte Mittelklasse im Feudalismus dagegen rekrutiert sich aus dem befreiten Bauern (Freibauer), 
dem Bauern, der innerhalb eines Systems ungleich verteilter Arbeitskraftressourcen seinen pro- 
Kopf-Anteil dieser Ressource besitzt (und damit frei ist). 

Theoretiker, die versucht haben, die Klassenstrukturen »real existierender soäialisisäher Gesell- 
schaften« mithilfe des Konzepts einer »neuen Klasse« zu analysieren, neigen im allgemeinen dazu, 
Staatsbürokraten und Experten als eine dominante Klassenlage zu fassen, ohne den Konkurrenz- 
kampf der beiden Gruppen um die Klassenmacht zu berücksichtigen. Einige Theoretiker, so Kon- 
rad und Szelenyi (1979) und Gouldner (1979) erkennen zwar diese Spaltung, doch auch sie behan- 
deln das Problem nicht, wie wir es hier versuchen, als ein theoretisches. 

Alvin Gouldner u.a. haben das Argument vorgebracht, historisch gesehen seien die Nutznießer so- 
zialer Revolutionen nie die unterdrückten Klassen der voraufgegangenen Produktionsweise, son- 
dern »dritte Klassen« gewesen. Nicht die Bauernschaft wurde mit dem Niedergang des Feudalismus 
zur herrschenden Klasse, sondern die Bourgeoisie, eine Klasse, die sich außerhalb der grundsätzli- 
chen Ausbeutungsbeziehungen des Feudalismus befunden hatte. Diese Hypothese könnte auf die 
Manager-Bürokraten in bezug auf den Kapitalismus und auf die Experten in bezug auf den staatsbü- 
rokratischen Sozialismus noch erweitert werden: in beiden Fällen stellen diese Gruppen jeweils po- 
tentielle Rivalen der existierenden herrschenden Klasse dar. 

Dies soll heißen, daß die Zunahme der Management-Kosten in den Großberrieben einer der Schlüssel- 
faktoren für die Gefährdung des Produktivitätswachstums in gewissen kapitalistischen Ländern ist. 

Zur Diskussion des Problems der Klassenformationen und historischer Möglichkeiten, die die ge- 
genwärtige Analyse dieser Fragen beeinflußt hat, vgl. Adam Przeworski (1977, 1981). 

In einer hier nicht erwähnten, gesonderten Untersuchung, in der das Nicht-Lohneinkommen die 
abhängige Variable darstellte, ließ sich das gleiche monotone Muster beobachten, nur mit weitaus 
größeren Unterschieden zwischen Arbeitern und Managern. Vgl. Wright (1985, Kapitel 6). 
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23 Inden USA sind die Experten-Manager sogar noch ein wenig mehr pro-kapitalistisch eingestellt als 
die Bourgeoisie selber; doch diese Differenz ist so gering, daß beide in bezug auf die Arbeiterklasse 
als gleich polarisiert angesehen werden können. Man erinnere sich, daß die Mehrzahl der Befragten 
aus der Kategorie »Bourgeoisie« nur mittlere Kapitalisten darstellen. 83 % dieser Kapitalisten be- 
schäftigen weniger als 50 Beschäftigte. Nur 8% der Experten-Manager dagegen arbeiten in Firmen 
mit weniger als 50 Beschäftigten. Es ist zu erwarten, daß die Ergebnisse einer Befragung unter Groß- 
kapitalisten zu etwas anderen Ergebnissen kommen würde. 

24 Man könnte einwenden, diese Ergebnisse seien Produkte anderer Variablen, die nicht mit in die 
Analyse aufgenommen worden sind. So könnte die Geschlechterverteilung in den Klassenkatego- 
rien möglicherweise die beobachteten Muster entlang der Rubriken in der Tabelle erklären. Meine 
Analyse der Ergebnisse aus Tabelle 5 unter Berücksichtigung potentiell verzerrender Variablen — 
Alter, Geschlecht, Klassenherkunft, Gewerkschaftmitgliedschaft, Einkommen — ergab, daß sich 
die Muster zwar in Details veränderten, das grundsätzliche Bild jedoch erhalten blieb. Zur Diskus- 
sion dieser Multivarianz-Analyse, vgl. Wright (1985, Kap. 7). 

25 Diese Schätzungen beruhen auf den folgenden Zusammenfassungen in Tabelle 4: Schwedische bür- 
gerliche Koalition = Rubrik 1, 2, 4; US-bürgerliche Koalition = 1, 2, 4, 5, 7, 8, 10; schwedische 
Arbeiterklassen-Koalition = Rubrik 6, 9, 10, 11, 12 (niedrig geschätzt), + Rubrik 7, 8, (hoch ge- 
schätzt); US-Arbeiterklassen-Koalition = Rubrik 9, 11, 12. Man beachte, daß das Kleinbürgertum 
— Kategorie 3 — in keinem der Länder zu einer Koalition gehört. 

26 Zur Diskussion, warum die Produktivkräfte als historischer Wegweiser gelten können, vgl. Wright 
(1983 b). 
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Jon Elster 
Drei Kritiken am Klassenbegriff” 


I. Einleitung 


Nicht alle Gesellschaften bestehen aus Klassen in dem Sinn, in dem Marx den Begriff verwendet 
hat und in dem er im 2. Abschnitt definiert wird. Gesellschaften, die aus Klassen bestehen, kön- 
nen wir als Klassengesellschaften bezeichnen. Dieser Terminus ist jedoch insofern irreführend, 
als er suggeriert, solche Gesellschaften seien vorwiegend um Klassen herum organisiert. Ich 
möchte untersuchen, ob Klassen in allen Gesellschaften, in denen es sie gibt, gleichermaßen im 
Mittelpunkt stehen. Im einzelnen möchte ich fragen, ob es nicht andere, ebenso bedeutende 
Zentren kollektiven Handelns gibt, andere Gliederungsformen, die Solidarität und Mobilisie- 
rung hervorrufen. Nachdem ich meine Auffassung der Marzschen Theorie dargelegt habe, wer- 
de ich drei Kritiken an seiner Ansicht erörtern. Im 3. Abschnitt werden die Klassen den Ständen 
oder Ordnungen gegenübergestellt, die als das wichtigste Organisationsprinzip vorkapitalisti- 
scher Gesellschaften aufgefaßt wurden. Im 4. Abschnitt wird Macht als eine andere Quelle von 
Konflikt und Loyalität betrachtet. Im 5. Abschnitt geht es um eine Kritik am Begriff der Klasse, 
der von kultureller Identität ausgeht, die auf Sprache, Religion, ethnischer oder nationaler Zuge- 
hörigkeit beruht. 

Das Problem, um das es gehen soll, ist die Erklärung kollektiven Handelns. Daher berücksich- 
tige ich diejenige Kritik am Klassenbegriff nicht, die an dem Problem ansetzt, Verhalten auf 
der Ebene des Individuums zu erklären. Zur Erklärung der unterschiedlichen Gesundheit 
von Individuen mag es z.B. fruchtbarer sein, ihre Position in der technischen Arbeitsteilung 
zu betrachten als ihre Klassenlage. Wenn dem so ist, so liegt darin doch kein Widerspruch 
zum traditionellen Marxismus. Marx hat sich wenig um dasgekümmert, was wir das Gewebe 
des täglichen Lebens nennen können: Gesundheit und Neigung zu Krankheiten, Freizeitbe- 
schäftigungen, Kriminalität usw. Dazu herausgefordert, hätte er solche Erscheinungen aller- 
dings leicht unter Bezug auf die Klassenstruktur erklären können. Tatsächlich behauptet er — 
freilich ironisch — Verbrechen seien durch ihre vorteilhafte Funktion als Nebengleis kapita- 
listischen Wettbewerbs! zu erklären; ebenso — ernsthafter — daß die Aufstiegsmobiliät durch 
ihre nützlichen Folgen für die kapitalistische Herrschaft erklärt werden müsse.? Wie immer 
es um die Gültigkeit solcher Argumente bestellt ist, für die Diskussion hier sind sie nicht rele- 
vant. 

In jeder vorhandenen Gesellschaft könnte man zwei Landkarten zeichnen. Zunächst ist da 
die Karte der Klassen im noch zu definierenden Sinn. Dann gibt es die Karte der empirisch be- 
obachtbaren kollektiven Akteure. (Ich definiere einen ‘kollektiven Akteur’ als Interessen- 
gruppe, die das Mitläufertum als Hindernis für gemeinschaftliches Handeln überwunden 
hat.) Die marxistische Auffassung ist nun nicht, daß diese beiden Karten in eins fallen oder 


* Der Aufsatz ist in einem von Niklas Luhmann herausgegebenen Sammelband mit dem Titel »Sozia- 


le Differenzierung. Zur Geschichte einer Idee«, Westdeutscher Verlag, Opladen 1985, veröffentlicht. 
Wir danken Verlag, Herausgeber und Autor für die Abdruckerlaubnis. 
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konvergieren. Vielmehr kann die zweite Karte erklärt werden, indem man sie auf die erste be- 
zieht. Wenn z.B. ein organisierter Konflikt zwischen Arbeitergruppen vorkommt, so ist dies 
mit dem Marxismus vereinbar, wenn gezeigt werden kann, daß der Konflikt durch seine sta- 
bilisierende Wirkung auf die Klassenstruktur erklärt werden kann. Ich komme auf derartige 
Argumente des »teile und herrsche« im 5. Abschnitt zurück. 


Il. Marx’ Klassentheorie 


Es ist wohlbekannt, daß Marx den Klassenbegriff, den er in vielen Schriften benutzt, nirgends 
definiert hat. Um eine Definition zu rekonstruieren, die ihm zugeschrieben werden kann, ist 
man genötigt, zweierlei zu beachten. Zunächst einmal muß die Definition weitgehend mit 
dem Marxschen Gebrauch im Einklang stehen. Im Idealfall sollten aus ihr alle Gruppen, auf 
die er sich als gesonderte Klassen bezieht, abgeleitet werden können und keine der Gruppen, 
denen er diesen Namen verweigert. (Sollte die Definition zusätzlich Gruppen umfassen, de- 
nen der Terminus weder zugesprochen noch verweigert wird, so tut dies dem Vorschlag im 
wesentlichen keinen Abbruch.) Zum zweiten muß die Definition mit der theoretischen Ab- 
sicht Marx’, kollektives Handeln zu erklären, vereinbar sein. 

In verschiedenen Schriften erwähnt Marx an die fünfzehn Gruppen, die in den verschiedenen 
Produktionsweisen als Klassen erscheinen: Bürokratie und Theokratie in der asiatischen Pro- 
duktionsweise; Sklaven, Plebejer und Patrizier in der Sklavengesellschaft; Herr und Knecht, 
Zunftmeister und Handwerksgeselle im Feudalismus; Industriekapitalisten, Finanzkapitali- 
sten, Grundherren, Bauern, Kleinbürger und Arbeiter im Kapitalismus.* Es soll nun eine 
strenge Definition ausgearbeitet werden, die sowohl mit dem Aufgezählten als auch mit den 
theoretischen Anforderungen an den Begriff vereinbar ist. Die oben erwähnte allgemeine 
strenge Anforderung an die Erklärung hat mehrere Implikationen. Soll der Klassenbegriff in 
eine Theorie des gesellschaftlichen Konflikts eingehen, so muß er in einer Begrifflichkeit er- 
klärt werden, die für die Handelnden subjektive Bedeutung hat. Darüber hinaus besteht die 
Notwendigkeit, Klassen so zu definieren, daß ihre Anzahl in jeder beliebigen gegebenen Ge- 
sellschaft relativ klein ist. 

Unter Berücksichtigung dieser Anforderungen werde ich vier mögliche Definitionen der 
Klasse’ untersuchen, die jeweils Eigentum, Ausbeutung, Marktverhalten und Macht in den 
Vordergrund stellen. In keinem dieser Kriterien wird für sich genommen das zu finden sein, 
was wir suchen, aber ihre Erörterung wird uns ermöglichen, einen Begriff zu konstruieren, 
der einigermaßen angemessen erscheint, wenn er auch zugleich ziemlich komplex ist. Zum 
Teil stammt die Komplexität aus der Notwendigkeit, den Unterschied zwischen Marktwirt- 
schaften und Wirtschaften ohne Markt zu berücksichtigen. Ferner verursacht die Unter- 
scheidung von privatem und korporativem Eigentum an Produktionsmitteln bei jeder Be- 
mühung, eine einfache Definition zu konstruieren, Schwierigkeiten. 

Die Ansicht, die Marx am häufigsten unterstellt wird, besagt: eine Klasse ist eine Gruppe von 
Personen, die alle in einem gleichen Verhältnis zu den Produktionsfaktoren (Arbeitskraft 
und Produktionsmitteln) stehen, d.h. in der Relation des Eigentums oder Nichteigentums. 
Dieser Vorschlag stößt auf verschiedene Schwierigkeiten. Es ist klar, daß Eigentum und 
Nicht-Eigentum zu grobe Indikatoren für die Klassenzugehörigkeit sind. Weder erlauben sie 
uns z.B. zwischen Grundbesitzern und Kapitalisten zu unterscheiden noch zwischen einem 
Kleinkapitalisten und einem Lohnarbeiter, der einige seiner Produktionsmittel besitzt (z.B. 


64 Jon Elster 


bei Heimarbeit). Ferner warnt Marx vor jedem Versuch, Klassen hinsichtlich der Art oder 
des Umfangs an besessenem Eigentum zu definieren. Das erste Kriterium hätte die absurde 
Konsequenz, daß »Weinbergbesitzer, Äckerbesitzer, (...) Bergwerkbesitzer (und) Fischerei- 
besitzer«° eigene gesellschaftliche Klassen bilden würden, das zweite würde zu einer »unend- 
lichen Zersplitterung«® von Klassen führen. Eine letzte Schwierigkeit entsteht durch korpo- 
ratives Eigentum, wie z.B. in Kirchen- und Staatsbesitz. Die Verwalter solchen Eigentums 
bilden eine Klasse, allerdings nicht kraft ihres Gutsbesitzes, denn in Wirklichkeit gehört das 
Gut eher der Korporation als irgendeinem einzelnen oder mehreren einzelnen.’ Wie weiter 
unten dargestellt wird, bilden sie eine Klasse aufgrund ihrer Macht zu entscheiden, wie die 
Produktionsfaktoren genutzt werden sollen, d.h. aufgrund ihrer Befugnis, legitimierte Be- 
fehle zu erteilen. Ihre Befehlsgewalt über Eigentum entsteht als Resultat der Klassenposi- 
tion, die sie erreicht haben, und ist nicht ein vorgängiges Faktum, das ihre Klassenzugehö- 
rigkeit erklärt. 

Betrachten wır als nächstes den Vorschlag, Klassen hinsichtlich der Ausbeutung zu definieren. 
Die Hauptklassen der Gesellschaft wären dann gebildet aus 1. denen, die weniger arbeiten, als 
notwendig ist, um das zu produzieren, was sie bekommen; 2. denen, die mehr arbeiten, und 3. 
denen, die annäherungsweise so viele Stunden arbeiten, wie zur Produktion dessen, was sie be- 
kommen, nötig sind. Daraus ergibt sich eine kleine, wohldefinierte Anzahl von Klassen. Mehr 
noch, wenn Ausbeutung Klassen konstituiert, ergibt sich daraus die Motivation für den Klas- 
senkampf. Bei näherem Hinsehen ist der Vorschlag weder in dem, was er abdeckt, noch theo- 
retisch adäquat. Weder läßt er eine Definition der Kleinbourgeoisie zu — da diese Klasse nicht 
mit der 3. Gruppe zusammenfällt, sondern Ausbeuter ebenso umfaßt wie Ausgebeutete® — 
noch läßt er eine Unterscheidung zwischen Grundbesitzern und Kapitalisten zu oder zwi- 
schen Sklaven und Lohnarbeitern in Gesellschaften, in denen sie nebeneinander existierten. 
Darüber hinaus kann Ausbeutung nicht als Motiv für kollektives Handeln dienen, da niemand 
in einer Gesellschaft genau wissen kann, wo die Trennungslinie zwischen Ausbeutern und 
Ausgebeuteten gezogen werden muß. Die Berechnungen des Arbeitswerts, die zur Bestim- 
mung dieser Linie notwendig wären, wären äußerst komplex. 

Ein dritter Vorschlag, der sich als brauchbarer erweisen wird, sieht vor, Klassen hinsichtlich 
des Martkverhaltens zu definieren. In Wirtschaftsformen mit einem Arbeitsmarkt ergäben 
sich drei Hauptklassen: diejenigen, die Arbeitskraft kaufen, diejenigen, die sie verkaufen und 
die Kleinbourgeoisie, die keines von beidem tut. In einer Wirtschaft mit Kreditmärkten kön- 
nen Klassen entsprechend über das Leihen und Verleihen von Kapital definiert werden. Ein 
auf der Hand liegender Einwand ist, daß diese Definition im Fall einer Wirtschaftsform ohne 
Markt nicht weiterhilft. Ich zeige im 3. Abschnitt, daß Marx versucht war, Klassen lediglich 
in Marktgesellschaften anzusiedeln, aber sein wichtigster Gesichtspunkt war zweifellos, daß 
Klassen auch in Gesellschaften existieren, in denen die Aneignung der Mehrwert produzie- 
renden Arbeit eher durch außerökonomische Zwangsmittel als durch den Austausch aufdem 
Markt stattfand. Ich werde jedoch zeigen, daß eine weitreichende Analogie zu diesem Vor- 
schlag oder vielmehr zu einer rekonstruierten Version dieses Vorschlags auch auf Wirt- 
schaftsformen ohne Markt angewendet werden kann. 

Die Notwendigkeit einer solchen Rekonstruktion ergibt sich, weil in diesem Vorschlag tat- 
sächliches Verhalten überbetont wird, während die kausale Ursache in der Struktur der Aus- 
stattung (mit Produktionsfaktoren) vernachlässigt wird. Klassen sollten hinsichtlich dessen, 
was Leute (in gewissem Sinne) tun mässen und nicht in bezug auf das, was sietatsächlich tun, 
definiert werden.’ Xenophons Gutsbesitzer, der auf dem Gehöft arbeitet, »um des Vergnü- 
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gens willen und um der physischen und moralischen Wohltat willen, die solche Übung ge- 
währen kann und nicht, weil ihn die ökonomische Notwendigkeit zwingt zu arbeiten«{’, ge- 
hört nicht zur selben Klasse wie einer, der selbst auf seinem Land arbeiten muß. Ein Rockefel- 
ler kann sich nicht einfach zum Arbeiter machen, indem er einen bezahlten Job annimmt, es 
sei denn, er gibt auch seinen Reichtumg weg. Ein Student, der sich selbst zum Proletarier 
macht, wird nicht zum Mitglied der Arbeiterklasse, wenn für ihn die Möglichkeit, sich selbst 
zu beschäftigen, offen bleibt. Diese Bemerkungen sind notwendig, weil der Klassenbegriff 
letztlich in einer Theorie des sozialen Konflikts verwendet werden soll. Wir werden von de- 
nen, die arbeiten oder ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, nicht erwarten, daß sie sich mit 
denen zusammenschließen, die dasselbe tun, ohne dazu gezwungen zu sein. 

John Roemer hat eine allgemeine Theorie der Klasse vorgeschlagen, die mit dem Begriff 
zwangsmäßigen Marktverhaltens arbeitet.!! Er nimmt an, daß die in der Wirtschaft Agie- 
renden mit unterschiedlichen Anteilen an Produktionsfaktoren (Arbeit ausgenommen) aus- 
gestattet sind und sich dann auf Transaktionen auf dem Markt einlassen, um ihr Einkom- 
men (bei ausgeglichenen Preisen) zu maximieren. Ein solches Verhalten hat zum Ergebnis, 
daß sich die Handelnden spontan selbst in eine kleine Anzahl von Klassen aufteilen: in sol- 
che, die ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, um optimalen Gewinn zu erzielen; in solche, 
die nur optimalen Gewinn erzielen können, wenn sie Arbeitskraft kaufen; und in solche, die 
optimieren können, indem sie für sich selbst arbeiten. Ein ähnlicher Ansatz gilt auch für 
Wirtschaftsformen mit einem Kreditmarktsystem. Diesem Vorschlag zufolge wird das 
durch die Ausstattung erzwungene Marktverhalten zum Kriterium für Klassenzugehörigkeit. 


Wie bei anderen Vorschlägen, müssen wir überlegen, ob die Definition in ihrer Reichweite 
adäquat ist. Wiederum ist die Unterscheidung von Grundbesitzer und Kapitalist der wider- 
spenstigste Fall. Der Grundbesitzer ist aus dieser Sicht anormal, da er ein Einkommen ver- 
dient, ohne zu arbeiten »nd ohne Arbeit zu mieten. Er produziert nicht, sondern lebt von der 
Grundrente seines Landes. In den Modellen, die Roemer in seinem Buch gebraucht, ist das 
nicht vorstellbar, da hier Arbeit der einzige nicht herabgesetzte Aktivposten ist und die Ak- 
teure ihr Kapital nicht verzehren dürfen. In einem Modell, in dem Land wie Arbeit als nicht 
produzierte und nicht abgewertete Aktivposten’? vorkommen, wäre das Verhalten des Guts- 
besitzers möglich und sogar optimal mit einer passend gewählten objektiven Funktion." 
Von daher könnte der gerade betrachtete Vorschlag auch die Unterscheidung zwischen 
Grundbesitzer und Kapitalisten umfassen und ohne Zweifel ebenso die zwischen unabhängi- 
gem Handwerker und unabhängigem Bauern, wenn man ihn entsprechend ausweitet. 

In Marktwirtschaften sind Klassen also durch die Aktivitäten charakterisiert, zu denen ihre Mit- 
glieder aufgrund ihrer Ausstattung gezwungen sind. Solche Aktivitäten sind das Arbeiten, Kau- 
fen und Verkaufen von Arbeitskraft, Verleihen oder Leihen von Kapital, Pachten oder Ver- 
pachten von Land. Der Begriff des Zwangs muß im oben erklärten Sinn verstanden werden. 
Für alle Agierenden bedeutet dies, daß sie sich auf diese Aktivitäten einlassen müssen, wenn 
sie ‘optimieren’ wollen. Für einige von ihnen trifft darüber hinaus zu, daß sie zum Optimie- 
ren gezwungen sind, namentlich für die Arbeiter, die gezwungen sind, ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen.!* Die Definition ergibt einen guten soziologischen Sinn selbst für Agierende, die 
nicht zum Optimieren gezwungen sind. Sie können frei entscheiden, sich auf Aktivitäten ein- 
zulassen, die andere aufzunehmen gezwungen sind, aber wenn sie die Entscheidung treffen, 
werden sie dadurch nicht Mitglieder derselben Klasse. Das Grundprinzip hinter dieser Darle- 
gung ist die noch zu überprüfende Vermutung, daß Koalitionsverhalten nicht durch das be- 
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stimmt ist, was die Agierenden tun können oder tatsächlich tun, sondern durch das, was sie 
tun müssen, um zu optimieren. 

Weit aufgefaßt, kann der hervorgehobene Satz im letzten Abschnitt auch dazu dienen, Klas- 
sen in Wirtschaften ohne Markt zu definieren, die auf Privateigentum an Produktionsfakto- 
ren beruhen. In einer solchen Wirtschaft haben die Produzierenden wenig oder nur teilwei- 
se Kontrolle über ihre Arbeitskraft. Dieser Mangel an Kontrolle ist Teil der Struktur der 
Ausstattung mit Eigentum und ist per definitionem das, was die Kontrolleure befähigt (in 
Wirklichkeit: zwingt), sie zu zwingen, für sie zu arbeiten. Natürlich unterscheidet sich die 
Beziehungen zwischen der Eigentumsstruktur und den Aktivitäten, die die Agierenden ge- 
zwungenermaßen ausüben, in beiden Fällen fundamental. In einer Marktwirtschaft wird die 
Aufteilung in Klassen nicht unmittelbar durch die Ausstattungsstruktur gegeben. Vielmehr 
muß sie aus dieser Struktur hergeleitet werden über die Annahme, daß die Agierenden sich 
auf Transaktionen auf dem Markt einlassen.'? In einer Wirtschaft ohne Markt ist es dagegen 
institutionalisiert, wer wen zu was zwingt, und dem wird vor jeder tatsächlichen Transak- 
tion der Vorrang gegeben. Auch hat der Zwang in beiden Fällen unterschiedliche Bedeu- 
tung. Der außerökonomische Zwang in einer prakapitalistischen Gesellschaft muß vom 
»stummen Zwang der ökonomischen Verhältnisse«'% unterschieden werden. 

Trotz dieser Differenzen ist die hervorgehobene Formel allgemein genug, um beide Fälle ab- 
zudecken. Sie verbindet das, was die Agierenden tun, mit dem, was sie haben, indem sie Klas- 
sen hinsichtlich dessen definiert, was sie tun müssen, um den besten Gebrauch von dem zu ma- 
chen, was sie haben. Weder das Verhalten noch die Ausstattung mit Eigentum allein können 
einen Begriff liefern, der sowohl extensional als auch theoretisch angemessen ist. Eine dar- 
über hinausgehende Generalisierung dieser Formel wird weiter unten vorgeschlagen. 
Zuvor haben wir jedoch einen letzten Vorschlag in Betracht zu ziehen, den nämlich, Klassen 
aufgrund von Machtbeziehungen zu definieren. Ich glaube, daß Marx sich mit Rücksicht auf 
die Klassen der vorkapitalistischen Gesellschaft dieser Definition verpflichtet hat. Im 4. Ab- 
schnitt wird gezeigt, daß er im Irrtum war, als er ihre Bedeutung für Klassen im Kapitalismus 
unterschätzte, aber an dieser Stelle soll diese Frage nicht behandelt werden. 

Es gibt zwei Weisen, in denen Macht Klassen konstituieren kann (als unterschieden von einer 
Relation, die zwischen unabhängig definierten Klassen besteht). Zunächst gilt dies ganz klar 
für Klassen in Wirtschaftsformen ohne Markt, die auf Privateigentum an Produktionsmit- 
teln beruhen. Die “Ausstattungsstruktur”, die Klassen hervorbringt, schließt ein, daß einige 
Individuen im vollen oder teilweisen Besitz der Arbeitskraft anderer sind. Aber die Arbeits- 
kraft eines anderen zu besitzen, impliziert vom Begriff her, daß man Macht über ihn hat. 
Folglich führt die Definition von Klassen in solchen Wirtschaftsformen über das durch die 
Ausstattung notwendig gemachte Verhalten zum gleichen Resultat wie die Definition über 
den Machtbegriff. Eigentum an Personen ist Macht. 

Zweitens gibt es die heikle Frage nach dem Klassenstatus jener, die damit beschäftigt sind, 
korporatives Eigentum zu handhaben: Theokraten und Bürokraten in der asiatischen Pro- 
duktionsweise (und möglicherweise die Amtsträger der katholischen Kirche im Mittelal- 
ter!”). Zweifellos würde es die Differenz zwischen hierarchischen Rängen verschleiern, wenn 
man die Funktionäre als eine Klasse charakterisieren wollte. Eine Definition des Klassenbe- 
griffs, nach der die Pförtner im Vatikan und der Papst Mitglieder derselben Klasse sind, 
scheint nicht gerade nützlich zu sein. Spaltungslinien innerhalb der Bürokratie können un- 
terschiedlich gezogen werden, je nachdem ob man Ausbeutung oder Machtbeziehungen als 
Kriterium verwendet. Die Gründe, die oben gegen Ausbeutung als Kriterium angeführt wur- 
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den, greifen auch hier. Daher sagen wir, indem wir den 2. Vorschlag übernehmen, daß je- 
ne, die die Arbeitskraft anderer kontrollieren, nicht, weil sie sie besitzen, sondern aufgrund 
ihres Rangs in der Hierarchie eine Klasse bilden, die von denen, die dies nicht tun, getrennt 
ist. Dies könnte auch zu einer Trichotomie ausgeweitet werden, indem zwischen denen, 
die nur kontrollieren (höhere “Manager’), denen, die nur gehorchen (Arbeiter), und denen, 
die ebenso jemanden über wie unter sich haben (untere ‘Manager”) unterschieden wird. 
Dies ist jedoch wiederum zu behaviouristisch: die Klassen der Manager und Nicht-Mana- 
ger werden durch das definiert, was sie tatsächlich tun und nicht durch das, was sie auf- 
grund dessen, was sie haben, tun müssen. Aber es gilt immer noch, daß ein Rockefeller sei- 
nen Klassenstand nicht dadurch ändern kann, daß er einen untergeordneten Managerjob 
annimmt. Zweifellos wäre es höchst wünschenswert, eine strukturelle Begründung für 
Herrschaft und Unterordnung zu finden, ähnlich der für das Eigentum im Fall des Kaufs 
und Verkaufs von Arbeitskraft. Diese Begründung würde vermutlich »kulturelles Kapital« 
ebenso wie angeborene Geschicklichkeit in die Ausstattungsstruktur einschließen, die die 
»optimierenden« Aktivitäten der Agierenden bestimmt. Leider sind wir sehr weit davon 
entfernt, einfache, standhaltende Modelle konstruieren zu können, die zeigen, wie diese 
Bestimmung vor sich geht. Aber selbst wenn solche Modelle fehlen, sollte die zugrundelie- 
gende Vermutung erhalten bleiben und die weitere Untersuchung leiten. 


Dies macht es uns endlich möglich, eine allgemeine Definition von Klassen in den Begrif- 
fen der Ausstattung und des Verhaltens zu geben. Die Ausstattung schließt Sachvermögen, 
immaterielle Kenntnisse und subtilere kulturelle Merkmale ein. Das Verhalten wird in 
ökonomischen Termini wie Arbeiten versus Nicht-Arbeiten, Verkaufen versus Kaufen 
von Arbeitskraft, Verleihen versus Leihen von Kapital, Pachten versus Verpachten von 
Land, Austeilen versus Empfangen von Befehlen in der Verwaltung korporativen Eigen- 
tums analysiert. Fine Klasse ist eine Gruppe von Menschen, die aufgrund ihres Besitzes ge- 
zwungen sind, sich auf die gleichen Aktivitäten einzulassen, wenn sie den besten Gebrauch von 
ihrer Ausstattung machen wollen. 

Nun ist eine Definition noch keine Theorie. Die Marxsche Klassentheorie ist im oben Ge- 
sagten bereits implizit enthalten: Klassen, wenn sie als solche definiert sind, liefern die Er- 
klärung für kollektives Handeln. In den meisten Variationen dieser Erklärung wird 
schlicht festgestellt, daß objektiv definierte Klassen dazu neigen, zu kollektiven Akteuren 
zu kristallisieren. Überdies glaubte Marx offensichtlich, daß kollektive Akteure, die nicht 
Klassen sind, dahin tendieren, ihre Bedeutung zu verlieren. In der Metapher der Landkar- 
ten ausgedrückt, könnte man sagen, daß Marx glaubte, die Karte der kollektiven Akteure 
neige weitgehend dazu, mit der Karte der Klassen zusammenzufallen. Aber dies ist nicht die 
vollständige Theorie. Marx — und mehr noch einige seiner Nachfolger — versuchte, auch 
das dauerhafte Bestehen von kollektiven Akteuren, die keine Klassen darstellen, durch ihre 
stabilisierende Wirkung auf die Klassenstruktur zu erklären. Ich verschiebe diese Frage auf 
den V. Abschnitt. In den Abschnitten IT und IV wird die Klassentheorie auf eine einfache- 
re Form reduziert: auf die Behauptung einer Koinzidenz oder Konvergenz der beiden Kar- 
ten. In Frage gestellt wird die Verwendung des Klassenbegriffs dann 1. von kollektiven Ak- 
teuren, die keine Klassen sind, und 2. von Klassen, die immer wieder dabei versagen, sich 
als kollektive Akteure zu organisieren. 
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II. Klasse und Stand 


Max Weber schrieb: »Im Gegensatz zur rein ökonomisch bestimmten »Klassenlage« wollen 
wir als »ständische Lage« bezeichnen jede typische Komponente des Lebensschicksals von 
Menschen, welche durch eine spezifische, positive oder negative, soziale Einschätzung der 
»Ehre« bedingt ist.«'%; oder an anderer Stelle: » »Klassen« gliedern sich nach den Beziehun- 
gen zur Produktion und zum Erwerb der Güter, »Stände« nach den Prinzipien ihres Güter- 
konsums in Gestalt spezifischer Arten von »Lebensführung« «.!? Das Hauptgewicht legt er 
auf Stände als geschlossene Gemeinschaften, deren Beziehung »auf subjektiv gefühlter (affek- 
tueller oder traditionaler) Zusammengehörigkeit der Beteiligten beruht«?°, wobei der be- 
wußte Ausschluß von Außenstehenden die andere Seite der Münze darstellt.?! Auf dieser 
Grundlage unterschied er zwischen Gesellschaften, die vorwiegend nach Klassen, und sol- 
chen, die vorwiegend nach Ständen gegliedert sind.?? Da er anders als Marx Klassen aus- 
schließlich über das Marktverhalten”? definiert, folgt dieser Gegensatz ziemlich selbstver- 
ständlich daraus. 

Es gibt Elemente bei Marx, die von ähnlicher Auffassung zeugen. Obwohl seine Position in 
der Hauptsache die war, daß die ganze Geschichte bis zur Gegenwart auf Klassenkämpfen 
und daher auf Klassen beruht, scheint er manchmal zu behaupten, daß Klassen so eng mit 
Geld und Mobilität verbunden sind, daß sie erst mit der Moderne entstanden. In der ‘Deut- 
schen Ideologie’ schreibt er im Zusammenhang einer Diskussion über die moderne Unter- 
scheidung zwischen dem persönlichen und dem beruflichen Leben der Individuen: »Im 
Stand (mehr noch im Stamm) ist dies noch verdeckt, z.B. ein Adliger bleibt stets ein Adlı- 
ger, ein Roturier stets ein Roturier, abgesehen von seinen sonstigen Verhältnissen, eine von 
seiner Individualität unzertrennliche Qualität. Der Unterschied des persönlichen Individu- 
ums gegen das Klassenindividuum, die Zufälligkeit der Lebensbedingungen für das In(divi- 
duum) tritt erst mit dem Auftreten der Klasse (ein), die selbst ein Produkt der Bourgeoisie 
ist.«2* Später bezieht er sich im selben Werk auf die Länder, »wo die Stände sich nicht voll- 
ständig zu Klassen entwickelt haben«?°. In den etwas dunklen »Reflexionen« von 1851 ist 
dies ebenfalls ein Hauptthema, wie in der folgenden Entgegensetzung von Stand und Klas- 
se: »Beim Stand hängt der Genuß des Individuums, sein Stoffwechsel, von der bestimmten 
Theilung der Arbeit ab, der es subsumiert ist. Bei der Klasse nur vom allgemeinen Tausch- 
mittel, d. es sich anzueignen weiß. Im ersten Fall tritt es als gesellschaftlich beschränktes 
Subjekt in den durch seine gesellschaftliche Stellung beschränkten Austausch. In dem zwei- 
ten als Eigenthümer des allgemeinen Tauschmittels gegen alles, was die Gesellschaft gegen 
diesen Repräsentanten von allem zu geben hat«?°. Diese Abschnitte zeigen deutlich, daß 
Marx seine Schwierigkeit darin sah, den Klassenbegriff auf vorkapitalistische Gesellschaf- 
ten anzuwenden. Aber das ist im wesentlichen natürlich genau das, was er getan hat. Der 
Gegensatz von Klasse und Stand ist nur als untergeordnetes und mißtönendes Thema ge- 
genwärtig. Lassen wir dieses exegetische Problem, und wenden wir uns stattdessen der we- 
sentlichen Frage zu, ob Klassen in vorkapitalistischen und kapitalistischen Gesellschaften 
in gleicher Weise zentral sind. Obgleich mir die Kompetenz fehlt, diese Frage zu beantwor- 
ten, kann ich vielleicht dazu beitragen, sie in einer sinnvolleren Weise zu formulieren. Ich 
möchte dazu gesellschaftliche Konflikte in der klassischen Antike betrachten. Dabei sind 
wir in der glücklichen Lage, daß wir das Werk eines hervorragenden Historikers, der sich 
an Weber orientiert — Moses Finley — mit dem eines ebenso hervorragenden marxisti- 
schen Historikers — G.E.M. de Ste.Croix — vergleichen können. Der erstere bestreitet die 
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zentrale Bedeutung von Klassen in der Welt der Antike ebenso heftig wie der letztere sie un- 
terstreicht. 

In Finleys »Die antike Wirtschaft« lesen wir das folgende: »Historiker und Soziologen stimmen 
kaum in ihrer Definition von Klasse überein oder in den Regeln, aufgrund derer jemand einer 
Klasse zugeordnet wird. Nicht einmal das klar formulierte, eindeutige marxistische Konzept 
der Klasse scheint ohne Schwierigkeiten zu sein. Menschen werden entsprechend ihrem Ver- 
hältnis zu den Produktionsmitteln klassifiziert. Zuerst wird unterschieden zwischen denen, die 
Produktionsmittel besitzen, und denen, die keine besitzen; zweitens unter ersteren zwischen 
denen, die selbst arbeiten, und denen, die von der Arbeit anderer leben. Wie immer die An- 
wendbarkeit dieser Klasseneinteilung auf die heutige Gesellschaft auch beurteilt werden mag, 
für den Althistoriker gibt es eine offenkundige Schwierigkeit: der Sklave und der freie Lohnar- 
beiter wären demnach, mechanisch eingeordnet, Angehörige derselben Klassen, ebenso der 
reichste Senator und der nicht mitarbeitende Besitzer einer kleinen Keramikwerkstatt. Das ist 
offensichtlich kein sehr sinnvoller Weg, die Gesellschaft der Antike zu gliedern. «? 

Mit dem letzten Satz kann man sicherlich übereinstimmen, mit dem Zusatz allerdings, daß 
Finleys Art, den marzistischen Klassenbegriff zu verstehen, nicht besonders sinnvoll ist. Da 
das Eigentum an Arbeitskraft eine der Hauptdeterminanten der Klasse ist, gehören Sklave 
und freier Lohnarbeiter nicht zur selben Klasse. Das andere Beispiel stellt eine interessantere 
Kritik dar. Darauf werde ich gleich zurückkommen. Zuerst wollen wir jedoch festhalten, daß 
Finley die Klasse nicht nur Ständen bzw. Ordnungen gegenüberstellt, sondern auch Statzs- 
gruppen. »Ein Stand ist eine juristisch bestimmte Gruppe innerhalb der Bevölkerung. Er be- 
sitzt in einer oder mehrerer Hinsicht formale Privilegien und unterliegt Beschränkungen in 
bezug auf Beteiligung an der Regierung, auf das Militärische, seine Rechtsstellung, auf Wirt- 
schaft, Religion, Eheschließung und bezüglich seiner Stellung im hierarchischen Verhaltnis zu 
anderen Ständen.«® Obgleich Finley keine ebenso explizite Definition von Statusgruppen 
gibt, kann man aus seiner Erläuterung des Begriffs entnehmen, daß er etwas sehr Ähnliches 
meint wie Weber — einen allgemeinen Begriff geschlossener Gruppen, die Eindringlinge ent- 
weder durch informelle Sanktionen oder mit legalen Mitteln draußen halten. Mitglieder ei- 
ner Ordnung oder einer Statusgruppe sind sich per definitionem ihres gemeinsamen Status 
bewußt. Klassen sind im Gegensatz dazu durch die Beziehung ihrer Mitglieder zu denen ande- 
rer Klassen und nicht zu Mitgliedern derselben Klasse definiert.” Klassenmitgliedschaft 
kann, aber muß nicht, mit Klassenbewußtsein einhergehen. 

Was bedeutet es, wenn man sagt, Stand oder Status sei zentraler als Klasse? Zweifellos müssen 
wir spezifizieren, für welchen Zweck daseine oder andere zentraler ist. Vorausgesetzt, daß wir 
esnur mit Erklärungszwecken zutun haben, heißt das, wir müssen das explanandum spezifizie- 
ren, für das Ordnung, Status und Klassen die konkurrierenden Explanantiasind. Sollen Ord- 
nung (Stand) oder Statuseine Infragestellung der Klasse darstellen, müssen sie sich auf dasselbe 
Explanandum beziehen, auf kollektives Handeln. Wenn wir Verhalten auf der individuellen 
Ebene hinsichtlich dieser Variablen erklären, macht dies die marzistische Klassentheorie 
nicht wertlos. Pierre Bourdieu behauptet z.B., daß Kulturverhalten aufgrundder Weberschen 
Statusgruppen in der Weise erklärt werden könne, daß sich die neureichen systematisch an- 
ders verhalten als die »old wealth«°°. Finley beobachtet etwas Ähnliches in bezug auf Trimal- 
chio in Petronius’ Satyricon. Ich kann nicht sehen, daß diese plausbiblen Ansichten in irgend- 
einer Weise die Klassentheorie Marx’ anfechten. Wenn FinleysSenator und Töpfereibesitzer 
sich nur in solcher Hinsicht unterscheiden, ist der Gegensatz irrelevant, für das, woraufer hin- 
auswill. 
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Ein Beispiel für einen sozialen Konflikt, der eher um den Stand als um Klassen organisiert 
war, war der Kampf zwischen Patriziern und Plebejern in Rom. Er wurde oft herangezogen, 
um zu zeigen, wie gering die Rolle war, die Klassen in der Welt der Antike spielten??, und 
zweifellos spricht auf den ersten Blick vieles für diese Ansicht. Wie P.A. Brunt bemerkte »ist 
der Ständekampf unverständlich, es sei denn, es gab reiche Plebejer«??. Daher kann man auch 
nicht in einem einfachen unmittelbaren Sinn sagen, daß es ein Kampf zwischen ökonomisch 
definierten Klassen gewesen sei. Ste Croix bietet jedoch das folgende Gegenargument an: 
»Der Konflikt, der theoretisch 287 beendet war, wurde sozusagen auf zwei Ebenen geführt. 
Formal war es ein Kampf zwischen den zwei »Ständen«, aber es war auch in einem sehr realen 
politischen Sinne ein Klassenkampf, in dem auf der einen Seite eine ziemlich feste Gruppe 
stand — zu einem guten Teil die bedeutendsten Landbesitzer, und auf der anderen Seite eine 
weit weniger homogene Ansammlung von Männern mit sehr verschiedenen Interessen, von 
denen es aber einer großen Mehrheit darum zu tun war, sich vor politischer Unterdrückung 
oder ökonomischer Ausbeutung oder vor beidem zu schützen. Der politische Klassenkampf 
war jedoch, wie es bei Klassenkämpfen oft der Fall war, durch die Tatsache verschleiert, daß 
es formal ein Kampf zwischen ‘Ständen’ war. Er wurde daher auf der Seite der Plebejer von 
Männern angeführt, die dazu qualifiziert waren, Mitglieder der Oligarchie zu werden —qua- 
lifiziert in jeder Hinsicht außer in der rein technischen, legalen, daß sie keine Patrizier, son- 
dern Plebejer waren. Es ist gerechtfertigt, den ‘Ständekampf’ zu verstehen als einen Kampf, 
der eine Reihe stillschweigender Abkommen zwischen den beiden verschiedenen Plebgjer- 
gruppen einbezog: erstens den Führern, die keine bedeutenden ökonomischen Nöte oder 
Forderungen hatten, deren Ziele rein politisch (und persönlich ohne Zweifel eigennützig) 
waren und die darum bemüht waren, die strikt gesetzlichen Disqualifikationen für Ämter, 
für die sie anderenfalls gut qualifiziert gewesen wären, zu beseitigen — und zweitens der Mas- 
se der Plebejer, die kaum unter ihrem Plebejertum zu leiden hatte, weil die gesetzlichen Dis- 
qualifikationen der Plebejer als solcher, Posten betraf, auf die die Mehrheit von ihnen in kei- 
nem Fall hätte hoffen können. So war es im Interesse einer jeden der beiden Hauptgruppen 
der Plebejer, sich mit der anderen zu verbünden: die Masse der Plebejer würde ihren Führern 
helfen, ein Amt zu erlangen, so daß sie als ihre Beschützer mehr Einfluß haben würden, und 
die Führer würden eine entscheidende Hilfe seitens der Massen für ihr eigenes Vorankom- 
men erhalten, indem sie in Aussicht stellten, daß die Erfüllung ihrer eigenen Bestrebungen 
für eine Verbesserung der Bedingungen jener sorgen würde.«’* 

Ich denke nicht, daß dieses Argument zu zeigen vermag, daß nur ‘formal’ ein Konflikt zwi- 
schen den Ständen bestand und daß er ‘in Wirklichkeit’ ein Klassenkampf war. Unbestritten 
ist, daß sich die Solidarität innerhalb der Stände stärker erwies als die Solidarität innerhalb der 
Klassen, im Gegensatz zu dem, was die marxistische Theorie erwarten läßt. Daß die Solidari- 
tät im Stand der Plebejer das Ergebnis von Verhandlungen zwischen Mitgliedern verschiede- 
ner Klassen war, ändert nichts daran. Für die Klassentheorie ist gerade wesentlich, daß es sol- 
chen Verhandlungen nicht gelingen kann, den Klassengegensatz in den Schatten zu stellen. 
Mehr noch, die Abwesenheit politischer Beschwerden bei den reichen Plebejern gibt uns of- 
fenbar keinen Grund zu denken, daß es irgendeinen Klassenkampf hätte geben können. Folg- 
lich ist es irreführend zu sagen, daß der Kampf zwischen den Ständen den Klassenkampf »ver- 
schleiert« hätte. Ste Croix selbst unterstützt mit seiner Darstellung die Ansicht, daß »Klasse« 
keine fundamentale Erklärung für den Kampf zwischen den Ständen ist — wobei nicht abzu- 
streiten ist, daß Klassen auf die Modalitäten des Kampfes einwirkten. 

Eine andere Schwierigkeit bei der Anwendung der marzistischen Klassentheorie auf die An- 
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tike ist die Abwesenheit von Klassenkämpfen zwischen Herren und Sklaven. Was Marx 
selbst über diesen Punkt gedacht hat, ist unklar. In den Einleitungssätzen zum Kommunisti- 
schen Manifest” wird der Kampf zwischen »dem Freien und dem Sklaven« als eine Form des 
Klassenkampfes in der alten Welt genannt. Dies ist verwirrend, da die »Freien« keine Klasse 
waren. Zu ihnen gehörten sowohl Sklavenbesitzer als auch Freie, die keine Sklaven besaßen. 
Wie dem auch sei, dieser Aussage wird glatt widersprochen durch eine Passage aus dem Vor- 
wort zur 2. Edition des ‘18. Brumaire’ von 1869: »im Alten Rom (spielte) der Klassenkampf 
nur innerhalb einer privilegierten Minorität..., zwischen den freien Reichen und den freien 
Armen«, wobei die Sklaven das »passive Piedestal« für den Kampf bildeten.?° Dies legt nahe, 
daß in bezug auf eine zentrale Klasse von kollektiver Aktion oder von kollektiven Akteuren 
gesprochen werden kann, was zu den Schwierigkeiten hinzukommt, die durch das Dasein 
kollektiver Akteure, die keine Klassen sind, entstehen. 

Man kann sich drei Formen des Kampfes unter den Sklaven vorstellen: Kampf zur Verbesse- 
rung der Bedingungen innerhalb der Sklaverei; Kampf, um der Sklaverei zu entkommen und 
Kampf, um die Sklaverei abzuschaffen. Die einzigen organisierten kollektiven Aktionen der 
Sklaven in der Antike, die Sklavenaufstände, nahmen die zweite Form an. Wenn sich Sklaven 
erhoben, kämpften sie für eine Freiheit, die das Recht einschloß, andere Menschen als Sklaven 
zu besitzen.’ Ich zögere, dies einen Klassenkampf im marxistischen Sinen zu nennen. In seinen 
Bemerkungen zu einem ähnlichen Wunsch nach sozialen Aufstiegschancen im Kapitalismus, 
bezog sich Marx darauf zweifellos nicht als auf eine Form des Klassenkampfes.” Natürlich ist 
die Analogie unvollständig, da die Sklaven ihrer Lage nur durch gewaltsames kollektives Han- 
deln entkommen konnten. Daß die Sklavenaufstände diesen Zug mit echten revolutionären 
Bewegungen teilten, macht sie jedoch nicht revolutionär. Damit aus dem Kampf zwischen 
Klassen ein Klassenkampf wird, muß er gegen die Klassenlage gerichtet sein, nicht gegen die 
Klassenzugehörigkeit. So jedenfalls vermute ich aufgrund meiner Marxlektüre. Man ist dann 
versucht zu schließen, daß Marx 1869 recht und 1848 unrecht hatte. Es gab keinen offenen Klas- 
senkampf in der Antike, in den Sklaven verwickelt waren. 

Es gab jedoch einen »latenten Klassenkampf«: Jeder Sklavenbesitzer wußte, daß sich seine 
Sklaven gegen ihn erheben könnten, und trug Sorge, ein solches Vorkommnis möglichst un- 
wahrscheinlich zu machen. Das konnte z.B. in der Form geschehen, daß Sklaven verschiede- 
ner Herkunft untereinandergemischt wurden, um Kommunikation und Entwicklung von 
Klassensolidarität zu verhindern.” Er konnte die Sklaven auch milder behandeln, als er es 
sonst getan hätte — oder grausamer. Es ist daher irreführend zu sagen, die Sklaven hätten eine 
bloß passive Existenz gehabt. Sie waren keine selbständigen kollektiven Akteure, aber sie wa- 
ren in ihrer Gesamtheit potentiell bedrohlich für die Sklavenbesitzer. Die ‘Klasse’ hat keine 
explanatorische Kraft, wenn sie gänzlich ar sich” bleibt, aber das war bei den Sklaven nicht der 
Fall. Obgleich kaum mit einer Existenz für sich“ ausgestattet, existierten sie für andere“ 
(“deutsch im Original) — für die Sklavenhalter. Obwohlsich die Sklaven selten zukollektiven 
Akteuren kristallisierten — und dann nur zu dem Zweck, der Sklaverei zu entkommen —, 
ging das Bewußtsein der Gefahr, daß sie dies tun könnten, in die Gestaltung ihrer Lage selbst 
ein. Es wäre natürlich falsch zu sagen, diese Wirkung könne die Revolten verklären« oder sei 
»ihr wirkliches Ziel« gewesen??. Nur in einem indirekten, »Pickwick’schen«Sinne kann man 
sagen, daß es im Klassenkampf um die Bedingungen des Lebens in der Sklaverei ging. Aber ich 
glaube, daß diese Beobachtung dem Einwandgegen den Marxismus, den ich erhoben habe, ein 
wenig die Spitze nimmt. Obgleich die Sklaven nicht als kollektive Akteure versuchten, ihre 
Lage zu ändern, hatte ihr Potential zum kollektiven Handeln einige Wirkung auf diese Lage. 
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Fassen wir zusammen: die antike Statusgesellschaft stellt der marxistischen Klassentheorie 
ein wichtiges Problem — das ist der Kampf zwischen kollektiven Akteuren, die keine Klasse 
sind. Die Bedeutung des Status für das Herausbilden von Lebensstilen fällt aus den Hauptin- 
teressen von Marx heraus und stellt daher keinen realen Ansatz für Kritik dar. Ebensowenig 
tut dies der Mangel an offenem kollektivem Handeln unter den Sklaven, da die immer gegen- 
wärtige Drohung einer solchen Aktion ein wichtiger Faktor bei der Gestaltung der sozialen 
Beziehungen war. 


IV. Klasse und Macht 


Im folgenden gebe ich eine Version des Marxismus, die wahrscheinlich weithin Zustimmung 
findet —als eine wahre Theorie über die Welt oder wenigstens eine korrekte Wiedergabe von 
Marx. Die kapitalistische Wirtschaftsform ist durch das Fehlen direkter Machtbeziehungen 
charakterisiert. Ausbeutung wird durch neutralen, anonymen Tausch auf dem Markt ver- 
mittelt, wobei einige Agierende als Verkäufer von Arbeitskraft auftreten und andere als ihre 
Käufer. Im Hintergrund dieser Tauschvorgänge finden wir jedoch die Zwangsgewalt des ka- 
pitalistischen Staates. Der Staat garantiert Eigentum und den bindenden Charakter von Ver- 
trägen, ohne die sichere Transaktionen auf dem Markt unmöglich wären. Zu diesen (ex ante) 
klassenneutralen Funktionen kommt hinzu, daß der Staat auch noch im einseitigen Interesse 
der Kapitalistenklasse handelt. Dies tut er hauptsächlich in zwei Formen, indem er kollekti- 
ves Handeln unter den Kapitalisten erleichtert und indem er kollektivem Handeln seitens 
der Arbeiter vorbeugt. Folglich ist auf der Mikroebene Klasse von Macht getrennt, während 
es auf der Makroebene eine perfekte Verbindung zwischen den Interessen der einen Klasse 
und den Handlungen derer, die die politische Macht haben, gibt. Ich will zeigen, daß keine 
der beiden Ansichten im wesentlichen korrekt ist. Die erste ist exegetisch richtig, während 
die zweite einer Ansicht von Marx entspricht, die er bis 1848 vertrat und dann fallenließ. 
Im 2. Abschnitt wurde gesagt, daß Marx nicht umhin konnte, Machtbeziehungen in der 
Verwaltung korporativen Eigentums als klassenkonstitutiv anzusehen, wenigstens im Hin- 
blick auf die Bürokratie und Theokratie im Altertum. Es scheint mir ganz klar, daß dies 
auch für fortgeschrittene kapitalistische Gesellschaften gilt, nicht nur im Hinblick auf 
Staatsfunktionäre, sondern auch im Hinblick auf die Klasse der Manager in kapitalistischen 
Firmen. Gewißs, man könnte argumentieren, daß, was für Staats- und Kirchenbesitz gilt, 
nicht automatisch für Aktiengesellschaften gilt, da ja deren Eigentum letztlich einzelnen 
Teilhabern gehört. Abgesehen davon ‚daß dies auf einem allzu vereinfachten Bild moderner 
Unternehmen beruht*, kann das für den Klassenstatus der Manager nicht relevant sein. Die 
Manager der Bank des Vatikan und die einer Privatbank müssen derselben Klasse angehö- 
ren, wenn das Konzept nicht jede Bedeutung verlieren soll. Daher werden in einer gegebe- 
nen Firma die Tätigkeiten des Kaufens und Verkaufens von Arbeitskraft und des Gebens 
und Empfangens von Befehlen kombiniert, so daß sich vier unterschiedliche Klassen erge- 
ben: Kapitalisten, höhere Manager, mittlere und kleinere Angestellte und Arbeiter. Zusätz- 
lich wird es in einer kapitalistischen Wirtschaft jederzeit eine Anzahl selbständiger Klein- 
bürger geben. Wie die unteren ‚Angestellten bilden sie eine Zwischengruppe, aber anders als 
diese vermitteln sie nicht wirklich zwischen den Klassen über und unter ihnen. Dies ist die 
revidierte Klassentheorie, wie sie von Ralf Dahrendorf und anderen entwickelt und grund- 
sätzlich von vielen marxistischen Soziologen akzeptiert wurde.*! Sie sieht neben Marktver- 
halten auch Macht als ein zentrales Kriterium für Klassenzugehörigkeit an. 
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Ebenfalls erwähnt werden soll hier ein geringfügig anders gelagertes Problem. Die Bedeu- 
tung von Macht für Klassenbeziehungen im Kapitalismus kann aus zwei Gründen geltend 
gemacht werden. Erstens könnte man behaupten, daß der hierarchische Aufbau einer gro- 
ßen kapitalistischen Firma neue Klassen erzeugt, die durch die Beziehungen von Herrschaft 
und Unterordnung definiert sind. Diese Sichtweise wurde im vorangegangenen Abschnitt 
dargestellt. Man könnte jedoch auch argumentieren, daß selbst dann, wenn Klassen durch 
das Verhalten auf dem Markt definiert werden, die hauptsächlichen Beziehungen zwischen 
ihnen solche der Überordnung und Unterordnung sind. Selbst in einem kleinen kapitalisti- 
schen Unternehmen, in dem eine Person Eigentümer und zugleich Manager ist und in dem 
eine Anzahl Arbeiter beschäftigt sind, muß »Autorität an der Produktionsstätte gebraucht 
werden, um zuverlässiges Verhalten der Arbeiter hervorzurufen, das vom Lohnarbeitsver- 
trag allein nicht garantiert wird.«* Ich glaube, daß dies nicht richtig oder wenigstens irrefüh- 
rend ist. Zunächst einmal sind selbst im modernen Kapitalismus Stückarbeit und modifizier- 
te output-Methoden reichlich vorhanden, in denen keine Machtbeziehungen enthalten 
sind. Zum anderen: selbst wenn es solche Beziehungen gibt, sind sie oft durch den Lohnver- 
trag garantiert. Der Gebrauch von Autorität im Produktionsprozeß ist oft eine Klausel im 
Vertrag selbst. Wie dem auch sei, wenn ich mich auf Macht als zentralen Faktor in der Klas- 
senstruktur des modernen Kapitalismus beziehe, möchte ich betonen, daß ich an die Rolle 
der Macht bei der Konstitution von Klassen denke und nicht einfach an die Rolle, die Macht 
in den Beziehungen zwischen ihnen spielt. 

Betrachten wir nun Klasse und Macht auf der Makroebene. Ich glaube, daß Marx bis 1848 der 
Ansicht war, daß die Staatsmacht ausschließlich ein Werkzeug der ökonomisch herrschen- 
den Klasse war. Die Niederlage der französischen und deutschen Revolutionen von 1848/49, 
in denen das Bürgertum sich weigerte, seine historische Rolle einzunehmen und das alte poli- 
tische Gefüge zu zerstören, zusammen mit der ähnlich zögernden Haltung des englischen 
Bürgertums veranlaßte ihn, seine Meinung zu ändern. Ohne seine grundlegende Staatstheo- 
rieabzuwandeln, mußte er der Tatsache ins Gesicht sehen, daß das Bürgertum die »erste besit- 
zendeKlasse war, die nicht an die Regierung kam«.*? Seine Lösung war, daß der Staat in diesen 
Gesellschaften eine Selbständigkeit hatte, die ihm von der kapitalistischen Klasse gleichsam 
geliehen war, da es in ihrem Interesse war, auf die Macht zu verzichten oder sich der Macht- 
übernahme zu enthalten, obwohl es an ihr gewesen wäre, sie zu nehmen. 

Der Einfachheit halber konzentriere ich mich auf den Fall England. Marx ist nicht der einzige 
Schriftsteller, dem die inkongruente politische Position des englischen Bürgertums im 19. 
Jahrhundert aufgefallen ist. Es scheint mir nützlich, einige andere Auffassungen zu prüfen, 
bevor ich die Marxsche Theorie und die Lehren, die daraus zu ziehen sind, behandle. 

Ein Editorial im Zconomist von 1862 — möglicherweise von Walter Bagehot — hatte den Ti- 
tel: »Der Vorteil einer nichtkommerziellen Regierung für ein Land des Kommerzes«. Er ar- 
gumentierte, daß es »nicht nur im Interesse des Landes im allgemeinen, sondern besonders im 
Interesse seines Handels im höchsten Maße wünschenswert ist, wenn die Regierung hoch 
über dem Einfluß kommerzieller Interessen steht. Dies legt nahe, daß die aristokratische Re- 
gierung Englands eine Lösung für die Willensschwäche des Bürgertums darstellte. Wie Odys- 
seus, der sich selbst an den Mast band, konnte das Bürgertum sich selbst nicht trauen, daß es 
nicht den Versuchungen kurzfristiger Gier erliegen würde. 

Hierauf bezieht sich ein Argument von Schumpeter, der an die Stelle von Willensschwäche 
Unfähigkeit setzt. Mit seinen Worten: »... jemand, der in den Räumen seiner Firma ein Genie 
ist, ist doch nicht selten gänzlich unfähig, außerhalb des Geschäfts zu einer Gans auch nur 
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»Wuhl« zu sagen. — sei es im Wohnzimmer oder auf der Rednertribüne. Da er das weiß, 
möchte er in Ruhe gelassen werden unddiePolitik in Ruhe lassen.« Daher ist »die Bourgeoisie 
ohne Protektion durch irgendwelche nicht-bürgerliche Gruppen politisch hilflos und unfä- 
hig, nicht nur ihre Nation zu führen, sondern auch Sorge für ihre besonderen Klasseninteres- 
sen zu tragen. Das läuft darauf hinaus zu sagen, daß sie einen Meister braucht.«*” 

Eine nüchterne Erklärung bietet G.D.H. Cole. Er behauptete, daß die Industriekapitalisten 
»zu sehr mit ihren eigenen Angelegenheiten beschäftigt waren, als daß sie wünschten, die 
Ausübungder politischen Macht unmittelbar in ihre eigenen Hände zu nehmen« — »voraus- 
gesetzt, daß die Regierung nicht zu viel regierte und ihr Eigentum gegen Aufsteiger von unten 
ebenso wie gegen Erpressung im Interesse der alten aristokratischen Klasse schützte.«* Ich le- 
se das als einen Hinweis darauf, daß für das Bürgertum die Kosten für einen Gang in die Poli- 
tik den möglichen Gewinn überstiegen, vorausgesetzt es war klar, daß die Regierung nicht zu 
sehr gegen ihre Interessen handeln würde. 

‘Seymour Lipset, der Engels zitiert, argumentiert auf einer von allen vorangegangenen 
Schriftstellern (Marx eingeschlossen) abweichenden Linie. Engels hatte geschrieben, daß »die 
englische Bourgeoisie bis auf den heutigen Tag so tiefgehend von einem Gefühl sozialer Infe- 
riorität durchdrungen sein, daß sie aufihre eigenen Kosten und die der Nation zur bloßen De- 
koration eine Kaste von Drohnen erhalte, die die Nation in allen Staatsfunktionen würdig 
verträte.« Nach Lipset ist »dies eine Situation, in der eine alte Oberschicht, deren ökonomi- 
sche Macht im Niedergang begriffen war, fortfuhr, ihre Kontrolle über die Regierungsma- 
schinerie aufrechtzuerhalten, weil sie die höchste Statusgruppe in der Gesellschaft blieb.«* 
Hier gibt es keinen Hinweis aufeinen Vorteil, den das Bürgertum daraus zog, daß es keine po- 
litische Macht hatte. 

Marx schließlich glaubte, daß sich die Bourgeoisie der Macht enthielt, um die Arbeiterklasse 
in einen Zweifrontenkrieg zu verwickeln, nämlich gegen die Regierung und das Kapital. Die 
»soziale Revolution von England« wird in dem Augenblick anheben, in dem »der Kampf ge- 
gen das Kapital sich nicht mehr vom Kampf gegen die bestehende Regierung unterschei- 
det«.# Mehr noch, »es ist die instinktive Wahrnehmung dieser Tatsache, die die mögliche Ak- 
tion (der Bourgeoisie) gegen die Aristokratie schon jetzt hemmt.«*? Die Bourgeoisie benutzte 
die Aristokratie als einen Blitzableiter, »um die Empörung der Arbeiterklasse von ihrem 
wahren Gegner abzulenken.«°° Die folgende Bemerkung über Frankreich gilt auch für die 
englische Politik: »Solange die Herrschaft der Bourgeoisklasse sich nicht vollständig organi- 
siert, nicht ihren reinen politischen Ausdruck gewonnen hatte, konnte auch der Gegensatz 
der andern Klassen nicht rein hervortreten, und wo er hervortrat, nicht die gefährliche Wen- 
dung nehmen, die jeden Kampf gegen die Staatsgewalt in einen Kampf gegen das Kapital ver- 
wandelt.«°! Indem er seiner Neigung zu funktionalen Erklärungen folgt, argumentiert Marx, 
daß die wohltätige Wirkung, die aus der Abstinenz von der Macht für die Bourgeoisie resul- 
tiert, ihre Enthaltung auch erklärt. Folglich ist ihre Enthaltung von der Macht kein Zeichen 
von Schwäche, sondern eine Form, Macht auszuüben. Die Autonomie des Staates war nichts 
anderes als eine Leihgabe seitens der Bourgeoisie. 

Ich möchte diese Konzeption von Macht in Frage stellen und behaupte, daß die Autonomie 
des Staates substantieller war, als Marx zugab. Man beachte zunächst, daß Gruppeninteressen 
das Geschehen in der Politik auf zwei Wegen formen können, indem sie als Steigerungsfaktor 
für eine politische Entscheidung dienen oder als Hemmnis. Auf den ersten Blick ist man ver- 
sucht zu sagen: Wenn die Wahl zwischen durchführbaren politischen Alternativen immer 
nach den Interessen einer bestimmten Gruppe getroffen wird, dann konzentriert diese Grup- 
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pe alle Macht in ihren Händen. Bei weiterer Überlegung sehen wir jedoch, daß Macht auch 
die Fähigkeit einschließen muß, die Reihe der Alternativen zu definieren, dem, was durch- 
führbar ist, Grenzen zu setzen. 

Nehmen wir an, zwei Agierende, A und B, stehen erstmalig einer gegebenen Anzahl von Alter- 

nativen gegenüber. B hat die formale Macht, sich zwischen den durchführbaren Alternativen 
zu entscheiden, A soll die Macht haben, einige Alternativen aus der Überlegung auszuschlie- 

ßen. Was folgt, soll hauptsächlich als ein Rahmen dienen für die Diskussion der europäischen 
Politik im 19. Jahrhundert, wobei A das Bürgertum und B die Regierung darstellt. Man kann es 
aber auch als eine Geschichte über die Politik im 20. Jahrhundert lesen, mit der Arbeiterklasse 
entweder in der Rolle desB (in sozialdemokratisch regierten Ländern) oder in der Rolle von A 
(in Wohlfahrtstaaten mit rechten Regierungen). 

Nehmen wir an, daß nach A’s Urteil einige der Alternativen schlecht sind und um jeden Preis 
vermieden werden müssen. Unter den übrigen werden einige besser als andere beurteilt, aber 
keine ist den anderen auffallend überlegen. Wenn die schlechten Alternativen irgendwie aus 
der Reihe all derer, die durchführbar sind, ausgeschlossen werden können, spielt es keinegro- 
ße Rolle, ob B innerhalb der eingeschränkten Reihe eine Alternative wählt, die von A nicht 
hoch eingestuft worden ist. Möglicherweise ist es für A nicht einmal nötig, die schlechteren 
Alternativen auszuschließen: B, der »nach dem Gesetz der antizipierten Reaktion«°? handelt, 
kann davon Abstand nehmen, irgendeine dieser Alternativen zu wählen, wohl wissend, daß 
A die Macht und die Motivation hat, ihn zu entthronen. Mehr noch, in dem Maße, wie das, 
was für A schlecht ist, auch für B schlecht ist, vielleicht, weil B’s Wohlstand in gewissem Gra- 
de von dem A’s abhängt, wird B wohl keine der (für A) schlechteren Alternativen wählen 
wollen, selbst wenn er damit zurechtkäme. Andererseits könnte es A tatsächlich recht sein, 
daß B nicht die von A an die Spitze gestellte Alternative wählt, nämlich wenn A nicht will, 
daß seine Macht sichtbar wird oder wenn ertesten will, inwieweit er in der Lage ist, die Befrie- 
digung seiner Wünsche aufzuschieben. Aber auch wenn er die Entscheidung nicht gutheißt, 

könnte er sie wenigstens als das kleinere Übel tolerieren, verglichen mit den Kosten, die mit 
der Übernahme der formalen Entscheidungsmacht verbunden sind — (wobei man davon aus- 
gehen muß, daß es etwas anderes ist, Macht zu übernehmen, als sie bereits zu haben). In jedem 
Fall wäre B mit einer gewissen autonomen Entscheidungsmacht ausgestattet, obgleich man 
ihre Substanz in Frage stellen könnte, da man sagen könnte, sie sei letztlich von A abgeleitet. 

Betrachten wir jedoch die Situation aus der Perspektive vonB. Er wird richtig bemerken, daß 
seine Macht sich aus den Kosten herleitet, die die Übernahme oder der Besitz von Macht für 
A bedeuten würde. Sicher, B’s Macht ist dadurch begrenzt, daß es gewisse Schranken gibt, die 
er nicht überschreiten kann, ohne A dazu zu provozieren, selbst die Macht zu übernehmen, 
möglicherweise auch, weil er vermeiden muß, die Gans zu schlachten, die die goldenen Eier 
legt. Aber umgekehrt ist A’s Macht durch sein Bedürfnis begrenzt, dieMacht nicht auf sich zu 
nehmen, wenn er nicht provoziert wird. Beide haben in der Tat Macht von gleich substantiel- 
ler Natur. Sie müssen natürlich nicht gleich viel Macht haben. Die genaue Machtverteilung, 
die das jeweilige Ergebnis formt, hängt davon ab, wie stark A’s Aversion gegen den Besitz 
oder Übernahme von Macht ist und wie stark die Notwendigkeit für Bist zu vermeiden, A zu 
schaden. ' 

Was könnte im Licht der verschiedenen oben zitierten Theorien über einen Machtverzicht 
A’s Motiv sein, keine Macht zu wollen? Ein Grund könnte die Existenz eines dritten Agie- 
renden C sein, der schon in einen Kampf mit A verwickelt ist undaußerdem dazu neigt, jeden 
zu bekämpfen, der die formale Entscheidungsmacht hat. Für A könnte es dann besser sein, 
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daß B die Macht hat, so daß etwas von der Aufmerksamkeit und Energie C’s sich auf Brrich- 
tet und dementsprechend von A abgelenkt wird. Ein anderer Grund könnte sein, daß A 
weiß, daß er im Besitz der Macht Entscheidungen treffen würde, die von kurzfristigem Ge- 
winn für ihn motiviert wären, und daß er dies verhindern will, indem er die Macht sicher au- 
ßerhalb seiner Reichweite läßt. Unter dem Aspekt der langfristigen Interessen A’s könnte es 
besser sein, wenn die Entscheidungen in Übereinstimmung mit B’s Interessen getroffen 
würden (wenn auch nicht so gut, wie wenn B sie treffen würde, um A’s langfristige Interes- 
sen zu verfolgen). Ein dritter Grund könnte einfach sein, daß jemand, der einen Teil seiner 
Zeit politischer Entscheidungsfindung widmet, weniger Zeit für seine privaten Interessen 
hat. Und wiederum könnten solche Interessen durch einen anderen, der formale Macht aus- 
übt, Schaden erleiden; aber vielleicht wäre der Schaden größer, wenn man abgelenkt ist, weil 
man selber die Macht übernehmen muß. Was die Gründe angeht, keine Macht übernehmen 
zu wollen, vorausgesetzt, man hätte nichts dagegen, sie zu haben, so könnte eine Erklärung 
in einem engen Zeithorizont liegen, d.h. in einer hohen Rate an Zeitverschwendung. In die 
Politik gehen, ist wie eine kostspielige Investition, die erst nach einiger Zeit Früchte trägt, 
während sie für die Gegenwart Auslagen erfordert. Wenn jemandes Interessen in der Gegen- 
wart in vernünftigem Maß respektiert werden, muß die Aussicht auf eine Zukunft, in der sie 
sogar noch stärker berücksichtigt werden, nicht unbedingt attraktiv wirken, wenn man die 
Kosten bedenkt, die der Übergang erfordern würde. Dies schafft auch einen Anreiz für B, 
solche Kosten so hoch wie möglich zu schrauben und sicherzustellen, daß A’s Interessen ge- 
rade ausreichend berücksichtigt werden, so daß die Kosten ein wirksames Abschreckungs- 
mittel werden. 

Wieso dachte Marx, daß die Regierung ihre Macht als Leihgabe von den Kapitalisten erhielte? 
Versuchsweise möchte ich doch annehmen, daß Marx so dachte, weil er eine begrenzte, vor- 
strategische Ansicht von dem hatte, was die Quellen politischer Macht konstituiert. Nach sei- 
ner Ansicht kommt Macht aus Gewehrmündungen — oder allgemeiner — aus Geld und der 
Kraft menschlicher Tätigkeit. Wir wissen heute jedoch, daß die Machtbasis eines politisch 
Handelnden auch seine Stellung in einem Gewebe strategischer Beziehungen sein kann. In 
Spielen mit drei Personen, z.B. kann sich, sofern keine Kooperation stattfindet, leicht das Er- 
gebnis einstellen, daß der Schwächere als Sieger hervorgeht, nachdem die beiden anderen sich 
gegenseitig zerstört haben.°* Genauso gibt in dem von mir erörterten Fall die Furcht des Ka- 
pitalisten vor der Erhebung der Arbeiterklasse der aristokratischen Regierung ein Druckmit- 
tel an die Hand, das wenig mit den Hilfsquellen zu tun hat, die ihr tatsächlich zur Verfügung 
stehen. 

Im 2. Abschnitt habe ich gesagt, daß Marx behauptete, Klassen tendierten dazu, sich zu kol- 
lektiven Akteuren zu kristallisieren. Bis zu einem gewissen Grad fügte sich die Bourgeoisie 
diesem Muster. Die Liga gegen das Getreidegesetz brachte es zu einem Grad an Organisation, 
von der aus der nächste Schritt, die Übernahme der politischen Macht, auf der Hand lag. 
Aber statt vorzurücken, zog sich die Bourgeoisie zurück und demontierte den Apparat, den 
sie selbst geschaffen hatte. Ähnliches geschah in Frankreich und Deutschland. Statt die richti- 
ge Lehre aus dem Geschehenen zu ziehen und zuzugeben, daß der politische Bereich seine ei- 
genen Quellen der Macht erzeugt, versuchte er, die Ereignisse in das Prokrustes-Bett seiner 
früheren Theorie zu zwängen. Wiewohl er anerkannte, daß der Staat nicht in irgendeinem 
unmittelbaren Sinn das Werkzeug der Bourgeoisie war, behauptete er doch immer noch, daß 
er einen instrumentellen Charakter habe — wenn auch mit einer gewissen Distanz. So ver- 
paßte er eine einzigartige Chance, eine unverkürzte Theorie der Politik zu formulieren, der 


Drei Kritiken am Klassenbegriff 77 


zwar durch die Ökonomie Schranken gesetzt werden, die aber in der Begrifflichkeit der Öko- 
nomie nicht vollständig erklärt werden kann. 


V. Klasse und kulturelle Identität 


Ein Blick auf die heutige Welt zeigt, daß es bei sozialen Konflikten durchaus nicht immer um 
Klassen im eigentlichen Sinn geht. Religiöse Gefühle sind die Hauptquelle des Kampfes im 
Mittleren Östen, Nordirland oder Sri Lanka. Rassenkonflikte bestimmen das soziale Leben 
in Südafrikaund.den USA. Sprachliche Unterschiede mobilisieren die Massen in Belgien oder 
Kanada. Nationalistische Gesinnungen sind in den meisten Gegenden der Welt so mächtig 
wie eh und je. Solche Gefühle kultureller Identität erzeugen kollektive Akteure in gewaltigem 
Umfang und stellen in der Tat ein ernstes Problem für die marxistische Klassentheorie dar. 
Frank Parkin macht geltend, daß »man immer weniger mit dem Klassenmodell arbeiten 
kann, dem vorwiegend Kategorien zugrundeliegen, die aus der Arbeitsteilung, dem Eigen- 
tum oder dem Produktionssystem abgeleitet sind, wenn der politische Charakter kollektiver 
Aktionen von der sozialen und kulturellen Zusammensetzung der involvierten Gruppen ab- 
hängig ist.«°° Gibt es eine plausible marxistische Antwort auf diesen Angriff? 

In erster Linie könnte man antworten, daß die kulturellen Unterteilungen niemals klassen- 
neutral sind. Obgleich es nicht viele Fälle gibt, in denen eine von der Kultur her definierte Ka- 
tegorie genau mit einer Klasse zusammenfällt — die amerikanischen Negersklaven wären da- 
für ein Beispiel —, sind Klassen ausnahmslos nicht zufällig über kulturelle Gruppen verteilt. 
Von daher steckt hinter dem Krieg zwischen Protestanten und Katholiken, Franzosen und 
Flamen, Weißen und Schwarzen der Klassenkampf zwischen Besitzenden und Besitzlosen. 
Die Korrelation ist nicht vollkommen, aber sie hält ausreichend stand, um die makrosoziolo- 
gische Ansicht zu rechtfertigen, daß kollektives Handeln dahin tendiert, sich um ökono- 
misch definierte Klassen herum zu formieren. 

Diese Antwort ist offenkundig unplausibel. Zunächst einmal gibt es Fälle, in denen Kultur 
und Klasse zufällig verbunden sind. Das ist z.B. der Fall, wenn Arbeiter und Kapitalisten an 
der Peripherie einer Nation sich gegen Arbeiter und Kapitalisten in ihrem Zentrum verbün- 
den. Zugegeben, die Kapitalisten im Zentrum werden typischerweise reicher sein als die an 
der Peripherie, aber Reichtum allein ist kein Kriterium für Klassen. Die unverfälschte mar- 
xistische Klassentheorie besagt, daß das Band zwischen reichen und armen Kapitalisten stär- 
ker als regionale Verbindungen zwischen Arbeitern und Kapitalisten sei. Etwas anderes zu 
behaupten, hieße, einem ad-hoc-Denken anheimzufallen. Zum anderen wird in der Ant- 
wort versäumt, irgendeine Möglichkeit vorzusehen, in der Klasse grundlegender ist als Kul- 
tur, d.h. es wird kein Mechanismus angegeben, durch den »Klasse« »Kultur« erzeugt oder 
aber erklärt. Wenn ein solcher Mechanismus fehlt, könnte man das Argument ebensogut 
herumdrehen und sagen, daß »Klasse« der unvollkommene Ausdruck fundamentaler kultu- 
reller Konflikte ist. 

Es ist vorgeschlagen worden, kulturelle Unterteilungen als eine Form des »teile und herr- 
sche« zu verstehen. Die internen Spaltungen der ausgebeuteten Klasse können durch die vor- 
teilhaften Folgen, die sie für die Ausbeuter haben, erklärt werden. Eine beredte Erklärung 
von Marx lautet dazu: »Der gewöhnliche englische Arbeiter haßt den irischen Arbeiter als ei- 
nen Konkurrenten, welcher den standard of life herabdrückt. Er fühlt sich ihm gegenüber als 
Glied der herrschenden Nation und macht sich eben deswegen zum Werkzeug seiner Aristo- 
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kraten und Kapitalisten gegen Irland, befestigt damit deren Herrschaft über sich selbst. Er hegt 
religiöse, soziale und nationale Vorurteile gegen ihn. Er verhält sich ungefähr zu ihm wie die 
poor whites zu den niggers in den ehemaligen Sklavenstaaten der amerikanischen Union. 
Der Irländer pays him back with interest in his own money. Er sieht zugleich in dem engli- 
schen Arbeiter den Mitschuldigen und das stupide Werkzeug der englischen Herrschaft in Ir- 
land. Dieser Antagonismus wird künstlich wachgehalten und gesteigert durch die Presse, die 
Kanzel, die Witzblätter, kurz, alle den herrschenden Klassen zu Gebot stehende Mittel. Die- 
ser Antagonismus ist das Geheimnis der Ohnmacht der englischen Arbeiterklasse, trotz ihrer 
Organisation.«” 

Man weiß nicht recht, wie dieser Absatz zu verstehen ist. Der erste Teil legt nahe, daß die 
Vorurteile der englischen Arbeiter endogen entstehen. Damit meine ich, daß unter der Be- 
dingung der Beherrschung der Arbeiter durch die Kapitalisten und ebenso der Präsenz der 
Iren eine natürliche psychologische Neigung am Werk ist, Vorurteile zu produzieren. Die 
Frustration oder Uneinigkeit, die aus dem Beherrschtwerden entsteht, kann durch die ‘men- 
tale Operation’ gelindert werden, die Hauptunterscheidungslinien in der Gesellschaft eher 
unter als über sich selbst zu ziehen.” Das würde keinerlei Manipulation seitens der kapitalisti- 
schen Klasse erfordern, obgleich die Vorurteile durch Aktionen ihrerseits leicht verstärkt 
werden könnten. Gegen Ende des Abschnitts sagt Marx jedoch, daß der Kampf zwischen eng- 
lischen und irischen Arbeitern von der herrschenden Klasse nicht nur verstärkt, sondern 
»künstlich am Leben gehalten« werde. Dies stellt meiner Meinung nach eine Verwechslung 
des tertius gaudens mit dem divide et impera dar.” Es ist für die ausbeutende Klasse nützlich, 
daß die Ausgebeuteten spontan eine Ideologie erfinden, die ihnen etwas Seelenfrieden gibt. 
Aber diese Vorteile gehen nicht in die Erklärung des Verhaltens ein. Ähnliche Kommentare 
lassen sich auf spätere marxistische Versuche beziehen, Rassenkonflikteim Rahmen des »teile 
und herrsche« zu erklären.°? 

Man kann die Analyse auch auf die Probleme ausdehnen, die im 4. Abschnitt erörtert wurden. 
Es mag für die kapitalistische Klasse ganz sinnvoll sein, ihre volle Kapazität für kollektive Ak- 
tionen nicht auszunützen. Ebenso dienlich ist es für diese Klasse, wenn die Arbeiterklasse kei- 
nen homogenen kollektiven Akteurbildet, sondern durch interne, kulturellbestimmte, Spal- ° 
tungen aufgesplittert ist. In beiden Fällen beobachten wir, (1) daß die ‘Karte’ der Klassen von 
der kollektiver Akteure abweicht; (2) daß diese Nicht-Übereinstimmung der kapitalistischen 
Klasse Vorteile bringt. Die marzistische Klassentheorie könnte aufrechterhalten werden, 
wenn man zeigen könnte, (3) daß diese Vorteile sowohl die Formation kollektiver Akteure, 
die keine Klassen sind, als auch die Nicht-Formation von Klassen zu kollektiven Akteuren er- 
klären können. Dazu ist natürlich mehr nötig als der bloße Verweis auf die Vorteile. Um eine 
zufriedenstellende Erklärung anzubieten, müßte man einen Mechanismus angeben können, 
eine Geschichte, die die Rückkopplung von den Vorteilen zum Verhalten, das sie hervor- 
bringt, verfolgt.‘ 


VI. Zusammenfassung 

Es ist schwierig, sich eine Gesellschaft, in der es Klassen gibt, vorzustellen, in der sie keine 
überall vorhandene Konfliktquelle darstellten — zumindest eine Quelle unter anderen. Mehr 
noch, in jedem gesellschaftlichen Konflikt, bei dem es vorwiegend um Klasseninteressen 


geht, beeinflußt die Existenz von Klassen gewöhnlich die Formen, in denen er ausagiert wird. 
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Schwarze und weiße Arbeiter haben in den weißen Kapitalisten einen gemeinsamen Feind; 
reiche und arme Plebejer in den Patriziern. Die Klasse wird zu einem Terrain, in dem Bünd- 
nisse geschlossen werden, auch wenn sie selbst nicht Gegenstand des Konflikts ist. Sie wird 
immer zur Macht nötigen, selbst wenn sie nicht ihr einziger Determinant ist. Kein anderes 
Thema hat diese herausragende Stellung in allen Gesellschaften. Marx’ Anspruch war jedoch 
größer. Er glaubte, daß in jeder Gesellschaft die ‘Klasse’ das wichtigste Problem überhaupt 
wäre. Das sollte in dieser Arbeit verhandelt werden. Dazu war es notwendig, die marxistische 
Klassentheorie in einer Weise darzulegen, die erlaubt, zwischen Bedeutung und zentraler 
Stellung der Klasse zu unterscheiden. Deshalb habe ich mich auf das Bindeglied zwischen 
Klasse und kollektivem Handeln konzentriert, indem ich Marx’ Äußerungen dahingehend 
verstanden habe, daß die Klassenstruktur in allen Gesellschaften die Haupterklärung der so- 
zialen Konflikte zwischen organisierten Gruppen darstelle. Die bekannteste Version dieser 
Theorie ist die schlichte Aussage, daß Klassen dazu tendieren, kollektive Akteure zu werden 
— und kollektive Akteure, die keine Klassen sind, dazu tendieren zu verschwinden. Eine ver- 
feinerte Version, die eine Rückzugsposition für den Fall vorsieht, daß die einfache Theorie 
versagt, stellt die Ansicht dar, wann immer die Gruppe der Klassen von der der kollektiven 
Akteure verschieden sei, liefere die Klasse selbst eine Erklärung für die Abweichung. In kei- 
ner ihrer Versionen hält die Theorie stand. Das hoffe ich, gezeigt zu haben. 


Übersetzt von Monika Kloth 
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Bemerkungen zur spieltheoretischen Neufassung des 
Klassenbegriffs bei Wright und Elster 


Es ist ein heute verbreitet empfundenes und bekundetes Ärgernis, daß man für die Zwecke 
der sozialökonomischen und soziopolitischen Analyse industriell entwickelter Gesellschaf- 
ten mit dem Klassenbegriff weniger ausrichten kann, als man erwarten möchte, wenn man 
sich an den großen Vorbildern der Marxschen und der marxistischen Tradition orientiert. 
Die Enttäuschung und Frustration, die sich überall dort rasch einstellt, wo der Klassenbe- 
griff nicht nur locker und deklamatorisch zur Konsolidierung des eigenen politischen Welt- 
bildes, sondern als eine zentrale sozialwissenschaftliche Kategorie verwendet werden soll, 
erklärt sich aus dem tatsächlich gewaltigen Anspruch, der im klassischen Marxismus mit die- 
sem Konzept verbunden war. Dabei besteht die heute so schwer einzulösende Ambition des 
Klassenbegriffes vor allem darin, daß mit ihm zugleich die sozialökonomische Struktur einer 
Gesellschaft und das typische, »rationelle« soziale Handeln der Mitglieder dieser Gesellschaft 
erfaßt werden sollte; und andererseits darin, daß simultan die »Statik« (d.h. die identische 
Reproduktion) einer Sozialstruktur und ihre »Dyramik« (d.h. die in sozialen Konflikten 
durchgesetzte institutionelle Umformung der Sozialstruktur) erklärlich gemacht werden 
sollte. Kurz: soziale Klassen sind kollektive Strukturlagen sozialer Akteure, und diese Struk- 
turlagen konditionieren und programmieren bestimmte Arten sozialen Handelns, und zwar 
sowohl dasjenige soziale Handeln, das (bis zu bestimmten Grenzen) zur Bestätigung und 
identischen Reproduktion der Ausgangsstruktur führt, wie dasjenige soziale Handeln, das 
(jenseits jener Grenze) zur Überwindung und Neukonstitution der institutionellen Kern- 
struktur einer Gesellschaft führt. 

Vergegenwärtigen wir uns kurz die beiden Handlungskreise, den »reproduktiven« und den 
»transformativen«, die sich, dem klassentheoretischen Denkmuster zufolge, an die Ausgangs- 
struktur der Produktionsverhältnisse anschließen und mit einer gewissen Zwangsläufigkeit 
aus ihnen hervorgehen sollen. Zuerst zum reproduktiven Aspekt dieses Zusammenhanges 
von Struktur und Handeln, der verdeutlichen soll, wie und weshalb eine kapitalistische Aus- 
gangsstruktur (definiert durch privates Eigentum an Produktionsmitteln und freie Lohnar- 
beit) zu typischen Handlungen führt, die jene Ausgangsstruktur reproduzieren, ausweiten 
und befestigen. Jene reproduktive Feedback -Schleife setzt sich aus den folgenden Handlungs- 
strategien der beteiligten Akteure zusammen: (a) die miteinander konkurrierenden Kapitalei- 
gentümer versuchen, um sich als kapitalistisch fungierende Unternehmer im Markt halten zu 
können, die Arbeitskraft so effizient wie möglich zu nutzen und so niedrig wie möglich zu 
entlohnen. Sie verdrängen und enteignen dadurch konkurrierende, weniger effiziente Eigen- 
tümer und füllen so indirekt das Reservoir der Lohnarbeit auf, dessen Marktmacht mithin re- 
lativ zur Marktmacht der Arbeitskraft-Nachfrager sinkt. Da (b) der eigentumslose Teil der 
Erwerbsbevölkerung keine andere Option hat, als die eigene Arbeitskraft zu marktbestimm- 
ten Bedingungen zum Verkauf anzubieten, wächst durch ihren produktiven Finsatz die Aus- 
beutungsrate, d.h. derjenige Anteil des kollektiven Wertprodukts, der als Mehrwert an die 
Eigentümer der Produktionsmittel übergeht und von ihnen in der nächsten Runde erneut als 
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Kapital eingesetzt wird. So führt von Runde zu Runde eine bestimmte Ausgangsstruktur zu 
einem typisch-zwangsläufigen Handeln der beteiligten Akteure (d.h. zu Produktivitätsstei- 
gerung bei den kapitalistischen Eigentümern und zu produktiver und mehrwert-ergiebiger 
Arbeit bei den eigentumslosen Arbeitskräften) was wiederum zur erweiterten Reproduktion 
der Ausgangsbedingungen führt, auf deren Grundlage der Prozeß dann erneut einsetzt. Die 
Struktur selbst ist es, welche die Eigentümer zum Rationalisieren und die Lohnarbeiter zum 
Arbeiten zwingt, und dies wiederum führt zur Befestigung und Ausbreitung der Struktur 
selbst, nämlich zur Akkumulation von Kapital und zur Proletarisierung der Lohnarbeit. 
Dieser reproduktiven Schleife steht jedoch — und darin besteht für jedes kritische und revolu- 
tionäre Denken die Pointe der Klassentheorie — eine transformative Schleife gegenüber, die 
sich mit der Sequenz: Ausgangsstruktur — kollektives Handeln — Strukturveränderungsche- 
matisch darstellen läßt. Das bedeutet, daß die Struktur nicht nur struktur-konsistentes Han- 
deln, sondern auch (auf individueller und schließlich kollektiver Ebene) konflikthaftes und 
die Struktur selbst im Ergebnis desintegrierendes Handeln hervorruft. Die Arbeiter arbeiten 
nicht nur, sondern sie organisieren sich auch zum (schließlich) erfolgreichen Widerstand ge- 
gen den ihnen auferlegten strukturellen Verkaufszwang für ihre Arbeitskraft. Und die Kapi- 
talisten rationalisieren nicht nur den Akkumulationsprozeß, sondern sie desorganisieren 
und irrationalisieren ihn gleichzeitig, indem sie (wie in dem T'hheorem der tendenziell fallen- 
den Profitrate oder auch in Unterkonsumptionstheorien behauptet) in der Blindheit ihres 
einzelwirtschaftlichen Profitstrebens die kollektiven Bedingungen zukünftiger Akkumula- 
tion untergraben. 

Die beiden zentralen Behauptungen jeder Klassentheorie, mit deren Beweisbarkeit diese steht 
und fällt, lassen sich deswegen folgendermaßen formulieren: (1) Allesfür den Bestand und die 
Transformation einer historischen Gesellschaftsformation relevante soziale Handeln ist 
durch die Produktionsverhältnisse, d.h. durch die (kapitalistische) Verteilung von Verfü- 
gungsrechten über Produktivkräfte konditioniert, und (2) alles so konditionierte Handeln 
hat funktional ambivalente, d.h. sowohl reproduktive wie transformative Konsequenzen. 
Worin bestehen nun die Schwierigkeiten, auf die man allenthalben bei dem Versuch stößt, 
dieses ungemein elegante, geschlossene und schon deshalb sozusagen »denkästhetisch« faszi- 
nierende Analyseschema anzuwenden und einzulösen? 

Was die »reproduktive« Schleife betrifft, so ist zunächst umstritten, ob die laufende identi- 
sche Selbsterneuereung des sozialökonomischen Systems tatsächlich durch dieMechanismen 
der Ausbeutung mehrwert-produktiver Lohnarbeit und die strukturellen Verkaufszwänge 
für Arbeitskraft erklärt werden kann. Die entsprechenden Zweifel knüpfen sich an zwei Be- 
obachtungen. Auf der einen Seite besteht zwar der »Verkaufszwang« für die eigentumslose 
Arbeitskraft in (wohlfahrtsstaatlich mehr oder weniger abgepufferter Weise) fort, aber für ei- 
nen wachsenden Teil der so in den Kapitalprozeß hineingezogenen gesellschaftlichen Ar- 
beitskraft, nämlich für die »neue Mittelklasse«, ist durchaus bestreitbar, ob diese Arbeit auch 
zugleich Mehrwert bildet und damit zur Reproduktion des Kapitals beiträgt. Das jedenfalls 
wäre eine für viele verwaltende, kommerzielle, d.h. die (im privaten und öffentlichen Sektor) 
dienstleistende Arbeiten schwer einlösbare Behauptung, da die entsprechenden (meist imma- 
teriellen) Arbeits»produkte« eher mehrwert-absorbierenden als mehrwert-erzeugenden 
Charakter haben. Zweitens kommt hinzu, daß nicht nur (ein Teil der) Arbeit keine wertbil- 
dende Funktion hat, sondern daß außerdem ein Teil der Wertbildung nicht durch Lohnar- 
beit, zumindest nicht in direkter Proportion zu dem Volumen der verausgabten Lohnarbeit 
stattfindet. Dieser zweite Bruch in der »reproduktiven« Schleife bezieht sich darauf, daß 
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Technik und Wissenschaft, wie verschiedentlich vermutet worden ist, zu einer selbständigen 
(wenn nicht gar »ersten«) Wertquelle geworden sind. Zusammengenommen lenken diese bei- 
den Phänomene — das der nicht-wertschaffenden Dienstleistungsarbeit und das der zu gro- 
ßen Teilen nicht unmittelbar dem Kapital subsumierten Arbeit der wissenschaftlich-techni- 
schen Intelligenz — den Blick auf das Problem der neuen Mittelklasse. 
Diesem Kontext von Problemen möchte Wright durch seine Ausweitung und innere Diffe- 
renzierung des Ausbeutungsbegriffs gerecht werden, die er im Anschluß an die außerordent- 
lich einflußreichen Arbeiten von John Roemer vornimmt. Bei dieser begrifflichen Prozedur 
sind zwei Schritte zu unterscheiden. Es handelt sich einerseits um die Behauptung, daß Aus- 
beutung keineswegs nur, wie bisher meist angenommen, innerhalb der fabrikförmig-organi- 
sierten Beziehung zwischen Lohnarbeit und Kapital vonstatten gehen könne. Vielmehr sei 
von Ausbeutung überall dort zu sprechen, wo »die einen« deshalb mehr Einkommen erzie- 
len, weil »die anderen« weniger Einkommen erzielen. Ausbeutung bezeichnet hier die Struk- 
tur eines Spieles, in der die Gewinne der einen Seite kausal auf die Verluste der anderen Seite 
zurückgeführt werden können. Hier drängt sich der Einwand auf, ob durch eine solche be- 
griffliche Ausdehnung des Ausbeutungsbegriffes dieser nicht völlig konturlos und unscharf 
wird? Nein, antwortet Roemer (oder jedenfalls Wright), denn wir haben das folgende Kriteri- 
um dafür, ob eine Verteilungssituation auf Ausbeutung beruht: es muß in der gegebenen Lage 
eine alternative Verteilungsstruktur wirklich vorstellbar (»hypothetically feasible«) sein, in 
der die Schlechtergestellten bessergestellt werden und deswegen zugleich die bisher Besserge- 
stellten relativ verlieren. Aber dadurch ist das Problem nur auf die Frage verschoben, washier 
»wirklich vorstellbar« bedeutet? Eine Ausbeutungsbeziehung würde dann davon abhängig 
gemacht, daß die von ihr Betroffenen sie als solche definieren, — z.B., indem sie anfangen, von 
einem Robin Hood zu träumen, der den Reichen ihren Reichtum wegnehmen und den Ar- 
men zur Verfügung stellen könnte, obwohl vielleicht der Reichtum der Reichen gar nicht 
kausal auf einem Ausbeutungsverhältnis gegenüber den Armen beruht. Damit wird offen- 
sichtlich der Ausbeutungsbegriff der beliebigen Deutung und dem subjektiven Für-Möglich- 
Halten anheimgestellt, und es ist keine ungleiche Verteilungssituation mehr denkbar, die 
nicht gleichzeitig Ausbeutung wäre. Der Zusammenhang wird, so scheint es, auf den Kopfge- 
stellt: Die Vorstellung von einer nicht-ausbeuterischen Gesellschaft ergibt sich nicht mehr 
aus der Erfahrung der (tatsächlichen) Ausbeutung, sondern umgekehrt ergibt sich dietatsäch- 
liche Ausbeutung als Schlußfolgerung aus jener Vorstellung. Die Kausalität, die zwischen Ar- 
mut und Reichtum hergestellt wird, ist bloßes Derivat einer vorgestellten anderen Kausalität 
und ihrer (einstweiligen) Unwirklichkeit. 
Mit dieser radikalen Ausweitung und Subjektivierung des Ausbeutungsbegriffes handelt man 
sich noch eine weitere Schwierigkeit ein. Wenn man sich der von John Roemer eingeführten 
Begrifflichkeit anschließt, dann wird weniger selbstverständlich, als es auf den ersten Blick er- 
scheint, ob einem ausbeuterischen Verteilungssystem ein nicht-ausbeuterisches tatsächlich 
vorgezogen werden soll. Es wäre nämlich denkbar, daß das als Alternative imaginierte (»hy- 
pothetically feasible«) Verteilungsmuster zwar nicht ausbeuterisch, d.h. egalitär, dafür aber 
auch weniger produktiv wäre. Niemand hätte weniger als irgendjemand anders, aber alle hät- 
“ten weniger als bisher. Dieser Zusammenhang zwischen Verteilungsstraktur und Einkom- 
mensnivean, der ja die theoretische Trumpfkarte des ökonomischen Liberalismus ist, läßt es 
als u.U. durchaus zweifelhaft erscheinen, ob die als ausbeuterisch bloß definierte Situation 
dem Wunsche der Ausgebeuteten zufolge tatsächlich abgeschafft und in eine egalitäre Struk- 
tur überführt werden sollte. So verliert durch die Ausweitung, die der Ausbeutungsbegriff 


Bemerkungen zu Wright und Elster 85 


durch Roemer erfährt, dieser nicht nur seine analytische Schärfe, sondern auch seine kriti- 
sche Potenz. 

Die Weiterentwicklung dieses Gedankens bei Wright, der ja nicht nur das Problem der neu- 
en Mittelklassen klassentheoretisch bewältigen möchte, sondern auch die Verhältnisse in 
»real existierenden« sozialistischen Ländern klassentheoretisch in den Griff bekommen 
will, führt dann zweitens zur Unterscheidung zwischen verschiedenen Mechanismen der 
Ausbeutung. Zwei von ihnen sind historisch geläufig: Der Ausbeutungsmechanismus, der 
über das Dispositionsrecht über die Person der Arbeitskraft läuft (Feudalismus), und der 
Ausbeutungsmechanismus, der über das Dispositionsrecht über die sachlichen Produk- 
tionsmittel läuft (Kapitalismus). Zusätzlich zu diesen denkt er an Knappheitsgewinne und 
Qualifikationsrenten, die sich aus dem Wissen und Können von Experten ergeben, sowie an 
Ausbeutungsbeziehungen, die sich aus dem Machtstatus innerhalb organisierter Sozialsyste- 
me ergeben. Zweifellos kann man sich leicht vorstellen, daß auch Expertenwissen und orga- 
nisatorischer Status in modernen Industriegesellschaften die Grundlage dafür bieten, daß 
sich die Inhaber dieser Privilegien auf Kosten anderer bereichern und diese insofern »aus- 
beuten«, — denn zu jedem dieser Arrangements kann man sich hypothetisch alternative 
Verhältnisse vorstellen, unter denen (durch Einführung materieller Gleichverteilung bzw. 
organisatorischer Demokratisierung) jene zusätzlichen Arten der Ausbeutung (die ja nur 
wegen jener Vorstellbarkeit von Alternativen zu solchen werden!) wieder abgeschafft wür- 
den. Es fragt sich jedoch, was man dadurch gewinnt, daß man diese diversen Ausbeutungs- 
verhältnisse und -mechanismen begrifflich verselbständigt, anstatt sie aufeinander zurück- 
zuführen oder jedenfalls in einen funktionalen Zusammenhang zueinander zu stellen. Was 
man verliert, wenn man dies tut, scheint klar: nämlich jede Rechtfertigung dafür, die Totali- 
tät der in »kapitalistischen« Gesellschaftssystemen anzutreffenden Ungleichheiten auf das 
dort definitionsgemäß dominante Verhältnis zwischen Kapital und Lohnarbeit zurückzu- 
führen. Stattdessen ergibt sich das Bild einer Pluralität von diversen Ausbeutungsbeziehun- 
gen, die unverbunden nebeneinander bestehen. Einerseits soll die neue Mittelklasse, sofern 
sie in Lohnarbeits-Verhältnissen steht, selbst (»kapitalistisch«) ausgebeutet sein, andererseits 
sollen sich ihre Angehörigen als »Qualifikations- Ausbeuter« (»skill-exploiters«) zu Lasten 
aller anderer (einschließlich des Kapitals?) betätigen. Daß bzw. bis zu welcher Grenze sich 
in dieser Gemengelage heterogener Ausbeutungsbeziehungen eine speziell kapitalistische 
Dominante halten sollte (wie Wright immerhin andeutet), bleibt gänzlich undeutlich, weil 
er seinem Ansatz nach nicht in der Lage ist, die verschiedenen Arten der Ausbeutung, die 
Kapitalisten gegenüber Lohnarbeitern, Bürokraten gegenüber Mitgliedern, Experten gegen- 
über Laien (und, so könnte man hinzufügen, Männer gegenüber ihren quasi-feudal kontrol- 
lierten Ehefrauen) praktizieren, in eine Rangfolge größerer oder geringerer Zentralität, Do- 
minanz usw. zu bringen. 

Dieses polyzentristische Gefüge von Ausbeutungsbeziehungen wird nun von Wright mit 
dem Argument verteidigt, daß eine so angelegte Klassenanalyse jedenfalls »materialisti- 
scher« sei als eine primär an Kategorien der Macht und Herrschaft (»domination«) orientier- 
te Analyse. In der Tat besteht ja die Pointe der Roemerschen Analyse darin, daß die »Despo- 
tie der Fabrikarbeit« (Marx) nur als ein Sonderfall von Ausbeutungsbeziehungen dargestellt 
wird, dem durchaus »herrschaftsfreie« Formen der Ausbeutung gegenübergestellt werden 
müssen. Mir scheint jedoch das Kapital-Lohnarbeit-Verhältnis gegenüber jenen anderen 
Ausbeutungsverhältnissen dadurch ausgezeichnet zu sein, daß es in zweierlei Hinsicht 
durch eine komplementäre Rechtsstruktur gesichert und institutionalisiert ist und sich inso- 
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fern von jenen Ausbeutungsverhältnissen unterscheidet, die denjenigen zugutekommen, die 
bloß faktisch am längeren Hebel sitzen und sich günstige Gelegenheiten bzw. kontingente 
Knappheitsbeziehungen zunutzemachen können. Mit den beiden Hinsichten, in denen das 
im Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit stattfindende Ausbeutungsverhältnis rechtlich 
und institutionell ausgezeichnet ist, meine ich einerseits jene besondere Befehls- und Organi- 
sationsgewalt (»Direktionsrecht«), die sich als Konnexinstitut des Eigentumsrechts darstellt 
und innerbetrieblich die organisatorischen Voraussetzungen dafür sichert, daß der Ausbeu- 
tungsprozeß überhaupt vonstattengehen kann; andererseits die ebenfalls rechtlich erzeugte 
Fiktion von Vertragsfreiheit und Waffengleichheit, die den Arbeitsvertrag umgibt und da- 
durch seinen Ausbeutungscharakter verhüllt und formalrechtlich dementiert. Beides — so- 
wohl die herrschaftliche Ermächtigung zur Ausbeutung wie ihre rechtliche Verschleierung 
—- sind Besonderheiten der Beziehung zwischen Kapital und Arbeit, für die sich in den ande- 
ren der von Wright angeführten Ausbeutungsverhältnisse keine oder doch nur bei weitem 
schwächere Parallelen finden. Insofern rächt sich die durch das spieltheoretische Paradigma 
nahegelegte, scheinbar »rein materialistische« Konzentration auf reine Ausbeutungs- im Ge- 
gensatz zu Herrschaftsphänomenen darin, daß die Zentralität der Ausbeutungsbeziehung 
zwischen Lohnarbeit und Kapital, die in der bürgerlichen Gesellschaft zugleich rechtlich 
privilegiert und rechtlich dementiert wird, aus dem Blick gerät. 

Die größte Schwierigkeit, welche die Klassentheorie heute mit der zweiten der oben unter- 
schiedenen beiden Rückkopplungsschleifen, also der »transformativen« Schleife, hat, be- 
steht darin, daß sehr wohl kollektive Akteure die institutionelle Kernstruktur der kapitali- 
stischen Gesellschaft infrage stellen und deren institutionelle Kontinuität bedrohen, daß 
aber die Identität dieser kollektiven Akteure nicht ohne weiteres klassentheoretisch dedu- 
zierbar ist, sondern sich häufig aus anderen, »querliegenden« Bestimmungsgründen ergibt, 
für die der »proletarische« Klassenstatus der Akteure weder notwendige noch zureichende 
Bedingung ist. Unter welchen Bedingungen sind kollektive und in ihrem Ergebnis poten- 
tiell »transformative« Konflikte ihrer sozialen Basis und ihrem sozialstrukturellen Schnitt- 
muster nach Klassenkonflikte, und unter welchen Bedingungen ist dies nicht der Fall? Das 
ist die Frage, die im Mittelpunkt des Beitrages von Jon Elster steht. Er erwägt einleitend eine 
rein strukturtheoretische Fassung des Klassenbegriffes, indem er das Kriterium der Verfü- 
gung/Nicht-Verfügung über Eigentum, bzw. das Kriterium prüft, ob oder ob nicht ein Ak- 
teur objektiv ausgebeutet ist. Diese Kriterien versagen, so Elster, u.a. deswegen, weil zumin- 
dest eine erhebliche Zahl von Akteuren nicht genau wissen kann, ob sie gerade ausgebeutet 
wird, selbst ausbeutet, oder keiner der beiden Gruppen angehört, — und folglich auch nicht, 
welcher der drei klassenpolitischen Allianzen (Eigentümer, Kleinbürgertum, Proletariat) 
der einzelne Akteur sich zurechnen muß. Andererseits wird man den Klassenbegriff, wenn 
man seine strukturtheoretische Komponente nicht aufopfern und damit seine Eigenschaft, 
eine Brücke zwischen Struktur und Handeln herzustellen, nicht verschenken will, auch 
nicht allein auf der Handlungsebene festmachen wollen, — etwa nach der Formel: zum Pro- 
letariat gehören alle, die sich ihm zugehörig fühlen und entsprechend handeln. Nach dieser 
scharfsinnigen Aufdeckung des klassentheoretischen Dilemmas behilft sich Elster allerdings 
mit einer Notlösung, die nur scheinbar eine Lösung ist: Er definiert soziale Klassen als struk- 
turell induzierte Optimierungsstrategien und ihre Träger. Zu welcher Klasse man gehört, 
das entscheidet sich an dem Kriterium, was man aufgrund der ökonomischen Umstände, 
unter denen man lebt und aufgrund der ökonomischen Ressourcen, mit denen man ausge- 
stattet ist, tun maß, um die eigene Lage zu »optimieren«. Hier steht offenbar ein klassenneu- 
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traler »homo oeconomicus« bei der Definition sozialer Klassen Pate, insofern unterstellt wird, 
daß alle Akteure »Optimierer« sind. Wohl zutreffend unterstellt er für die Marxsche Klassen- 
theorie, daß Marx kollektives Klassenhandeln als optimale Strategie der Angehörigen der prole- 
tarischen Klasse angenommen hat und davon ausgegangen ist, daß sich — im Selbstbildungspro- 
zeß der »Klasse für sich« — jenes kollektive Klassenhandeln auch durchsetzen werde. 

Dieser Erwartung gegenüber zeigen sich, so Elster, nun zwei charakteristische und erklä- 
rungsbedürftige »abweichende« Phänomene: Einerseits das Vorhandensein kollektiver Ak- 
teure, die nicht auf einer homogenen Ausstattung der Mitglieder mit Produktionsmitteln be- 
ruhen, und umgekehrt die Situation, daß homogene Strukturlagen nicht zu kollektivem 
Handeln führen. Es gibt, wie sich zeigt, sehr gute Erklärungen zumindest für das zweite die- 
ser beiden Phänomene, also dafür, daß sich eine gemeinsame Klassenlage nicht mit innerer 
Zwangsläufigkeit in ein kollektives Klassenhandeln übersetzt. Denn für diesen Überset- 
zungsprozeß ist, wie wohl Rosa Luxemburg früher und schärfer als alle anderen herausgear- 
beitet hat, eine Reihe von »katalysatorischen«institutionellen Randbedingungen erforderlich, 
die diesen Umsetzungsprozeß begünstigen, ermöglichen und fördern. 

Ich sehe die zentrale Bedeutung von Elsters klassentheoretischer Analyse darin, daß hier mit 
zwingenden Argumenten und vorbildlicher Klarheit der Zusammenhang von »objektiver« 
Klassenlage und kollektivem Klassenhandeln nicht mehr als ein selbstverständlich sich her- 
stellender, sondern als ein politisch-institutionell vermittelter vorgestellt wird. Die Institutio- 
nen des kapitalistischen Staates werden in ihrer Eigenschaft durchsichtig gemacht, ein Klas- 
senhandeln der Bourgeoise teils zu erleichtern, teils zu erübrigen, auf der anderen Seite aber 
ein proletarisches Klassenhandeln zu erschweren und zu desorganisieren. Auch hier stellt 
sich also, und in Konvergenz mit der oben skizzierten Kritik an dem lupenreichen »Materia- 
lismus« von Wright, die zentrale methodische Bedeutung einer »nicht-reduktionistischen 
politischen Theorie« (Elster) heraus. Über die Wahrscheinlichkeit bzw. Unwahrscheinlich- 

keit dafür, daß es zu einer Übersetzung von Strukturbedingungen in kollektives Handeln 
kommt, entscheiden nicht Eigenschaften dieser Strukturbedingungen allein, sondern die in- 
stitutionalisierten Spielregeln der politischen Verfassung, die, wie Elster hervorhebt, einen e- 
genständigen Beitrag zur Generierung von Machtpositionen leiste, der nicht seinerseits wie- 
der, will man nicht in die übelsten Gewohnheiten funktionalistischen Denkens zurückfallen, 
allein als Ergebnis klassenpolitischer Machinationen interpretiert werden kann. Ähnlich wie 
geltende verfassungspolitische Spielregeln können auch ethnische, religiöse, sprachliche und 
andere kulturelle Identitäten eine Lösung jenes »Übersetzungsproblems« erleichtern oder er- 
schweren, das zwischen der Ebene der Strukturlagen und der Ebene des sozialen Handelns 
besteht. Auch hier ist die divide et impera-Interpretation, die kulturelle Identitäten als plan- 
volle klassenpolitische Arrangements (meist zum Zweck der Spaltung der Arbeiterklasse) 
auffaßt, ein funktionalistischer Kurzschluß. Wenn aber die Spielregeln der politischen Ver- 
fassung und die Muster der kulturellen Identitäten, in denen die Akteure stehen, nicht reduk- 
tionistisch als Reflexe von Klassenlagen und Klasseninteressen verstanden werden können, 
wie sind sie, ihre zumindest »relative« Autonomie und ihr dementsprechend autonomer 
Wandel dann zu verstehen? Über diese Frage schweigt sich Elster, zumindest an dieser Stelle, 
vollständig aus. Doch wird hier zumindest der gedankliche Schritt deutlich, der im Interesse 
einer Vervollständigung und Präzisierung der Klassentheorie über deren Grenzen hinaus in 
Richtung auf die institutionellen und kulturellen Rahmenbedingungen eines kollektiven 
Klassenhandelns getan werden müßte, wenn die Klassentheorie nicht einer ziemlich öden 
Praxis ökonomischer Modellrechnungen überlassen werden soll. 


88 


Michael Krätke 
Klassen im Sozialstaat 


1. Vor einem neuen Klassenkampf? 


Eine der noch stets bestgeglaubten Legitimationslegenden vom Ursprung des modernen 
Wohlfahrtsstaats besagt: Eine antikapitalistische »soziale Bewegung«, mit der sozialistischen 
Arbeiterbewegung als Kern, habe es verstanden, dem bürgerlichen Staat eine ganze Kettevon 
sozialpolitischen Reformen abzuringen. Staatliche Sozialpolitik habe die Herrschaft des Ka- 
pitals über die Lohnarbeiter und vor allem deren Ausbeutung entscheidend reduziert. Die 
Arbeiterbewegung, so lautet die Moral dieser Geschichte, brauche auf dem einmal eingeschla- 
genen Weg der parlamentarischen Sozialreform hur wacker voran zu gehen — diese, bislang 
erfolgreichste Strategie im Klassenkampf des Proletariats werde auf lange Sicht den Kapitalis- 
mus vollständigabbauen können (vgl. Heimann 1980 (1929)). Wie aber, wenn diese Entwick- 
lung neuerdings, in der »Krise des Wohlfahrtsstaats«, wie sie von bürgerlichen (und selbst so- 
zialdemokratischen) Regierungen demokratischer Wohlfahrtsstaaten überall ausgerufen 
wird, auf einmal durchaus aufhaltsam und selbst umkehrbar erscheint? Soweit der Glaube an 
die Legitimität wohlfahrtsstaatlicher Errungenschaften in der Arbeiterbewegung noch in- 
takt ist, ist auch die Hoffnung nicht unbegründet, die organisierte Arbeiterbewegung werde 
sich zu deren Verteidigung zu einem »neuen Klassenkampf« aufraffen (Piven/Cloward 1982). 
Zieht man sozialwissenschaftliche Interpretationen der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung 
zu Rate, kommt man zu ganz ähnlichen Prognosen: In dem Maße wie die vielbeschworene 
»Krise des Wohlfahrtsstaats« zu seiner Demontage führt, wird ein erneutes Aufbrechen bis- 
lang latent gehaltener oder überwunden geglaubter Klassenkämpfe wahrscheinlicher. Fast 
drei Nachkriegsjahrzehnte lang, darin sind sich die meisten Sozialwissenschaftler einig, hat in 
den demokratischen Wohlfahrtsstaaten ein erstaunlich stabiler Klassenfriede geherrscht. Das 
kann man entweder damit zu erklären versuchen, daß im und teilweise durch den Wohl- 
fahrtsstaat ein Klassenkompromiß — bei fortbestehender struktureller Ungleichheit — zwi- 
schen Lohnarbeitern und Kapitalisten etabliert wurde; oder man kann weiter gehen und 
nachzuweisen versuchen, daß die Ungleichheitsbeziehung zwischen Lohnarbeitern und Ka- 
pitalisten im und durch den Wohlfahrtsstaat dergestalt verändert wurde, daß daraus keinerlei 
nicht-kompromißfähige Konflikte mehr entstehen können. 

Angenommen, es gibt eine hochorganisierte und klar klassenbewußte Arbeiterschaft, die 
ebenso zu strategischem Handeln fähig ist wie die organisierten Unternehmer. Dann lautet 
die Grundformel eines rationalen Klassenkompromisses: Die Lohnarbeiter akzeptieren 
(nach Helmut Schmidtscher Logik) steigende Profite im Tausch gegen zukünftig steigende 
materielle Wohlfahrt für sich selbst (vgl. Przeworski/Wallerstein 1982: 217). Diese Erwar- 
tung braucht sich keineswegs auf steigende individuelle Lohneinkommen zu beschränken. 
Die Rechnung, die die strategische Entscheidung für den Kompromiß zu rechtfertigen hat, 
geht auch auf, wenn nicht so sehr die individuellen Lohneinkommen als vielmehr die mone- 
tären und/oder realen Sozialleistungen zunehmen, die der Lohnarbeiterbevölkerung zugute 
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kommen. Ein funktionierender Wohlfahrtsstaat kann die materielle Basis eines solchen Klas- 
senkompromisses garantieren. Ein voll ausgebauter Wohlfahrtsstaat kann diesen Kompromiß 
sogar in Zeiten ökonomischer Krisen eine Zeitlang am Leben halten: Lohnarbeiter nehmen 
Kürzungen ihrer individuellen Realeinkommen hin im Tausch für ungekürzte Sozialleistun- 
gen und in der unsicheren Erwartung eines erneuten Aufschwungs. Konservative Regierungen 
jedoch, die, wie heute üblich, sich nicht nur an direkten Lohnkürzungen beteiligen sondern 
auch sämtliche monetären und realen Sozialleistungen fortlaufend beschneiden, untergraben 
auf die Dauer jeden solchen Kompromiß. Zumal dann, wenn sie den Abbau des Wohlfahrts- 
staats nicht als vorübergehende Notmaßregel betreiben — wie dies sozialdemokratische Regie- 
rungen in gleicher ökonomischer Lage noch recht glaubhaft tun —, sondern eine prinzipielle 
»Wende« anzielen, die im Endeffekt jeden Lohnarbeiter wieder auf das verweist, was er beim 
Selbstverkauf als individuelles Lohneinkommen herausschlagen kann. Dabei geht nicht so sehr 
die Logik des ursprünglichen Kompromisses unter als die mehr oder minder einheitliche Klas- 
senbasis verloren, auf der dieser Kompromiß unter wohlfahrtsstaatlichen Bedingungen von 
den Lohnarbeitern eingegangen werden konnte. Da die Marktmacht der organisierten Lohnar- 
beiter bei anhaltender Massenarbeitslosigkeit schwindet, sind die Beschäftigten nach einiger 
Zeit durchaus bereit, nicht nur steigende Profite, sondern auch sinkende Sozialleistungen hin- 
zunehmen — um ihrer heutigen und zukünftigen Reallöhne willen. Arbeiterorganisationen, 
die einen solchen Kompromiß, verständlich genug, der Alternative »sinkende Löhne und sin- 
kende Sozialleistungen gegen steigende Profite und die mehr als unsichere Erwartung zukünf- 
tig wieder steigender Beschäftigung« vorziehen, untergraben ihre eigene Marktmacht weiter 
und büßen zusehends die Fähigkeit ein, die Lohnabhängigen eines Landes zu repräsentieren. 
Der Klassenkompromiß schrumpft zu einem Kompromiß von Minderheiten, der auf Kosten 
der vom Arbeitsmarkt bzw. von speziellen Arbeitsmarktsegmenten Ausgeschlossenen geht. Er 
kehrt sich auch gegen tatsächlich oder vorgeblich privilegierte Gruppen von Beschäftigten, vor- 
nehmlich gegen die Beschäftigten des öffentlichen Sektors, deren Löhne im Namen des Allge- 
meininteresses an niedrigeren »kollektiven Lasten« gesenkt werden können. Durch das Zusam- 
menspiel von Kürzungspolitik der Unternehmer und Kürzungspolitik der Regierungen wird 
die Basis für Kompromißhandeln in der Arbeiterklasse immer schmaler. Nicht daß darum ein 
Aufstand der Unterprivilegierten zu befürchten sei. Es reicht schon, daß die großen Arbeiteror- 
ganisationen, voran die Gewerkschaften, je länger je mehr außerstande sind, zwischen den ver- 
schiedenen materiellen Interessen der ganzen Arbeiterbevölkerung zu vermitteln. 

Die These von der unaufhaltsamen »Verbürgerlichung« der Arbeiterklasse (vgl. Mayer 1955; 
Zweig 1961) beruhte auf zwei Prämissen: Einer immerwährenden Prosperität der kapitalisti- 
schen Ökonomie und einem ungebremsten Ausbau des Wohlfahrtsstaats. Heute sind die so- 
zialen und ökologischen Grenzen industriellen Wachstums so deutlich geworden, daß kaum 
jemand noch eine Neuauflage der Nachkriegsprosperität für möglich oder gar wünschens- 
wert hält. Gleichzeitig werden die Institutionen des Wohlfahrtsstaats überall auf breiter 
Front zurückgestutzt; in einigen reichen und hochentwickelten Wohlfahrtsstaaten (Nieder- 
lande, Dänemark, BRD) stehen grundsätzliche Revisionen auf der politischen Agenda. Mit 
der Aussicht auf anhaltende Massenarbeitslosigkeit und schrumpfende staatliche Soziallei- 
stungen könnte man daher die Prophezeiung umkehren: Der gute alte Klassenkampf kommt 
wieder, schon weil der Masse der Lohnarbeiter auf die Dauer gar nichts anderes übrig bleibt 
als sich mit allen unfeinen und unfriedlichen Mitteln ihrer Haut zu wehren. Zwar haben frü- 
here Studien wiederholt gezeigt (vgl. Goldthorpe u.a. 1968; Himmelstrand u.a. 1981), daß 
Lohnarbeiter mitten im Wohlfahrtskapitalismus noch über ein erstaunlich klares Bewußt- 
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sein ihrer besonderen Klassenlage verfügten. Doch ließ sich der »Verbürgerlichungsthese«, 
soweit sie vom Einfluß wohlfahrtsstaatlicher Institutionen auf die proletarische Lebenslage 
abhing, zugute halten, daß die Erfahrung mit dem Leben im Wohlfahrtsstaat von zu kurzer 
Dauer war, um proletarische Gewohnheiten, Traditionen und Milieus zum Verschwinden 
zu bringen. Immerhin zeigt schon ein kurzer Blick auf die Geschichte der Sozialversicherun- 
gen, der zentralen Institutionen des bürgerlichen Sozialstaats, daß diese zu Anfang nur eine 
Minderheit der Lohnarbeiterbevölkerung erfaßte und diese kümmerlich genug sschützte (vgl. 
Alber 1982). Erst in den siebziger Jahren sind die Sozialversicherungen so weit ausgebaut, daß 
sie in einem reichen Wohlfahrtsstaat wie der BRD regelmäßig über 90 % der Erwerbsbevölke- 
rung und über 40 % der Wohnbevölkerung erfassen. Mit Ausnahme von Dänemark und 
Schweden fällt die wesentliche Ausdehnung der Sozialversicherungen auf so gut wie alle 
Lohnarbeiter in die fünfziger und sechziger Jahre (vgl. Flora/ Alber 1981). Selbst die staatliche 
Sozialversicherung ist für viele Lohnarbeiter eine, trotz ihrer hundertjährigen Geschichte, 
recht neue Institution. Also läßt sich vermuten, daß der Weg zurück zu vor-wohlfahrtsstaat- 
lichem, klassenkämpferischem Habitus für viele Lohnarbeiter kürzer ist, als den Verfechtern 
eines Sozialstaatsabbaus lieb sein kann. 


2. Staatliche Sozialpolitik und Klassenstruktur 


In der Tradition der »wissenschaftlichen Sozialpolitik«, die der deutsche Kathedersozialis- 
mus hervorgebracht hat, galt der Grundsatz, daß staatliche Sozialpolitik eine historisch, d.h. 
durch akute oder drohende Klassenkämpfe bedingte Reaktion des Staates auf die Klassenspal- 
tung der bürgerlichen Gesellschaft sei. »Sozialpolitik ist Betätigung des Staates ... gegenüber 
den gesellschaftlichen Klassen«, historisch zuerst Armenpolitik, dann Arbeiterpolitik, 
»Staat« und »Klasse« seien daher die Grundbegriffe einer wissenschaftlichen Sozialpolitik, so 
faßte Leopold von Wiese die kathedersozialistische Diskussion zusammen (1926: 617). Aller- 
dings sollte der Staat sich sozialpolitisch betätigen, um den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zu stärken und die Harmonie der Klassen zu befördern. Diese gesellschaftspolitische Norm — 
Sozialpolitik solle »eine Abschwächung der Klassengegensätze« in der bürgerlichen Gesell- 
schaft bewirken — machten sich reformistische Theoretiker der Sozialdemokratie zu eigen 
(vgl. Nölting 1927). 

Dieser kathedersozialistische Ausgangspunkt läßt sich leicht relativieren und erweitern. Ver- 
steht man unter Sozialpolitik die »politische Ökonomie der sozialen Frage« (Widmaier 1976: 
13), dann wechselt ihr Inhalt mit der jeweiligen (alten, neuen, neuentdeckten) sozialen Frage. 
Was jeweils als »soziale Frage« gilt, hängt davon ab, welche gesellschaftlichen Verhältnisse 
von wem wahrgenommen und auf welche Weise sie als»Problem« für den bürgerlichen Staat 
oder die bürgerliche Gesellschaft formuliert werden; ferner davon, wem es gelingt, seine For- 
mulierung eines »sozialen Problems« im Streit mit anderen Interpretationen des gleichen 
Sachverhalts auf die politische Agenda zu bringen. Die vorwiegend städtische »Armut im 
Wohlfahrtsstaat« zum Beispiel, wie sie in den sechziger Jahren in den USA und Westeuropa 
wiederentdeckt wurde, bedeutet für den bürgerlichen Staat, der durch seine fortlaufende so- 
zialpolitische Praxis zum Sozialstaat geworden ist, etwas ganz anderes als frühindustrielles 
Heim- oder Fabrikarbeiterelend für den liberal-kapitalistischen Staat. Erst der bürgerliche 
Sozialstaat kommt kaum um die moralische Verpflichtung herum, der Armut offiziell den 
Krieg zu erklären (wie die US-Regierung das schon 1964 und die Europäische Gemeinschaft 
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immerhin 1976 getan haben). Von größeren gesellschaftlichen oder Naturkatastrophen ab- 
gesehen, sind es in der Regel Aspekte oder spezielle Formen der sozialen Ungleichheit in 
der bürgerlichen Gesellschaft, die zur »sozialen Frage« erhoben und dem bürgerlichen Staat 
vorgeworfen werden. Man kann daher mit Fug staatliche Sozialpolitik als Bearbeitung so- 
zialer Ungleichheiten in der bürgerlichen Gesellschaft auffassen, wenn und soweit diese 
zum »sozialen Problem« erhoben worden sind. Die Ungleichheit zwischen den gesellschaft- 
lichen Klassen ist auch in der vollentwickelten bürgerlichen Gesellschaft auf der Grundlage 
einer voll ausgebildeten und dominanten kapitalistischen Produktionsweise nur eine Form 
sozialer Ungleichheit neben anderen — wenn auch die nach traditionell marzistischer An- 
sicht dominante. Folglich bearbeitet der bürgerliche Staat, wenn er Sozialpolitik treibt, kei- 
neswegs nur Ungleichheitsbeziehungen zwischen gesellschaftlichen Klassen; ebensogut 
kann er auf Standesunterschiede in der bürgerlichen Klassengesellschaft einwirken oder 
aber die sozialen Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern, zwischen ethnischen und Al- 
tersgruppen, zwischen religiösen oder nationalen Gemeinschaften modifizieren. Es ist also 
ohne weiteres möglich, sich eine Situation vorzustellen, in der der bürgerliche Sozialstaat et- 
wa die Beziehungen zwischen Kapitalisten- und Arbeiterklasse so erfolgreich sozialpolitisch 
bearbeitet hat, daß die »Arbeiterfrage« von anderen sozialen Fragen, etwa der Geschlechter- 
oder Rassenbeziehungen verdrängt wird. Wenn aber der bürgerliche Staat, sobald er einmal 
auf Dauer soztalpolitisch engagiert ist, verschiedene Formen der sozialen Ungleichheit in 
der bürgerlichen Gesellschaft neben- und nacheinander bearbeiten kann, dann ist der Erfolg 
seines Handelns auch daran zu messen, ob und wie es ihm gelingt, die verschiedenartigsten 
sozialen Konflikte zu regulieren. Nicht nur Klassen-, sondern auch Religions-, Rassen- und 
Geschlechterkämpfe soll er im Zaum halten. 

Die Preisfrage dabei ist und bleibt, ob der bürgerliche Wohlfahrtsstaat auch kann, was er 
will und soll. Selbst die eifrigsten Verfechter einer institutionalisierten Sozialreform waren 
da skeptisch. »Wie verändern diese Institutionen (eines sozialen Rechtsstaats MK) die Lage 
der arbeitenden Klasse?«, so fragte Otto Kirchheimer 1930 (1964: 20 f.). Fast dreißig Jahre 
später wollte Hans Achinger nicht mehr als die Vermutung äußern, daß staatliche Sozialpo- 
litik »merklichen Anteil an der Minderung des Gegensatzes zwischen Arbeiterschaft und 
Bürgertum hat«, aber nicht ausschließen, daß Klassengegensätze weiter bestünden bzw. sich 
neu und umbilden könnten (1958: 149). Zurückhaltung war am Platz. Der bundesdeutsche 
Wohlfahrtsstaat war noch im Aufbau. Irgendwelche systematischen empirischen Untersu- 
chungen darüber, wie und in welchem Maße wohlfahrtsstaatliche Institutionen die Lebens- 
lage der Arbeiterklasse verändert hatten, gab es nicht. Über die vermutliche Richtung dieser 
Veränderungen waren sich die Sozialwissenschaftler weithin einig. Der Wohlfahrtsstaat 
werde eine »soziale und rechtliche Einbürgerung des Arbeiters« in die bürgerliche Gesell- 
schaft (Jostock 1962: 11) zuwege bringen. 

Selbst einige marxistische Theoretiker hegten die Erwartung, daß die Lohnarbeiter im 
Wohlfahrtsstaat »deproletarisiert« würden (vgl. Strachey 1956: 350). Doch ist die marzisti- 
sche Tradition besonders ärmlich, wenn es darum geht, den durch staatliche Sozialpolitik 
möglicherweise hervorgerufenen Wandel der Klassenstruktur bürgerlicher Gesellschaften 
zu analysieren. Versucht sich einmal jemand daran, die »rights and powers of contemporary 
workers« zu erörtern (Cohen 1978: 241), dann gibt er sich vorschnell mit der Banalität zu- 
frieden, Lohnarbeiter, die kollektiv und organisiert handelten, seien dem Kapital gegenüber 
stärker als Einzelgänger, die auf eigene Faust handeln. Nicht einmal ansatzweise werden die 
Veränderungen der Organisationskapazität und der kollektiven Handlungsfähigkeit von 
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Lohnarbeitern behandelt, die wohlfahrtsstaatliche Institutionen mit sich bringen (vgl. Co- 
hen 1978: 241-245). Das mag vielleicht orthodox sein, fruchtbar ist es nicht. Selbst in eini- 
germaßen detaillierten empirischen Untersuchungen geben vermeintlich orthodoxe Marxı- 
sten lediglich zu, daß der Wohlfahrtsstaat die Struktur der privaten Haushaltseinkommen 
verändert habe, da mittlerweile staatliche Sozialtransfers (wie Renten, Kinder- und Wohn- 
geld, Stipendien) ganz selbstverständlich zum regelmäßigen Einkommen der meisten Ar- 
beiterhaushalte, aber natürlich nicht nur dieser, zählten (vgl. Bischoff u.a. 1982). Dieser 
Sachverhalt wird einerseits mit dem Allerweltsterminus »Vergesellschaftung« belegt, ande- 
rerseits durch die vielfach wiederholte Behauptung entschärft, daß sich an der Klassen- 
struktur dadurch nichts geändert habe. Zwar sei es der Arbeiterbewegung gelungen, die 
staatliche Sozialpolitik dauerhaft im Sinne proletarischer Klasseninteressen zu beeinflussen, 
aber am prinzipiellen Zusammenhang zwischen bürgerlicher Klassengesellschaft und Klas- 
senstaat sei deshalb nicht zu rütteln (vgl. Bischoff u.a. 1982: 156 f.; Herkommer 1983: 79 f.). 
Staatliche Sozialpolitiken verändern, beabsichtigt oder unbeabsichtigt, die Klassenstruktur, 
ja sogar die gesamte Struktur der sozialen Ungleichheiten in der bürgerlichen Gesellschaft 
— das ist in der Tat ein unerhörter Gedanke in der marzistischen Tradition. Darin werden 
Strukturveränderungen des Staates (z.B. von Staatsinterventionen zum Interventionsstaat 
oder von staatlicher Sozialpolitik zum Sozialstaat) als Folge von Strukturveränderungen in 
der bürgerlichen Klassengesellschaft betrachtet, nicht anders herum. Die Klassenstruktur 
der bürgerlichen Gesellschaft soll in dieser Tradition aus der Struktur der kapitalistischen 
Produktionsweise zureichend erklärt werden; Klassenlagen und die Struktur der Klassen- 
beziehungen in der bürgerlichen Gesellschaft hat der marxistische Sozialwissenschaftler, 
der sich mit Politikanalyse befaßt, als fix und fertiges Datum zu nehmen. Zwei Behauptun- 
gen stützen die orthodoxe Sicht: Der Staat sei nicht nur historisch durch die bürgerliche 
Klassengesellschaft bedingt, sondern auch im Kontext der bürgerlichen Gesellschaft kein 
selbständiges handlungsfähiges Subjekt (bzw. eine Vielzahl von miteinander verbundenen 
kollektiven Akteuren wie etwa eine Armee). Sein Tun und Lassen berühre keinesfalls die 
Verhältnisse der gesellschaftlichen Produktion, woher die Ungleichheitsbeziehungen zwi- 
schen den Klassen letztendlich stammten. Um dieser schönen Dogmen willen muß ein ge- 
lernter Marxist standhaft behaupten, daß es keiner wohlfahrtsstaatlichen Politik je gelingen 
werde, etwas an der »wesentlichen«, »inneren Natur« der kapitalistischen Gesellschaft zu 
verändern. 

Wer von dieser Tradition nicht vorbelastet ist, kann weit unbefangener Hypothesen auf- 
stellen. So hat Rainer Lepsius vorgeschlagen, die zusätzliche Dimension sozialer Ungleich- 
‘ heit, die der Sozialstaat hervorbringt, indem er soziale Ungleichheiten bearbeitet, auf den 
Begriff der »Versorgungsklasse« zu bringen. Als »Versorgungsklasse« solle — im Anschluß 
an Max Webers Unterscheidung zwischen »Besitz-« und »Erwerbsklassen« — eine Klassen- 
lage bezeichnet werden, die in erster Linie durch »Unterschiede in sozialpolitischen Trans- 
fereinkommen und Unterschiede in der Zugänglichkeit zu öffentlichen Gütern und 
Dienstleistungen« bestimmt werden (Lepsius 1979: 179). Ob einem die Terminologie 
schmeckt oder nicht, die vom Sozialstaat strukturierte soziale Ungleichheit läßt sich damit 
beschreiben. In dieser Perspektive erscheinen z.B. Frauen, aber auch Jugendliche und Alte, 
nicht zu vergessen ethnische Minderheiten als »negativ privilegierte Versorgungsklassen«, 
wenn auch ihre politische Unterprivilegierung verschiedene Formen und Grade hat. Wei- 
ße, männliche und erwachsene Lohnarbeiter erscheinen dagegen als eine »positiv privile- 
gierte Versorgungsklasse«, die allerdings wieder in verschiedene Gruppen von »Überprivi- 
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legierten« auseinanderfällt. Folglich wäre der Sozialstaat durchaus imstande, die »Arbeiter- 
klasse« weiter aufzuspalten und zusätzliche Hindernisse für eine mögliche »Klasseneinheit« 
des Proletariats aufzurichten. 

Erheblich weiter geht die Hypothese, die neuerdings Beck (1983) mit Verve vertritt: Unter 
den Bedingungen »wohlfahrtsstaatlicher Massendemokratien«, eines »wohlfahrtsstaatlich 
organisierten Arbeitsmarkts«, einer »staatlich regulierten Lohnarbeit« (Beck 1983: 41, 42 £., 
45) vollziehe sich ein »Individualisierungsprozeß«, der die Ungleichheiten der Klassenlagen 
zwar keinesweges zum Verschwinden bringe, aber doch der Bindung an eine gemeinsame 
Klassenlage auf Dauer jede Relevanz für individuelles oder kollektives Handeln raube. Die In- 
dividualisierung treffe in erster Linie Lohnarbeiter und gehe mit einer beträchtlichen Aus- 
dehnung der Lohnabhängigkeit einher. Der Wohlfahrtsstaat gebe dem Individualisierungs- 
prozeß freies Spiel, indem er »materielle Verelendung« als Bedingung der Klassenbildung 
überwinde und traditionelle, »ständische« Gemeinschaften in der Arbeiterbevölkerung auf- 
löse (vgl. Beck 1983: 48-52). Unter dem »Druck wohlfahrtsstaatlich organisierter Lebens- 
welt« (ebd. 54) werde die wachsende Schar der Lohnabhängigen unaufhaltsam in vereinzelte, 
bindungslose Privatpersonen oder Privatfamilien zersplittert. Die fortschreitende Individua- 
lisierung der Lebensweise auf Basis einer andauernden Individualisierung der Arbeitsmarkt- 
existenz mache die Formierung von Menschen gleicher proletarischer Klassenlage zu einer 
»sozialen Klasse«, einem Handlungskollektiv, je länger je mehr illusorisch. Allerdings ist 
Beck vorsichtig genug, um einzuräumen, daß die fortschreitende Zersetzung »ständischer 
Kollektive«im Wohlfahrtsstaat durchaus den Beginn einer neuartigen Klassenbildung einläu- 
ten könne. Gemeinsamkeit von Interessen, Klassensolidarität gar, sei im Wohlfahrtsstaat al- 
lererst durch organisiertes politisches Handeln herzustellen (vgl. Beck 1983: 63-66). 


3. Die tragende Rolle des Staates in der Klassentheorie 


Es war in der sozialistischen Arbeiterbewegungen immer eine hochpolitische Frage, wer wo- 
durch zum »echten Proletarier« werde. Klassentheorie war dort immer politische Theorie, 
die entscheiden sollte, wer »dieeigenen« und wer »dieanderen«sind. Im Wohlfahrtsstaat wer- 
den die Klassenbeziehungen so wie andere soziale Ungleichheitsbeziehungen politisiert; jede 
Diskussion über soziale Ungleichheiten im Wohlfahrtsstaat leidet an Überpolitisierung. 
Denn der Wohlfahrtsstaat erhebt derlei Beziehungen zu politischen und rechtlichen Institu- 
tionen (vgl. Geiger 1949) und er gründet seinen Legitimitätsanspruch darauf, daß er (mittels 
solcher Institutionen) soziale Ungleichheiten wo möglich reduziert. 

In der austromarxistischen Tradition sollte Klassenanalyse die verschiedenen möglichen 
Klassenlagen in einer kapitalistischen Gesellschaft nicht nur unterscheiden, sondern zugleich 
in Beziehung setzen als »Glieder des Herrschaftssystems des kapitalistischen Staats« (Bauer 
1980: 211). Die kapitalistische Ökonomie wurde hier so politisch genommen, wie sie war. 
Produktionsverhältnisse in der bürgerlichen Gesellschaft galten als politisch bestimmte Ver- 
hältnisse (vgl. Hilferding 1954: 302 f.); die Tendenz zur fortschreitenden »Verrechtlichung« 
und »Durchstaatlichung« der kapitalistischen Ökonomien hatten die Austromarxisten 
schon frühzeitig ausgemacht (vgl. Renner 1918). In jüngster Zeit haben einige amerikanische 
Neomarzisten dies »politische Element« in den Klassenbeziehungen der bürgerlichen Gesell- 
schaft für sich (wieder)entdeckt (vgl. Burawoy 1979; Przeworski 1982; Wright 1982). Das 
»politische Element« wird entweder mit »Herrschaftsverhältnissen« im Produktionsprozeß 
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oder mit Herrschaftsverhältnissen schlechthin (Burawoy und Wright) oder.mit »strategi- 
schem Handeln« von Individuen oder Gruppen im Blick auf Klassenpositionen (Przeworski) 
gleichgesetzt. Ich halte es für fruchtbarer, mit einem altmodisch »engen« Politikbegriff zu 
operieren. Politik soll demnach hier heißen: staatliches oder auf den Staat bezogenes Han- 
deln. Ohne Politik in diesem Sinne lassen sich die Klassenstrukturen der kapitalistischen Ge- 
sellschaft auch in vor-wohlfahrtsstaatlichen Zeiten nicht begreifen. Klassen in der bürgerli- 
chen Gesellschaft sind nicht außerhalb ihrer Beziehungen zu anderen Klassen zu verstehen. 
Aber ebensowenig kann man sich einen adäquaten Begriff von den Klassen der bürgerlichen 
Gesellschaft machen, wenn man von ihren Beziehungen zum bürgerlichen Staat absieht. Die 
Beziehungen der Klassen untereinander sind nicht zu begreifen ohne die Beziehungen jeder 
Klasse zum Staat, und umgekehrt. 


3.1 Der Staat in der Marxschen Klassentheorie 


Auf den ersten Blick kommt dem Staat in Marx’ Klassentheorie nur eine Nebenrolle zu, die 
zudem rasch ausgespielt ist. Er kann neue Produktionsverhältnisse schaffen helfen, in denen 
sich neue Klassenlagen ausbilden, und er kann der kapitalistischen Produktionsweise auf die 
Sprünge helfen, indem er große Menschenmassen zwingt, sich ihrer proletarischen Klassenla- 
ge gemäß auch als Lohnarbeiter zu verhalten. 

»Sie (die freien Lohnarbeiter MK) müssen erst gezwungen werden zu den vom Kapital gesetz- 
ten Bedingungen zu arbeiten. Der Eigentumslose ist mehr geneigt, Vagabund und Räuber 
und Bettler als Arbeiter zu werden. Dies versteht sich erst von selbst in der entwickelten Pro- 
duktionsweise des Kapitals. In der Vorstufe des Kapitals Staatszwang, um die Eigentumslosen 
in Arbeiter zu verwandeln zu dem Kapital günstigen Bedingungen, die hier noch nicht durch 
die Konkurrenz der Arbeiter unter sich selbst ihnen aufgezwungen sind.« (Marx 1953: 624) 
Folglich gab es für Marx, in der Vorgeschichte des Kapitalismus, ein Problem der »Proletari- 
sierung«, d.h. der Verwandlung von eigentums- und bindungslosen, aber arbeitsfähigen Men- 
schen in Lohnarbeiter, aber es gibt dies Problem im entwickelten Kapitalismus, dank der 
Konkurrenz der Lohnarbeiter untereinander bzw. dank »Erziehung, Tradition, Gewohn- 
heit«, wie Marx später hinzusetzt (1968: 765), nicht mehr. Wäre dem so, könnte man auch alle 
Hoffnungen des Sozialisten Marx als persönliche Glaubenssache abtun, die gerade darauf be- 
ruhen, daß im Fortgang der einmal etablierten, entwickelten kapitalistischen Produktions- 
weise eine wachsende Zahl von Lohnarbeitern gegen die Lohnarbeit als Existenzform rebel- 
lieren. Sieht man von jeglicher staatlichen Intervention ab, dann gibt es überhaupt keinen 
zwingenden Grund, warum besitz- und bindungslose, aber arbeitsfähige Individuen Lohnar- 
beit überhaupt, geschweige denn als normale und lebenslange Existenzform akzeptieren soll- 
ten. Gerade mit Marx läßt sich zeigen, daß reine Lohnarbeit im reinen Kapitalismus eine auf 
Dauer unmögliche Existenzweise ist, weil sie mit schöner Regelmäßigkeit für jeden Lohnar- 
beiter im Pauperismus mündet (vgl. Krätke 1984: 103 ff., 107 f.). Zudem haben Proletarier 
auch im entwickelten, reinen Kapitalismus eine Reihe von Alternativen zur Lohnarbeit. Sie 
können allerlei kriminelle Karrieren einschlagen oder versuchen, vor der Lohnarbeit in eine 
Form der Selbständigkeit zu entfliehen. Auch da stehen ihnen verschiedene Wege offen. Sie 
können versuchen, als Einzelne oder alseinzelne Familie eine kleine, selbständige Position als 
Warenproduzenten oder -händler zu gewinnen, oder sie können in kleineren oder größeren 
Kollektiven einen genossenschaftlichen Betrieb zu gründen versuchen, um so ihr eigener 
Herr zu bleiben. Eine Zwischenposition nehmen diejenigen ein, die Lohnarbeit und Lohnab- 
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hängigkeit nur teilweise oder nur vorübergehend für sich oder ihre Familie akzeptieren; sei 
es, daß sie an eigenem Haus und Grund festhalten bzw. diese durch Lohnarbeit wieder zu er- 
werben suchen, um sich dann durch Eigenarbeit mit eigenen Mitteln wenigstens teilweise 
vom Arbeitsmarkt unabhängig machen zu können; sei es, daß Lohnarbeit nur zeitweilig ge- 
leistet wird, um die Mittel für den Sprung in die Selbständigkeit zu erwerben, selbst wenn die- 
se Flucht aus der Lohnarbeit erst der nächsten Generation gelingt. Die Emigration von po- 
tentiellen Lohnarbeitern erweitert nur das räumliche Feld dieser Alternativen; die weitaus 
meisten Arbeitsemigranten waren und sind Lohnarbeiter auf Zeit. Schließlich gibt es noch 
die Alternative des Pauperismus, der individuellen oder kollektiven Vagabundage und Bette- 
lei, die ohne staatliche Repression (und bei günstigen klimatischen Bedingungen) wenigstens 
zeitweise attraktiv erscheinen mag. 

Staatliche Sozialpolitik modifiziert diese Alternativen und hat insofern auch Einfluß darauf, 
wieweit sich individuelle Proletarier ihrer Klassenlage gemäß verhalten oder nicht. Den 
Ausweg in die Kriminalität sucht schon der bürgerliche Rechtsstaat abzuschneiden. Das ge- 
lingt ihm auf die Dauer und für die Masse der proletarischen Bevölkerung nur, wo es die Al- 
ternative »ehrbare«, »anständige« Lohnarbeit überhaupt und in hinreichendem Umfang 
gibt. Der bürgerliche Wohlfahrtsstaat fördert, wenn auch stark selektiv, die Alternative »in- 
dividuelle Selbständigkeit«; die Alternative »kollektive Selbständigkeit« im Genossen- 
schaftsbetrieb wurde lange behindert, bevor sie »anerkannt« und selektiv gefördert wurde. 
Vor allem aber sucht er die Alternative »Lohnarbeit« selbst so attraktiv zu gestalten, daß ihr 
die Masse der Proletarier nicht mehr um beinahe jeden Preis entrinnen will. Erst der Wohl- 
fahrtsstaat macht aus der Lohnarbeit eine stabile und sozusagen »mehrheitsfähige«, für die 
große Masse der Proletarier akzeptable Existenzform, die den Vergleich mit sehr vielen 
»selbständigen« Existenzen aushält. Er schafft das, indem bzw. soweit er die Lohnarbeit in 
mehreren Hinsichten »deproletarisiert«: Zum ersten institutionalisiert er verschiedene öko- 
nomische und soziale Sicherheiten für Lohnarbeiter, die es dem einzelnen Proletarier in der 
Tat gestatten, auf Dauer von Lohnarbeit zu leben und selbst kürzere Perioden der Beschäfti- 
gungslosigkeit durchzustehen. Zweitens eröffnet er Proletariern Zugänge zu verschiedenen 
Formen privaten Eigentums und reguliert diese mit Hife verschiedenster Formen von öf- 
fentlichen Krediten und Zuschüssen; zudem verschafft er ihnen, wo nötig, Zugang zu öf- 
fentlichen Gütern aller Art. Drittens gibt er Poletariern als Lohnarbeiter individuelle und 
kollektive Rechte und institutionalisiert Formen, in denen Lohnarbeiter ihre spezifischen 
ökonomischen Interessen verfechten und durchsetzen können. Er macht also ein Ende mit 
der Rechtlosigkeit des Proletariers im bürgerlichen Rechtsstaat für diejenigen Proletarier, 
die auf Dauer Lohnarbeiter werden. Viertens trägt er zur Ausdifferenzierung und Institutio- 
. nalisierung von regelrechten Lohnarbeiterkarrieren bei, erhöht also die Attraktivität der Al- 
ternative »Lohnarbeit«, indem er eine Reihe von Aufstiegsmöglichkeiten innerhalb der 
Lohnarbeit eröffnet — im wesentlichen durch ein System von öffentlichen Ausbildungs- 
pflichten und -angeboten. Schließlich verpflichten sich viele, nicht alle, Wohlfahrtsstaaten 
dazu, für Beschäftigung zu sorgen, wenn dies auch im Anrechtssystem des Wohlfahrtsstaats 
das schwächste aller Anrechte ist. 

In einem ausgewachsenen Wohlfahrtsstaat ist daher Lohnarbeit bzw. eine bestimmte Lohn- 
arbeitskarriere in der Tat eine Alternative, für die sich Proletarier auch ohne »Erziehung, 
Tradition, Gewohnheit« (also auch Neuproletarier der ersten Generation) rational entschei- 
den können (vgl. Przeworski 1982: 310). Indem sie die Alternative »Lohnarbeit« für die 
Masse der Proletarier auf Dauer attraktiv erhält, wirkt staatliche Sozialpolitik fortwährend, 
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nicht nur in grauer Vorzeit, »arı der Konstitution der Arbeiterklasse mit« (Lenhardt/Offe 
1977: 106). 

Ebenso läßt sich zeigen, daß sich keine Klasse von Kapitalisten bilden oder erhalten könnte 
ohne fortwährende Staatsinterventionen. Um Kapitalisten zu werden, müssen einige Mit- 
glieder der bürgerlichen Gesellschaft erst einmal »Privateigentümer« sein. Um private Wa- 
renproduzenten zu werden, müssen sie Märkte vorfinden; um Geld in Kapital zu verwan- 
deln, müssen sie überhaupt erst einmal Geld in einer gesellschaftlich gültigen Form in die 
Hände bekommen. Um einen privaten Produktionsbetrieb zu gründen und zu erhalten, 
müssen sie alle nötigen Produktionsmittel als käufliche und verkäufliche Waren vorfinden. 
All diese »Basis-Institutionen« einer kapitalistischen Produktionsweise sind nicht das auto- 
matische Produkt der kapitalistischen Produktion selbst, sondern werden durch staatliche 
Interventionen geschaffen und durch fortlaufende staatliche Regulierungen am Leben gehal- 
ten. Schon einfache Warenmärkte kommen nicht ohne staatliche Regulierung, zum minde- 
sten in der elementaren Form einer Marktordnung und Marktpolizei, aus. Noch viel weniger 
solche extrem künstlichen Gebilde wie Arbeitsmärkte, Geld- und Kapitalmärkte, Märkte für 
Immobilien, die für den entwickelten Kapitalismus unverzichtbar sind. Geld kann seine ver- 
schiedenen Funktionen nur erfüllen, wenn seine besonderen funktionellen Formen vom 
Staat reguliert und kontrolliert werden; noch mehr gilt dies vom Kreditgeld in allen seinen 
Formen (vgl. Krätke 1985). Privates Eigentum an Produktionsmitteln setzt mindestens vor- 
aus, daß der Staat private Eigentumsreche selbst respektiert und sie gegenüber Dritten garan- 
‘tiert. Ohne eine, wenigstens implizite Beziehung zum Staat sind schon die einfachsten Ele- 
mente des Kapitals begrifflich nicht zu fassen. Aber auch wenn diese alle fraglos gegeben sind, 
muß sich nicht jedes vermögende Privatindividuum in einer Warenökonomie automatisch in 
einen Kapitalisten verwandeln. Der potentielle Kapitalist ist nicht aus Mangel an Alternati- 
ven gezwungen, sein Geld und Gut in Kapital zu verwandeln; er kann es ohne weiteres auch 
standesgemäß verzehren oder ausgeben, um seinen Grundbesitz zu vermehren. Wenn er 
Geld ın Kapital verwandeln will, stehen ihm wieder verschiedene Alternativen offen: Er 
kann es in produktives oder ‘Handelskapital, aber ebensogut auch in zinstragendes oder ren- 
tetragendes Kapital verwandeln. Diese Alternativen präsentieren sich nicht nur den Kapitali- 
sten der ersten Generation oder jedem individuellen Kapitalisten einmal, sondern allen Kapi- 
talisten immer wieder. Die Möglichkeit, Geld und/oder Kapital zu exportieren, erweitert 
nur das Feld, auf dem sie ihre Wahl treffen können. Der bürgerliche Staat versucht seit jeher, 
diese Wahl zu beeinflussen, d.h. namentlich die relativ risikoreichste Alternative »Verwand- 
lung von Geld in produktives Kapital« hinreichend attraktiv zu gestalten, um möglichst viele 
vermögende Privatleute zur industriellen Warenproduktion zu verlocken. Entgegen dem po- 
pulären Mythos vom staatlichen »Laissez-Faire« (vgl. Nef 1940; Brebner 1948) hat der bür- 
gerliche Staat immer schon eine wesentlicheRolle bei der Konstitution einer Klasse von indu- 
striellen und kommerziellen Kapitalisten gespielt. 


3.2 Die Komplexität der Marxschen Klassentheorie 


Konstitutionsprobleme (was macht aus besitzlosen Proletariern Lohnarbeiter und aus ver- 
mögenden Privatleuten Kapitalisten?) behandelt Marx nicht explizit. Er setzt die ökonomi- 
schen Hauptklassen voraus und untersucht, was zwischen ihnen vorgehen kann und muß. 
Sein Beitrag zur Klassentheorie, so wie er in der Kritik der Politischen Ökonomie vorliegt, 
besteht in einer Theorie der Ausbeutung und einer Theorie der (industriellen) Herrschaft. 
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Kapitalisten und Lohnarbeiter, das ist das Fazit dieser beiden Theorien, müssen sich in einer 
Warenökonomie unweigerlich als Ausbeuter und Ausgebeutete, als Herrscher und Be- 
herrschte verhalten (vgl. Giddens 1973: 29). Ihre soziale Ungleichheit geht natürlich noch er- 
heblich weiter, aber hier, in der Ausbeutungs- und Herrschaftsbeziehung, liegt der Grund ih- 
res Konflikts; eines Konflikts, der nach Marx’ Ansicht in der kapitalistischen Gesellschaft 
selbst nicht befriedet werden kann. 

Gegen diese, auch im Neomarxismus dominante Version der Marxschen Klassentheorie 
(vgl. Zeitlin 1980: 3 ff.; Szymanski 1983: 77 ff.) läßt sich zweierlei einwenden: Zum ersten 
gibt es eine Reihe anderer möglicher Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnisse in der bür- 
gerlichen Gesellschaft, an denen Lohnarbeiter und Kapitalisten auch, aber nicht allein und 
nicht primär als Lohnarbeiter und Kapitalisten beteiligt sind. Weil es in einer bürgerlichen 
Gesellschaft auch Marktausbeutung, die in der Regel ohne Herrschaft, mit bloßem »stum- 
men Zwang der Verhältnisse« auskommt, Steuerausbeutung durch den Staat, die auf politi- 
scher Herrschaft beruht, Ausbeutung von Familienarbeit und speziell von Hausarbeit, die 
auf einem speziellen patriarchalischen Herrschaftsverhältnis aufbaut, koloniale und/oder 
rassische Ausbeutung, die teils politische Herrschaft, teils gesellschaftlich anerkannte Dis- 
kriminierungen von »Andersartigen« voraussetzt, gibt und geben muß, deshalb versteht 
sich die Prominenz des möglichen Klassenkonflikts zwischen Lohnarbeitern und Kapitali- 
sten keineswegs von selbst. Es ist ohne weiteres denkbar, daß die Masse der individuellen Ka- 
pitalisten und Lohnarbeiter sehr viel stärker in Konflikten um diese Ausbeutungs- und 
Herrschaftsverhältnisse engagiert sind, in denen sich aber weder die Lohnarbeiter noch die 
Kapitalisten stets oder überwiegend in der gleichen Konfliktpartei wiederfinden. Steuer- 
kämpfe im modernen Steuerstaat sind z.B. nur ausnahmsweise Klassenkämpfe zwischen Ka- 
pitalisten und Lohnarbeitern, obwohl diese fortlaufend in Steuerkämpfe verstrickt sind (vgl. 
Krätke 1984: 262 ff.). Zum zweiten muß ein Ausbeutungsverhältnis nicht automatisch zum 
Konflikt und Kampf führen (Therborn 1980: 9) — vor allem dann nicht, wenn die Gegensät- 
ze zwischen Herrschenden und Beherrschten bzw. zwischen Ausbeutern und Ausgebeute- 
ten in graduelle Autoritäts- bzw. Reichtumsunterschiede transformiert werden können. Die 
Herrschaft des Kapitalisten über die Lohnarbeiter in seinem Produktionsbetrieb muß kei- 
neswegs die »Despotie« bleiben, als die Marx sie seinerzeit beschrieben hat. Die Kapitalisten- 
herrschaft wird entpersönlicht (vgl. Cottrell 1984), professionalisiert und vor allem hoch- 
komplex organisiert, d.h. nicht zuletzt auch bürokratisiert. Mögliche Autoritätskonflikte 
werden teils durch Teilung und Delegation von Entscheidungsbefugnissen, teils durch die 
Institutionalisierung von Mit- und Rücksprache bei betrieblichen Entscheidungen ent- 
schärft (vgl. Lepsius 1979: 197 £.). Eine professionalisierte »Unternehmensleitung« kann 
enorme Böcke schießen; solange sie sich den organisationsinternen Normen gemäß verhält, 
wird sie ihren Untergebenen nicht als illegitime Herrschaft erscheinen (vgl. Burawoy 1979). 
Gerade solche leicht legitimierbaren Formen betrieblicher Herrschaft erlauben es, Konflik- 
te institutionell durch neue Teilungen oder Delegationen von Entscheidungen oder Ent- 
scheidungsbefugnissen zu bearbeiten — jedenfalls solange, bis der absolute »Grenzfall« der 
Organisationsauflösung (Stillegen eines Betriebes) eintritt. Und auch die kapitalistische Aus- 
beutung muß, im Wohlfahrtsstaat zumindest, nicht bleiben, was sie war. Vorausgesetzt, es 
gelingt, den elementaren Widerstand der Ausbeutungsobjekte gegen »übermäßige«, weil ih- 
re physische und soziale Existenz bedrohende Ausbeutung, wie Marx ihn geschildert hat 
(vgl. 1968: 246 ff. u.ö), in einen institutionalisierten Streit um Maß und Grad der Ausbeu- 
tung zu verwandeln. Dann stünde, marxistisch gesprochen, nicht mehr der Mehrwert als 
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solcher, sondern die Höhe der Mehrwertrate bzw. und tendenziell wichtiger die Verteilung 
des Mehrwerts zwischen Lohnarbeitern, verschiedenen Kapitalistengruppen und Staat zur 
Debatte. 

Um die theoretische Möglichkeit einer solchen Gradualisierung von Konflikten um die Aus- 
beutung zu beurteilen, muß man wissen, wie und warum Ausbeutung von Lohnarbeitern 
durch Kapitalisten in einem Prozeß der Warenproduktion möglich ist, von anderen Formen 
der kapitalistischen Ausbeutung von Lohnarbeitern noch ganz abgesehen. Jede Ausbeu- 
tungstheorie in der Tradition von Marx stellt einen Versuch dar, einen Kausalzusammen- 
hang zwischen mindestens zwei ökonomisch ungleichen Klassenlagen herzustellen. In allge- 
meinster Form besagt jedwede »marzistische« Ausbeutungstheorie, daß es einen eindeutigen 
kausalen Zusammenhang gebe zwischen a) der ungleichen Wohlfahrt bzw. der ungleichmä- 
Rigen Wohlfahrtsvermehrung der Klassen X und Y — Klasse X geht es schlecht oder relativ 
schlechter, weil und insoweit es Klasse Y gut oder relativ besser geht — und zwischen b) der 
ungleichen Verteilung produktiver Ressourcen zwischen Klasse X und Klasse Y — Klasse X 
besitzt nichts von einer bestimmten Ressourcenart oder weniger und schlechtere Ressourcen 
einer anderen Art, weil und insoweit Klasse Y alle Ressourcen der einen oder mehr und besse- 
re Ressourcen der anderen Art besitzt. Die ungleiche Verteilung der produktiven Ressourcen 
erlaubt der Klasse X, sich Arbeit, Arbeitsprodukte oder, in einer Warenökonomie, Werte 
von der Klasse Y anzueignen, und sie zwingt letztere, sich das gefallen zu lassen. 

Im Kapitalismus setzen sich solche Klassen aus formal gleichberechtigten Marktteilnehmern 
zusammen. Sietreten nur durch Markthandlungen — vom Warenaustausch bis zum Kredit — 
miteinander in Beziehung. Daher müssen die Ressourcen, über die sie verfügen, auf Märkten 
verwertbar sein. Da jedes Individuum als freier, selbständiger Marktteilnehmer gilt, muß die 
Ressource menschliche Arbeitskraft im Kapitalismus quer durch alle möglichen Klassenlagen 
gleich verteilt sein. Gleich sind natürlich nicht die individuellen Arbeitskräfte verteilt, son- 
dern nur die individuellen Verfügungsgewalten darüber: Jedem einzelnen gehört seine eigene 
Arbeitskraft und keinem gehört die Arbeitskraft einesanderen. Wenn für eine bestimmte Ar- 
beit dieeigene Arbeitskraft nicht ausreicht, muß die Arbeitskraft anderer gekauft werden. Da- 
mit aus solchen Lohnarbeitsverhältnissen ein einseitiges und unumkehrbares Ausbeutungs- 
verhältnis wird, müssen die übrigen produktiven Ressourcen in spezifischer Weise ungleich 
verteilt sein. Eine Klasse von Lohnarbeitern, die sich ausbeuten lassen müssen und nicht inder 
Lage sind, den Spieß umzudrehen und ihrerseits andere Marktteilnehmer auszubeuten, ent- 
steht dann und nur dann, wenn a)einem Teil der Marktteilnehmer alle möglichen Zugänge zu 
Produktionsmitteln versperrt werden, dieesihnen gestatten könnten, alsselbständige Waren- 
produzenten zu arbeiten, und wenn b) denselben Marktteilnehmern zugleich jeglicher Zu- 
gang zu Subsistenzmitteln verwehrt wird, so daß sie nicht ohne Arbeit leben und auch nicht 
für ihre eigene Subsistenzarbeiten können. Unter diesen Bedingungen gibt eseinen institutio- 
nalisierten Zwang zur Lohnarbeit für einen Teil der Marktteilnehmer. Die von allen Produk- 
tions- undSubsistenzmitteln ausgeschlossenen Marktteilnehmer sind gezwungen, sich selbst, 
d.h. ihre individuelle Arbeitskraft, um ihres bloßen Lebensunterhaltes willen zu verkaufen; 
sie müssen es sich daher gefallen lassen, daß dieMarktteilnehmer, die Zugang zu Produktions- 
mitteln haben und sie anheuern, sich ihre Mehrarbeit aneignen. 

Kann ein bürgerlicher Wohlfahrtsstaat an dieser Ungleichverteilung produktiver Ressourcen 
etwas ändern, so daß der Lohnarbeitszwang reduziert wird und die Lohnarbeiter das Maß ih- 
‚rer eigenen Ausbeutung mitbestimmen können? Damit Lohnarbeiter von der Lohnarbeit le- 
ben und gut leben können, müssen Kapitalisten von der Lohnarbeit profitieren können; da- 
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mit Kapitalisten von der Lohnarbeit profitieren können, müssen Lohnarbeiter von der 
Lohnarbeit auf Dauer gut genug leben können, um nicht aus der Lohnarbeit zu fliehen. Der 
institutionalisierte Lohnarbeitszwang muß reduziert werden, um Fluchtbewegungen aufzu- 
halten, er darf aber nicht zu stark reduziert werden, so daß Auswege in Nicht-Lohnarbeit 
gefördert und den potentiellen Kapitalisten der Spaß an der Kapitalbildung durch widerbor- 
stige Proleten verleidet wird. Wenn Nicht-Lohnarbeit für diejenigen, die von Produktions- 
und Subsistenzmitteln ausgeschlossen sind, verunmöglicht wird, dann muß wenigstens 
Lohnarbeit regelmäßig ermöglicht werden. Angesichts dieses Dilemmas hat der bürgerliche 
Staat bislang in der Regel einige stark bewachte und regulierte Zugänge zu Subsistenzmitteln 
für Lohnarbeiter eröffnet, statt z.B. die produktiven Ressourcen neu zu verteilen. Das lag 
um so näher, als die proletarische »Besitzlosigkeit«, ihre effektive Ausschließung von allen 
Produktions- und Subsistenzmitteln selbst schon wesentlich politisch bestimmt war. Der- 
selbe Staat, der die Proleten von Subsistenzmitteln ausgeschlossen hat, die ihnen traditionell 
zukamen, eröffnet wiederum einige institutionelle Zugänge zu solchen Subsistenzmitteln 
und stellt zugleich die Zugangsbedingung: »Nur für Lohnarbeiter«. 


4. Deproletarisierung der Lohnarbeiter — Proletarität im Wohlfahrtsstaat 


Ohne eine massenhafteProletarisierung kann sich die kapitalistische Produktionsweise nicht 
durchsetzen; aber ohne eine langsame, schrittweise, doch auf die Dauer nicht weniger mas- 
senhafte Deproletarisierung kann sich keine Lohnarbeiterklasse im Kapitalismus ausbilden. 
Proletarität im ursprünglichen Sinne, als Armut, Besitz-, Bindungs- und Heimatlosigkeit, ge- 
paart mit weitgehender Rechtlosigkeit und politischer Ohnmacht (vgl. Sombart 1906) ver- 
schwindet darum nicht. Sie wird aber institutionell von der Lohnarbeit abgetrennt und gerät, 
als mehr oder minder unbeabsichtigte Folge der sozialpolitischen Institutionalisierung der 
Lohnarbeit, zu einer besonderen »Unterklassenlage«. Darin ist zwar von Ausbeutung keine 
Rede mehr. Doch hat der moderne Lohnarbeiter allen Grund, dem seine institutionalisierte 
und regulierte Ausbeutung vorzuziehen. 


Die Ware Arbeitskraft, der einzige marktmäßig verwertbare Besitz eines Lohnarbeiters, ist 
die einzige Ware, die sich selbst zu Markte tragen und austauschen muß. Selbst wenn ein 
Proletarier nur für ein Lohnarbeiterdasein erzogen und ausgebildet sein sollte, seine Eltern 
und Erzieher können ihn nicht verkaufen, das muß er schon selbst tun. Zudem muß der das 
immer wieder von neuem tun, da eine Arbeitskraft stets nur auf Zeit verkauft werden kann. 
Jedem Lohnarbeiter steht es fortlaufend frei, der Lohnarbeit zu entlaufen, vorausgesetzt, er 
findet eine verlockende ökonomische Alternative. Daß er regelmäßig und dauerhaft am Ar- 
beitsmarkt teilnimmt, versteht sich keineswegs von selbst. Daher kann es sich der bürgerli- 
che Staat im Kapitalismus nur leisten, den »Zwang zum Selbstverkauf«, den die Proletarität 
bewirkt, zu lockern, wenn er gleichzeitig den deproletarisierten potentiellen Lohnarbeitern 
eine möglichst lebenslange Orientierung auf den Arbeitsmarkt bzw. auf Lohnarbeitsver- 
hältnisse und Lohnarbeitskarrieren beibringen kann. In der Tat haben die meisten Institu- 
tionen des Wohlfahrtsstaats, die den Arbeitsmarkt umringen und ihn so allererst dauerhaft 
etablieren, einen solchen doppelten Effekt: Sie lösen den Lohnarbeiter von der Proletarität, 
indem sie ihn zugleich um so fester an seinen politisch bestimmten Arbeitsmarkt- und Be- 
schäftigungsstatus binden. 
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4.1 Eigentumsrechte für die Besitzlosen 


Im und durch den Wohlfahrtsstaat erhalten Lohnarbeiter eine ganze Reihe von sozialen 
Rechten. Zwar sind dies noch weitgehend Sonderrechte für den »armen Arbeiter«, aber im 
Unterschied zu den Sonderrechten, unter denen Proleten im bürgerlichen Rechtsstaat davor 
standen (Armenrecht, Armenpolizei, aber auch Fabrikordnungen) werden sie im Sozial- 
und Arbeitsrecht als gleichwertige Rechtssubjekte behandelt (vgl. Tennstedt 1983). Im Ge- 
gensatz zu den älteren Schutzansprüchen der Unmündigen (Frauen, Kinder, Arme und 
Lohnarbeiter) werden soziale Rechte als vollwertige »Bürgerrechte« aufgefaßt (vgl. Marshall 
1950: 24 ff.). Viele Sozialwissenschaftler betrachten diese sozialen Bürgerrechte als vollwerti- 
gen Ersatz für die Rechte, die dem Lohnarbeiter als Nicht-Eigentümer von Produktions- 
und Subsistenzmitteln entgehen (vgl. Marshall 1950: 47 ff.; Lenski 1973: 121, 565 ff.; Gid- 
dens 1973: 158). 

Einen solchen Vergleich jedoch halten diese Rechte beileibe nicht aus. Als Anrechte bleiben 
sie unvollständig, beschränkt auf bedingte Einkommensansprüche und Nutzungsansprüche 
und in der Regel ohne effektive Kontroll- oder Dispositionsrechte. Anrechte auf öffentliche 
Güter und Dienste etwa haben in der Regel nur einen Auftragscharakter: Sie verpflichten den 
Staat, öffentliche Güter und Dienste z.B. im Gesundheits- und Erziehungswesen zu schaffen 
bzw. zu unterhalten, aber geben keinerlei garantierten Einfluß darauf, wann, wie und wo.der 
Staat solchen Verpflichtungen nachkommt. Diese öffentlichen Einrichtungen mögen noch 
so miserabel sein, der einzelne Staatsbürger kann als sein gutes Recht lediglich verlangen, von 
ihrem Gebrauch nicht ausgeschlossen zu werden. Am stärksten sind die erworbenen Ein- 
kommensansprüche im Rahmen der staatlichen Sozialversicherung; diese Einkommensrech- 
te gehen sogar mit einigen Kontrollrechten im Rahmen der institutionalisierten und zwi- 
schen Arbeitern, Unternehmern und Staat geteilten »Selbstverwaltung« einher. Aber auch 
diese Anrechte werden individuell erworben, ohne daß man individuell darüber verfügen 
könnte. Die Bedingungen, an die derlei Finkommensansprüche geknüpft sind, werden 
höchst einseitig autoritativ festgesetzt und sind stets wieder von Staats wegen veränderbar — 
sowohl zugunsten als auch zuungunsten der in die Versicherungspflicht genommenen Staats- 
bürger. Noch schwächer sind diejenigen Einkommensansprüche, die nicht durch Beitrags- 
zahlung erworben, sondern vom Staat gewährt werden. Mehr als zweckgebundene Zuschüs- 
se (Kindergeld, Wohngeld) gewährt der Staat nicht, und er gewährt sie auf Zeit und zu seinen 
Bedingungen. 

Die stärksten unter den sozialen Bürgerrechten, die Einkommensansprüche gegenüber den 
staatlichen Sozialversicherungen, sind von Anfang an als spezifische soziale Rechte der 
Lohnarbeiter, enger noch der Lohnarbeiter in der städtischen Großindustrie konstituiert 
worden (vgl. Perrin 1967: 306). Versicherungsformen der sozialen Sicherung sind überall 
politisch gegen ältere Formen der Armenunterstützung für alle Besitzlosen durchgesetzt 
worden (vgl. Rys 1964: 11 f.). Denn die Sozialversicherung sollte, speziell in Deutschland, 
wo sie wesentlich auf Betreiben von Großindustriellen zustande kam, ein spezielles Privileg 
für die Lohnarbeiter der Großindustrie bilden (vgl. Baron 1979: 22 f.). Damit ließ sich, im 
Unterschied zum System der ortsgebundenen Armenunterstützung und der Hilfskassen, 
die Mobilität der Industriearbeiter im Lande vergrößern, und zugleich eine Schranke gegen 
die Ab-und Auswanderung der benötigten qualifizierten Arbeitskräfte errichten. Nach und 
nach, und mit charakteristisch zeitlichen Vorsprüngen für einige und Verzögerungen für an- 
dere Lohnarbeitergruppen, die in der Regel ihren relativen Positionen am Arbeitsmarkt ent- 
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sprachen, sind fast alle Lohnarbeiter (verglichen mit den ursprünglich erfaßten 10-15 %) in 
die deutsche Sozialversicherung aufgenommen worden (vgl. Alber 1982). Doch ist das so in- 
stitutionalisierte Bürgerrecht auf ein Einkommen ein Privileg geblieben, das nun Lohnar- 
beiter von anderen Besitzlosen unterscheidet. In der Sozialversicherung sind und bleiben 
Rechtsansprüche auf ein staatliches Transfereinkommen an die Beitragszahlung, mithin an 
ein Lohnarbeitsverhältnis gebunden, das in seiner sozialstaatlich institutionalisierten Form 
die Sozialversicherungspflicht für »Arbeitgeber« und »Arbeitnehmer« einschließt. Die Hö- 
he dieser Einkommensansprüche richtet sich nach der Dauer der Beschäftigung und nach 
der Höhe der Arbeitsverdienste. Eine ausgebaute staatliche Sozialversicherung verleiht da- 
her Lohnarbeitern einen besonderen, nach oben und nach unten deutlich abgegrenzten, 
»öffentlichen Status«. Den Platz über den Lohnarbeitern nehmen im Anrechtssystem eines 
Wohlfahrtsstaats diejenigen ein, die über volle Privateigentümerrechte verfügen, daher — 
wenigstens offiziell — auf besondere »soziale Rechte« leicht verzichten können. Unterhalb 
des Lohnarbeiterstatus aber verbleiben diejenigen, denen es nicht gelingt, ausreichende Ein- 
kommensansprüche an den Sozialstaat zu erwerben und die daher mit dem vorlieb nehmen 
müssen, was ihnen der Staat unter dem sanften Druck moralischer Verpflichtungen jeweils 
gewährt. Schon dadurch werden besitzlose Nicht-Lohnarbeiter zu Sozialstaatsbürgern 
»minderen Rechts«, weil schwächeren Rechts, gestempelt. 

Viele ökonomische Ungleichheiten zwischen Lohnarbeitern werden von den Sozialversi- 
cherungen einfach reproduziert. Niedrige Löhne, unregelmäßige Beschäftigung, hohes Un- 
fall- oder Gesundheitsrisiko, physische Erschöpfung bei fortschreitendem Alter und ent- 
sprechendes Sinken des Verdienstes werden in der Form niedrigerer Enkommensansprüche 
an die Sozialversicherung reproduziert, statt kompensiert. Lange haben daneben die Sozial- 
versicherungen auch Standesunterschiede zwischen Lohnarbeiter, die nichts mit unter- 
schiedlichen Arbeitsmarktpositionen, aber viel mit unterschiedlichen Positionen in der 
Herrschaftsorganisation kapitalistischer Unternehmen zu tun haben, instand gehalten und 
verstärkt. Die besonderen Versicherungen für Angestellte schufen »Versicherte erster und 
zweiter Klasse«. Spezielle Angestelltenprivilegien, wie bezahlter Urlaub oder Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall (die im Deutschen Reich seit 1861 für verschiedene Angestellten- 
gruppen gesetzlich geregelt wurden) wurden von den Sozialversicherungen reproduziert 
(vgl. Marwick 1980: 70 £.), andere als spezielle Sozialversicherungsprivilegien erst geschaffen 
— wie ein früheres Altersruhegeld, spezielle Berufs- statt bloßer Erwerbsunfähigkeitsrenten 
(vgl. Tennstedt 1981: 189). Viele dieser Privilegierungen sind im Zuge der Nachkriegsent- 
wicklung der Sozialversicherungen in der BRD aufgehoben worden (vgl. Alber 1982). Doch 
verstärken die Sozialversicherungen weiterhin Ungleichheiten zwischen Lohnarbeitern. 
Stabile, regelmäßige (Vollzeit)beschäftigung, eiserne Gesundheit, abgeschlossene Berufsaus- 
bildung und Aufstieg innerhalb der Betriebshierarchie braucht der Lohnarbeiter, um mög- 
lichst vollständige Einkommensrechte zu erwerben. 


4.2 Soziale Sicherheiten für Lohnarbeiter 


Wenn es der Wohlfahrtsstaat schaffe, auch dem Lohnarbeiter eine einigermaßen sichere 
Existenz zu garantieren, dann sei dem »kapitalistischen Klassenverhältnis ... der Stachel ge- 
nommen« (Geiger 1949: 169), so dachten viele Sozialwissenschaftler und fürchteten manche 
Sozialisten. Unsicher ist die ökonomische Existenz jedes Lohnarbeiters, der unter dem Ver- 
kaufszwang steht und keine fix und fertige Alternative zur Lohnarbeit hat. Er muß den 
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Verkauf seiner Arbeitskraft periodisch erneuern, kann aber nie wissen, ob und für wie lange 
ihm das gelingt. Ökonomische Sicherheit kann daher für Lohnarbeiter, die der Lohnarbeit 
nicht entfliehen wollen, heißen: Arbeitsplatzsicherheit, Beschäftigungssicherheit oder Ein- 
kommenssicherheit. Die erste und stärkste Form läuft auf eine Art »Arbeitsplatzbesitz« hin- 
aus; dem einzelnen Lohnarbeiter wird fortlaufende Beschäftigung in demselben Beruf und/ 
oder Betrieb garantiert, solange der betreffende Betrieb oder das betreffende Unternehmen 
bestehen. In der zweiten und schwächeren Form bekommt der Lohnarbeiter nur die Garan- 
tie einer erneuten Beschäftigung, sobald er beschäftigungslos wird. Man kann sich eine gan- 
ze Reihe von stärkeren und schächeren Beschäftigungsgarantien vorstellen, die der Staat je- 
dem einzelnen Lohnarbeiter gibt: Von der Garantie, jede beliebige Menge unverkäuflicher 
Arbeitskraft zu einem Festpreis zu kaufen, über allgemeine oder partielle Beschäftigungs- 
mengenauflagen für Unternehmer bis zu der Garantie, notfalls die Nachfrage der Unter- 
nehmer nach Arbeitskräften zu stimulieren. Statt Beschäftigung garantiert der Staat jedem 
einzelnen Lohnarbeiter ın der dritten Form ein Geldeinkommen auch dann, wenn der Ver- 
kauf seiner Arbeitskraft mißlingt. Je höher dies garantierte Geldeinkommen festgesetzt 
wird, je länger man es bekommen kann und je weniger Bedingungen der Staat dabei stellt, 
desto mehr wird dadurch der Verkaufszwang für Arbeitskraftbesitzer abgeschwächt. 
Eine Kombination von Beschäftigungs- und Einkommensgarantie bieten selbst die ältesten 
und reichsten unter den bürgerlichen Wohlfahrtsstaaten nur ausnahmsweise (einziges euro- 
päisches Beispiel: Dänemark), in der Regel beschränken sie sich auf einige, stark differen- 
zierte, Einkommensgarantien. Gesetzliche Kündigungsschutzregelungen, wie sie in allen 
Wohlfahrtsstaaten bestehen, verändern für den Lohnarbeiter bzw. für besondere, speziell 
geschützte Lohnarbeitergruppen nur die Periodizität ihres Selbstverkaufs, geben also nur ei- 
ne etwas weiter befristete Beschäftigungssicherheit. Außerhalb der BRD können auch 
Staatsbeamte jederzeit entlassen werden; ihr einziges Privileg bilden hier relativ starke Be- 
schäftigungsgarantien innerhalb des öffentlichen Sektors. Für die große Mehrheit der Lohn- 
arbeiter dagegen gibt es nur die bedingte und beschränkte Einkommenssicherheit, die die 
Sozialversicherungen zu bieten haben. 

In allen Sozialversicherungssystemen wird eine folgenreiche Unterscheidung getroffen zwi- 
schen a) legitimen Formen des zeitweiligen oder endgültigen Ausscheidens aus dem Arbeits- 
markt und b) Formen der Arbeitslosigkeit. Auf der einen Seite werden Ruhestand, Mutter- 
schaft, Krankheit und Arbeitsunfähigkeit als hinreichende Gründe für eine Existenz ohne 
Lohnarbeit und außerhalb des Arbeitsmarkts gesellschaftlich anerkannt. Für die Alten, Kran- 
ken, Invaliden unter den Lohnarbeitern wird der Verkaufszwang ganz oder zeitweilig suspen- 
diert bzw. zum moralischen Gesundungszwang sublimiert. Für alle übrigen, freiwillig oder 
unfreiwillig Arbeitslosen aber wird er weder aufgeschoben noch aufgehoben, sondern erst 
recht institutionalisiert. Ein regelmäßiges Geldeinkommen, das ihren privaten Lebensunter- 
halt sichert, erhalten Lohnarbeiter der erstgenannten Kategorien unter der Bedingung, daß sie 
in der Vergangenheit Lohnarbeit geleistet und regelmäßig ihre Sozialversicherungsbeiträge ge- 
zahlt haben. Für gesunde, voll arbeitsfähige Arbeitslose dagegen gibt es, allen mittlerweile 
auch »linken« Legenden zum Trotz (vgl. für viele Vobruba 1983: 125 ff.), nur den sicheren, 
stufenweisen Abstieg in den Pauperismus, vor dem sich nur retten kann, wer umgehend wie- 
der in Lohnarbeit zurückfindet. Einkommenssicherheit, die Garantie der finanziellen Unab- 
hängigkeit und die Garantie eines einmal erworbenen Lebensstandards, wird so zum Privileg 
für diejenigen, die ihre Arbeitskraft durch Lohnarbeit bereits verschlissen haben; für die übri- 
gen gibt es nur einen dosierten Abbau des Lebensstandards und der finanziellen Unabhängig- 
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keit, die fortschreitende Entwertung ihrer Arbeitskraft und schließlich die Ausgrenzung aus 
der Lohnarbeiterklasse, die Verstoßung in den Pauperismus. 

Doch bewirken die Sozialversicherungen für die Masse der Lohnarbeiter eine bemerkens- 
werte Stabilisierung ihrer Lebenseinkommen, vorausgesetzt, sie werden selten und stets nur 
kurzfristig krank oder arbeitslos. Namentlich die Altersrentenversicherungen haben den 
Lebenszyklus der Lohnarbeiter absolut verändert (vgl. Mooser 1984: 97): Im Sozialstaat ist 
für die Mehrheit der (männlichen) Lohnarbeiter die klassisch proletarische Perspektive der 
Armut und Verpauperung im Alter (vgl. Lande 1910: 100 ff.) von der Aussicht auf einen ma- 
teriell abgesicherten Ruhestand ohne Lohnarbeitszwang verdrängt worden. Der Ausbau der 
sozialen Sicherungsinstitutionen, vor allem der Rentensysteme für Lohnarbeiter, verführt 
immer mehr Lohnarbeiter dazu, sich voll und lebenslang auf Lohnarbeit als Existenzform 
einzulassen. Ein guter Indikator dafür ist der rasche und drastische Abbau der traditionellen 
Formen des landwirtschaftlichen (und sonstigen) »Nebenerwerbs«, der sich gerade für 
Lohnarbeiter in ländlich-kleinstädtischer Umgebung während der Ausbauphase des Wohl- 
fahrtsstaats konstatieren läßt (vgl. Mooser 1984: 170 ff.). Zwei weitere Folgen der sozialen 
Sicherung der Lohnarbeiter sind für ihre fortschreitende Integration in die bürgerliche Ge- 
sellschaft wichtig: Sie werden kreditwürdig, sie erhalten Bankkonten und Schecks, werden 
also in den bargeldlosen Zahlungsverkehr aufgenommen; vielfach sind es die Sozialversiche- 
rungsinstitutionen, die sie samt ihren Arbeitgebern da hineindrängen und die klassische 
Lohntüte zum Verschwinden bringen. Außerdem werden sie in wachsendem Maße Privat- 
eigentümer, vornehmlich Besitzer ihres eigenen Hauses oder ihrer eigenen Wohnung (vgl. 
für die BRD: Mooser 1984: 83). Neben hohen Löhnen und neben einer Reihe von speziellen 
Hypothekengarantien und Baukostenzuschüssen, wie sie viele, auch unterentwickelte 
Wohlfahrtsstaaten anbieten, ist es vor allem die Sicherung und Stabilisierung ihrer Lebens- 
einkommen, die Lohnarbeiten den Zugang zu derlei privaten Besitztümern öffnet. 


5, Die Arbeiterklasse im Wohlfahrtsstaat. 


Werden die Lohnarbeiter also im Gang der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung zu einer besit- 
zenden Klasse umgeformt, die sich von den übrigen Klassen nur durch die spezielle Art ihres 
marktgängigen Besitzes und die besondere Form seiner Garantie unterscheidet? Stehen sie im 
Verein mit allen übrigen Besitzenden gegen die neue proletarische Unterklasse der Habe- 
nichtse, denen der Zugang zum Arbeitsmarkt verschlossen ist? Wenn aber die Lohnarbeiter 
im Anrechtssystem des Wohlfahrtsstaats zu einer besonderen Besitzklasse neben und ober- 
halb der proletarischen Unterklasse werden, ist dann nicht jedwede Erwartung, sie würden 
sich zu kollektiven Handlungen zusammenfinden, um der Proletarität ein Ende zu machen, 
einfach überholt? 

So wie die Klassenlage der Lohnarbeiter ist auch die proletarische Unterklassenlage im 
Wohlfahrtsstaat politisch bestimmt. Dahin gehören alle, die a) von den Subsistenzrechten 
des modernen Lohnarbeiters ausgeschlossen werden, denen b) auch der Zugang zu den Ar- 
beitsmärkten und den meisten sonstigen Märkten verwehrt wird, und die daher c) auch die 
persönlichen Freiheiten des Lohnarbeiters verlieren. Weder gehört ihnen etwas, noch gehö- 
ren sie sich selbst. Es lohnt sich nicht, sie auszubeuten — weder als Arbeitskräfte, noch als 
Konsumenten. Sie sind vom Wirtschaftsprozeß ausgeschlossen und bleiben es in der Regel 
(vgl. Klanfer 1969; Auletta 1982). Man braucht keine besondere Mühe darauf zu verwenden, 
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sie zu beherrschen. Ihretagtägliche Unterdrückung in der institutionalisierten Sozialfürsorge 
reicht völlig aus, um die Teile der Lohnarbeiterklasse, die als Arbeitsmarktreserve fungieren, 
zu disziplinieren und um bei den Lohnarbeitern insgesamt das Bewußtsein ihrer besonderen, 
geschützten und zugleich prekären Klassenlage wach zu halten. Vom Standpunkt des bürger- 
lichen Sozialstaates hat es einen unschätzbaren Vorteil, eine solche Unterklasse am Leben zu 
halten, obwohl sie für die Regulierung des Arbeitsmarktes weitgehend funktionslos gewor- 
den ist. Was sie vom Staat bekommen können, wird nicht mehr an dem niedrigsten Geldlohn 
gemessen, sondern an dem jeweils niedrigsten Transfereinkommen, das ein Lohnarbeiter 
von der Sozialversicherung erhält, und das bewußt unterhalb dieses Niveaus festgesetzt wird. 
So wird den Lohnarbeitern zugleich das Risiko eines Herausfallens oder eines Ausstiegs aus 
der Lohnarbeit vor Augen geführt und die Koppelung zwischen Lohnniveau und Soziallei- 
stungsniveau flexibel gehalten. Denn solange der Abstand zur offiziellen Armut deutlich ge- 
wahrt bleibt, kann der Abstand, der den von der Sozialversicherung lebenden Arbeiter von 
den Beschäftigten trennt, durchaus bei Gelegenheit verändert werden. 

Im Blick auf diese Unterklassenlage hängt für den Lohnarbeiter alles davon ab, wie sicher sei- 
ne soziale Sicherheit im Sozialstaat ist. Die aber hängt von politischen Entscheidungen und 
von Verwaltungshandlungen ab. Für den einzelnen Lohnarbeiter aber sind derlei politische 
und administrative Entscheidungen, die bestimmen, ob und wie seine wohlerworbenen 
Rechte von den verschiedenen Sozialstaatsinstitutionen eingelöst werden, ebenso unüber- 
schaubar und unbeeinflußbar wie etwa die Konjunkturen des Arbeitsmarkts. Soweit also sei- 
ne private Existenz in der Warenökonomie von den Anrechten abhängt, die ihm im Wohl- 
fahrtsstaat zukommen, ist und bleibt er auf das einzige Machtmittel angewiesen, das all denen 
übrigbleibt, deren Privatmacht sich nur auf die eigene Person erstreckt — organisiertes, kol- 
lektives Handeln (vgl. Korpi 1978: 23). 

Organisation ist für Lohnarbeiter wichtiger als für Kapitalisten, aber zugleich i ist auch ihre 
Organisationsfähigkeit geringer, da die Schwierigkeiten, die Lohnarbeiter zu überwinden 
haben, um zu organisiertem kollektivem Handeln zu kommen, ungleich größer sind (vgl. 
Offe/Wiesenthal 1980). Im Wohlfahrtsstaat werden diese Organisationsprobleme nicht klei- 
ner, eher im Gegenteil. Zwar nimmt die Marktmacht des individuellen Lohnarbeiters am Ar- 
beitsmarkt zu, soweit die soziale Sicherung seiner privaten Existenz reicht; aber daraus folgt 
nicht, daß auch die Verbandsmacht der Arbeiterorganisationen wachsen müßte. Eskann den 
individuellen Lohnarbeitern durchaus bewußt sein, daß sie auch im Wohlfahrtsstaat keines- 
wegs ihre eigenen Herren sind, da sie keine der institutionalisierten Voraussetzungen ihrer 
Privatexistenz wirklich unter Kontrolle haben. Das macht kollektives Handeln keineswegs 
selbstverständlich. Außerdem hat die Verstaatlichung der sozialen Sicherung im Sozialstaat 
durchaus ambivalente Folgen für die Arbeiterorganisationen. Sie hat die vielfältigen Selbst- 
hilfeleistungen dieser Organisationen erfolgreich verdrängt. Kein individueller Lohnarbeiter 
braucht mehr einer besonderen Arbeiterorganisation beizutreten, um Anrechte auf Sozial- 
leistungen zu erwerben. Also ist die gegenseitige Hilfe als Motiv des Organisationshandelns 
weitgehend verschwunden. Auf der anderen Seite ist aber den Arbeiterorganisationen ein 
mehr oder minder stark institutionalisierter Einfluß auf die staatliche Sozialpolitik einge- 
räumt worden. Je mehr die Arbeiterorganisationen in die Rolle von offiziell anerkannten 
Vertretern der Arbeiterinteressen hineinwachsen, die mit anderen gesellschaftlichen Groß- 
organisationen — wie dem Staat — auf nahezu gleichem Fuße verhandeln, desto weniger er- 
warten und verlangen die Organisationsspitzen von ihrer Mitgliedschaft. 

Hochabstrakt gesprochen, die Bedingungen für solidarisches Handeln der Lohnarbeiter wer- 
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den im Wohlfahrtsstaat eher besser. Denn die individuellen Lohnarbeiter gewinnen mit zu- 
nehmender sozialer Sicherung jenen längeren Atem, jene längere Handlungsperspektive, je- 
ne individuelle Dispositionsfreiheit, die ihnen eine rationale Entscheidung für ein Solidarver- 
halten — als eine längerfristig angelegte und relativ kostspielige Form der Verfolgung eigener 
Interessen — möglich machen (vgl. Vobruba 1983: 73 ff.). Wenn in der Tat, wie Beck und Lep- 
sius meinen, die Klassenlage der Lohnarbeiter ohne ständische Beimischungen, klar (arbeits)- 
rechtlich und (sozial}politisch definiert wird, kann das solcher rationalen Solidarität nur ent- 
gegenkommen. Nur stellen sich einem Klassenhandeln ganz andere Hindernisse in den Weg 
als nur Standesunterschiede und -vorurteile. Solche werden eher von den besonderen Arbei- 
terorganisationen am Leben gehalten und vom Sozialstaat, dem Wunsch konkurrierender 
Arbeitsorganisationen folgend, nach oben eingeebnet. Stattdessen wurden und werden im 
Anrechtssystem des Wohlfahrtsstaats seit langem neue soziale Ungleichheiten geschaffen 
bzw. bereits vorhandene verstärkt. Diese Ungleichheiten sind keine Klassenungleichheiten; 
sie beruhen auf askriptiven Diskriminierungen, reproduzieren und institutionalisieren sie. 
Das simple Faktum, daß es derlei institutionalisierte Ungleichheiten gibt, die verschiedene 
Fraktionen von Lohnarbeitern im Wohlfahrtsstaat voneinander trennen, zeigt schon, daß ei- 
ne »Individualisierung« der Lohnarbeiterexistenz allenfalls begonnen hat. Auch wenn es zwi- 
schen den verschiedenen, positiv und negativ privilegierten, askriptiven Gruppen von Lohn- 
arbeitern keine Ausbeutungsverhältnisse und keine Herrschaftsbeziehungen gibt, reichen 
diese Diskriminierungen durchaus hin, um die »Klasseneinheit« der Lohnarbeiter im Wohl- 
fahrtsstaat einstweilen illusorisch erscheinen zu lassen. Und nur in Becks Märchen kommt es 
vor, daß massenhafte Verelendung — etwa durch Sozialabbau — zur Solidarisierung der 
Lohnarbeiter führt. 
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Alain Lipietz 
Akkumulation, Krisen und Auswege aus der Krise: 
Einige methodische Überlegungen zum Begriff »Regulation« 


Mitte der 70er Jahre stellten einige französische Forscher eine Reihe mehr oder weniger über- 
einstimmender (und später eher variierender) Analysen zu den Problemen des vormaligen 
ökonomischen Wachstums und der gegenwärtigen Krise vor, und zwar mit den Konzepten 
»Akkumulationsregime« und »Regulation«!. 

Von den zentralen Konzepten, die aus diesen Überlegungen entstanden (Konfiguration so- 
zialer Verhältnisse«, »Akkumulationsregime«, »Lohnverhältnis«, usw.), ist das Konzept der 
»Regulation« sicher das umstrittenste. Mit diesem Beitrag wollen wir versuchen, die Bedeu- 
tung dieses Konzepts im Rahmen dieser Denkschule zu erhellen. Wir lassen dabei bewußt die 
schwierigeren und komplexeren internationalen Aspekte beiseite, obwohl es bereits einige 
Arbeiten in diesem Bereich gibt, die mit diesen Konzepten erfolgreich umgegangen sind?. 
In einem ersten sehr methodischen Teil versuchen wir die verschiedenen Konzepte mit der 
größtmöglichen Vorsicht einzuführen. In einem zweiten Schritt erinnern wir an die Unter- 
schiede zwischen der Krise der 30er Jahre und der Krise der 70er Jahre, so wie sie angesichts 
dieser Konzepte erscheinen. Im dritten Teil stellen wir, immer im Rahmen des gleichen An- 
satzes, einige Fragen hinsichtlich des Vertrauens in einen rein technologischen Ausweg aus 
der Krise (genauer gesagt: eines elektronischen Ausweges). 


I. Methodische Fragen? 


Was verstecken wir unter »Regulation« (der sozialen Verhältnisse)? Ehrlicherweise müssen 
wir den Leser vorwarnen: dies wird erst im Verlaufe der Anwendung des Konzeptes richtig 
klar. Ein Konzept ist ja auch nur ein Mittel, die Wirklichkeit zu erfassen, also ein Hilfsmittel 
unseres Denkens: wir konstruieren es mit einer Zielsetzung, im Hinblick auf Probleme, die 
wir uns stellen. Die Probleme, die uns am Beginn unseres Unterfangens gestellt waren, ent- 
sprangen aus der großen Krise des Kapitalismus, die nach einer langen Latenzphase dann in 
den 70er Jahren offensichtlich wurde. Wir nennen Regulation eines sozialen Verhältnisses die 
Art und Weise, in der sich dieses Verhältnis trotz und wegen seinen konfliktorischen und wider- 
sprüchlichen Charakter reproduziert. Der Begriff der Regulation ist also nur innerhalb der 
Konstellation: Verhältnis - Reproduktion - Widerspruch - Krise verständlich. 


1. Der konfliktorische Charakter der sozialen Verhältnisse als Ausgangspunkt. 


Daß die Menschen innerhalb von Verhältnissen leben, ist offensichtlich. Aber von einem so- 
zialen Verhältnis zu reden, bedeutet eine gewisse Beständigkeit in der Art und Weise, in der 
die Menschen miteinander in Beziehung treten. Wenn wir bei der unzähligen Menge täglı- 
cher sozialer Handlungen von ‘sozialen Verhältnissen’ reden, dann um die Regelmäfßigkeit be- 
stimmter sozialer Praktiken zu bezeichnen. Diese Regelmäßigkeit kommt nicht von selbst, 
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weder objektiv noch subjektiv. Ein scheinbar so einfaches Verhältnis wie der Tausch, dem 
grundlegenden Paradigma der (Neo-)klassischen Ökonomie, ist in der Praxis so unwahr- 
scheinlich (Adam mit seinem Fisch fällt in die Arme von Smith mit seinem Hirsch), daß es 
sich niemals gleichmäßig und regelmäßig stabilisiert hat, es sei denn, an den Rändern zwi- 
schen zwei Gemeinschaften. Das heute so verbreitete Ware-Geld-Verhältnis hat sich zu- 
nächst nur in quasi-experimentellem, abenteuerlichem Embryonal-Zustand entwickelt und 
wurde erst durch seine historische Verallgemeinerung konsolidiert. 

Darüber hinaus nennen wir »Warenverhältnis« oder »Lohnverhältnis« eine Gesamtheit von 
Praktiken, die erst im Verlaufe der Zeit als vergleichbar erscheinen und die überdies erst 
dann ihre Form annehmen, wenn sie als solche von denen anerkannt sind, die davon reden, 
seien es die Akteure selber oder seien es die Theoretiker oder Gesetzgeber. Umgekehrt je- 
doch sind bestimmte grundlegende soziale Verhältnisse keineswegs als das anerkannt, was 
sie sind, sondern nehmen die Form von etwas anderem an: Der Lohn und die Bodenrente 
haben im römischen Recht die Form eines Ware-Geld-Austausches annehmen können und 
erst die Sozialgesetzgebung hat angesichts der Arbeiterkämpfe des 19. Jhds. dem Lohnver- 
hältnis eine andere Natur als dem Warenverhältnis zugestanden. 

Die sozialen Verhältnisse zu identifizieren, bedeutet also, einen theoretischen (und nicht ei- 
nen empirischen) Akt vorzunehmen, inklusive aller theoretischen Risiken und Gefahren, für 
die wir selber verantwortlich sind. Dieser Akt ist niemals gesellschaftlich neutral, denn er be- 
zieht sich auf die Vorstellung, die wir uns von der Gesellschaft machen, und insofern kann er 
zur Rechtfertigung oder zur Infragestellung dieser Verhältnisse beitragen. Denn die gesell- 
schaftliche Anerkennung der Natur eines Verhältnisses ist ein Bestandteil des Verhältnisses 
selbst. Natürlich ist das, was der Theoretiker »anerkennt«, nicht notwendigerweise auch das, 
was die Gesellschaft anerkennt: so hat der Begriff des »leitenden Angestellten« eine größere 
praktische Bedeutung als der Begriff »unproduktive Arbeit«. Aber jedes gesellschaftlich Ver- 
hältnis, auch die ökonomischen, umfaßt eine Dimension der sozialen Vorstellungskraft und 
eine alltägliche, rituelle oder politische Kodifizierung. 

In jedem Fall ist mit der Identifizierung der sozialen Verhältnisse ein Moment Willkür ver- 
bunden, denn die Menschen ‘erfinden’ unaufhörlich neue Arten und Weisen, miteinander in 
Beziehung zu treten und neue Gelegenheiten oder neue Wege, um in das gleiche Verhältnis zu 
treten. Die Dehnbarkeit und Anpassungsfähigkeit der sozialen Verhältnisse im Verlaufe ihrer 
historischen Dauer sind ein wesentlicher Bestandteil des Konzepts — und dennoch neigen 
wir dazu, ein Verhältnis nicht mehr wiederzuerkennen, wenn es die Form wandelt, bzw. die 
Wirklichkeit zu verkennen, wenn wir uns an eine schematische oder überholte Vorstellung 
der grundlegenden Verhältnisse festklammern. Der Theoretiker kann im günstigsten Fall 
Typen von Verhältnissen identifizieren oder eher allgemeine Eigenschaften, die typisch sind 
für eine Gesamtheit sozialer Praktiken, Eigenschaften, die sich häufig und regelmäßig genug 
wiederholen, um identifizierbar zu sein und an dieer dann mit mehr oder weniger Glück die 
weniger typischen anhängt. Und diese Zuordnung ist eine Sache des Stils und fast schon der 
Mode. 

In den 60er Jahren zerbrachen sich die marxistischen Strukturalisten in Frankreich den Kopf, 
um eine Vielzahl typischer Konfigurationen sozialer Verhältnisse zu finden, die sie »Produk- 
tionsweisen« nannten. Die Theoretiker der Regulation widmeten ihre Aufmerksamkeit ins- 
besondere dem Studium des Lohnverhältnisses (rapport salarial), auf die Gefahr hin, daß alle 
anderen Verhältnisse von ihm absorbiert werden (sei es, weil sie dachten, daß dies der Wirk- 
lichkeit entsprach, sei es, weil sie annahmen, daß dieses Verhältnis dermaßen dominant war, 
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daß alle anderen sozialen Formen als Abweichungen gedacht werden konnten). Wie dem 
auch sei, da die Gesamtheit der Produktionsweisen ein soziales Ganzes bilden, müssen wir die 
konkrete Verknüpfung der Produktionsweisen untersuchen:, also die Beziehung zwischen 
Systemen von Verhältnissen, die man sozial-ökonomische Formation nennt. 

Aber kommen wir zum Zentrum unserer Frage zurück: wie können sich die konfliktori- 
schen sozialen Praktiken mit einer solchen Gleichmäßigkeit reproduzieren, daß sie Verhält- 
nisse und Systeme von Verhältnissen bilden? Wir haben bereits eine erste Antwort gegeben, 
die nicht ganz so unbedeutend ist, wie es scheint: die Anerkennung eines Verhältnisses trägt 
zu seinem Fortdauern bei. Wir werden diese Bemerkung später genauer erläutern, zunächst 
jedoch müssen wir betonen, daß ein Verhältnis als ein solches erst erkannt werden kann, 
wenn es die Fähigkeit hat, sich zu reproduzieren. Das bedeutet, daß die in sozialen Beziehun- 
gen vereinigten Praktiken zu einem doppelten Resultat führen: sie reproduzieren die Ge- 
samtheit der betroffenen Akteure in ihrer materiellen Existenz und versetzen sie in die Lage, 
die gleichen Verhältnisse zu akzeptieren, durchzusetzen oder aufgezwungen zu bekommen. 
Im Rahmen eines Verhältnisses erscheinen die Resultate der sozialen Praktiken den Bedin- 
gungen ihres Zustandekommens identisch. Dieses »stroboscopische« Phänomen hat die So- 
zialwissenschaftler in den 60-70er Jahren derart verwirrt, daß die Feststellung, die theoreti- 
schen Bedingungen der Reproduktion eines Verhältnisses seien vorhanden, häufig ausreichte, 
um die Untersuchung der Existenz dieses sozialen Verhältnisses zu beenden. 

Daß ein soziales Verhältnis nur dann existiert, wenn es die Fähigkeit hat, sich zu reproduzie- 
ren und daß die Reproduktion der Praktiken, die es organisiert, selbst wesentlicher Bestand- 
teil dieses Verhältnisses ist (und uns daher erlaubt, von einem »Verhältnis« zu reden), ist heu- 
te unbestritten. Aber es handelt sich um eine Evidenz, die zu lange Zeit den konfliktorischen, 
widersprüchlichen, unwahrscheinlichen und gewagten Charakter dieser Reproduktion von 
Praktiken verdeckt hat. Die notwendigen Bedingungen sind nicht hinreichend. Damit die 
betroffenen Akteure die Verhältnisse reproduzieren, reicht es nicht, daß sie es könnten, auch 
nicht, wenn sie daran ein Interesse hätten. Zunächst muß ihnen bewußt sein, daß dieses Ver- 
hältnis existieren kann (daß es anerkannt ist, selbst in illusorischer Form wie dem »Verkauf 
der Arbeit«) und daß es sogar als zormal und natürlich erscheint. Das soziale Verhältnis nistet 
sich in den Individuen ein, in der Form von Gewohnheiten, von angeeigneten Fertigkeiten, 
ganz wie akzeptierte Spielregeln, selbst wenn ein jeder versucht, sein eigenes Spiel zu verbes- 
sern. Die Fähigkeit einer herrschenden Gruppe, die Spielregeln durchzusetzen, von denen sie 
profitieren, wird als Flegemonie bezeichnet: wir sprechen allgemeiner noch von Hegemonie, 
um die Fähigkeit eines Modells sozialer Verhältnisse zu bezeichnen, sich als exemplarisch in 
einem Gemeinwesen oder sogar in Gesellschaften, die es noch nicht organisiert (wie das 
»amerikanische Modell« in den 50-60er Jahren), durchzusetzen. Selbst die Produktion, die 
Wahl der Produkte und Produktionsmethoden, ist das Ergebnis von Normen, von Produk- 
tions- und Konsumregeln. Aber die Autonomie, die Kreativität oder die Unzufriedenheit der 
Individuen und der sozialen Gruppen (als Folge des widersprüchlichen Charakters sozialer 
Verhältnisse) führt sie dazu, neue Normen und neue Verhältnisse vorzuschlagen, oder auch 
einfach innerhalb hegemonialer Verhältnisse eine andere Art und Weise »das Spiel zu spie- 
len« und eine Neuverteilung der Karten zu fordern. Die»Gewohnheit« und die verinnerlich- 
ten Normen schließen Divergenzen nicht aus, die sich bis hin zur Abweichung auftürmen 
können. Sie sichern also niemals alleine die Reproduktion. Diedurch die sozialen Verhältnis- 
se hervorgerufenen neuen Beziehungen treten notwendigerweise mit den bisherigen in Kon- 
flikt. Das bedeutet nicht, daß das soziale Verhältnis auseinanderbrechen wird: wenn wir es 


Akkumulation, Krisen und Auswege aus der Krise 111 


identifizieren können, dann, weil es nicht zerbrochen ist und die Reproduktion weiter statt- 
findet — zumindest provisorisch bis hin zur Krise. Trotz und sogar durch die Auseinanderset- 
zung der in Beziehung stehenden Akteure muß sich das Verhältnis reproduzieren. Aber wie? 
.Das genau ist das Problem der Regulation. 
Über die Möglichkeit der Reproduktion hinaus müssen soziale Prozeduren und Instanzen der 
Konfliktlösung ihre Realität sichern. Dazu tragen die in den Individuen verinnerlichten Nor- 
men bei. Aber da die Normen sich mit den jeweiligen Projekten und Konflikten ändern, be- 
darf es auch einer Regulierung der Transformation dieser Normen. Die sozialen Prozeduren 
und Instanzen, die diese gemeinsame Modifikation der Normen absichern, bilden ebenfalls 
Formen der Regulation, die zu einer Regulationsweise beitragen. 
Die erste dieser Formen ist jene, durch die sich die Gesellschaft, so konfliktorisch sie auch sei, 
darauf einrichtet, wie zuvor weiterzuexistieren: es handelt sich um die politische Ebene, jene 
der Souveränität, die in der modernen Zeit die Form des Staates angenommen hat. Der Staat 
ist die Form der Regulation, damit die verschiedenen Fraktionen der Gesellschaft (die durch 
die sozialen Verhältnisse bestimmt sind: die sozialen Klassen, die Geschlechter, die Stände 
oder die Individuen) sich nicht in einem Kampf ohne Ende zerreiben. Nicht etwa, daß der 
Kampf ein Ende hat, aber solange die hegemoniale Konfiguration sozialer Verhältnisse an- 
dauert, gehen die sich im Kampf befindenden Individuen und Klassen nicht vollständig unter. 
Wie auch immer das jeweilige (private) Erscheinungsbild des »Einrritts in das soziale Verhält- 
nis« aussieht, die Souveränität definiert die Legitimität und das Fortbestehen der Verhältnis- 
se. Die Souveränität institutionalisiert den Markt und das Geld (als gesellschaftliches Verhält- 
nis), und sie kodifiziert das Lohnverhältnis. 
Aber daß wir uns nicht täuschen: die Staatsform ist weder Garant noch Ausdruck einer Har- 
monie in dem Sinne, daß die Mitglieder der Gemeinschaft dort keinen Grund mehr hätten, 
zu kämpfen. Sie ist Ausdruck einer Hegemonie, die sich im allgemeinen durch die Herrschaft 
bestimmter sozialer Gruppen darstellt. Gewalt ist also das letzte Mittel der Staatsform, doch 
wenn die Gewalt jedesmal zur Reproduktion der sozialen Verhältnisse notwendig wäre, 
dann spräche man nicht mehr vom Staat. Im allgemeinen reproduziert der Staat eine Hege- 
monie, die sich in ihm und die er ausdrückt. Es ist eine Hegemonie, die durch Zwang gepan- 
zert ist: die Normen, die der Staat symbolisiert, sind aus freien Stücken oder mit Hilfe von 
Zwang verinnerlicht und akzeptiert, und in Fällen des Konflikts zwischen dem Alten und 
dem Neuen und zwischen widersprüchlichen Interessen entspricht die Anerkennung der ge- 
sellschaftlichen Ordnung einer Anerkennung der Schiedsrichterrolle des Staates: er hat das 
»Monopol der legitimen Gewalt«. 
In Anlehnung an diese archetypische Form entfalten sich die anderen Formen der Regulation 
in institutionellen Formen und Netzen. 
Die institutionellen (oder strukturellen) Formen sind die Erscheinungs- und sogar legalen 
Formen, in denen die betreffenden Akteure ihren Eintritt in das soziale Verhältnis (erleben 
(selbst wenn sie kein entsprechendes Bewußtsein von der Natur dieses Verhältnisses haben): 
die Spielregel (im Gegensatz zur stummen und immanenten Realität) macht das Band, das sie 
vereint, deutlich. Diese Formen sind durch Übereinkunft und Gewohnheit kodifiziert, häu- 
fig sogar, bevor sie das Siegel der Souveränität erhalten. Sie sind das Resultat eines institutiona- 
lisierten Kompromisses: den Tausch von Waren gegen Geld zu akzeptieren, ist bereits ein 
Kompromiß gegenüber der latenten Gewalt bei der Vergesellschaftung privater Arbeiten; ei- 
nen Lohn zu akzeptieren, das bedeutet einen Kompromiß, der über die Höhe des Lohnes 
nicht vorentscheidet. Um die — durch die Konfliktualität der Verhältnisse — prekäre Regu- 
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lation zu sichern, haben die institutionellen Formen auch eine Geschichte und sind sie ein Er- 

gebnis der Kämpfe von Individuen und Klassen. Die Kodifizierung des Lohnverhältnisses 

entfaltet sich in Tarifvereinbarungen, im indirekten Lohn (»Wobhlfahrtsstaat«) usw.; die des 

Tausches in sukzessiven Reformen des Geldes und des Kredits. 

Aber diese institutionellen Formen, zumindest soweit sie Formen der Vermittlung in Gang 

setzen (Geld, indirekter Lohn), erfordern eine materielle Organisation dieser Vermittlungen: 

Staatsadministration, Institutionen der Geldzirkulation und -verwaltung und Organisatio- 

nen des Wohlfahrtsstaates. Wir werden im folgenden diese Organisationsformen der tägli- 

chen Reproduktion ‘Netze’ (reseaux) nennen. 

Mit dem bisher Gesagten wollten wir vor allem die Aufmerksamkeit auf drei Punktelenken, 

die unserer Meinung nach bei der Analyse sozio-ökonomischer Verhältnisse erforderlich 

sind: 

— Dietheoretische Analyse der Reproduktion dieser Verhältnisse und damit ihre Anforderungen und 
ihre Dynamik. Man könnte sie immanente Gesetze oder Tendenzen nennen, die das gewohnheits- 
mäßige Verhalten der ins soziale Verhältnis gesetzten Akteure “überragen’. 

— Die Hervorhebung sozialer Prozesse, die die Individuen und Gruppen zwingen, sich an die Logik be- 
stehender Verhältnisse zu halten und die damit als Gesetze oder als Kräfte mit Zwangsgewalt wirken. 

— Die Verinnerlichungeiner Deutung der sozialen Realität durch Individuen oder Gruppen, sowie ih- 
rer Triebkräfte und Verhaltensnormen und schließlich der Antizipation und der Auswahl, die je- 
weils vereinbar sind mit der Reproduktion des Ganzen (auch wenn sie es tendenziell verändern). 


Die Gesamtheit dieser Realitätsebenen bildet eine Art »soziales Muster« (»moule social«), wel- 
ches die strukturelle Stabilität der Gesellschaft widergibt. Die mehr oder weniger unvermeid- 
liche Akkumulation von Unterschieden und Widersprüchen zwischen den Ebenen (die 
selbst eine Folge des widersprüchlichen und konfliktorischen Charakters der sozialen Ver- 
hältnisse sind) kann zu Diskontinuitäten in der Reproduktion dieser Verhältnisse führen: 
den Krisen. In manchen Fällen drückt die Krise nur die Unvereinbarkeit von Antizipationen 
und Verhaltensweisen aus; entsprechend den institutionellen Formen der geltenden Regula- 
tionsweise müssen die mit Zwangsgewalten ausgestatteten Kräfte im Prinzip »jeden zur Ver- 
nunft bringen«, d.h. zurück zur immanenten Logik der gegenwärtigen Konfiguration sozia- 
ler Verhältnisse. Man spricht in diesem Fall von »kleinen Krisen« oder von »Krisen innerhalb 
der Regulation«. Aber es kann auch sein, daß die Krise ein Mißverhältnis ausdrückt zwischen 
den durch das Funktionieren der Regulationsweise selber eingeführten Verhaltensweisen 
einerseitsund den Tendenzen oder Erfordernissen der Reproduktion sozialer Verhältnisse in 
der sozial-ökonomischen Formation andererseits. In diesem Fallsprechen wir von einer »gro- 
en Krise« oder »Krise der Regulation«. 
In beiden Fällen ist die Krise nur die andere Seite der Regulation: die eine enthält die ur- 
sprüngliche Konflikthaftigkeit der sozialen Verhältnisse, die andere drückt sie aus. Anders 
gesagt: die Krise bricht dann aus, wenn die Regulation einen »katastrophischen« Punkt er- 
reicht hat und die strukturelle Stabilität der Gesellschaft nicht mehr aufrechterhalten werden 
kann. 
Soll man deshalb, eben weil eine Regulationsweise vorübergehend die wenig wahrscheinliche 
Stabilität der Reproduktion sozialer Verhältnisse sichert, die Sache so verstehen, daß diese _ 
Regulationsweise »dafür da ist«, daß sie errichtet wurde mit dem Ziel, das Verhältnis am Le- 
‚ ben zu halten, daß ihre Funktion die Reproduktion dieses Verhältnisses ist und daß ihre stabi- 
lisierende Wirkung die Ursache ihrer eigenen Existenz ist? Das hieße die Erfordernisse oder 
die theoretischen Voraussetzungen eines im Nachhinein identifizierten und theoretisierten 
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sozialen Verhältnisses (wenn es schon den Beweis seiner Reproduzierbarkeit gegeben hat) zu 
verwechseln mit den historischen Bedingungen seines Entstehens, so als ob die Geschichte 
die Verwirklichung dieses Verhältnisses vorbereitet und als Ziel seine Verwirklichunggehabt 
habe. 

Selbst wenn wir die politischen Gefahren einer solchen Sichtweise beiseiteschieben, so führt 
sie auftheoretischer Ebene doch unweigerlich zu einer Fetischisierung des Konzeptes und zu 
einer Subjektivierung der Strukturen (»Die Produktionsweise erfordere oder erzwinge zu ih- 
rer Entwicklung die Einrichtung dieser oder jener institutionellen Form und schreibe das je- 
weilige Verhalten der Akteure vor, ganz wie ein Regisseur seinen Schauspielern«). Neben der 
epistemologischen und ontologischen Fragwürdigkeit, die bei den implizit funktionalisti- 
schen oder finalistischen theoretischen Konzepten? nicht immer augenscheinlich ist, muß 
u.E. der Determinismus und die Eindeutigkeit des Entstehungsprozesses von sozialen For- 
men, die unerbittlich aus ihm folgt, grundlegend zurückgewiesen werden. Denn sonst wären 
die Verschiedenheit (von einer Gesellschaft zur nächsten) und die Veränderlichkeit (von einer 
Epoche zur anderen) der Konfigurationen sozialer Verhältnisse ebenso völlig unverständlich 
wie der Prozeß der Verknüpfung von Produktionsweisen oder von partiellen Regulations- 
formen, die zur Reproduktion von dennoch grundlegend vergleichbaren Verhältnissen bei- 
tragen. Diese Formbarkeit der Verhältnisse selbst ist nur dann verständlich, wenn man sich 
daran erinnert, daß es wir Theoretiker sind, die die sozialen Verhältnisse in der Praxis kon- 
kreter Menschen als solcheerkennen und daß es nicht die Verhältnisse selbst sind, die sich (im 
Begriff) entfalten. Der Aufbau und die Stabilisierung dieser Verhältnisse ist das Ergebnis des 
Kampfes von Klassen oder Gruppen, von sozialen Bewegungen, die auf dem Boden vorherexi- 
stierender Verhältnisse entstanden, welche sich manchmal unterscheiden von denjenigen, zu 
deren Stabilisierung sie beitrugen. Somit sind sie zwar durch die bestehenden Umstände de- 
terminiert, aber sie enthalten immer diese Bandbreite, diese nicht reduzierbare Vorherseh- 
barkeit, dienotwendigerweise in der Vermittlung des gedanklichen Projekts zwischen den »In- 
teressen« und den Verhaltensweisen enthalten ist. 

Bedeutet dies, daß die Geschichte nur ein Kaleidoskop zufälliger Bewegungen ist, über die 
wir nichts sagen können und bleibt uns nur, uns an ihre Chronologie zu klammern? Natür- 
lich nicht. Zunächst einmal ist nicht alles realisierbar: nicht jede Neuerung kann bestehen 
und nicht jede Konfiguration von Verhältnisse ist stabil. Wie gesagt, wenn ein soziales Ver- 
hältnis untersucht werden kann, dann weil es sich stabilisiert und also seine Widersprüche 
gelöst hat. Es existiert also ein Stoff zur allgemeinen Untersuchung einer Produktionsweise, 
ihrer Widersprüche und auch der logischen Erfordernisse ihrer Stabilisierung. Es existiert 
darüber hinaus Material zur besonderen Untersuchung von Lösungen, die die Geschichte 
diesen Widersprüchen zuführt und die immer originell und a priori unerwartet sind. Denn 
die konkrete Erfüllung dieser Erfordernisse ist keineswegs eine notwendige Materialisierung 
einer im Himmel der Ideen vorherexistierenden Struktur. Es ist eine geschichtliche Fundsa- 
che. Sie ist manchmal eine Montage, wenn die hegemoniale Gruppe explizit die Lösung eines 
Widerspruchs gesucht und sie zufällig gefunden hat. Doch im Allgemeinen ist sie das Ergeb- 
nis sozialer Innovationen, die jeder Gemeinschaft innewohnen, die sich als Staat-Nation or- 
ganisiert hat, ja sogar eines Zusammenwirkens, das sich als Komplementarität paralleler 
Prozesse erweist, die sich in den verschiedenen sozial-ökonomischen Formationen abspie- 
len. Diese Innovationen sind das Ergebnis von Konflikten und institutionalisierten Kom- 
promissen zwischen Projekten, von denen meist kein einziges besonders viel mit dem Er- 
gebnis zu tun hat! 
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2. Der Kapitalismus: Struktur, Widersprüche, Akkumulationsregime und Regulationsweisen. 


Wir können die Struktur der kapitalistischen Produktionsweise als eine Kombination von 
zwei oder drei grundlegenden Verhältnissen fassen: des Warenverhältnisses (Geldverhältnis) 
und des Lohnverhältnisses, welches entsprechend den Denkschulen wiederum in zwei Be- 
standteile zerlegt werden kann. 


a) Das Warenverhältnis 


Das Warenverhältnis ist für eine Gesellschaft konstitutiv, in der die Produktion für die Ge- 
sellschaft von privaten ökonomischen Einheiten durchgeführt wird, die unabhängig von ein- 
ander operieren. Der Widerspruch wird durch den Tausch gelöst, der einen doppelten 
Aspekt enthält: 
— in einer getauschten Ware wird die in ihrer Produktion enthaltene Arbeit gesellschaftlich aner- 
kannt und 
— der Eigentümer der ökonomischen Einheit, die die Ware produziert hat, erwirbt mit dem Tausch 
ein Recht auf einen äquivalenten Anteil an der gesellschaftlichen Arbeit, die in einer anderen Einheit 
der Arbeitsteilung produziert wurde. 
Genauer gesagt: dem Warenproduzenten muß es gelingen, sein Produkt gegen eine Anerken- 
nung des gesellschaftlichen Wertes seiner Arbeit zu tauschen, welches ihm seinerseits ein An- 
recht auf die Arbeit eines anderen gibt. Dieses Verhältnis Anerkennung - Anrecht ist selber 
eine gesellschaftliche Institution: das Geld. Und die Notwendigkeit, die Anerkennung des ge- 
sellschaftlichen Wertes der eigenen Produktion durch einen Tausch gegen Geld zu vollzie- 
hen — um die eigenen Anrechte auf einen äquivalenten Teil gesellschaftlicher Arbeit durch- 
setzen zu können — konstituiert die monetäre Schranke (la contrainte mon£taire). Jede ihres 
Namens würdige Warenökonomie ist monetär, d.h. es gibt eine Institution, die die Rolle ei- 
nes allgemeinen Äquivalents übernimmt, in welcher jeder Produzent seinen Anteilan der ge- 
sellschaftlichen Arbeit messen kann, die aber umgekehrt das uneingeschränkte Recht zum 
unmittelbaren Austausch gegen andere Waren genießt. 
Durch die Tatsache, daß die Agenten (des Tausches) darum wissen, daß sie ihre Produkte ge- 
gen eine Quantität Geld eintauschen (und somit in Geld realisieren) können, entsteht der 
Glaube, als habe es einen »Wert«, und sogar als habe es »einen« Wert. Daß die Substanz des 
Wertes die gesellschaftliche Arbeit ist (und genau dies »vergesellschaftet« die Wertform) und 
auch daß die Waren »einen« Wert haben (der die phänomenologische Form einer Geldmen- 
ge, d.h. ihren Preis annimmt, gegen den sie getauscht werden können), impliziert keine mi- 
kroökonomische Verbindung zwischen ihrem »Wert« und dem Arbeitsquantum, das durch- 
schnittlich in der Produktion eines jeden Warentypus verausgabt ist (und dessen andere Seite 
die Produktivität ist).? 
Denn es kommen noch andere gesellschaftliche Beziehungen hinzu: indem ein jeder Waren- 
produzent seinen Anteil an der gesellschaftlichen Arbeit fordert, macht er nicht nur die 
Rechte geltend, die ihm seine eigene Beteiligung an der Produktion verleiht, sondern dar- 
über hinaus noch andere Rechte, die aus anderen gesellschaftlichen Beziehungen resultieren 
(Eigentum an Boden, an Kapital, usw.). Die Gesamtheit der von dem Warenproduzenten 
anerkannten Normen führt ihn dazu, durch eine »Verknüpfung auf der Oberfläche« (»con- 
nexions de surface«) zwischen seinen Kosten, seinen Arbeitsverausgabungen und der subjek- 
tiven Verwertung seiner Rechte einen Angebotspreis zu bestimmen. Die effektive Realisie- 
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rung oder Nichtrealisierung seines Produkts zu diesem Preis (und also des Anrechts an dem 
Produkt bezüglich der restlichen gesellschaftlichen Arbeit) ist die allgemeine Form der Regu- 
lation, die der Warenproduktion entspricht und Werigesetz genannt wird. 

Die Verbindungen der Oberfläche, also die Mechanismen der Bildung von Angebotspreisen 
und allgemeiner noch der Geldeinkommen hängen ganz entscheidend von der Gesamtheit 
der Regulationsformen ab, die in einer Gesellschaftsformation in Kraft sind. Sie sind die 
Form, in der die Zwangsgesetze den Akteuren ihre Zugehörigkeit zur Gesellschaft aufzeigen. 
Welches sind nun die notwendigen Bedingungen, damit eine Institution wie das Geld funk- 
tionieren kann? Es muß, wie bereits gesagt, als Repräsentant des Wertes gesellschaftlich aner- 
kannt und dementsprechend uneingeschränkt tauschbar sein, d.h. gegenüber den Waren muß 
es sich nicht verwerten, esist esa priori. Die Bedingungen dieser »Repräsentation des Wertes« 
hängen selber von den Gewohnheiten der Akteure, von der Vorstellung des Wertes ab. So 
kann es z.B. sein, daß eine besondere Ware (das Gold) den Wert repräsentieren kann, denn es 
besitzt ihn. Aber auch eine Repräsentation eines ‘im Entstehen begriffenen Wertes’ — d.h. ei- 
nes Wertes, der gerade produziert und sozial anerkannt wird, z.B. ein Handelswechsel — 
kann diese Rolle übernehmen, wenn die Tauschpartner eine entsprechend entwickelte Weise 
der Wertdarstellung erreicht haben und wenn sie anerkennen, daß die durch den Wechsel re- 
präsentierte Produktion schließlich auch gesellschaftlich gültig sein wird und folglich einen 
rechtlichen Anspruch auf das spätere Einkommen eines Akteurs darstellt. 

Bleibt noch die andere Bedingung: die Übereinkunft, dieden unzweifelhaft tauschbaren Cha- 
rakter der Arbeit anerkennt, den das Geld repräsentiert. Das Gold ist Geld, weil es mit dem 
Siegel des Souveräns versehen ist, der entscheidet, daß jenes Metall (und manchmal auch 
zwei) das Monopol der bedingungslosen Tauschbarkeit besitzt. Diese Ware wurde als gesell- 

schaftlicher Repräsentant des Wertes »erwählt« und ist demzufolge vom Kreislauf der eigent- 
lichen Waren (die sich jedesmal verwerten müssen) ausgeschlossen. 

In Wirklichkeit gilt dasselbe auch für das »Kredit-Geld«, welches das Vertrauen in die gesell- 
schaftliche Gültigkeit eines im Entstehen begriffenen Wertes repräsentiert. Der Bankier, der ei- 
nem Unternehmer bei seiner Barık einen Kredit einräumt, antizipiert örtlich begrenzt die Gül- 
tigkeit der Arbeitsverbindlichkeiten des Unternehmers in seiner besonderen Produktion (er 
verwertet sie im Vorhinein). Es langt, wenn ein allgemeines Vertrauen in diese Antizipationsfä- 
higkeiten des Bankiers (oder einer Gruppe von Banken, die unter sich die gegenseitige Anerken- 
nung der Schulden austauschen) vorhanden ist, um eine Kohärenz der Verpflichtungen seines 
(oder ihrer) Schuldner herzustellen. Man hat es in diesem Fall mit einem fraktionierten System 
der Geldemission zu tun. Aber auch hier muß die gewagte Stabilisierung eines Zusammentref- 
fens von Vertrauen rasch einer herrschaftlichen Auswahl von »vertrauenswürdigen« (Schuld-) 
Scheinen durch die Bank des Souveräns, der Zentralbank, Platz machen. Diese nun erklärt, nur 
den Wertpapieren »einen Wert zu verleihen, die sie herausgibt und sie geht davon aus, daß jene 
Bestandteil der Wertbewegungen sind, deren Gültigkeit sie setzt (sie gibt ihnen eine Pseudo- 
Gültigkeit). Damit erzwingt sie die Akzeptierung dieser Wertpapiere als »wahres Geld«: sie ha- 
ben einen erzwungenen Tauschkurs. Wir haben es nun mit einem zentralisierten System zu tun. 
In Wirklichkeit ist das monetäre System eine unglaublich variable Verbindung von Waren- 
Geld und Kredit-Geld, von fraktioniertem und zentralisiertem System: es ist ein hierarchi- 
siertes System. 

Die monetäre Schranke ist also mehr oder weniger eng gefaßt. Das schlichte Paar »Auswahl/ 
Ausschluß« wird ersetzt durch eine differenzierte Stufenleiter der Gültigkeit, die den Wert- 
mitteln (titres) zuerkannt wird: vom zentralen Geld, dessen Anerkennungallen vorgeschrie- 
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ben ist, über die privaten Anleihen (les pr£ts prives), denen die Zentralbank eine Pseudo-Gül- 
tigkeit verleiht, indem sie sie rückdiskontiert oder aufkauft, bis hin zu den gewagten Darle- 
hen, bei dem das Wertpapier nur eine riskante Annahme auf die Rückzahlung repräsentiert, 
die allein zu Risiko und Lasten des Darlehnsgebers geht. 

Diese Hierarchie ist eine der Anwendungsbedingungen des Wertgesetzes. Die regelmäßige Ver- 
wertung der Produktion zeigt sich durch die Rückzahlung der (kurz oder langfristigen) Schul- 
den. Die Nicht-Verwertung von letztendlich gesellschaftlich unnützen Produktionen zeigt 
sich in der selektiven Wertminderung der Schuldforderungen (creances). Wenn sich die mone- 
täre Differenzierung auf den Gegensatz eines geringen Vorrats an Metallgeld einerseits und ei- 
ner Unzahl von Waren andererseits reduzieren würde, dann wäre die Zirkulation unterliquide 
und in gefährlicher Weise deflationär, und damit wäre die Realisierung der Waren dem Einsatz 
privater Reichtümer (tr&sors) in die Zirkulation untergeordnet. Wenn die Zentralbank jedoch 
im Gegenteil all und jedem Wertpapier eine Pseudo-Gültigkeit verleiht, dann nützt sich die 
Hierarchie desmonetären Systems ab und jeder Produzent erhält den monetären Gegenwert ei- 
ner selbst unverkäuflichen Produktion. Doch dann verliert das Geld schnell jede Glaubwürdig- 
keit als Repräsentant einer als gesellschaftlich notwendig anerkannten Arbeit. Dann haben wir 
eine hyper-inflationäre Krise, es sei.denn, sie würde begrenzt durch erzwungenes Sparen, durch 
Vorratshaltung und Zwangsmittel des Staatskapitalismus.° 

Die Möglichkeit einer institutionellen Form wie des Kredit-Geldes (vor allem mit erzwunge- 
nem Kurs) scheint also der Fähigkeit untergeordnet, in der Gesamtheit der Warenwirtschaft 
den Zusammenhang der im Entstehen begriffenen Wertbewegungen angemessen zu antizi- 
pieren. Umgekehrt ist diese Form für einen Typus von Warengesellschaft »funktionell« (im 
weiter oben beschriebenen Sinne), in der die Zirkulation das Ziel hat, die im Entstehen begrif- 
fenen Werte, die zwischen den Akteuren zirkulieren, maximal zu vergrößern: das ist der Fall 
des entwickelten Kapitalismus. Wir müssen nun allerdings zu dem kommen, was diesen Fall 
insbesondere charakterisiert: das Lohnverhältnis. 


b) Das Lohnverhaltnis 


Es handelt sich bei diesem Verhältnis um die Trennung der Produzenten von den Produktions- 
mitteln. Eine Trennung, bei der es darauf ankommt, zwei Dimensionen des gleichen Verhält- 
nisses oder sogar (je nach dem theoretischen Ansatz) zwei Verhältnisse zu unterscheiden: 

— Die Dimension des ökonomischen Eigentums, d.h. die Fähigkeit, ökonomische Einheiten dieser 
oder jener Produktion in der Warenökonomie zuzuteilen und über das Produkt zu verfügen. 

— Die Dimension des Besitzverhältnisses oder der realen Aneignung, d.h. die Fähigkeit, das Produk- 
tionssystem zu organisieren und in Gang zu setzen. 

Die Trennung nimmt im ersten Fall die Form eines Arbeitsvertrags an, der zwischen dem Ei- 

gentümer der Produktionsmittel und dem freien Arbeiter geschlossen wird. Was uns hierbei 

unter dem Gesichtpunkt der Analyse grundlegender Widersprüche des Kapitalismus interes- 
siert, ist, daß der Lohnarbeitsvertrag einen doppelten Tausch darstellt: 

— im Austausch dafür, daß sie ihre Arbeitskraft und -fähigkeit dem Kapitalisten zur Verfü- 
gung stellen, erhalten die Lohnabhängigen einen Wert in Form von Geld. Dieses können 
sie frei ausgeben, aber es sichert ihnen in der Tat eine bestimmte Art und Weise des Le- 
bens, eine Konsumnorm, deren Wert (auf globaler Ebene und in Geld ausgedrückt) gerin- 
ger ist, als der ihrer Produktion (das Wertprodukt). Die Differenz zwischen beiden wird 
Mehrwert genannt; 
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— im Austausch gegen die Freigabe des Mehrwerts und die Unterordnung ihrer Arbeit (die 
formelle Subsumtion) unter die Kontrolle des Kapitals übernimmt das Kapital die Risiken 
der marktmäßigen Verwertung der Produkte ihrer Arbeit. 
Anders gesagt, der Wert der Arbeitskraft ist geringer als der von ihr geschaffene Wert, aber er ist 
zumindest verwertet. Zum Lohn, als Gegenleistung des Verkaufs der Arbeitskraft, kommt im 
Laufe der Zeit der indirekte Lohn hinzu. Der Lohn präsentiert sich also unmittelbar als monetä- 
re Nachfrage gegenüber der Warenproduktion der laufenden Periode. Der Mehrwert hingegen, 
der auf komplizierte Art und Weise durch die Konkurrenz der Kapitale verteilt ist, erlaubt es 
den Kapitalisten, Kapital zu akkumulieren, d.h. die Höhe des im-Entstehen-begriffenen-Wer- 
tes (valeur-en-proces) zu vergrößern, deren Eigentümer sie sind, und zwar in Form erneuter 
Anschaffungen von Produktionsmitteln und neuer Personaleinstellungen. 
Die Verteilungsrate der Wertschöpfung bildet also wohl oder übel einen neuen Widerspruch, 
dessen Einheit sich durch den Kampf herstellt: zuviel Lohn undzuwenig Akkumulation oder 
zuviel Profite und zuwenig Nachfrage. Dies ist das grundlegende Problem der Regulation des 
Lohnverhältnisses. 
Aber diese Beziehung ist nicht die einzige, die sich innerhalb dessen bildet, was wir Lohnver- 
hältnis nennen. Grundlegender noch ist das Verhältnis zwischen den Menschen (und den Ma- 
schinen) innerhalb des Arbeitsprozesses (oder des Besitzverhältnisses). Im Gegensatz zur 
handwerklichen Produktion, bei der der Produzent die Werkzeuge selber anwendet, die er 
manchmal sogar selbst entworfen und für seinen Gebrauch angepaßt hat, und bei der er folg- 
lich die Herrschaft über seine Tätigkeiten bewahrt, führt der Kapitalismus zur Organisation 
eines kollektiven Arbeitsprozesses, bei dem versucht wird, die produktiven Tätigkeiten in ei- 
nen intellektuellen oder konzeptionellen Bestandteil einerseits und einen manuellen oder 
routinemäßig ausführenden Teil andererseits zu trennen. Diese Aneignung des Erfahrungs- 
wissens ermöglicht die kapitalistische Kontrolle über den Gebrauch und die Intensität der 
Arbeitszeit: dies nennt man die reelle Subsumtion. Sie konkretisiert sich in den Mechanisie- 
rungsformen: aus einem Produzenten, der sich eines Werkzeugs bedient, wird der Arbeiter 
tendenziell zum Diener der Maschine. 
Dieser Prozeß trägt dazu bei, wie jede Vergesellschaftung des Wissens, die Produktivität zu 
erhöhen. Doch kennzeichnend für den Kapitalismus ist, daß es sich hier um einen Prozeß der 
»Vergesellschaftung - Aneignung« handelt, bei der sich das gesellschaftliche Wissen gegen- 
über den unmittelbaren Produzenten als ein fsxes Kapital materialisiert, welches ihnen fremd 
ist, Diese Tendenz kann ihr Gegenstück in dem Anwachsen des Verhältnisses zwischen vor- 
geschossenem Kapital und Wertprodukt haben, welches organische Zusammensetzung des 
Kapitals genannt wird. Ein derart zählbarer Ausdruck einer arbeitssoziologischen Tendenz 
unterliegt dennoch bestimmten Gegentendenzen: zum einen steigt die technische Zusam- 
mensetzung (»Volumen der Maschinen pro Kopf«) nicht notwendigerweise, und zum ande- 
ren wird dem Anstieg der organischen Zusammensetzung mittels der produktivitätsbeding- 
. ten Wertsenkung der Maschinen entgegengewirkt. 
Tedenfalls eröffnen sich hier neue Bereiche des Widerspruchs. Indem der Kapitalist die Kluft 
zwischen dem Produzenten und dessen Arbeitstätigkeit vergrößert, erhält er eine bessere di- 
rekte Kontrolle der Arbeitsintensität des Lohnabhängigen — aber er verzichtet gleichzeitig 
darauf, dessen Fähigkeiten zur Initiative zu entfalten, und dies kann kontraproduktive Aus- 
wirkungen haben. Wenn er ihm jedoch mehr verantwortliche Autonomie überläßt, dann 
läßt er dem Lohnabhängigen zwar erweiterte Möglichkeiten zur Anpassung und Innovation, 
verliert jedoch dabei die Mittel zur Kontrolle seiner Subsumtion (mit Ausnahme einiger rela- 
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tiver Vorteile). Die Regulierung dieses Widerspruches konkretisiert sich in den Kämpfen am 
Arbeitsplatz, aber auch in den Auseinandersetzungen im Reproduktionsbereich der Arbeits- 
kraft, in der Institutionalisierung einer Qualifikationsstruktur, unterschiedlicher Normen 
der Betriebsdisziplin etc. ..., und führt so zu einer Differenzierung des Arbeitskollektivs und 
zu Reserven des »Arbeitsmarktes«. 

Wir werden uns hier jedoch vor allem mit den Problemen der Akkumulation auseinanderset- 
zen, die durch die Entwicklungen von Produktivität und organischer Zusammensetzung aus- 
gelöst werden. Die Nachfrage nach Produktionsmitteln (fixem Kapital und Zwischenpro- 
dukten) durch die Kapitalisten bildet in der Tat den zweiten Bereich (neben dem der Ausgaben 
durch die Lohnabhängigen) gesellschaftlicher ‘Inwertsetzung’ der Produktion, welcher ei- 
genständig verläuft. Außerdem gibt es noch die Staatsausgaben (finanziert durch die Steuern 
oder durch eine Geldschöpfung, die sich auf die Steuern bezieht) und den unproduktiven Ver- 
brauch der Kapitalisten. Der produktive Konsum (die Investitionen) besitzt die besondere Ei- 
genschaft, daß er die Zukunft der Produktion bindet. Von extensiver Akkumulation reden 
wir, wenn der Akkumulationsprozeß durch eine schlichte Erweiterung des Produktionspro- 
zesses bei unveränderten Produktionstechniken geschieht, und von intensiver Akkumula- 
tion, wenn die Produktionsnormen (d.h. die herrschenden Techniken, die sich durch ihre 
überlegene Produktivität durchsetzen) im Verlaufe der Akkumulation permanent verändert 
werden. In der Wirklichkeit jedoch sind beide Akkumulationsweisen eng miteinander ver- 
mengt und wir sollten besser von einer »vorwiegend extensiven oder intensiven Akkumula- 
tion« reden. In allen Fällen ist die Akkumulation eine autonome Entscheidung des Kapitali- 
sten, die mehr gesellschaftliche Arbeit bindet, in der Hoffnung, daß sie verwertet wird. Indem 
er dies tut, trägt er tatsächlich zur Verwertung des Produktes in der laufenden Periode bei 
(durch Investitionen und Personaleinstellungen), aber damit wird zugleich das Problem der 
späteren Verwertung auf einer erweiterten Stufenleiter gestellt. Das führt uns zu den grundle- 
genden Problemen kapitalistischer Produktion. 


3. Wie kann die Akkumulation gelingen? 


Gesellschaftlich stellt sich die Reproduktion in ihrer Gesamtheit so dar: die »im-Entstehen- 
begriffenen-Kapital-Werte« bewegen sich nebeneinander, indem sie sich in Waren verwan- 
deln oder indem sie sich gegen ganz besondere Im-Entstehen-begriffene-Werte, nämlich ge- 
gen Löhne, tauschen. Wie ist es jedoch möglich, daß dieses Gewirr von autonomen Prozessen 
ein kohärentes, gesellschaftliches Produkt darstellt, in dem sich alle privaten Arbeitsveraus- 
gabungen (mit Hilfe von Kapitaleinsatz) verwerten können? Wie bei allen gesellschaftlichen 
Verhältnissen zeigt sich, daß die bereits praktisch erworbene Erfahrung einer Lösungsmög- 
lichkeit selber eine Grundlage der Lösung ist. Entsprechend seinem erworbenen Vermögen 
(seinen vorherigen Einkünften) und seiner Marktkenntnis (die in den vorhergehenden Zei- 
ten erprobt wurde), geht der Kapitalist das Wagnis ein, das Lohnverhältnis zu erneuern und 
konstantes Kapital hinzuzukaufen, und damit trägt er bereits zur Verwertung des Produktes 
seiner Kollegen und der durch die Klasse der Lohnabhängigen angebotenen Arbeitskraft bei. 
Die ererbten Bedingungen der Vergangenheit und die Antizipation einer Zukunft in deren Ver- 
längerung sind die Voraussetzungen des gegenwärtigen gesellschaftlichen Zusammenhaltes. 
Die Kontinuität der Akkumulation, die erworbenen Erfahrungen hinsichtlich einer inter- 
sektoral gleichgewichtigen Allokation sowie die Antizipationen hinsichtlich der gesellschaft- 
lichen Orientierungen zur Veränderung von Produktions- und Konsumnormen bestimmen 
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alseineimmanente Kraft die privaten Wagnisse der Unternehmer (und ihrer Banken) undbil- 
den somit die Grundlagen eines gesellschaftlichen Musters (moule sociale), das wir in diesem 
Fall Akkumulationsregime nennen werden. 

Das Akkumulationsregime ist ein Modus systematischer Verteilung und Reallokation des ge- 
sellschaftlichen Produktes, der über eine längere Periode hinweg ein bestimmtes Entspre- 
chungsverhältnis zwischen den Veränderungen der Produktionsbedingungen (dem Volumen 
des eingesetzten Kapitals, der Distribution zwischen den Branchen und den Produktionsnor- 
men) und den Veränderungen in den Bedingungen des Endverbrauches (Konsumnormen der 
Lohnabhängigen und anderer sozialer Klassen, Kollektivausgaben, usw. ...) herstellt. 

Sobald sich die Akkumulation insbesondere in ihrer intensiven Form ausweitet, muß das 
Wachstum der Produktion von Produktionsgütern und von Konsumgütern dem Wachstum 
des eingesetzten Kapitals und dem Wachstum der Kaufkraft der Lohnabhängigen entspre- 
chen. Es ist also naheliegend, die Kohärenz eines Akkumulationsregimes in einem Reproduk- 
tionsschema zusammenzufassen, das von Periode zu Periode die Allokation des Kapitals (und 
damit auch der Arbeit) zwischen den zwei grundlegenden Abteilungen der Gebrauchswert- 
produktion beschreibt, die ausschließlich durch ihre gesellschaftliche Funktion definiert sind 
(Abteilung I: Produktionsgüter, die das Monopol kapitalistischen Eigentums reproduzieren; 
Abteilung II: Konsumgüter, die die Existenz freier Arbeiter reproduzieren). In gewisser Wei- 
se ist das Reproduktionsschema ein Skelett des Akkumulationsregimes, das dessen formelle 
Kohärenz darstellt. 

Nun existieren verschiedene Typen von Akkumulationsregimes: die extensive Akkumula- 
tion (homothetisches, einfaches Wachstum der beiden Abteilungen, die sich gegeneinander 
verwerten), die intensive Akkumulation ohne Massenproduktion (bei der allein das Anwach- 
sen des konstanten Kapitals das Wachstum der Abteilung I verwertet), die intensive Akku- 
mulation bei wachsendem Massenkonsum, usw. ... Selbstverständlich erfordert die Analyse 
eines konkreten Akkumulationsregimes über diese grundlegenden Unterscheidungen hin- 
aus genauere Bestimmungen. 

Jedes konkrete Akkumulationsregime findet in einem »äußeren Raum« im doppelten Sinne des 
Wortes statt. Zunächst einmal ist nicht die ganze Produktion in einem nationalen Gemeinwe- 
sen durch kapitalistische Verhältnisse gesteuert. Dies gilt bereits für die Reproduktion der Ar- 
beitskraft. Das patriarchalische soziale Verhältnis oder die häusliche Produktionsweise oder 
auch die sexuellen Verhältnisse sichern sich ihre Reproduktion, indem der Mann die »Repro- 
duktionsmittel« nutzt, die er mit seinem Lohn kaufen kann. Die »Produzentin« in diesem so- 
zialen Verhältnis, die Freundin, Mutter oder Tochter schafft keinen »Wert«, denn ihre Arbeit 
ist keine Ware. Sie ist kostenlos für den Kapitalismus. Doch das heißt nicht, daß die häusliche 
Ausbeutung, weil sie die »Funktion« hat, die Kosten der Arbeitskraft zu senken, auch dafür ge- 
schaffen wurde — auch hier handelt es sich um einen »glücklichen Fund«! Umgekehrt kann die 
kapitalistische Warenproduktion einen wachsenden Anteil der häuslichen Produktion und 
Aufgaben übernehmen: das Eindringen in diesen Bereich ist ein mögliches Ausdehnungsfeld 
von Lohnarbeit und kapitalistischer Akkumulation und damit eine potentielle Dimension des 
Akkumulationsregimes. Das gleiche gilt für alle Produktionsweisen, die sich im Kapitalismus 
in einer konkreten sozial-ökonomischen Formation ausdrücken (die einfache kleine Waren- 
produktion, abgeschwächte Formen feudaler Verhältnisse wie Pacht und Halbpacht, usw.). 
Eine zweite Dimension des »Äußeren« taucht auf, wenn wir die ökonomischen Beziehungen 
zwischen Gemeinwesen betrachten, die kapitalistisch organisiert sind. Historisch gesehen 
haben die ersten Praktiken, die als »kapitalistisches Verhältnis« identifizierbar waren, bei 


120 Alain Lipietz 


weitem die Grenzen von Stammes- oder Feudalstaaten überschritten. Doch der moderne Na- 
tional-Staat, begriffen als Gemeinwesen von Individuen, die durch einen Sozialvertrag mit- 
einander verbunden sind, hat sich erst mit der Verallgemeinerung des Warenverkehrs ent- 
wickelt. In diesem Rahmen hat sich das Lohnverhältnis kodifiziert und institutionalisiert, 
und zwar im Schatten einer Staats-Souveränität, die durch die Geschichte von äußeren und 
inneren Kämpfen gefestigt wurde. Die gesellschaftlichen Widersprüche werden auf der Ebe- 
ne des National-Staates geregelt und dort hat sich langsam aber sicher die Kohärenz wirkli- 
cher Akkumulationsregimes herausgebildet, wobei sich die Yersinhaitiehung deseinen und 
die Verfestigung der anderen gegenseitig bedingten. 

Die »Herausbildung des Binnenmarktes« durch die Entwicklung kapitalistischer Verhältnisse 
hat zu keiner Zeit zu einem Verschwinden internationaler Austauschbeziehungen geführt, ihre 
Bedeutung hat sich, je nach der Entwicklung der Akkumulationsregimes verringert oder erwei- 
tert. Daher erscheint es sinnvoll, zur Analyse eines nationalen Akkumulationsregimes einen 
»Exportsektor« zu unterscheiden (Bertrand, 1978), in dem die Einkommen dazu dienen, den 
Kauf von Gebrauchsgütern der Abteilung I oder der Abteilung II zu finanzieren. Unter be- 
stimmten Gesichtspunkten können wir dann von »weltweiten Akkumulationsregimes« reden. 
Dies also sind die Grundlagen unseres »sozialen Musters«. Die Akkumulationsregimes jedoch 
konkretisieren sich weder aus sich selbst heraus noch aus der Kraft platonischer Ideen vom 
Himmel der Reproduktionsschemata. Reproduktionsschemata kann man immer neu erfin- 
den. Das Problem besteht darin, zu wissen, welche Zwangskräfte und welche institutionellen 
Formen die Kohärenz der Strategien und Antizipationen der Akteure in der kapitalistischen. 
Warenwirtschaft, die ın der Realisierung der Reproduktionsschemata konvergieren, sichern. 

Damit sind wir beiden Problemen der Regulation angelangt. Wir nennen im folgenden Regu- 
lationsweise die Gesamtheit institutioneller Formen, Netze und expliziter oder impliziter 
Normen, die die Vereinbarkeit von Verhaltensweisen im Rahmen eines Akkumulationsregi- 
mes sichern, und zwar sowohlentsprechend dem Zustand der gesellschaftlichen Verhältnisse 
als auch über deren konfliktuellen Eigenschaften hinaus. 

In der kapitalistischen Produktionsweise betreffen die Regulationsformen zumindest folgen- 
de Bereiche: 


— die Regulation des Lohnverhältnisses (Festlegung von Zeitnormen, der Arbeitsintensität, des Wer- 
tes der Arbeitskraft, der Konsumnorm der Lohnabhängigen, die Reproduktion der Qualifikations- 
hierarchie, die Segmentierung des Arbeitsmarktes, usw.); 

— die Regulation der Reallokation von Geld-Kapital, das durch die Verwertung der Waren in dieser 
oder jener Branche und entsprechend den verschiedenen Intensitätsniveaus der organischen Zusam- 
mensetzung des Kapitals freigesetzt wurde; 

— die Reproduktion und Steuerung des Geldes, seine Emission, seine Zirkulation, seine Formen pro- 
duktiver Verwendung, usw.; 

— die Formen juristischer bis hin zu ökonomischer Staatsintervention. 


Die extreme Verschiedenartigkeit dieser Formen eröffnen ein riesiges Untersuchungsfeld für 
die »Schule der Regulation«. Es hat sich jedoch von großem heuristischen Vorteil erwiesen, 
zwei Regulationsweisen zu polarisieren, die durch gegensätzliche institutionelle Formen ge- 
kennzeichnet sind, je nach dem, ob die ungewisse gesellschaftliche Verwertung der angebote- 
nen Waren und Arbeitskräfte einfach ex-post festgestellt wurde oder ob diehohe Wahrschein- 
lichkeit ihrer Realisierung ex-ante in das Verhalten der Akteure integriert war. Im ersten Falle 
überschreiten die Im-Entstehen-begriffenen-Werte einer nach dem anderen die »Gefahren- 
schwelle« der Metamorphose in Geld oder werden eliminiert. Im zweiten Falle integrieren 
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die Im-Entstehen-begriffenen-Werte im Gegensatz dazu zugleich ihr eigenes Wachstum und 
die Transformation gesellschaftlicher Produktions- und Tauschnormen, um ihre eigenen 
Metamorphosen zu leiten. 

Im ersten Fall sprechen wir von einer Regulation der Konkurrenz, im zweiten von einer mono- 
polistischen Regulation. Im einen Extrem verkauft sich die Arbeitskraft jeden Tag.neu zu einem 
Preis, der von den Marktschwankungen abhängt oder sie kann sich nicht reproduzieren. Im an- 
deren Extrem ist dem Lohnabhängigen nicht nur ein Minimaleinkommen garantiert (basie- 
rend darauf, daß er als Lohnabhängiger existiert), sondern er leiht seine Arbeitskraft einem ein- 
zelnen Unternehmer mit einem mehrjährigen Vertrag, der die erwarteten Veränderungen im 
ökonomischen Umfeld miteinschließt. Im ersten Fall werden die auf dem Markt in Warenform 
angebotenen Im-Entstehen-begriffenen-Werte verfallen oder das Anrecht zur Metamorphose 
in Geld, entsprechend dem Zustand der dem Produzenten auferlegten Arbeitsteilung, erhalten. 
Im anderen werden Finanzgruppen die Entwicklung der Produktionsnormen selbst verän- 
dern, indem sie die Entwicklung neuer Produkte und Verfahren durch genau kontrollierte Ab- 
schreibungen alter Branchen finanzieren, deren Obsoleszenz sie organisieren. In der Regula- 
tion der Konkurrenz muß man schon Waren-Geld als Träger des Wertes haben, um es gegen 
Waren einzutauschen. In der monopolistischen Regulation langt es, für fähig gehalten zu wer- 
den, einen Im-Entstehen-begriffenen Wert bis zur Verwertung zu führen, um Geldformen an- 
geboten zu bekommen, die die ersten Metamorphosen erlauben. 

Diese stilisierte Polarisierung darf nicht zu einem neuen Dogmatismus und einer neuen Schola- 
stik führen, die darin besteht, ausgehend vom Charakter der Regulationsweise in ihrer Gesamt- 
heit alle einzelnen Formen durchzudeklinieren oder »unter diesem Aspekt konkurrenzielle 
und unter jenem Aspekt monopolistische« Elemente miteinander formell zu kombinieren. Es 
wäre erheblich nützlicher zu untersuchen, wie die »zufällige« historische Zusammensetzung 
der institutionellen Formen mit erstaunlichem Erfolg zur Regulation eines Akkumulationsre- 
gimes beitragen, während die Beständigkeit der alten Formen doch bis zur großen Krise des 
vorhergehenden Akkumulationsregimes geführt hatte. Man wird dann manchmal sehr bedeut- 
same zeitliche Verschiebungen und Abstände bei der Einrichtung von Regulationsformen fest- 
stellen können, die sich später als grundlegende Stützen des Akkumulationssystems erweisen. 
Man wird von einem Land zum anderen eine extreme Vielfalt institutioneller Formen und Net- 
ze feststellen können, die innerhalb einer Regulationsweise die gleiche »Funktion« besitzen. 
Und man wird auch feststellen, daß die Herrschaft (die Hegemonie) einer Regulationsweise die 
Existenz (und die »Funktionalität«) anderer superiorer Formen der Regulation auf einigen be- 
sonderen Märkten keineswegs ausschließt. 


II. Von einer großen Krise zur anderen 

Die theoretischen Konzepte der »Regulationsschule« wurden im Zuge konkreter Untersu- 
chungen entwickelt, die zuerst die USA (Aglietta, 1976) und Frankreich (Cepremap, 1977) 
umfaßten. 


1. Eine sehr schematisierte Freske 


Wir stützen uns im folgenden auf das französische Beispiel. Der Kapitalismus scheint sich hier 
endgültig in der Folge der »letzten Krise des Ancien Regime« (d.h. einer agrikolen Krise) von 
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1845-48 gefestigt zu haben. Bis 1914 überwiegt dann (ungleich je nach Unter-Periode) die ex- 
tensive Akkumulation mit einer progressiven Ausweitung des kapitalistischen Sektors insbe- 
sondere im Bereich der Metall- und metallverarbeitenden Großindustrie (von der Eisen- und 
Stahlindustrie bis hin zum Eisenbahnbau) und relativ einfachen Formen der Kooperation in 
der Textilindustrie und im Bauwesen. Innerhalb des kapitalistischen Sektors im eigentlichen 
Sinne (in der Landwirtschaft herrschte die kleine Warenproduktion vor) fanden keine gro- 
ßen Veränderungen in der organischen Zusammensetzung und in der Produktivität statt. 
Letztere nahm in dieser Periode um durchschnittlich 2 % jährlich zu, während die Kaufkraft 
der Arbeiter um 1,5 % stieg. Die Regulation vollzieht sich mittels des klassischen »Konjunk- 
turzyklus«: Preise und Kaufkraft steigen in den »Boom«-Phasen, während der »Krach« von 
einem allgemeinen Rückgang der Löhne und Preise begleitet wird, welche jedoch die vorher- 
gehende Hausse der Kaufkraft der Arbeiter nicht vollständig annulliert. 

Die institutionellen Formen dieser Regulation der Konkurrenz sind, schematisch gesagt: 
— eine Anpassung der Löhne an die Lebenshaltungskosten durch den täglichen Verkauf der 
Arbeitskraft entsprechend den bestehenden Konstellationen des Arbeitsmarktes. Die Quali- 
fikationsstruktur ist relativ stabil; 

— Unternehmen, die sich hauptsächlich in einer einzigen Branche engagieren und ihre Preise 
entsprechend der Nachfrage regulieren, während der Kapitaltransfer von einer Branche zur 
anderen vor allem über den Börsenmarkt verläuft; 

— ein Währung, die sich letztlich auf die Gold-Ware gründet und ein Kreditberg, der spekula- 
tiven Wellen ausgesetzt ist; 

— ein Staat, der sich vaußerhalb« der ökonomischen Bewegung befindet und nur eingreift, 
um Recht und Gesetz des kapitalistischen Eigentums Geltung zu verschaffen. 

Gegen Ende des 19. Jhds. stößt die extensive Akkumulation an Grenzen, die zum einen ihre 
Absatzmärkte (dieim Außenhandel gesucht werden, der durch imperialistischeBeziehungen 
»geschützt« ist) und zum anderen die Produktivität betreffen. Es tritt die Stagnation der 90er 
Jahre, die große Krise der extensiven Akkumulation ein. 

In Frankreich wie in den USA, wenngleich dort etwas später, zeichnet sich eine extrem kom- 
plexe Entwicklung bei den Ingenieuren und Unternehmern ab, um die Produktivitätsgewinne 
durch eine Vertiefung der reellen kapitalistischen Subsumtion, eine Enteignung des Wissens 
und der Kenntnisse der Facharbeiter durch die Methoden »Wissenschaftlicher Organisation 
der Arbeit« und eine Dequalifikation der ausführenden Arbeitertätigkeit wiederzuerlangen. 
Diese Entwicklung setzt sich im Schutze des Krieges 1914-18 durch: der »Taylorismus« wandelt 
sich bald in einen »Fordismus«, d.h. bezüglich des Arbeitsprozesses in eine Inkorporation des vor- 
her enteigneten Wissens in das automatische System der Maschinen selbst.7 

In den 20er Jahren führen die Entwicklung des Taylorismus und die Anfänge des Fordismus 
zu einer ersten großen Welle intensiver Akkumulation. Die Produktivität wächst mit jährli- 
chen Raten von 6 %. Die Kaufkraft jedoch nimmt weiterhin nur mittelmäßig zu. Diese Sche- 
re ist über den Anstieg der Mehrwertrate, die keineswegs durch das schwache Wachstum der 
organischen Zusammensetzung des Kapitals kompensiert wird, in hohem Maße günstig für 
die Profitrate und löst dadurch eine Überproduktionskrise ohnegleichen aus, die Krise der 
1930er Jahre. Es handelt sich dabei um mehr als den »Tiefpunkt« eines Zyklus. Die Regula- 
tion der Konkurrenz erwies sich als nicht mehr hinreichend für die intensive Akkumulation. 
Von daher kann man die große Krise der’ 30er Jahre zugleich als erste Krise der intensiven Ak- 
kumulation und als letze Krise der Regulation der Konkurrenz bezeichnen. Die Aufforderun- 
gen eines Henry Ford I. und eines].M. Keynes, den Anstieg der Produktivität durch ein An- 
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wachsen der Kaufkraft der Lohnabhängigen zu kompensieren, stießen sich an den kurzfristi- 
gen Zielen einer vex ante« Wiederherstellung der Profitrate durch eine Absenkung der Lohn- 
masse (Boyer, 1982). 

Nach der Rekonstruktionsperiode von 1945-1953 (die von Natur aus überwiegend extensiv 
war) erlebt Frankreich einen erneuten Anstieg intensiver Akkumulation, die 20 Jahre andau- 
ert (1954-1974) und während derer die Produktivität sich verdreifachen wird, wie übrigens 
auch das fixe Kapital pro Kopf. Doch diesmal verläuft der Anstieg der (indirekten und direk- 
ten) Kaufkraft der Lohnabhängigen fast exakt entsprechend dem Anstieg der Produktivität. 
Dabei betrifft der Produktivitätszuwachs ungefähr gleichermaßen die beiden Abteilungen; 
die organische Zusammensetzung des Kapitals bleibt im großen und ganzen ebenso unverän- 
dert wie die Mehrwertrate. Wir werden diese Ergebnisse später noch genauer betrachten, 
doch für den Augenblick erlauben sie uns eine Typisierung des »goldenen Zeitalters«. 


2. Ein »ideales« Regime intensiver Akkumulation bei monopolistischer Regulation. 


Das »goldene Zeitalter« ist modellhaft durch folgende Merkmale gekennzeichnet: 

— Die Wachstumsrate der gesamten technischen Zusammensetzung (d.h. annäherungsweise des fixen 
Kapitals pro Kopf) und die Produktivität der Abteilung I sind gleich. Diese »Gegentendenz« zum 
Anstieg der technischen Zusammensetzung hemmt die Tendenz zum Anstieg der Wert-Zusam- 
mensetzung des Kapitals. 

— Die Wachstumsrate der Konsumtion der Lohnabhängigen und die Produktivität in Abteilung 2 
sind gleich. Die »Gegentendenz« zum Fall der Profitrate, welches der Anstieg der Mehrwertrate ge- 
wesen wäre, ist zwar gebremst, doch gleichzeitig ist auch die Tendenz zur Unterkonsumtionskrise 
geschwächt. Und da die organische Zusammensetzung des Kapitals sich nicht verändert, bleibt die 
allgemeine Profitrate stabil. 


Diese beiden Bedingungen wurden in Frankreich von der Rekonstruktionszeit bis zur Krise 

annäherungsweise eingehalten. Doch a priori gab es keine Sicherheit, daß dem so sei. 

Die erste Bedingung fand sich auf quasi wundersame Weise bestätigt (und tatsächlich zeigen 

die statistischen Daten, daß sie von den 60er Jahren an in den wichtigsten Industrieländern 

immer weniger eingehalten wurde). Die zweite Bedingung hingegen wurde mehr oder weni- 
ger explizit durch eine Politik der Regulation des Lohnverhältnisses eingehalten: die Massen- 
produktion wurde von einer Massenkonsumtion begleitet, welche solchermaßen die volle 

Entwicklung des »Fordismus« verwirklichte. Diese partielle Regulation war Bestandteil einer 

Gesamtheit institutioneller Formen, die eine Variante der monopolistischen Regulation bil- 

dete. 

Schematisch gesagt verbindet die sich nach 1945 verfestigende Regulationsweise die folgen- 

den institutionellen Formen miteinander: 

— ein Lohnverhältnis, das gekennzeichnet ist durch mittelfristige Vertragsbeziehungen bei den direk- 
ten Löhnen, durch die Ausdehnung des indirekten Lohns anhand von Transferzahlungen und 
durch gesetzliche Verfahren zur Indexierung des Nominallohnwachstums an dasjenige der Preise 
und nach 1968 mehr oder weniger explizit sogar an das Wachstum der Produktivität (Boyer, 1978). 

— Eine Zentralisierung des Kapitals in Bereichen des Industrie- und Finanzkapitals, die in der Lage 
sind, ihren Angebotspreis mittels eines Verfahrens der Preisanhebung (»mark-up«) zu fixieren, wel- 
ches zunehmend rigider gegenüber konjunkturellen Schwankungen ist (Boyer/Mistral, 1978). 

— Die Ausweitung des Kreditgeldes durch das Bank-System entsprechend den Geldmengen, die durch 
die Gesetze der Entwicklung des Lohnsystems und der Nominalpreise erforderlich sind (Lipietz, 
1983 a). 
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— Eine beträchtliche Verstärkung der Rolle des Staates, nicht so sehr (und im Gegensatz zu den Prog- 
nosen von J.M. Keynes) durch die direkten öffentlichen Ausgaben, als vielmehr durch die Steue- 
rung des Lohnverhältnisses und des Geldes (De Brunhoff, 1976): Delorme und Andre (1982) haben 
dies den »eingebundenen Staat« (l’Etat insere) genannt.3. 

Das Funktionieren dieser Regulationsweise, welches die Verallgemeinerung des Fordismus 
im Arbeitsprozeß begleitete, hat a priori die Einhaltung der zwei Regeln des »goldenen Zeit- 
alters« der intensiven Akkumulation erlaubt. 
Diese beiden Regeln sind, wie gesagt, sehr unterschiedlich. Die zweite, die Stabilität der 
Mehrwertrate, scheint sich ex post und über eine recht lange Periode zu bewahrheiten (Mazier 
u.a., 1982). Dennoch können wir sehen, daß den im historischen Verlauf während des 19. 
Jhds und bis 1939 recht bewegten und von Booms und Krisen unterbrochenen ex-post Anpas- 
sungen eine regelmäßige und vor allem von den Firmen antizipierte Anpassung an den An- 
stieg der Kaufkraft folgte. 
Die erste Regel, die Kompensation des Anstiegs der technischen Zusammensetzung durch die 
Entwertung von konstantem Kapital, scheint sich demgegenüber jeder Kontrolle a priori zu 
widersetzen. Dennoch darf die Entwertung von konstantem Kapital die Firmen nicht davon 
abhalten, ihren eigenen Arbeitsprozeß grundlegend zu verändern. Die neuen monopolisti- 
schen Gesetze nomineller Preisbildung durch die Methode des ‘mark-up pricing’ nominell 
nicht-entwerteter Kapitalkosten, haben dies Hindernis beiseite geräumt: die allgemeine Ent- 
wertung des konstanten Kapitals hat sich in einer allgemeinen Baisse des durch das Geld re- 
präsentierten Wertequantums aufgelöst, ohne daß die dynamischsten Unternehmen dadurch 
bestraft wurden. 

In der Phase der Regulation der Konkurrenz schlug sich die Baisse des Wertes des fixen Kapi- 

tals ın der Tat als Baisse der Warenpreise und damit in der Baisse des cash-flow, der die Ab- 

schreibungen enthält, nieder. In der monopolistischen Regulation findet sich ein solcher 

Transmissionsprozeß nicht. Die nominellen cash-flows repräsentieren dennoch einen gerin- 

geren Wert und von daher existiert eine latente Inflation, die solange nicht zu einer offenen 

Inflation wird, wie die darin enthaltenen Wertverhältnisse es den Unternehmen erlauben, ih- 

re Anlagen (die dem Volumen nach anwachsen, dem Wert nach jedoch sinken) durch die — 

mittels der Kalkulation eines mit der realen Profitrate zu vereinbarenden Aufschlags — freige- 
setzten cash flows zu erneuern. 

Solange die Bedingungen des Goldenen Zeitalters des Fordismus andauerten, entwickelte 

sich die nominale Profitrate — so wie sie sich aus dem betrieblichen Rechnungswesen durch 

den Vergleich der Cash-flow-Elemente und der Aktiva ergibt — parallel zur realen ökonomi- 
schen Rentabilität, die auf der Basis der Bewertung der Kapitalbindung, der Lebensdauer der 

Ausrüstungsgüter, der Produktivität des fixen Kapitals, der Verteilung des neugeschaffenen 

Wertes, der relative Preise, usw. berechnet wird. 

Unglücklicherweise für das Kapital begannen die Wertverhältnisse sich dennoch ungünstig 

für die Rentabilität zu verändern, und dies werden wir im folgenden genauer ansehen. 


3. Die Krise des Fordismus 


Bei der Entwicklung der gegenwärtigen Krise müssen wir drei unterschiedliche Arten von 
Erscheinungen und ihren Verbindungen auseinanderhalten: 

— zum einen jene, die wir zur allgemeinen Krise des Fordismus zählen und die sich mehr oder 
weniger in allen Ländern finden lassen, die diesen Entwicklungsweg eingeschlagen haben; 
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— zum zweiten die die Krise verstärkenden Erscheinungen, die auf die Verbindungen der ver- 
schiedenen sozio-ökonomischen Formationen zurückzuführen sind und 

— zum dritten die besonderen Erscheinungen einer jeden betroffenen Gesellschaftsforma- 
tion. 

Selbstverständlich können wir an dieser Stelle diese nationalen Besonderheiten nicht entfal- 
ten — obgleich dies eines der gegenwärtig fruchtbarsten Untersuchungsfelder der Regula- 
tionsschule darstellt. Die Unterscheidung zwischen den beiden ersten Typen von Phänome- 
nen sollte jedoch eindeutig sein, denn seine politischen Implikationen sind offensichtlich. 
Wenn man sich nur auf den zweiten T'ypus bezieht, dann erscheint die Krise als ausschließli- 
che Krise der nationalen monopolistischen Regulation, die im Widerspruch zur Internationa- 
lisierung der Produktion geraten ist — und dann kann eine Krisenlösung durch einen »kon- 
zentrierten Aufschwung« in Frage kommen. Wenn man sich jedoch auch auf die erste Ebene 
bezieht, dann berührt die Krise darüber hinaus die Wurzeln des intensiven Akkumulations- 
regimes, das auf den tayloristischen Prinzipien der Arbeitsorganisation und der fordistischen 
Entwicklung des Massenkonsums basiert. Die verschiedenen wissenschaftlichen Arbeiten 
betonen den einen oder den anderen Aspekt, entsprechend den Zielen und Absichten der 
Forscher. Wir werden im folgenden versuchen, eine Synthese zu präsentieren. 

Das offensichtlichste Symptom der Krise des Akkumulationsregimes ist die generelle Ver- 
langsamung der Produktivitätsgewinne, die gegen Ende der 60er Jahre eintritt und selbst die 
Branchen trifft, die alstypisch fordistische Branchen gelten, wie die Automobilindustrie (Bo- 
yer, 1979). Aber wieso führt diese Verlangsamung zu einer Krise? 

Eine erste Erklärungslinie besteht darin, den Widerspruch zwischen dieser Verlangsamung 
und den andauernden Tendenzen zum Anstieg der Kaufkraft zu betonen. Die Krise entstün- 
de gemäß dieser Version aus einer »Profitklemme« (»profit squeeze«) aufgrund des Anstiegs 
der Stücklohnkosten. Die statistischen Daten scheinen diese Diagnose jedoch für die Gesamt- 
heit der industrialisierten Länder zu Beginn der 70er Jahre nicht zu bestätigen. Wenn dies der 
Ursprung der Krise gewesen wäre, dann hätte eine einfache Verlangsamung des (direkten 
oder indirekten) Lohnanstiegs ausgereicht, um sie zu begrenzen. 

Es ist überzeugender, die andere Komponente der Profitabilität des Kapitals zu analysieren: die 
sinkenden Produktivitätsgewinne haben seit Mitte der 60er Jahre einen Anstieg des Wertes des 
Kapitals pro Kopf erfordert — oder in marxistischen Begriffen, einen Anstieg der organischen 
Zusammensetzung des Kapitals (Lipietz, 1982). Die der monopolistischen Regulation eigenen 
Verfahren des »mark-up« haben zunächst diesen Niedergang der »augenblicklichen« Kapital- 
rentabilität durch einen nominalen Anstieg der Profite kompensiert, doch hat sich jene als An- 
stieg der Abschreibungsanteile an der Brutto-Eigenfinanzierungsquote niedergeschlagen. Von 
daher entwickelte sich eine Tendenz zur wachsenden Verschuldung der Unternehmen und 
zum Anstieg der Finanzierungskosten, die, zusätzlich zum Anstieg der Abschreibungen und 
der relativen Preise der Investitionen, zu einer latenten Krise der Investitionsfähigkeit führte. 
(Lipietz, 1983) 

Ob man nun die Betonung auf die »profit squeeze« oder auf den Anstieg der organischen Zu- 
sammensetzung des Kapitals legt, in beiden Fällen erscheint die aktuelle Krise der intensiven 
Akkumulation als eine Rentabilitätskrise— im Gegensatz zu jener von 1930, die eine Überpro- 
duktionskrise war. Die institutionellen Formen der monopolistischen Regulation hemmen in 
der Tat die »depressive Spirale«: die Ausweitung des indirekten Lohns begrenzt das Absinken 
der gesamtwirtschaftlichen Kaufkraft (trotz des Anstiegs der Arbeitslosenzahlen) und die So- 
lidität des Kreditgeldes erlaubt das Überleben der Im-Entstehen-begriffenen-Werte (und da- 
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mit der Unternehmen), die im Rahmen eines auf Gold-Währung beruhenden Bankensy- 
stems in die Pleite getrieben worden wären. Die Krise nahm also die Form einer Stagnation 
(und nicht eines Zusammenbruchs der Produktion) und einer gleichzeitigen Inflation (und 
nicht eines Zusammenbruchs der Preise) an. 

Zwei Dinge allerdings bedürfen noch einer Erklärung: Warum sinkt die Produktivität? Und 
woher kommt diese Verstärkung der Krise mit ihren immer schärferen Abschwüngen? In der 
Frage nach den Gründen der Produktivitätsentwicklung unterscheiden sich die hier vorge- 
stellten Regulations-Ansätze am deutlichsten von der Theorie »langer Innovationswellen«. 
Es ist in der Tat äußerst schwierig, eine Verlangsamung technologischer Innovationen in den 
60er Jahren ausfindigzu machen. Ganz im Gegenteil, keinegrundlegend neue Innovation (au- 
ßer dem Fernsehen) begründete das ökonomische Wachstum nach dem 2. Weltkrieg. Dar- 
über hinaus ist die Informatik auf Transistorbasis bereits Anfang der 70er Jahre beträchtlich 
entwickelt. Umgekehrt aber sind die Erfolge und später dann die Niederlagen der tayloristi- 
schen und dann fordistischen Prinzipien der Arbeitsorganisation nicht zu übersehen (Coriat, 
1979). Die Abschwächung des bisherigen Anstiegs fixen Kapitals pro Kopf kann ohne Schwie- 
rigkeiten auf die Verallgemeinerung der Schichtarbeit zurückgeführt werden, eine Form der 
Arbeit, diean soziale und ganz einfach auch materielle Grenzen stieß. Die Verlangsamungder 
Produktivitätsgewinne kann eindeutig auf »technische« Probleme der ‘wissenschaftlichen 
Organisation der Arbeit’ zurückgeführt werden (Abstimmungsprobleme zwischen den Ar- 
beitsplätzen, mangelnde Flexibilität usw.) und vor allem auch auf soziale Grenzen, die gegen 
Ennde der 60er Jahre jageradezu explosiv wurden (der Aufstand der ungelernten “Massenarbei- 
ter’, die Streiks an strategischen Engpässen der Produktion, der Absentismus, Sabotage usw... 
Der Widerspruch zwischen Enteignung von Wissen einerseits und notwendiger Einbezie- 
hung des unmittelbaren Produzenten in die Arbeit andererseits war so nicht mehr zu steuern. 
Und zur zweiten Frage: die sinkende Kapitalrentabilität hätte sich in einer langsamen Ab- 
schwächung des Wachstums ausdrücken können. Und wenn man vom Ölschock von 1973 
mal absieht, dann war dies bis 1979 auch ungefähr der Fall. Bleibt jedoch das Problem, daß der 
weltweite Aufschwung nach 1975 keineswegs zu den vorherigen Wachstumsraten zurück- 
führte und daß diese Stagnation, die wir auf die Rentabilitätsprobleme bezogen hatten, sich 
dennoch als Unterkonsumtionskrise darstellt, bei der nicht eingesetzte Produktionskapazi- 
täten gleichzeitig mit Arbeitslosigkeit und nicht befriedigten Bedürfnissen auftreten. 
Genau an diesem Punkt müssen wir die Reaktionen von Unternehmern und Regierungen 
auf die Krise des Fordismus (ihre »Austeritätspolitiken«) sowie die Probleme der Internatio- 
nalisierung in unsere Überlegungen miteinbeziehen. 

Angesichts sinkender Kapitalrentabilität, zu der 1974 noch der zusätzliche ‘Abzug’ durch die 
Öl-Rente kommt, besteht der erste Versuch von Unternehmern und Regierungen darin, den 
Konsum der Arbeitnehmer zu reduzieren. Dadurch werden die Symptome einer Unterkonsum- 
tions-Krise ausgelöst, die — dank der monopolistischen Regulation — glücklicherweise nicht 
die Geschwindigkeit der Zeit von 1930-32 annahm, denn ein »Sicherheitsnetz« schränkte die 
depressive Spirale ein. Indessen machte die Internationalisierung der Produktion einen einfa- 
chen ‘keynesianischen’ Wiederaufschwung durch Stärkung der Konsumnachfrage unmöglich. 
Die Lohnstückkosten wurden zum grundlegenden Parameter? der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit eines nationalen Akkumulationsregimes. Jedes Land, das versuchte, sein fordi- 
stisches Wachstum aufrechtzuhalten, sah seine Handelsbilanz von zwei Seiten angegriffen: 
von Seiten der Preise (unabhängig von den Abwertungen) und von Seiten der Handelsvolu- 
men (durch die ‘konjunkturellen Zeitverschiebungen’). 
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Die fortschreitende Dominanz der Austeritäts-Politiken kam der schlimmsten Form des 
Protektionismus gleich: es war eine Konkurrenz der Niedriglohn-Kosten, sei es durch ein 
Sinken der Realeinkommen, sei es durch beschleunigte Produktivitätssteigerungen. Der Ge- 
danke war verführerisch: das, was man auf dem Binnenmarkt verlor (durch eine Verminde- 
rung der Nachfrage), sollte auf dem Weltmarkt zurückgewonnen werden (durch die Erobe- 
rung neuer Marktanteile). Aber wenn alle Länder das gleich tun, dann kann diese Form »in- 
ternationaler Regulation der Konkurrenz« nur in einer Stagnation oder sogar einer allgemei- 
nen Rezession münden. Unter dem Gesichtspunkt der Beschäftigung gesehen, scheinen 
quantitative Untersuchungen anzuzeigen, daß diese Politik sogar selten in den Ländern wirk- 
samer ist, die eine stärkere Austeritätspolitik betreiben, als andere (Boyer, Petit, 1984). 


4. Eine Konfiguration des Übergangs: Sozialdemokratisches Krisenmanagement und Fordismus 
der Peripherie (1975-1979) 


Der von uns erwähnte depressive Mechanismus erzeugte nicht sofort all seine Auswirkun- 
gen. Sozialdemokratische Regierungen, die dem Keynesianismus treu waren und dem auto- 
matischen Wiederaufschwung des fordistischen Wachstums vertrauten, überwogen anfangs 
in der industriellen kapitalistischen Welt. Das Wachstum entwickelte sich weiter mit Hilfe 
des Kredits und mit Zuwachsraten, die vor 1914 vollkommen zufriedenstellend gewesen wä- 
ren. Die hauptsächliche Lokomotive dieses weiteren fordistischen Weges waren die USA un- 
ter J. Carter, die die Weltwirtschaft mit Kreditgeld (dessen Gültigkeit universell anerkannt 
war) versorgte, allerdings um den Preis einer unkontrollierten Emission von Kreditgeld. 
Trotz oder eher dank der ausbleibenden Produktivitätsgewinne gelingt es den USA, im eige- 
nen Land Millionen neuer Arbeitsplätze (vor allem im tertiären Bereich) zu schaffen. Westeu- 
ropa und Japan lieferten dabei Maschinen und Ausrüstungsgüter nicht nur für die USA, son- 
dern auch für die Länder der OPEC, die Ostblockstaaten und vor allem für die Länder des 
»Südens«, die ihrerseits eine Variante des fordistischen Modells übernahmen. 

Dieser »periphere Fordismus« gründete sich auf der Übernahme des fordistischen Industriali- 
sierungsmodells vom Gesichtspunkt des unmittelbaren Produktionsprozesses, aber nur sehr 
partiell (und zum Teil gar nicht) auf die Übernahme der Regulation des Lohnverhältnisses 
(Lipietz, 1981). Es gab somit schematisch gesagt die folgende Konfiguration: 


— Die OECD-Staaten, insbesondere die USA, schlugen auch weiterhin den Weg eines geschwächten 
Wachstums durch einen verlangsamten, aber nicht absinkenden Konsum mit geringen Produktivi- 
tätsgewinnen und verlangsamten Investitionen ein. 

-— Diese Länder bezahlten ihre Investitionen mit Krediten und trugen damit zur Ausbreitung eines in- 
ternationalen Kreditgeldes (den Xeno-Dollars) bei, das auf dem nationalen Kreditgeld der USA be- 
ruht. 

— Diese, von den Banken der Staaten mit Außenhandelsüberschüssen (OPEC und Japan) an einige 
Länder des Südens (den »Newly Industrializing Countries«, den NIC’s) verliehenen Barmittel er- 
möglichten es letzteren, auf Kredit Maschinen von Ländern der OECD zu kaufen. 

— Die NIC’s vertrauten darauf, diese Anleihen zurückzuzahlen, indem sie ihre produzierten Güter 
den Ländern der OECD und der OPEC verkaufen. Das war durchaus denkbar, und zwar aus zwei 
Gründen: 
— die Produktivitätsgewinne in diesen »neuen« Ländern stiegen sehr schnell (wohingegen sie sich 

in den nördlichen Ländern beträchtlich verlangsamt hatten) und ihre Lohnkosten pro Stunde 
waren 5 bis 10 mal niedriger; 
— der Weltmarkt war weiterhin expansiv, dank der »sozialdemokratischen Krisensteuerung«. 
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In dieser höchst zerbrechlichen Übergangskonfiguration konnten die »NICs« Wachstumsra- 
ten von jährlich 10 % erreichen, was für eine »Große Krise« schon erstaunlich war! 


5. Eine unnötige Katastrophe: der monetaristische Schock (1980-1983) 


Die Schwachstellen eines solchen Akkumulationsregimes waren jedoch offensichtlich: 

— Zwar verhinderte das »Sicherheitsnetz« der monopolistischen Regulation im Norden eine Depres- 
sion, aber es behinderte zugleich durch die Rigidität der Regelungen für die Arbeitskraft und der Kapi- 
talallokation zwischen den Branchen die Entwicklung neuer Produktions- und Konsumnormen. 

— Das internationale Kreditgeld beruhte, wie jedes Kreditgeld, auf der Annahme, daß das Akkumula- 
tionsregime sich wieder stabilisieren würde und daß die Ausgabeländer dieses Kreditgeldes (die USA} 
bedingungslos den Gegenwert der ausgegebenen Geldzeichen in Form wettbewerbsfähiger Waren lie- 
fern könnten. Gegen Ende der 70er Jahre wurde klar, daß weder das eine, noch das andere der Fall war. 
Das Wachstum blieb mittelmäßig, die Produktivitätsgewinne verlangsamten sich weiterhin (während 
das fixe Kapital pro Kopf weiter anwuchs) und der amerikanische Dollar wurde immer umstrittener 
und seine internationale Kaufkraft sank. 

Der Aufstieg monetaristischer Koalitionen an die Macht (in England mit dem Sieg der Kon- 
servativen, in den USA mit Volker an der Spitze des FED und dann Reagan als Präsident) 
drückt die Ohnmacht gegenüber dieser Entwicklung aus. Die Ideen des Liberalismus haben 
sich erneut durchgesetzt, weil es sonst nichts gab: das einfache Spiel der freien Kräfte auf dem 
Markt sollte die Unternehmen selektieren und die Entwicklungen der Zukunft einleiten, so- 
wie die Schlacke der Vergangenheit beseitigen und die Berechenbarkeit des Verhaltens wie- 
der einführen. 

Diesen beiden Koalitionen gelang es in wenigen Monaten, das ökonomische Wachstum der 
fünf vorhergehenden Jahre in ihren eigenen Ländern auszulöschen, indem sie die Ausgaben 
des Wohlfahrtsstaates drastisch begrenzten und die »Pseudo-Verwertung« der Im-Entste- 
hen-begriffenen-Werte, die auf dem fordistischen Akkumulationsregime basierten, blockier- 
ten (durch die drastische Begrenzung der Kredit-Geld-Emissionen). Doch dadurch lösten sie 
eine höchst komplexe Kettenreaktion aus (Aglietta, Brender, 1982; Lipietz, 1983 d). Sie 
zwangen nicht nur — über den Mechanismus »Internationalisierung-Austerität«— alle ande- 
ren Länder zur Aufgabe der sozialdemokratischen Krisensteuerung (einschließlich Frank- 
reichs Regierung unter Mitterand; Lipietz, 1984), sondern sie trockneten damit zugleich das 
internationale Kreditgeld aus, indem sie die Außenhandelsüberschüsse der OPEC ver- 
schwinden ließen. Kreditgeld wurde rarund teuer, und damit verdichtete sich seine Nachfra- 
ge auf dem Weltmarkt. Und im Ergebnis sahen sich die Länder des peripheren Fordismus 
nicht mehr in der Lage, ihre Schulden zurückzuzahlen. 

Mexiko erklärte sich im August 1982 für zahlungsunfähig und gab somit das Signal für eine 
verallgemeinerte Zahlungsunfähigkeit. Man befand sich am Rande eines weltweiten Finanz- 
krachs. Die Reagan- Administration verwarf darauf den Monetarismus, zwang das Weltbank- 
system, einer allgemeinen und erneuten Schuldenverlängerung der Dritten Welt zuzustim- 
men und praktizierte im eigenen Land unversehens den alten Keynesianismus, fast wie zu 
Kennedys Zeiten. »Tax-cuts«und wachsende Militärausgaben riefen ein riesiges Haushaltsde- 
fizit hervor, das durch die amerikanische Bundesbank finanziert wurde und wird. Der darauf 
folgende »Boom« beruhte weitgehend auf einer Steigerung des privaten Verbrauchs (insbe- 
sondere durch den Wohnungsbau) und führte die amerikanische Industrie innerhalb eines 
Jahres (1983) wieder auf das Niveau von 1979 zurück. Das daraus folgende, beträchtliche Au- 
ßenhandelsdefizit unterbricht die Rezession in den Ländern der OECD und führt zu einem 
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begrenzten Wiederaufschwung durch den Export in Japan und durch den Konsum und den 
Wohnungsbau in der BRD. 

Aber die Emission von Kreditgeld bleibt auf die Bedürfnisse der amerikanischen Administra- 
tion begrenzt. Der Wiederaufschwung reicht nicht, um die Überschüsse der OPEC wieder- 
herzustellen. Da die NICs ruiniert sind (mit Ausnahme derjenigen der japanischen Sphäre) 
und ihre Schulden nicht zurückzahlen, bleiben die Multiplikatoreffekte der Schafffung von 
Xeno-Dollars beschränkt. Der Dollar bleibt außerhalb der USA rar und teuer. Der monetari- 
stische Schock ist noch lange nicht aufgehoben 

Und selbst in den USA bleiben seine positiven Auswirkungen zweifelhaft. Der Wiederauf- 
schwung dort gründet sich nicht auf einem neuen Entwicklungsmodell, sondern es ist die 
Rückkehr zu den 70er Jahren. Zwar wurde die Inflation durch die Verbilligung importierter 
Waren und durch kurzfristige Produktivitätsgewinne in der Folge der Reaktivierung unge- 
nutzter Kapazitäten beträchtlich gesenkt. Doch die auf der amerikanischen Stärke basierende 
Überbewertung des Dollar, wie gegen Ende der 60er Jahre, kann, wie 1971, erneut abrupt zu- 
endegehen. Und die Kontraktion traditioneller Industrien, wie der Automobilbau, hat zwar 
eine weitgehende Rationalisierung ermöglicht, aber sie kündigt noch nicht die Möglichkeit 
eines neuen Wachstums an, das auf den neuen Technologien beruht. Diesen Punkt werden 
wir abschließend und notwendigerweise abstrakt untersuchen. 


II. Ein technologischer Ausweg aus der Krise?!° 


Der Glaube an die Existenz eines neuen Entwicklungsmodells, welches potentiell in der tech- 

nologischen Revolution enthalten sei, ist beispielhaft ausgedrückt in einem Buch, das vor 

dem Sieg der Linken in Frankreich Furore machte: »Die Krise des XXten Jahrhunderts« von 

Jean Herve Lorenzi u.a. Sie fassen die Krise dergestalt zusammen (und verwenden dabei 

manchmal die Arbeiten von Theoretikern der intensiven Akkumulation auf mißbräuchliche 

Art und Weise), daß die Produktivität zu schwach seı, das fixe Kapitals zu unbeweglich und 

der tertiäre Sektor unproduktiv und aufgebläht. Demgegenüber würde die Elektronik es er- 

lauben, 

— die Produktivität zu erhöhen (einschließlich und ganz erheblich im tertiären Bereich) und 
damit die Kosten zu senken, während gleichzeitig die Kaufkraft steigen würde; 

— die Kosten des fixen Kapitals zu senken und damit die Eigenfinanzierungsrate anzuheben 
und 

— neue Bedürfnisse und damit neue Waren zu schaffen. 

Wir hätten also ein neues Modell vor uns, das dem vorherigen Akkumulationsregime recht 

ähnlich sei, weil auf die Massenproduktion und -konsumtion zentriert, doch mit neuen Pro- 

dukten und neuen Verfahren und mit einer neuen zentralen Branche: der elektronischen-, 

Büro-, teleinformatischen- und automatischen Industrien. Die Krise wäre also nur eine Krise 

der Veränderung (Mutation) von einem Modell zum anderen. 

Wir wollen diese optimistische und ein wenig simple (zugegeben, von uns vereinfachte) An- 

sicht infragestellen. Die Nichtübereinstimmung bezieht sich auf die vorgeschlagene automa- 

tische und lineare Verbindung, die dieser Ansatz zwischen der Entwicklung einer Technolo- 

gie und der Herausbildung eines neuen Entwicklungsmodells zieht. 

Zwischen Technologie und Entwicklungsmodell existieren eine ganze Reihe von Verbin- 

dungsgliedern; nämlich die gesellschaftlichen Beziehungen und Verhältnisse. Von der Tech- 
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nologie bis zur technischen Anwendung: die unmittelbaren Produktionsverhältnisse (wer ent- 
scheidet, wie das Arbeitskollektiv organisiert wird?); von der Produktion bis zur Ökonomie: 
die Gesamtheit sozio-ökonomischer Verhältnisse (wird es genügend Konsumenten, genügend 
Investoren geben? Um was zu produzieren? Um welche Form der Vollbeschäftigung sicher- 
zustellen?). Anders gesagt, ein neues Akkumulationsregime und eine neue Regulationsweise, 
insbesondere des Lohnverhältnisses (oder andere Produktionsverhältnisse, warum nicht?) 
müssen erst noch gefunden werden. 

Und selbst wenn man ein neues Entwicklungsmodell entworfen hätte, wie kann man vom al- 
ten, absterbenden Modell zum neuen übergehen, welches doch so schwierig geboren wird? 
Wie lassen sich die Umstrukturierungen finanziell, aber vor allem menschlich bewältigen? 
Und welches sind darüber hinaus die Gegenstände und die Subjekte einer solchen Transfor- 
mation? Da das Unternehmensprestige z.Zt. in der Wertschätzung ganz oben, die Selbstbe- 
stimmung und alternative Formen zur Lohnarbeit jedoch ganz unten stehen, ist es wahr- 
scheinlich, daß die gesellschaftlichen Verhältnisse im wesentlichen erneuerte Lohnverhältnisse 
bleiben. Und nichts beweist, daß der Staat — und auch nicht das durch den Markt geregelte 
Verhältnis Unternehmen - Lohnabhängige — in der Lage ist, diese Veränderungen vollstän- 
dig herbeizuführen, und es ist nicht einmal sicher, daß dieses wünschenswert sei'!. Auch hier 
müssen wir neue Wege finden. 


1. Neue Arbeitsbeziehungen 


Gehen wir von der Elektronik aus, der Technologie, die weiter entwickelt und weiter ver- 
breitet ist, als die schöpferische Kraft der Biologie oder der Atomkraft. Abstrahieren wir von 
ihrer Anwendung im tertiären Bereich (Verwaltung, Unterrichts- und Gesundheitswesen) 
und gehen wir direkt ins Zentrum der Probleme: die Anwendung der Informatik in der Indu- 
strie, die informatisierte Produktion. 

Was bringt die Informatik? Nicht so sehr Produktivitätsgewinne pro Sekunde angewandter 
Maschinen-Zeit, sondern vor allem zwei Dinge: die Möglichkeit, die Maschinen einer Werk- 
statt vollzeit zu nutzen und die Produktion flexibel zu machen (Coriat, 1983). Ein fordisti- 
scher Betrieb, der auf der doppelten Spezialisierung der Maschinen und der Menschen be- 
ruht, nutzt die Zeit äußerst schlecht: Wartezeiten zwischen zwei Operationen, Zwischenla- 
ger, die sich anstauen; Unmöglichkeit, die Arbeitsplätze untereinander abzustimmen usw. ... 
Die automatisierte Leitung eines Betriebes hingegen erlaubt einen Sprung nach vorn in der 
Geschmeidigkeit und Anpassungsfähigkeit des produktiven Prozesses: jedes Stück kommt in 
dem Augenblick an seinen Platz, an dem esgebraucht wird und die elementaren Arbeitshand- 
lungen sind bestens miteinander verkoppelt. Das ist das große Potential an Produktivität 
oder genauer Rentabilität, das durch die Informatik bereitgestellt wird. 

Die vorausgehenden Investitionen sind teuer: Systeme ferngesteuerter Transportwagen, zen- 
trale und dezentrale Schalterkreise usw. ... Aber sie werden die volle Zeit genutzt. 

Doch das ist nicht alles. Die Elektronik macht vor allem die Maschinen-Systeme flexibel. 
Schon seit langer Zeit wird das Prinzip der Automation in der Fabrik angewandt und die 
Menschen haben Maschinen gebaut, die ganz alleine ihre eigenen Bewegungen nachmachen, 
wie die Fließbänder in der Automobilfertigung oder die Preßwerke. Aber diese riesigen In- 
stallationen konnten nur eine Reihe von Bewegungen machen, um immer das gleiche Pro- 
dukt hervorzubringen. Der Roboter hingegen kann sich den Aufgaben anpassen, das Werk- 
zeug wechseln, von einer Aufgabe zur nächsten übergehen und all dies dank einer schnellen 
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Neuprogrammierung. Der roboterisierte Betrieb kann sich also an eine wechselnde Nachfra- 
ge anpassen und von einer Kleinserie zur nächsten Kleinserie übergehen. 

Erste Bemerkung: die Einführung der Elektronik in den betrieblichen Produktionsprozeß 
erfordert eine unwahrscheinliche Mobilisierung und eine Neuzusammensetzung allen Wis- 
sens und aller Kenntnisse, einschließlich jener Tausende von spontanen Bewegungen, mit de- 
nen auch der taylorisierteste Arbeiter aus Instinkt und Erfahrung die Instruktionen der Ar- 
beitsplanungsabteilungen den konkreten Bedingungen anpaßt (und somit die »Lücken« der 
wissenschaftlichen Arbeitsorganisation schließt), aber vor allem und offensichtlich jenes in- 
dustriellen Wissens, das die Facharbeiter und die Techniker im Verlaufe ihrer Arbeit ange- 
sammelt haben. Die Informatisierung der Produktion kann nicht eingeführt werden ohne eine 
neue Systematisierung des Wissens und der Kenntnisse, selbst wenn schlüsselfertige Fabrikan- 
lagen aus dem Ausland gekauft werden. Mit Robotern zu produzieren erfordert vor allem die 
Mobilisierung der Produzenten in der Kontinuität ihrer Erfahrung. 

Zweite Bemerkung: selbst wenn ein roboterisierter Betrieb aufgebaut ist und selbst wenn eine 
Technologie benutzt wird, zu der es zuvor kein menschliches Äquivalent gab (wie die Laser- 
Schneidetechnik), bleibt die Intervention des qualifizierten kollektiven Arbeiters unverzicht- 
bar, sogar wenn er in der Theorie keine Bewegung mehr auszuführen hat. Das hat das Beispiel 
der Petrochemie gezeigt, einer »Prozeßindustrie«, die die ideale Grenzlinie zu einer vollständig 
automatisierten Produktions - oder Montagewerkstatt bildet. Dort bleibt der »Instinkt« der 
Arbeiter für den optimalen Ablauf des Gesamtprozesses unverzichtbar — und er befindet sich 
sehr häufig im Widerspruch zu den Instruktionen der Ingenieure. Dieses erforderliche Wissen 
ist nicht notwendigerweise intellektualisiert, es ist ein praktisches Wissen. 

Die von Leitstellen unterstützte Produktion kann sich in der Tat (ganz wie die Informatisie- 
rung der Büros) in zwei Richtungen entwickeln: entweder die Wiederherstellung der fordi- 
stischen Disziplin mit angelernten Arbeitern, die die Lücken in einer Kette von Robotern 
ausfüllen oder im Gegenteil die Entwicklung polyvalenter, qualifizierter Gruppen, die die 
Gesamtheit des Arbeitsprozesses überwachen. 

Und genau dieses ist der Gegenstand des immensen sozialen Kampfes, den die Invasion der Ro- 
boter ankündigt. Die Interessen der Arbeiter beziehen sich eindeutig auf die zweite Entwick- 
lungsrichtung. Diejenigen der Unternehmer (oder der Technostruktur) sind zwiespältig. Der 
zweite Weg ist der einzige, der ihnen das eröffnet, was die unternehmernahe Zeitschrift »Usine 
nouvelle« (July 1983) ein »abzubauendes Lager, eine Mine der Arbeiterproduktivität« nannte. 
Doch diese Neo-sozialdemokratische Logik widersetzt sich vollkommen den Unternehmer- 
traditionen, der Kultur der Meister, den sozialen Arbeitsbeziehungen und den vom Fordis- 
mus vererbten technischen Dispositiven. Das gilt insbesondere für Frankreich, wo eine auf 
dem Rassismus und der Parzellierung der Arbeit beruhende Arbeitsorganisation sich als im 
Widerspruch zur Produktivität und Qualität befindlich erweist. Die Chancen potentieller 
Produktivität können nur realisiert werden durch eine Gesamtverhandlung zur Aufteilung 
der Gewinne, eine Umgestaltung der Lohneingruppierungen, eine Abschaffung der despoti- 
schen Betriebshierarchie und die Errichtung eines »Aufstiegsprofils« für die Arbeiter, diesich 
Wissen aneignen und damit bereichern, ebenso wie sie dadurch die Firma bereichern. Das wä- 
re eine »Sozialtechnologie« und hat nicht viel zu tun mit der Informatik im engeren Sinne. 
Bliebe noch das Gegenstück dieser Produktivitätsgewinne auf Seiten der gesellschaftlichen 
Nachfrage zu finden. Dies führt uns zum Problem der Regulation des Ganzen: Impliziert die 
Informatisierung der Produktion eine Massenproduktion und einen Massenkonsum, die die 
Vollbeschäftigung sichern? 
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2. Eine Neuverteilung der Produktivitätsgewinne 


Im heutigen Europa der Krise geht es Firmen wie Volvo oder Mercedes, allgemeiner gesagt: 
Herstellern und Verkäufern von Luxusgütern relativ gut. Es gibt eine Nachfrage nach diesen 
»hochwertigen« Gütern und die »Kleinserienherstellung« ist absolut nicht mehr gleichbe- 
deutend mit »handwerklicher« Arbeit. Aufgrund ihrer Flexibilität ist die informatisierte 
Produktion besonders geeignet, eine Folge kleiner Serien herzustellen, die sich der Mode der 
Abnehmer anpassen. Und anders als der alte Fordismus erfordert sie nicht mehr die Ent- 
wicklung der Massenproduktion und damit des Massenkonsums. Sie erlaubt — wie Benjamin 
Coriat feststellt — die Vorstellung »prosperierender Unternehmen in einer stagnierenden 
Welt«. Das Beispiel Japans, das die Welt mit Kleinwagen überschwemmt, entkräftet diese 
Feststellung nicht, denn der japanische Kapitalismus sucht seine Kunden außerhalb seiner 
nationalen Wirtschaft, er nutzt eine weltweite Nachfrage aus, die nicht durch die Löhne, die 
er bezahlt, stimuliert wurde. Das japanische Entwicklungsmodell ist also nicht verallgemei- 
nerbar: es darf nur ein einziges Japan geben. 

Versuchen wir also, über ein kohärentes Ganzes (Frankreich, Europa, Nordamerika) nach- 
zudenken und uns ein vollständiges Akkumulationsregime vorzustellen, das zu seinen eige- 
nen Gunsten investiert und produziert. 

Wenngleich das neue, durch die informatisierte Produktion ermöglichte Entwicklungsmo- 
dell keinen Kaufkraftanstieg seiner Arbeiter erfordert, um die Produkte absetzen zu können, 
so könnten die sozialen Kämpfe einen solchen Anstieg fraglos durchsetzen. Bleibt also die 
Frage: kann die technologische Revolution das »bezahlen«, was der Fordismus nicht mehr 
konnte und ermöglicht sie damit eine Ausweitung der Kaufkraft soweit, daß Neueinstellun- 
gen gerechtfertigt sind? Die Frage ist extrem komplex. 

Zuerst zur Frage, ob die informatisierte Produktion sich »auszahlen« kann, d.h., ob sie die 
Produktivitätsgewinne entsprechend beschleunigt? Offensichtlich hat sie dies bis heute 
nicht getan, denn nirgendwo in der Welt sind die Produktivitätsgewinne entsprechend ange- 
stiegen..., außer durch Rationalisierungen und Stillegungen überalterter Anlagen, wie in 
England. Aber vielleicht hat sie noch keinen entsprechenden Verbreitungsgrad. Die direkte 
Produktivität roboterisierter Arbeit nimmt deutlich zu (daher die Vernichtung von Arbeits- 
plätzen in der Autoindustrie, die weniger Arbeitskräfte für gleich viel Autos braucht). Aber 
sinken denn die Gesamtkosten (Kosten für Roboter und Kosten für die Arbeitskraft)? Das ist 
nicht so offensichtlich, denn die Unternehmen, die Roboter einsetzen, tun dies häufig, um 
»auf dem Stand der laufenden Konkurrenz« zu sein, um sich aufbegehrender Arbeiter zu ent- 
ledigen (wie bei Fiat), usw. Denn die Roboterisierung gehorcht ebensosehr einer Logik sozia- 
ler Auseinandersetzungen im Betrieb wie reinen Rentabilitätsfragen. 

Doch unterstellen wir, daß die Gesamtproduktivität (das Warenvolumen in bezug zur Ar- 
beit, die im Roboter inkorporiert ist, sowie die direkte Arbeit) anwächst: das ist immerhin 
mittelfristig und auf Zeit gesehen sicher, auch wenn man nicht weiß, in welchem Rhythmus 
sie wächst. Und das bedeutet, daß die informatisierte Produktion für eine gleichbleibende 
Menge hergestellter Produkte in der Summe Arbeitsplätze vernichtet. Die Redeweise »Der 
technische Fortschritt vernichtet keine Arbeitsplätze, weil man Menschen braucht, um die 
Maschinen zu konstruieren«, ist ein Sophismus, denn wenn man zur Erzielung des gleichen 
Ergebnisses die gleiche Menge an Gesamtarbeit benötigte, um mit Roboter oder um ohneRo- 
boter zu produzieren, dann würde nicht roboterisiert. Der technische Fortschritt ermöglicht 
das Schaffen von Arbeitsplätzen, wenn die Produktnachfrage ansteigt oder die Arbeitszeit ab- 
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nimmt. Die ganze Geschichte des Kapitalismus über einen langen Zeitraum betrachtet, ist ei- 
ne Kombination dieser beiden Bewegungen. 

Man kann zwar (und das führt uns zu einer berühmten marzistischen Polemik zu Anfang die- 
ses Jahrhunderts zurück) ein Reproduktionsschema entwerfen, das auf einer reinen Akku- 
mulation der Produktionsgüter beruht, ohne eine Erweiterung der Endnachfrage pro Kopf, 
doch in der Praxis sind solche Regime nicht beständig — außer im Fall eines Staatskapitalis- 
mus, wie dem des stalinistischen Rußlands. Doch lassen wir dieses weder wünschbare noch 
wahrscheinliche Schulbeispiel beiseite. 

In einem vorwiegend liberalen Kapitalismus wird nur im Hinblick auf eine zukünftige Pro- 
duktion investiert, dieeiner Endnachfrage bedarf und jene rechtfertigt dann wiederum die In- 
vestitionen. Ermöglicht nun die informatisierte Produktion ein Anwachsen der Nachfrage 
(über einen Lohnanstieg), und rechtfertigt sie damit die ultra-modernen Investitionen und 
schafft somit neue Arbeitsplätze? Anders gesagt: läßt sich durch sie der gute alte fordistische 
Kreislauf wiederherstellen, indem die »Früchte des Wachstums geteilt werden«? Um dies zu 
erreichen, langt es nicht, Produktivitätsgewinne auszulösen, sondern diese Gewinne müssen 
zumindest höher sein als der Kostenanstieg durch die Roboterisierung, damit mit der erwei- 
terten Produktion eines jeden Lohnarbeiters die Investitionen zur Informatisierung als auch 
der Anstieg seiner Kaufkraft bezahlt werden kann. Wenn die Kosten der Informatisierung 
pro Produzent zu schnellansteigen, dann werden die Produktivitätsgewinne dazu dienen, die 
Investitionen zu bezahlen und dann muß der Anteil des Profits (der privaten oder staatlichen 
Unternehmen — das bleibt gleich) im Verhältnis zu den Löhnen anwachsen und in der Folge 
davon wird die Kaufkraft langsamer steigen als die Produktivität und damit Arbeitsplätze 
vernichten. 

Von daher ist esabsolut möglich, daß die gegenwärtige »technologische Revolution die kapi- 
talistischen Länder genau in der Situation der fordistischen Krise beläßt, mit schwachen 
Kaufkraftsteigerungen und einem Anwachsen der Arbeitslosigkeit, selbst in einer geschlosse- 
nen Ökonomie, die »entkoppelt« ist vom tückischen Kreislaufder Internationalisierung-Austeri- 
tät. Entscheidend ist also, zu wissen, ob die Investitionskosten pro Kopf der »technologi- 
schen Revolution« schneller oder langsamer wachsen als die von ihr ausgelöste Produktivität. 
Darüber wissen wir aber überhaupt nichts. Es hilft nicht weiter, auf den konstanten Preisver- 
fall der Chips und der Schaltelemente zu verweisen: die Elektronik hat nur einen Anteil von 
15 % im Preis eines Roboters. Weder wird die ganze Industrie automatisiert werden, noch 
gibt es nur die Roboter in den automatisierten Fabriken, noch läßt sich die Ökonomie auf die 
verarbeitende Industrie allein reduzieren. Die gegenwärtig verfügbaren globalen Statistiken 
zeigen im Gegenteil an, daß z.Zt. die Investitionen pro Kopf immer weiter ansteigen und daß 
diese Investitionen nicht die entsprechenden Produktivitätsgewinne auslösen — auch wenn 
sich die diesbezügliche Lage weniger schnell verschlechtert als in den 70er Jahren. 

Ein massiver Anstieg der allgemeinen Kaufkraft wird also vermutlich nicht der Weg sein, auf 
dem die durch die »technologische Revolution« ausgelösten Produktivitätsgewinne absor- 
biert werden. Das Risiko ist sehr groß, eine Mehrheit der Bevölkerung mit stagnierendem 
oder nur gering steigendem Einkommen neben einer wohlhabenden Minderheit existieren 
zu sehen, die sich an den Spielereien und dem Nutzen der »technologischen Revolution« er- 
freut und einer anderen, wachsenden Minorität, die aufgrund eines zur Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze unzureichenden Investitionswachstums zur Arbeitslosigkeit verurteilt ist. Aller 
Wahrscheinlichkeit nach wird es nicht möglich sein, die Produktivitätsgewinne der informa- 
tisierten Produktion durch eine signifikative Steigerung der durchschnittlichen Kaufkraft ei- 
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nes jeden Lohnabhängigen aufzufangen, wenn die Modernisierung der Produktion und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze finanziert werden muß.-Da die technologische Revolution 
dennoch Produktivitätsgewinne auslöst, müßten diese Gewinne also durch eine massive Ar- 
beitszeitverkürzung aufgefangen werden. 


Schlußbemerkung 


Man könnte die Reihe der Fragen über den »technologischen Ausweg aus der Krise« fortset- 
zen (Welche neuen Bedürfnisse sind zu befriedigen? Welche Technik sollen wir aus dem An- 
gebot wissenschaftlicher Kenntnisse auswählen? Wie verändert sich dadurch das System in- 
ternationaler Beziehungen? usw.). Aber die erwähnten Beispiele reichen aus, um zu sagen: 
wenn eseinen Ausweg aus der Krise gibt, dann wird ererheblich höhere Innovationsfähigkei- 
ten im Bereich der gesellschaftlichen Verhältnisse und der Regulationsweisen dieser Verhält- 
nisse erfordern, als im rein technologischen Bereich (sei es auf Seiten der Produkte oder auf 

Seiten der Verfahren) zu beobachten sind. 

Es handelt sich hierbei nicht darum, das Kind mit dem Bade auszuschütten und nun von der 

Chronik der technisch-wissenschaftlichen Erfindungen zu abstrahieren und die großen Er- 

neuerungen (wie die Erfindung der Dampfmaschine, des elektrischen Motors, der Verbren- 

nungsmotoren oder auch der Nuklearenergie...) für vernachlässigungswert zu halten. Wir 
wollten nur folgendes hervorheben: 

* Die Geschichte der Menschen, auch wenn sie auf eine ökonomische Geschichte reduziert 
wird, ist eine soziale Geschichte, deren Motor ebenso in den Kämpfen um die Kontrolle 
des Produktionsprozesses und der gesellschaftlichen Reproduktion und selbst in der Ent- 
wicklung der Gewohnheiten und Konventionen zu finden ist, wie in der ‘linearen’ oder 
‘stufenweisen’ Entwicklung der Produktivkräfte. 

* Relativ stabile Wachstumsphasen unterstreichen die Stabilität eines Akkumulationsregi- 
mes, das als Entwicklungsmodell akzeptiert und in institutionellen Formen gegossen ist, 
die zu einer Regulationsweise führen. 

* Größere Krisen entstehen aus einer Entregulierung der sozialen Verhältnisse, sei esinner- 
halb des unmittelbaren Produktionsprozesses, sei es auf der Ebene der Regulationsweise, 
sei es auf beiden Ebenen zur gleichen Zeit oder auch als Widerspruch zwischen Akkumu- 
lationsregime und Regulationsweise. 

* Im Inneren ein und derselben großen Krise können mehrere Phasen aufeinander folgen, 
und die ünüberlegte Infragestellung einer Regulationsweise im Namen eines Glaubensbe- 
kenntnisses in die Tugenden des Liberalismus, kann katastrophale Folgen haben. 

* Selbst wenn die gegenwärtigen technologischen Kenntnisse die Tür zu einer Krisenlösung 
öffnen können, so bleibt es doch die Aufgabe der sozialen Bewegungen, den Schlüssel da- 
für zu finden. 


Die Übersetzung besorgte Christof Watkinson 
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Anmerkungen 


1 Die ersten und grundlegenden Arbeiten, die diesen Ansatz entwickelten, sind die Habilitations- 
schrift von M. Aglietta (1974) und die Arbeiten des CEPREMAP (1977), aus denen dann später die 
Bücher von Aglietta (1976), Boyer/Mistral (1978) und Lipietz (1979, 1983 a) entstanden. 

2 Dazugehören u.a. Arbeiten von]. Mistralund A. Lipietz im Rahmen des CEPREMAP und auch je- 
ne im Umkreis von M. Aglietta und A. Brender im CEPII. 

3 Der Text in diesem ersten Abschnitt will keineswegs einen Konsens innerhalb der »Regulationsschule« 
formulieren — obwohl er ursprünglich zu diesem Zwecke geschrieben wurde! Nebenbei bemerkt er- 
kennt man in diesem Teil die noch vorhandenen Verbindungen und die Differenzen zur vorhergehen- 
den Periode des »strukturalistischen Marxismus« von Althusser, Balibar, Bettelheim u.a. 

4 Eine ausführlichere Analyse der Gefahren solcher Konzeptionen im Bereich »imperialistischer« Be- 
ziehungen findet sich in Lipietz (1983 b). 

5 Näheres zu diesen, bei den Vertretern der »Regulationsschule« (die nicht (mehr) alle Marxisten sind) 
umstrittenen Punkten (Wert, Preis, Geld) vgl. Lipietz (1983 a, 1983 c) und Aglietta/Orlean (1982). 

6 Einige Ausführungen zu den Besonderheiten der Regulation im Staatskapitalismus finden sich in 
Leborgne/Lipietz (1983) und vor allem in Chavance (1980). 

7 Zum Entstehungsprozeß des Taylorismus und Fordismus vgl.: Coriat (1979), Boyer (1983) und Lin- 
hart (1983). 

8 In diesem Rahmen haben die Autoren (Delorme/Andre) den Begriff des »institutionalisierten 
Kompromisses« eingeführt und weiterentwickelt. 

9 Der grundlegende, aber nicht der ausschließliche Parameter. Die »Qualität« der internationalen 
Verflechtungen muß ebenfalls berücksichtigt werden: das ist der Schwerpunkt zahlreicher Arbei- 
ten des CEPI und des CEPREMAP. 

10 In diesem Abschnitt greifen wir einige Schlußfolgerungen der Arbeit von Lipietz (1984) auf. 
11 Vgl.: Boyer/Mistral (1984) und Lipietz (1984). 
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Michael Burawoy, Anne Smith 
Der Aufstieg der Hegemonialen Despotie in der US-Industrie' 


In letzter Zeit wurden vielfach Parallelen zwischen der Depressionsperiode der 30er Jahre 
und der gegenwärtigen Rezessionsphase gezogen. Es bleiben jedoch eine Reihe fundamenta- 
ler Unterschiede, wozu auch die Reaktionen der Arbeiterklasse zählen. Waren die 30er Jahre 
eine Periode großer Kampfbereitschaft der Arbeiter, so zeichnen sich die 80er Jahre durch ei- 
nen bemerkenswerten Arbeitsfrieden aus. Wieso ist das der Fall? 

Teils wird auf den Zusammenbruch des Nachkriegskonsenses zwischen Arbeit und Kapital 
verwiesen, der auf die verstärkte Konkurrenz ausländischen Kapitals zurückzuführen sei, 
teils auf eine vergrößerte Mobilität des Kapitals in Gebiete mit billiger Arbeitskraft, teils auf 
den Abschwung einer langen Welle. Diese Faktoren mögen zum Niedergang der Arbeiterbe- 
wegung beigetragen haben, sie erklären jedoch nicht ihr Stillhalten angesichts der immer stär- 
keren Verwüstungen durch das Kapital. Um auf diese Frage eine Antwort zu finden, müssen 
wir über die Betrachtung der ökonomischen Basis der Produktion hinausgehen, hin zu ihren 
politischen und ideologischen Komponenten. 

Obwohl man in der Tat von einer neuen Phase der industriellen Beziehungen in den Vereinig- 
ten Staaten sprechen muß, lassen sich doch grundlegende Kontinuitäten zu der vorhergehen- 
den Phase feststellen, die den geringen Widerstand der Arbeiter ein gutes Stück zu erklären 
vermögen. In der vorhergehenden Phase verlief die Koordination der Interessen von Arbei- 
tern und Kapital nicht einfach nur auf der Ebene materieller Konzessionen, sondern auch auf 
der politischen Ebene in Gestalt spezifischer Institutionen: Dem internen Arbeitsmarkt, den 
Schlichtungsausschüssen und dem collective bargaining, also dem Tarifverhandlungssystem. 
Jede dieser Institutionen bewirkte, daß die Kämpfe der Arbeiterklasse individualisiert und 
gleichzeitig die Klasse als ganze an die Interessen des Kapitals gebunden werden konnten. Die- 
se Institutionen wurden zur Grundlage eines Systems, das wir »Hegemoniales Fabrik-Regi- 
me« nennen. 
Diese Institutionen haben nicht aufgehört zu existieren und die Interessen der Arbeiter und 
des Kapitals zu koordinieren. Waren sie jedoch zuvor die Grundlage von Konzessionen des 
Kapitals an die Arbeiter, so sind sie jetzt die Grundlage der Konzessionen der Arbeiter an das 
Kapital. Der Kompromiß zwischen Kapital und Arbeit ist nicht etwa beendet, er hat sich aber 
umgekehrt. Das alte Hegemonialsystem hinterließ die Grundlage für ein neues Ordnungssy- 
stem — der Hegemonialen Despotie. Während unter dem System der Markt-Despotie Arbei- 
ter dem Kapital individuell durch die Angst vor der Entlassung unterworfen wurden, sind sie 
unter dem System der Hegemonialen Despotie kollektiv von möglichen Desinvestitionen 


* Wirdanken Eric Hoffmann von der International Association of Machinists, Mike Eisencher ofthe 
United Electrical Workers, dem Oakland Plant Closure Project, den zahlreichen Arbeitern, die wir in 
den drei Betrieben der San Francisco Bay Area interviewten, Rob Wrenn für die Zurverfügungstellung 
seines Manuskripts über den Niedergang der Arbeiterbewegung in den USA und dem Institute of Indu- 
strial Relations, University of California, Berkeley, dafür, daß unsere Forschungsarbeiten materiell un- 
terstützt wurden. 
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und Stillegungen bedroht. Die Antriebskraft hinter der Marktdespotie ist der ökonomische 
Druck des Arbeitsmarkts. Die treibende Kraft der Hegemonialen Despotie ist der ökonomi- 
sche Druck des Kapitalmarkts. 

In den 30er Jahren sahen sich die Arbeiter einem System der Produktionspolitik gegenüber, 
das der Marktdespotie recht ähnlich war, während das Kapital es mit einer Unterkonsum- 
tionskrise zu tun hatte. Ersteres förderte Arbeitskämpfe, die über die Betriebe hinausreich- 
ten, während letztere Lösungen förderte, die die Lohnhöhe (direkter und indirekter Lohn) 
an die Profitabilität des Kapitals koppelte. Das unverwechselbare Hegemoniesystem der US- 
amerikanischen Fabrik entstand aus diesen miteinander verwachsenen Triebkräften. Den 
Rahmen schufen zwei Formen staatlichen Interventionismus. Einerseits die staatliche Un- 
terstützung von Arbeitslosen, also eine Unterstützung der Reproduktion der Arbeitskraft 
unabhängig von der Arbeitsleistung. Auf der anderen Seite schränkten staatliche Regulierun- 
gen der industriellen Austauschbeziehungen — insbesondere dort, wo Gewerkschaften aner- 
kannt waren — Rechte der Unternehmensleitungen ein. Das Kapital hat zwar diese neuen 
Verhältnisse nie vollständig akzeptiert, dennoch basiert hierauf gut fünfzig Jahre später seine 
neue Macht. Denn das Hegemoniesystem hatte zur Folge, daß die Macht der Arbeiterbewe- 
gung als einer sozialen Bewegung mit Basisunterstützung auf Organisationen (wie Gewerk- 
schaftsbürokratien, die sich zunehmend von ihrer Basis entfernten) und auf Institutionen 
(wie den internen Arbeitsmarkt und die Schlichtungsstellen) übertragen wurde. In der gegen- 
wärtigen Periode zieht sich der Staat von der Unterstützung der Reproduktion der Arbeiter- 
klasse zurück, und verstärkt damit die Abhängigkeit der Arbeiter von ihrem Unternehmen; 
zusammen mit dem Angriff des Staates auf die betrieblichen Gewerkschaftsvertretungen 
werden diese Institutionen in ihrer Funktion als Schranken gegenüber der Geschäftsleitun- 
gen geschwächt. Gleichzeitig sorgen sie jedoch weiter für die Vereinzelung der Belegschafts- 
mitglieder und dafür, daß diese ihre Interessen an der Profitabilität des Kapitals ausrichten, 
und bremsen auf diese Weise jeglichen Widerstand. Mehr noch, da die Ursachen der gegen- 
wärtigen Krisenperiode nicht in einer zu geringen Nachfrage sondern in sinkenden Profitra- 
ten liegen, hat das Kapital jedes Interesse, Machtpositionen der Arbeiterbewegungsowohl in 
den Betrieben wie auch im Staat zu zerstören. 

Vieles weist darauf hin, daß wir in eine neue Phase industrieller Beziehungen eintreten. Ein 
erster Hinweis darauf ergibt sich aus einem Blick auf die zwischen Gewerkschaften und Un- 
ternehmen abgeschlossenen Verträge. Zwischen 1975 und 1983 fielen die Lohnerhöhungen 
im ersten Geltungsjahr neuer Verträge dramatisch von 10,2 % auf 2,6 %, bezogen auf Ab- 
schlüsse, die mehr als 1000 Arbeiter betrafen, und von 9,8 % auf 0,3 % bezogen auf Abschlüs- 
se in der verarbeitenden Industrie (vgl. Rob Wrenn, The Declining Strength of Labour, unv. 
Mskr., Tab. I). Dem Bureau of Labour Statistics zufolge waren 1982 45 % der in größeren Ab- 
schlüssen eingeschlossenen Arbeiter von Lohnstagnation oder Lohnsenkung betroffen. Im 
Jahr 1983 waren es 37 %. Der Anteil der Verträge, in denen Lohnsenkungen vereinbart wur- 
den, stieg von 2 % im Jahr 1982 auf 15 % im Jahr 1983 (ebd., S. 4). Lohnabschlüsse und Zuge- 
ständnisse der Arbeiter spiegeln Veränderungen in der Zahl der Arbeitslosen wider, sowohl 
bezogen auf das Jahr als auch auf die Industriezweige. Darüber hinaus waren substantielle 
Abstriche an zusätzlichen Leistungen, wie etwa der automatischen Inflationsanpassung, zu 
verzeichnen. Obwohl es schwierig ist, quantitative Belege anzuführen, gibt es deutliche Hın- 
weise dafür, daß Arbeitspraktiken verändert wurden, um den Betriebsleitungen größere Fle- 
zibilität im Einsatz von Arbeit zu geben (ebd., $. 6 f.). 

Zwei weitere Indikatoren deuten auf eine zunehmende Unterwerfung der Arbeiter unter das 
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Kapital hin. Zunächst die rückläufige Zahl der Gewerkschaftsmitglieder. Der Anteil der Ge- 
werkschaftsmitglieder an den Beschäftigten ist von 25 % im Jahr 1969 auf weniger als 17,7 % 
im Jahr 1983 gefallen (ebd., Tab. VII). Besonders hart sind die Industriegewerkschaften be- 
troffen, so daß die Gewerkschaften heute zum ersten Mal einen höheren Anteil von Beschäf- 
tigten des öffentlichen Dienstes als Industriebeschäftigte vertreten (ebd., S. 19). Die meisten 
Kampagnen zur Mitgliederwerbung fanden in kleineren Firmen statt, während die großen 
nicht-organisierten Unternehmen die Gewerkschaften erfolgreich vor der Tür halten konn- 
ten. Zwischen 1963 und 1982 fiel die Anzahl der »collective bargaining elections*« von 6.184 
auf 4.247, wobei der Anteil, der von den Gewerkschaften gewonnen wurde, von 56,5 % auf 
43,7 % fiel; die Anzahl der »decertification elections«** nahm von 225 auf 869 zu, wobei der 
Anteil, der von der Gewerkschaft gewonnen wurde, von 26,7 % im Jahr 1963 auf 31 % im 
Jahr 1974 stieg, um dann auf 23,8 % im Jahr 1982 abzusinken (ebd., Tab. X). Der zweite Hin- 
weis auf eine nachlassende Kampfbereitschaft der Arbeiter bezieht sich auf Streik und Absen- 
tismuszahlen. Zwischen 1973 und 1983 fiel der Anteil außerplanmäßiger Abwesenheit ander 
offiziellen Arbeitszeit von 4 % auf 1,9 %. Zwischen 1973 und 1981 sank die Zahl der Arbeits- 
niederlegungen von 5.359 auf 2.568; die Zahl der betroffenen Arbeiter fiel von 2.251.000 auf 
1.081.000 (ebd., Tab. V und WI). 

Schließlich hat mit der Kürzungder Arbeitslosenunterstützung und der Nahrungsmittelhilfe 
eine Erosion des Soziallohns stattgefunden. Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit 
stieg von 8,4 Wochen im Jahr 1968 auf 20 Wochen im Jahr 1983 an (ebd., Tab. XI). Gleichzei- 
tig stieg die Arbeitslosenquote von 5,5 % im Jahr 1955 auf 9,6 % im Jahr 1983 an; der Anteil 
der Arbeitslosen, die unter die Arbeitslosenversicherung fielen, sarık von 58,1 % auf 43,9 % 
(ebd., Tab. XII). Im Haushaltsjahr 1981 wurden die »Food stamps«-Programme und die me- 
dizinischen Beihilfen gekürzt sowie strengere Anspruchsberechtigungskriterien eingeführt, 
die erforderten, daß man ärmer sein mußte als zuvor üblich, um eine Unterstützung zu erhal- 
ten (ebd., $. 24). Kurz, die Kosten des Arbeitsplatzverlustes sind während der 60er und 70er 
Jahre beträchtlich angestiegen. 

Was wir anhand dieser Zahlen feststellen können, ist, daß der Staat seine Unterstützung der 
Reproduktion der Arbeitskraft vermindert und so die Arbeiter in größere Abhängigkeit von 
ihrem Arbeitgeber bringt. Weiter sehen wir, daß der Staat mit einigem Erfolg eine Anti-Ge- 
werkschaftspolitik verfolgt hat (wie die Decertification elections und die Schaffung von Or- 
ganisationsbarrieren anzeigen). Und drittens läßt sich eine Intensivierung der Unterwerfung 
der Arbeiter unter das Kapital, wie es sich in der rückläufigen Gewerkschaftsmitgliedschaft, 
der geringen Kampfbereitschaft, an Lohnkonzessionen und dem Verlust der Arbeiterkon- 
trolle am Arbeitsplatz zeigt, feststellen. Dieser Verschiebung des Kräftegleichgewichts liegt 
eine Desinvestitionsstrategie zugrunde, deren sichtbarster Ausdruck Betriebsstillegungen 
sind. Der ausbleibende effektive Widerstand gegen Stillegungen zeigt am deutlichsten die 
Kraft des in Entstehung begriffenen Systems der Hegemonialen Despotie. 

In diesem Aufsatz werden wir die Reaktion der betroffenen Arbeiter auf vier Betriebsstille- 
gungen untersuchen. Zwei davon betreffen Betriebe, die zu multinationalen Gesellschaften 
gehören. Zunächst das älteste Werk von Caterpillar in San Leandro, Kalifornien, wo es kei- 
nen Widerstand gegen die Schließung gab. Dann als zweites Hussmann’s Werk in Fremont, 
California, wo sich die Arbeiter zunächst der Stillegung widersetzten, der Widerstand dann 


* Abstimmung über die Aufnahme geregelter betrieblicher Gewerkschaftsvertretung 
++ Abstimmung über die Beendigung geregelter betrieblicher Gewerkschaftsvertretung 
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aber schon bald im Sande verlief. Bei den anderen beiden Fällen handelte es sich um Firmen 
von lokalen Besitzern. Die Schließung von Dura Vent in Redwood City führte zu einem er- 
bitterten Kampf gegen die Verlagerung in die Nachbarstadt Vacaville. Die Arbeiter setzten 
dort eine neue Regelung für die Vergabe von Bundesmitteln bei Betriebsverlagerungen 
durch, jedoch um einen hohen Preis. Diese drei Fälle waren alle in der San Francisco Bay Area 
angesiedelt und konnten von uns aus erster Hand untersucht werden. Unser letzter Fall be- 
trifft die Rath Packing Company in Waterloo, Iowa. Dies ist einer der berühmt-berüchtigten 
Fälle, wo die Arbeiter ihren Betrieb aufkauften, um die Stillegung zu verhindern. Wir werden 
diese Fälle einen nach dem anderen behandeln. 


Caterpillar: Das Kapital zahlt die Arbeiter aus 


Caterpillar begann seine Tätigkeit in San Leandro im Jahr 1888 als Landmaschinenhersteller. 
Dieser fusionierte 1926 mit einem Unternehmen aus Stockton, woraus das Unternehmen 
Caterpillar hervorging, das in der Folge seine Zentrale nach Peoria im mittleren Westen ver- 
legte. 1981 hielt Caterpillar einen Weltmarktanteil von 35 % für Erdbewegungsmaschinen 
und Bauausrüstungen. 1980 zählte Caterpillar weltweit 90.000 Beschäftigte, eine Zahl, die auf 
55.000 im Jahr 1984 zurückging. Caterpillars Erfolg hatte immer in der Qualität seiner Pro- 
dukte und in dem ausgedehnten internationalen Händlernetz gelegen, das für schnellen und 
effizienten Service garantierte. Diese Faktoren ermöglichten es dem Unternehmen, sich als 
Marktführer zu halten und dennoch höhere Preise als die Konkurrenten zu verlangen. Seit 
1979 sah sich Caterpillar jedoch harter Konkurrenz, vor allem durch das japanische Unter- 
nehmen Komatsu, ausgesetzt. Das Unternehmen hatte aufgrund des starken Dollar und an- 
geblich zu hoher Arbeitskosten, dieKomatsu erlaubten, Caterpillars Preise um bis zu40 % zu 
unterbieten, weltweit Marktanteile an Komatsu verloren. Caterpillars’ Verkaufsvolumen 
ging um 29% von 9,2 Mrd. Dollar im Jahr 1981 auf 6,5 Mrd. Dollar im Jahr 1982 zurück. Und 
auf Gewinne in Höhe von 579 Mio. Dollar im Jahr 1981 folgten im Jahr 1982 Verluste von 
180 Mio. Dollar — die ersten Verluste des Unternehmens seit 1932. Im selben Jahr verbuchte 
Komatsu einen Anstieg des Verkaufsvolumens um 15 % (auf ein Niveau von 3,4 Mrd. 
Dollar), während die Gewinne nur um 2 %, auf 139 Mio. Dollar, fielen. 

Das Werk in San Leandro stellte Treibstoffeinspritzsysteme für Motoren her, die in Peoria 
montiert wurden. Ein Grund dafür, daß die Produktion nicht schon früher in den Mittleren 
Westen verlagert wurde, lag in den für die Produktion spezieller Teile der Einspritzsysteme 
notwendigen klimatischen Bedingungen. Im Sommer des Jahres 1977 war es in dem San Le- 
andro Werk zu einem erbitterten, mehr als elfwöchigen Streik gekommen, der beinahe zu 
einem landesweiten Stillstand des Unternehmens geführt hätte. Im Jahr 1979 gab es im An- 
schluß an die Entlassung dreier Shop Stewards einen wilden Streik, woraufhin die Unter- 
nehmensleitung beschloß, die Anlagen in San Leandro nur noch für die Ersatzteilproduk- 
tion zu nutzen, was die Verhandlungsmacht der betrieblichen Gewerkschaftsorganisation 
deutlich verringerte. 

Zur selben Zeit machten sich auch die Folgen des Niedergangs des Gesamtunternehmens in 
Zusammenhang mit der internationalen Rezession in dem Werk spürbar. Caterpillar war 
schon von der Rezession des Jahres 1974 hart getroffen worden, doch diesmal sah sich das Un- 
ternehmen einer größeren Krise gegenüber. Nicht nur die internationale Konkurrenz mach- 
te dem Unternehmen zu schaffen, sondern im Jahr 1979 gab es auch einen Streik über Tarif- 


142 Michael Burawoy/Anne Smith 


verhandlungen mit der örtlichen UAW* in Peoria, der dazu führte, daß in San Leandro, wo 
die Belegschaft durch die International Association of Machinists vertreten wird, 250 Arbei- 
ter vorübergehend entlassen wurden. Sie kehrten zwar nach Beendigung des Streiks zurück, 
aber im Juni des Jahres 1980 wurden 550 Beschäftigte vorübergehend entlassen und das Werk 
zwei zusätzliche Wochen geschlossen gehalten. Im August kam die behördliche Zustimmung 
zu einer Work-Sharing-Regelung, wonach die Arbeiter abwechselnd in einer Woche drei Ta- 
ge und in der nächsten Woche fünf Tage arbeiten sollten. So ging das zwei weitere Jahre hin 
und her. Im April des Jahres 1982 gab es weitere 320 vorübergehende Entlassungen und im Ju- 
ni kamen nochmals 155 hinzu. Vom Zeitpunkt der ersten Entlassungen bis zum April 1983 
sarık die Zahl der Beschäftigten von 2000 auf 480; für die verbleibenden Arbeitskräfte wurde 
dann Kurzarbeit eingeführt. Als im September 1983 die Schließung des Werks angekündigt 
wurde, waren nur noch 360 Beschäftigte übriggeblieben. 

Bis zum Jahr 1982 hatte Caterpillar noch nie auch nur ein einziges Werk stillgelegt. Begin- 
nend mit den Tarifverhandlungen mit der UAW in Peoria, die im Oktober 1982 aufgenom- 
men wurden, veränderte sich diese Strategie. Angesichts hoher Investitionskosten, ange- 
schwollener Lager, eines starken Dollar und der Aussetzung des Verkaufs von Ausrüstungen 
an die Sowjet Union und angesichts verstärkter Konkurrenz durch andere Unternehmen 
und einer Verschlechterung der finanziellen Situation, war das Unternehmen gegenüber der 
Gewerkschaft in einer starken Position, um Konzessionen abzuverlangen. Das Eröffnungs- 
angebot des Unternehmens sah ein dreijähriges Einfrieren der Grundlöhne vor (statt der bis- 
her üblichen drei prozentigen Anhebung), eine Senkung der Inflationsanpassung, die Verrin- 
gerung zusätzlicher Leistungen, die Verschlechterung der Bedingungen für vorübergehend 
Entlassene, niedrigere Einstufungen bei Neuanstellungen sowie eine weitere Zurücknahme 
üblicher Leistungen. Der Gegenvorschlag der Gewerkschaft sah die dreijährige Verlängerung 
des bestehenden Vertrages vor, was die Unternehmensleitung rundweg ablehnte. Die Ge- 
werkschaft rief ihre Mitglieder zum Streik auf, an dem sich 21.000 Arbeiter beteiligten, zu- . 
sätzlich zu den 15.000, die zuvor schon entlassen worden waren. 

Im Dezember 1982, mitten während des Streiks, verkündete Caterpillar die Stillegung seines 
Gabelstaplerwerks in Mentor, Ohio, wo es während des letzten Streiks, im Jahr 1979, zu den 
erbittertsten Auseinandersetzungen gekommen war. Das Unternehmen hatte beschlossen, 
die Produktion von Gabelstaplern nach England und Korea zu verlegen. Der Streik in Peoria 
dauerte insgesamt sieben Monate, bis zum April 1983, und wurde damit zum längsten Streik 
in der Geschichte der UAW. Er endete mit einem Kompromiß beider Seiten. Die Gewerk- 
schaft stimmte dem Einfrieren der Löhne zu, dafür blieb die Lohnanpassung an die Lebens- 
haltungskosten ebenso erhalten wie der Kündigungsschutz, die Regelungen bei vorüberge- 
henden Entlassungen und die meisten sonstigen Leistungen. Darüber hinaus wurden eine 
Gewinnbeteiligungsregelung und die Bereitstellung weiterer Mittel für eine zusätzliche Ar- 
beitslosenunterstützung vereinbart. 

Nach Beendigung dieses Streiks nahm die Unternehmensstrategie mit der Ankündigungvon 
sechs Werkstillegungen eine weitere aggressive Wendung. Betroffen war auch das Werk in 
San Leandro. Als die Arbeiter das erste Mal von der bevorstehenden Stillegung erfuhren, 
konnten sie es zunächst nicht glauben. San Leandro war dasälteste Werk von Caterpillar, und 
die dortige Gewerkschaft, die AM, hatte immer auf hohe direkte Löhne hin verhandelt, oh- 
ne besonderen Wert auf Absicherungen durch zusätzliche Leistungen zu legen. Die ersten 
Gerüchte, daß das Werk geschlossen werden könnte, waren schon im Jahr 1977 nach Beendi- 
* United Automobile Workers 
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gung des damaligen langen und erbitterten Streiks im Umlauf, aber die Unternehmenslei- 
tung bestritt damals die Existenz derartiger Pläne. Wie dem auch gewesen sein mag, mit 
dem Abbau der Belegschaft-und der geringen Auslastung der Kapazitäten war eine deutliche 
Warnung gegeben. Auf der anderen Seite war das Werk erst 1975 in neue, sehr moderne Ge- 
bäude umgezogen, die von International Harvester gekauft wurden. Das neue Werk hatte, _ 
die Umzugskosten einberechnet, 50 Mio. Dollar gekostet. Der Umzug war erst 1982 abge- 
schlossen; noch im August 1980 wurde Geld für neue Büros, eine Cafeteria und ein metal- 
lurgisches Labor ausgegeben. 

Als die Gewerkschaft Verhandlungen anbot und Konzessionsbereitschaft signalisierte, 
zeigte sich das Unternehmen nicht interessiert. Das Werk würde stillgelegt werden, und 
die Gewerkschaft täte gut daran, sich an diesen Gedanken zu gewöhnen und über Abfin- 
dungszahlungen zu verhandeln. Obwohl es gerade erst in eines der bestausgestatteten Ma- 
schinenhallen des Landes eingezogen war, wurde das Werk von der Unternehmensleitung 
für unwirtschaftlich erachtet. Sie sagte, daß durch die Zusammenlegung mit Werken im 
Mittleren Westen in den nächsten zehn Jahren 40 Mio. Dollar eingespart werden könnten. 
Die Wirtschaftlichkeit des Werkes wurde nicht in Abrede gestellt, das Problem lag in der 
Rate der Profitabilität und dem Auslastungsgrad. Die Arbeiter konnten es nicht fassen, daß 
das Werk, in dem ihre Väter, vielleicht sogar ihre Großväter gearbeitet hatten, stillgelegt 
würde. Als sie sich aber mit vollendeten Tatsachen konfrontiert sahen, kämpften sie nicht 
dagegen. Warum nicht? 

Erstens waren zum Zeitpunkt des Stillegungsbeschlusses 80 % der Arbeiter bereits vorüber- 
gehend entlassen. Die übrigen 20 % waren zumeist ältere Arbeiter, die ansehnliche Entschä- 
digungszahlungen und Ruhestandsgelder zu erwarten hatten. Beschäftigte mit mehr als 
zehnjähriger Betriebszugehörigkeit erhielten bei Vertragsbeendigung eine Summe von un- 
gefähr ihrem Wochenlohn multipliziert mit der Anzahl der Jahre ihrer Betriebszugehörig- 
keit, bezogen auf den Zeitpunkt ihrer Entlassung. Jeder über Fünfzigjährige mit mehr als 
zehnjähriger Betriebszugehörigkeit würde sofort in den Ruhestand treten können. Das Un- 
ternehmen erhöhte seine monatlichen Sonderzahlungen für den vorzeitigen Ruhestand von 
18 auf 30 Dollar. Die bis zuletzt im Betrieb verbliebenen Arbeiter waren die Älteren, und es 
war nicht überraschend, daß sie es vorzogen, das Werk geschlossen als weiter in Betrieb zu 
sehen. 

Zweitens waren die jüngeren, aus ethnischen Minoritäten stammenden Arbeiter, die den 
militanten Teil der Belegschaft stellte, der sich aktiv an den Streiks der Jahre 1977 und 1979 
beteiligt hatte, schon früher entlassen worden. Sie waren über die Bay Area verstreut, und 
arbeiteten oftmals in schlecht bezahlten Jobs mit langen Arbeitszeiten. Sie hatten weder die 
Energie noch die Kontakte untereinander, um Widerstand gegen die Stillegung zu organisie- 
ren. Viele befanden sich in einer verzweifelten Lage, und die Aussicht auf einen sofortigen 
Scheck zwischen 4.000 und 10.000 Dollar war auch für sie von großer Attraktivität. So wur- 
den auch die Arbeiter, die möglicherweise die Stillegung bekämpft hätten, mit Leichtigkeit 
von dem Unternehmen ausgekauft. 

Drittens versuchte die Gewerkschaft, nachdem sie keine Unterstützung in ihrem Wider- 
stand gegen die Stillegung gefunden hatte, einen Käufer für das Werk zu finden. Das Unter- 
nehmen erklärte sich bereit, bei der Suche nach einem neuen Besitzer zu helfen. Der Staat 
stellte 50.000 Dollar zur Verfügung, um eine Betriebsstudie anzufertigen, die Vorausset- 
zung, um das Werk auf dem Markt anbieten zu können. Eine Übernahme durch die Beleg- 
schaft wäre wenig sinnvoll gewesen, da Caterpillar die Einspritzsysteme nicht kaufen würde 
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und es einer umfangreichen gemeinsamen Anstrengung der Belegschaft bedurft hätte, die 
Herstellung alternativer Produkte selbst in die Wege zu leiten. Nur auf die bestehenden 
Kontakte angewiesen und angesichts der Situation der Metallindustrie in der Bay Area wäre 
dies sowieso ein sehr risikoreiches Unterfangen gewesen. 

Viertens setzte Caterpillar die IAM unter Druck, schnell abzuschließen. Die Abfindungs- 
zahlungen wurden bezogen auf den Zeitpunkt berechnet, zu dem das Unternehmen die Stil- 
legung angekündigt hatte. Diejenigen, die zum tatsächlichen Zeitpunkt der Stillegung mehr 
als drei Jahre lang vorübergehend entlassen gewesen waren, würden sogar jeden Anspruch 
verlieren. Damit bedeutete jeder Tag, der mit Verhandlungen verstrich, daß mehr Arbeiter 
ganz ohne Abfindung bleiben würden. Zudem wollten viele der nicht im Betrieb befindli- 
chen Arbeiter ihre Abfindungen lieber sofort, als das Ergebnis langgezogener Verhandlun- 
gen abzuwarten. Vieles stand auf dem Spiel, und die Gewerkschaft stand unter immensem 
Druck, eine Einigung zu erzielen. 

Was können wir aus dieser Fallstudie lernen? Wir haben gesehen, daß sich die Funktions- 
weise des Hegemoniesystems bei Caterpillar mit dem längsten Streik in der Geschichte der 
UAW umkehrt. Bis zu diesem Zeitpunkt war es die Gewerkschaft gewesen, die erfolgreich 
alle drei Jahre dem Unternehmen Konzessionen abgerungen hatte. Angesichts sinkender 
Profite und rückläufiger Verkaufsziffern begann das Unternehmen Werke stillzulegen und 
die Produktion zu verlagern. 

Die Studie des San Leandro Werks weist auf den Mechanismus, mit dem das Hegemoniesy- 
stem die Basis des Arbeiterwiderstands untergräbt. Der interne Arbeitsmarkt, der Vergün- 
stigungen, Arbeitsplätze und vorübergehende Entlassungen nach Betriebszugehörigkeit 
verteilt, vereinzelt die Belegschaftsmitglieder und bindet zugleich ein jedes individuell an die 
Interessen der Firma. Es spaltet die Belegschaft in Alte und Junge, die sehr verschiedene In- 
teressen mit der Stillegung verbinden. Das System der Tarifverhandlungen bindet die Inter- 
essen von Arbeit und Kapital aneinander und organisiert ihren Konflikt in einer Weise, die 
die Profitabilität des Kapitals zur Prämisse hat. Die Institutionen des Hegemoniesystems le- 
gen die Grundlagen für die hegemoniale Despotie — einer Despotie, der kein effektiver Wi- 
derstand entgegengesetzt wird. 

Die Koordinierung der Interessen von Arbeitern und Betriebsleitung wird durch die unter- 
nehmerische Struktur des multinationalen Konzerns noch verstärkt. Die örtliche Betriebs- 
leitung steht Stillegungsentscheidungen relativ machtlos gegenüber. Ihre Arbeitsplätze sind 
genauso gefährdet wie die der Arbeiter, und in unserem Fall waren sie ebenso wie diese ge- 
gen die Schließung. Darüber hinaus waren die Interessen der Betriebsleitung des San Lean- 
dro Werks dadurch mit denen der Arbeiter eng verknüpft, daß ihre Abfindungszahlungen 
von dem Ergebnis der Verhandlungen der Gewerkschaft mit dem Unternehmen abhingen. 
Diese Verhandlungen wurden zwischen Vertretern der Konzernleitung und der Gewerk- 
schaft geführt. Diese durchsichtigen gemeinsamen Interessen zwischen Arbeitern und Be- 
triebsleitungen machen den Kampf gegen Stillegungen und Konzessionen der Gewerkschaft 
um vieles schwieriger, und aufkommende Frustrationen können mit Leichtigkeit gegen die 
Gewerkschaft gewendet werden. 

Man könnte argumentieren, der Fall von Caterpillar sei ziemlich einmalig. Es handelt sich 
um ein Unternehmen, das negative Publizität ängstlich vermeidet, da seine Reputation auf 
der Qualität seiner Produkte und seinen kooperativen industriellen Beziehungen basiert. 
Auf die Produktion von Erdbewegungsausrüstung spezialisiert, produzieren unterschiedli- 
che Werke unterschiedliche Komponenten derselben Maschinen. Die zwischen den Wer- 
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ken bestehenden Abhängigkeiten geben den jeweiligen Gewerkschaften einen beträchtli- 
chen Verhandlungsspielraum, wenn sie mit Arbeitsniederlegungen drohen können. Von da- 
her hatte Caterpillar jedes nur denkbare Interesse, die Arbeiter in San Leandro auszuzahlen. 
Caterpillar ist zwar durch örtliche Gewerkschaften verwundbar, gleichzeitig aber finanz- 
kräftig genug, um den Arbeitern ihre Interessen mit ansehnlichen Zugeständnissen abzukau- 
fen, um so möglichem Ärger vorzubeugen. Um herauszufinden, ob essich hierbei um Fakto- 
ren handelt, die Caterpillar zu einem einmaligen Fall machen, müssen wir uns der Stillegung 
eines Betriebes zuwenden, der weniger eng mit anderen Werken der Muttergesellschaft ver- 
bunden ist, und der Teil eines Unternehmens ist, das weniger finanzstark und nicht so sensi- 
bel gegenüber negativer Publizität ist. 


Hussmann: Das Kapital verläßt die Arbeiter 


Hussmann verkündete die bevorstehende Schließung seines Werkes in Fremont im März des 
Jahres 1984. Hussmann Corporation beschäftigt sich mit der Herstellung, Installation und 
Wartung von Kühlausrüstungen, Kühlvitrinen und -regalen, Isolierungen und Systemen zur 
Temperaturkontrolle. Es ist Bestandteil von Illinois Central Industries, einem Konglomerat, 
das aus der Diversifikation der Illinois Central Railroad im Verlauf der 60er und 7Ver Jahre 
entstanden ist. 

Das Werk in Fremont produziert Kühlregale für Supermärkte. Die Produktion begann im 
Jahr 1945 und beschäftigte zwischen 100 und 150 Arbeiter. Im Laufe des Jahres 1984 waren 
durchschnittlich 120 Arbeiter beschäftigt, teilweise schon länger als 10 Jahre. Die Belegschaft 
ist in der International Association of Machinists organisiert, ebenso wie bei Caterpillar; die 
Löhne sind, wenn auch für die Fremont Area vergleichsweise hoch, doch niedriger als bei Ca- 
terpillar. 

Hussmann Corporation besitzt zwei weitere Werke — von denen eins an der Ostküste, das 
andere in Kanada angesiedelt ist —, die beide die selben Kühlregale herstellen. Wir haben — 
bisher erfolglos — versucht herauszufinden, was in diesen beiden Werken vor sich geht. Doch 
die Unternehmensleitung in St. Louis war nicht bereit, mit uns detaillierte Gespräche zu füh- 
ren. Einem gut informierten Shop Steward des Werkes in Fremont zu Folge, ist die Beleg- 
schaft des Werkes in New Jersey, das dreimal so groß ist wie das Werk in Fremont, in der In- 
ternational Ladies Garment Workers’ Union (ILGWU) organisiert. Vor einigen Jahren ist es 
dort zu einem Streik gekommen. Die Betriebsleitung entließ eine größere Zahl Gewerk- 
schaftsmitglieder, worauf das Produktionsniveau auf Grund der Unerfahrenheit der neuen 
Arbeiter zurückging. Daraufhin ließ das Unternehmen die Gewerkschaft wieder zu. Dem 
selben Shop Steward zufolge kündigte das Unternehmen auf einer kürzlichen Sitzung die 
Stillegung aller drei Werke an. Das Werk in Fremont wirft Profite ab, und auf dem örtlichen 
Markt gibt es eine beträchtliche Nachfrage nach seinen Produkten. Wir kennen den Grund 
für die Stillegung nicht, aber es ist nicht auszuschließen, daß es darum geht, das Unternehmen 
gewerkschaftsfrei zu halten. 

Die Ankündigung der Stillegung kam, anders als bei Caterpillar, aus heiterem Himmel. Ein 
Vertreter der Unternehmensleitung aus St. Louis kam nach Fremont, um mitzuteilen, daß 
das Werk im Oktober 1984 geschlossen würde und keinerlei Konzessionen möglich wären. 
Die Arbeiter trafen sich mit Gewerkschaftsvertretern, um den Widerstand gegen die Stille- 
gungspläne zu organisieren. Zu diesem Zeitpunkt waren sie guten Mutes und glaubten, sie 
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könnten die Stillegung verhindern. Sie waren einig und kampfbereit. Aber es dauerte nicht 
lange, bis ihnen klar wurde, wogegen sie würden ankämpfen müssen. Die Gewerkschaft 
schlug vor, sie sollten das Werk selbst übernehmen und das Unternehmen auszahlen. Das Ab- 
findungspaket hatte ein oberes Limit von 10 Wochenlöhnen, unbedeutend im Vergleich zu 
Caterpillars Angebot, das älteren Beteiligten einen sehr viel ansehnlicheren Handel ver- 
sprach. Es wurden keine Strategien zur Spaltung der Belegschaft angewandt, vielmehr sahen 
sıch alle der gleichen Situation gegenüber: dem Verlust des Arbeitsplatzes bei einer sehr gerin- 
gen Entschädigung. 


Wie auch bei Caterpillar spielte die Werksleitung vor Ort keine entscheidende Rolle bei ir- 
gendwelchen Verhandlungen, und wurde genauso im Dunkeln gelassen wie die Belegschaft. 
Sie bemühten sich, einen Käufer zu finden, was der Gewerkschaft bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht gelungen war, wie es ihr auch nicht gelungen war, das Werk selbst zu übernehmen. Die 
Arbeiter sahen sich von ihrer Gewerkschaft im Stich gelassen, und in einem Boot mit ihrer 
Werksleitung befindend. Außerstande einen Verhandlungspartner zu finden und ohne Ver- 
wurzelung in der Belegschaft, hatte die Gewerkschaft anscheinend nichts mehr anzubieten. 
Gleichzeitig verstärkte die Verunsicherung, die über das Unternehmen hereinbrach, die Un- 
terordnung der Arbeiter unter die Werksleitung. Niemand wußte, was geschehen würde, 
letztere eingeschlossen. Es schienen genug Arbeit und Möglichkeiten für Überstunden vor- 
handen zu sein. Der übliche Gang der Dinge stellte sich ein. Einige Arbeiter kündigten, neue 
wurden eingestellt. Jedermann war im Dunkeln über die wirkliche Zukunft des Betriebes, 
und dies führte zu einem Verpflichtungsgefühl, besonders hart zu arbeiten. Niemand wußte, 
wer weiterbeschäftigt würde, wenn sich ein Käufer finden würde, der das Werk übernähme, 
und die Unsicherheit über die Kriterien, nach denen in einem solchen Fall entschieden wer- 
den würde, verstärkte die Ängste in der Belegschaft und die Bereitschaft, Anordnungen der 
Werksleitung Folge zu leisten. Darüber hinaus wollten die Arbeiter ihre Abfindungszahlung, 
klein wie sie war, nicht verlieren, und deshalb gingen sie kein Risiko ein, entlassen zu werden. 
Dies hielt den Widerstand gegen die Stillegungen noch weiter zurück. 

Caterpillar war zugleich verletzbarer durch organisierten Widerstand und besser in der Lage, 
die Arbeiter auszuzahlen. Hussmann war diesen Gefahren nicht ausgesetzt. Das Werk in Fre- 
mont stellte dieselben Produkte her wie das Werk in New Jersey und zwischen beiden gab es 
keinerlei Kontakte auf Gewerkschaftsebene. Hussmann hatte anders als Caterpillar keinen 
guten Namen zu verlieren. Es war Teil eines breit diversifizierten Konglomerats und nicht ei- 
nes hochspezialisierten Multis. Um etwaigen Widerstand aus dem Werk brauchte es sich wei- 
ter keine Sorge zu machen, und folglich gab es auch keine Versuche, die Arbeiter auszuzah- 
len. Hussmann verkündete die Schließung und verschwand einfach. Zwar waren die Arbeiter 
anfangs einig in ihrem Widerstand gegen die Stillegung, aber diese Einigkeit löste sich ange- 
sichts des Fehlens einer realistischen Strategie bald auf. Es war die Gewerkschaft, die die mei- 
ste Kritik auf sich zog, und nicht die Werksleitung, noch nicht einmal die Konzernleitung in 
St. Louis. Die Arbeiter waren vollständig paralysiert und suchten daher individuelle Lösun- 
gen für das drohende Dilemma. Die Unsicherheit der Stillegung und die Abfindungen, so 
klein sie auch waren, hatten sie dazu gebracht, in den letzten Monaten mit der Werksleitung 
zu kooperieren. Wiederum sehen wir, wie das zuvor existierende Hegemoniesystem die Basis 
für die hegemoniale Despotie legt, einer Despotie, die dem Widerstand zuvorkommt, Arbei- 
ter demobilisiert, indem sie ihnen keine anderen Lösungsmöglichkeiten läßt als die Verfol- 
gung individueller Absicherungsinteressen. 
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Dura-Vent: Arbeiter kämpfen auf staatlicher Ebene 


Die Werksstillegungen, die wir bisher betrachtet haben, betrafen multinationale Konzerne. 
Wir haben gesehen, daß den Arbeitern keine Widerstandsmöglichkeiten zur Verfügung ste- 
hen, wenn der Stillegungsbeschluß in weit entfernten Zentralen getroffen wird, ohne Kon- 
sultationen mit Werksleitungen oder Gewerkschaften. Nur eine einheitliche nationale oder 
internationale Organisation der Arbeiter könnte solche Strategien multinationaler Unter- 
nehmen bekämpfen. Um die Bedeutung des internationalen oder nationalen Charakters von 
Unternehmen für Möglichkeiten des Widerstands gegen Stillegungen zu verdeutlichen, wer- 
den im folgenden zwei ungewöhnliche Fälle von Unternehmen mit örtlich ansässiger Besit- 
zerschaft betrachtet, deren Schließung zu Auseinandersetzung geführt hat. 

Zunächst die Stillegung von Dura-Vent, einer Firma, die vor zwanzig Jahren die Produktion 
in Redwood City aufnahm. Es handelt sich um den drittgrößten Hersteller von Metallofen- 
rohren für Holzöfen und Gasbrenner, bei dem 100 Arbeiter dauerhaft beschäftigt waren, zu 
denen 110 Saisonarbeiter hinzuzuzählen sind. Die meisten der Arbeiter sind spanisch-spra- 
chigen Ursprungs, Männer, mittleren Alters und nahezu alle arbeiten seit mehr als 10 Jahren 
bei Dura-Vent. Während der letzten Jahre war Dura-Vent Schauplatz vielfältiger Arbeits- 
kämpfe. Lange Jahre war die Belegschaft in der Sheet Metal Workers Union organisiert, aber 
die war, wie esein Arbeiter ausdrückte, nur dazu gut, die Beiträge zu kassieren, und tat nichts, 
um ihnen zu helfen. So begannen die Arbeiter im Jahr 1980, sich nach einer anderen Gewerk- 
schaft umzuschauen. Die nächsten zwei Jahre waren mit dem Kampf um die Anerkennung 
der United Electrical Workers ausgefüllt. Im August 1981 sollte eine Abstimmung stattfin- 
den, die die Betriebsleitung jedoch verhindern konnte. Zu diesem Zeitpunkt warenschon 12 
Gewerkschaftsmitglieder entlassen worden. Vier Monate lang standen Streikposten vor der 
Firma, bis diese Konkurs anmeldete. Im Februar 1982 gewann die UEW die Anerkennungals 
Verhandlungspartner und alle entlassenen Arbeiter mußten wieder eingestellt und ihr Lohn- 
ausfall bezahlt werden. Die Summe belief sich auf mehr als eine viertel Million Dollar, die die 
Firma jedoch nicht bezahlen mußte, da sie Konkurs angemeldet hatte. Das Unternehmen 
war fraglos in einem schlechten Zustand. Es war schlecht geleitet und verbrauchte große Mit- 
tel, um die Gewerkschaft zu zerschlagen. Darüber hinaus war die Nachfrage nach Ofenroh- 
ren wegen der schlechten Lage der Bauwirtschaft gering. Kurz nach der Anerkennung der 
Gewerkschaft begannen Verhandlungen mit dem Unternehmen, und im April wurde die 
Firma an einen neuen Besitzer, Simpson, verkauft — einem einheimischen Geschäftsmann 
—, dem bereits Betriebe in anderen Teilen der Bay Area gehörten. Er schien mit der Zusam- 
menarbeit mit der Gewerkschaft einverstanden, und nach sechsmonatigen Verhandlungen 
wurde ein Vertrag mit einer Laufzeit von einem Jahr abgeschlossen. Die neue Firmenleitung 
hatte von vornherein erklärt, längerfristig in modernere Anlagen umzuziehen. Aber es wur- 
de allgemein davon ausgegangen, daß dies in der näheren Umgebung von Redwood City sein 
würde, so daß die Arbeiter dorthin pendeln könnten. Daher waren die Arbeiter überrascht, 
als im Januar 1983 das Unternehmen ankündigte, es würde dieProduktion von Redwood Ci- 
ty in das 80 Meilen entfernte Vacaville verlagern, um ein Kreditangebot von 2,5 Mio. Dollar 
zu niedrigen Zinsen auszunutzen. Sie vermuteten, daß einer der Beweggründe der neuen Ei- 
gentümer war, die Gewerkschaft loszuwerden. 

Die Gewerkschaft organisierte den Widerstand gegen die Verlagerung gemeinsam mit örtli- 
chen Initiativen und versuchte zunächst, mit dem Unternehmen eine Übereinkunft über ei- 
ne Regelung der Einstellungen in dem neuen Betrieb zu erzielen und gleichzeitigein alternati- 
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ves Gelände für das Unternehmen im nahegelegenen Union City zu finden. Sie konnten je- 
doch keinerlei Zugeständnisse des Unternehmens erreichen. Daher nahmen sie als nächsten 
Schritt den Entwicklungsplan von Vacaville genauer unter die Lupe. Dabei stießen sie auf 
zwei mögliche Rechtsverletzungen. Erstens, der Stadtrat von Vacaville hatteeine Klausel, die 
es einer Stadt verbietet, andren Städten die industrielle Basis zu rauben, dadurch umgangen, 
daß er sich als Development Agency anstatt als Stadtverwaltung ausgab. Zweitens wurde, um 
Entwicklungsfinanzierung zu erhalten, das Industriegelände als »verlassen« eingestuft, eine 
Klassifizierung, die nur schlecht zu einem Gebiet mit einem neuen Restaurant-Komplex, ei- 
nem Flughafen, einem Golfplatz und 2,234 acres besten landwirtschaftlichen Bodens zu pas- 
sen scheint. Gemeinsam mit dem Oakland Plant Closure Project klagte die UEW gegen den 
Stadtrat von Vacaville, der sich angesichts des drohenden Verlusts seines Entwicklungsplans 
bereit zeigte, mit der Gewerkschaft über die Verlagerung von Dura Vent zu verhandeln. Das 
Abkommen vom 12. Julilegte fest, daß Firmen, die ihre Produktion nach Vacaville verlagern 
wollen und Steuerbefreiung erhalten, bestimmten Einstellungsregelungen gehorchen und 
die Gewerkschaft anerkennen müssen, in der die Belegschaft des alten Betriebs organisiert 
war sowie Betriebschließungen mindestens ein Jahr im Voraus anzukündigen. Die Stadt 
stimmte ebenfalls der CIDFA Regelung zu, keine Steuerbefreiungen einzusetzen, um Be- 
triebsverlagerungen von einer kalifornischen Gemeinde in eine andere zu bewirken. Das Ab- 
kommen erregte als eine der härtesten Beschränkungen von Industrieverlagerungen Auf- 
merksamkeit über die Grenzen Kaliforniens hinaus. 

Dura Vent setzte die Auseinandersetzung mit Klagen gegen den Stadtrat von Vacaville, ge- 
gen das Plant Closure Project und die örtliche UEW sowie den Gesamtverband der UEW 
fort. Ein Teil der Klage bestand in der Forderung von 4,8 Mio. Dollar Schadenersatz und ein 
zweiter in der Forderung einer gerichtlichen Anordnung, die es Gemeindeverwaltungen 
verbietet, Regelungen bezüglich Betriebsstillegungen zu treffen. Dies geschah am 3. August. 
Ähnliche Beschlüsse waren im Vorjahr in Pennsylvanien für nichtig erklärt worden. Das 
Abkommen, das schließlich ausgehandelt und von den Gewerkschaftsmitgliedern von Dura 
Vent angenommen wurde, beinhaltete Konzessionen beider Seiten. Es beinhaltete Abfin- 
dungszahlungen auf Grundlage der Betriebszugehörigkeit von 175 Dollar für Arbeiter, die 
zwischen einem und drei Jahren im Betrieb beschäftigt waren, bis zu 3.500 Dollar für Arbei- 
ter mit mehr als zwanzig Jahre Betriebszugehörigkeit. 25 Arbeitern wurden ihre alten Ar- 
beitsplätze in dem neuen Betrieb garantiert. Die Gewerkschaft versprach, nichts zur Orga- 
nisierung des neuen Betriebs zu unternehmen und das Unternehmen versprach, nicht gegen 
Gewerkschaftsmitglieder in dem neuen Betrieb vorzugehen. 


Was zeigt uns diese Fallstudie? Was führte zu dem zwar begrenzten, aber doch bemerkens- 
werten Erfolg, eine kommunale Regelung von Betriebsstillegungen erzwungen zu haben? Er- 
stens hatte das Unternehmen einen örtlich ansessigen Eigentümer, und war von daher emp- 
findlich für den Druck, der von der Gewerkschaft und den örtlichen Initiativen ausging. 
Simpson ist im Aufsichtsrat des Bay Area Transportsystems, und eine Zeitlang standen vor 
dessen Büros Streikposten. Das Oakland Plant Closure Project konnte breite Kreise der Be- 
völkerung ansprechen, um gegen die Firma Widerstand zu entfachen. Zweitens zeigt derFall, 
wie staatliche Institutionen unter bestimmten Umständen benutzt werden können, die In- 
teressen der Arbeiter gegen das Kapital zu verteidigen. Durch genaues Studium der Gesetze 
war es möglich, Rechtsverletzungen oder Gesetzeslücken zu finden, die von den Arbeitern in 
ihrer Auseinandersetzung mit dem Kapital ausgenutzt werden konnten. Um der Hegemo- 
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nialen Despotie zu begegnen, muß der Kampf aus den Betrieben hinaus in die Öffentlich- 
keit und staatliche Institutionen getragen werden. 

Warum waren die Dura-Vent Arbeiter entschlossen, dem scheinbar unantastbaren Recht 
des Kapitals, die Produktion zu verlagern, ihren Widerstand entgegenzusetzen? Zum einen 
wurden sie von ihrer Gewerkschaft ermutigt und von dem zuständigen Funktionär unter- 
stützt. Sie waren nicht isoliert, sondern hatten durch das Plant Closure Project Verbindung 
zu einer breiten Öffentlichkeit. Zweitens gab es eine Tradition des Widerstandes gegen Un- 
gerechtigkeiten im Betrieb, die die solidarische Basis, aus der Widerstand erwachsen kann, 
ermöglichte. Drittens kamen viele der Arbeiter aus derselben Stadt in Mexiko, was sie noch 
weiter miteinander verband. Viertens machte es ihnen ihr Minderheitenstatus als Kalifor- 
nier mexikanischer Herkunft, ihr Durchschnittsalter von 42 Jahre, und für einige das Han- 
dicap, kein Englisch zu können, und auch die Tatsache, Männer zu sein, schwer, in der Bay 
Area andere Arbeitsplätze zu finden. Dies war ein weiterer Anreiz zu kämpfen und ihre 
Arbeitsplätze zu verteidigen. 

Warum wollte der Eigentümer den Betrieb überhaupt verlagern? Eins ist klar, es war höch- 
ste Zeit, den alten Betrieb zu verlassen, aber der Entschluß, nach Vacaville zu gehen, war 
nicht nur durch den günstigen Entwicklungskredit beeinflußt, sondern auch durch die ge- 
werkschaftsfreien Bedingungen. Es ist zwar nicht viel, was wir über die Bedingungen in 
dem neuen Betrieb wissen, aber wir sprachen doch mit einigen Arbeitern, die übergewech- 
selt haben. Sie bleiben die Woche über in Vacaville und kehren am Wochenende zu ihren 
Familien in Redwood City zurück. Sie waren an Gewerkschaftsarbeit nicht mehr interes- 
siert. Sie hatten die Nase voll. Einer der während des Kampfes aktivsten Arbeiter sagte: 
»Von jetzt an will ich nichts mehr mit Gewerkschaftsaktivitäten zu tun haben. Ich willnur 
an meinem eigenen Arbeitsplatz zurecht kommen. Ich glaube, ich werde hart arbeiten 
müssen, um sicherzustellen, daß das Unternehmen hier bleibt. Ich habe nicht gesagt, daß 
ich gegen die Gewerkschaft bin. Ich bin immer pro-gewerkschaftlich eingestellt, und weıß, 
wofür die Gewerkschaft steht und was sie für einen tun kann. Aber zur Zeit sehe ich kei- 
nen Grund mich zu engagieren... Wenn die Betriebsleitung wieder etwas falsches tut, wenn 
sie mich wieder unter Druck setzen, dann werde ich mich wehren.« Merkwürdigerweise 
scheinen es die neuen Arbeiter aus Vacaville zu sein und nicht die aus Redwood City über- 
gewechselten, die beginnen, sich nach einer neuen Gewerkschaft umzusehen. 


Rath Packing: Die Arbeiter zahlen das Kapital aus? 


In ihrem Kampf gegen Dura Vent kämpften die Gewerkschaft und das Plant Closure Pro- 
ject auch gegen die Kommunalverwaltung, um gegebenenfalls gesetzliche Beschlüsse zu er- 
zielen, die es erlauben, bestimmte Praktiken bei Betriebsverlagerungen zu kontrollieren. 
Die Arbeiter des Betriebs gewannen keine größeren Vorteile. Die Betriebsverlagerung ging 
vonstatten und die meisten von ihnen verloren ihren Arbeitsplatz. Eine andere Strategie 
hat in der letzten Zeit besonderes öffentliches Interesse gefunden: die Übernahme von Be- 
trieben durch die Belegschaften zur Verhinderung ihrer Stillegung. Auch dies ist eine Stra- 


2 Dieser Abschnitt bezicht sich auf Zeitungsberichte und einen vorläufigen Bericht, »The Struggle 
to Save Rath Packing Company, vorbereitet von H. Hammer, C. Meek, R. Stern, W.F. Whyte und 
W. Woodworth, hrsg. von W.F. Whyte & M. Orr, Februar 1984. 
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tegie, die am erfolgversprechendsten dann ist, wenn das Unternehmen von örtlich ansässi- 
gen Eigentümern geleitet wird. Der am häufigsten positiv hervorgehobene solche Fall ist 
der der Rath Packing Company. 

Rath Packing Company war ein im ganzen Land bekanntes Fleisch-Verpackungsunterneh- 
men. In den 40er Jahren war Rath einer der größten Fleischverpacker der Welt, der zu 
Spitzenzeiten mehr als 8.000 Beschäftigte zählte. Im Verlauf der 50er Jahre eroberten je- 
doch zunehmend andere Unternehmen mit moderneren Anlagen Rath’s Marktanteile. In 
den frühen 70er Jahren begann das Unternehmen Verluste zu machen, die sich zwischen 
1972 und 1975 auf 20 Mio. Dollar beliefen. Bis 1978 war die Beschäftigtenzahl des Haupt- 
werks in Waterloo, Iowa, auf 800 gesunken. Als das Unternehmen keine Kredite mehr er- 
hielt, baten die Gewerkschaft und die Geschäftsleitung die Öffentlichkeit um Hilfe, um ei- 
nen Konkurs zu vermeiden. 

Um das Werk offen zu halten, bat die Geschäftsleitung die Gewerkschaft, das Ortskartell 
der United Food and Commercial Worker, Lohnsenkungen zuzustimmen. Die Gewerk- 
schaft lehnte dies ab und schlug stattdessen vor, daß für die Dauer von zwei Jahren jeder 
Arbeiter wöchentlich 10 Aktien des Rath-Grundkapitals anstelle von 20 Dollar an Lohn- 
zahlungen erhalten sollte. Weiterhin verzichteten die Arbeiter auf Lohnerhöhungen, auf 
die Hälfte ihres Urlaubsgeldes und auf drei Tage Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Dar- 
über hinaus wurde dem Unternehmen gestattet, Einzahlungen in die Rentenversicherung 
zu verschieben. Im Gegenzug erhielt die Gewerkschaft die Mehrheit der Sitze im Direkto- 
rium des Unternehmens. Zehn Direktoren kamen zu den bisherigen sechs hinzu, wovon 
drei Gewerkschaftsmitglieder waren. Aufgrund des so entstandenen neuen Eigenkapitals 
gelang es der Stadt Waterloo, einen 4,6 Mio. Dollar Zuschuß des Urban Development Ac- 
tion Grant zu erhalten, um Rath Packing zu retten. Zusammen mit einem 3 Mio. Dollar 
Zuschuß der Economic Development Administration beliefen sich die zur Verfügung ste- 
henden Bundesmittel auf 7,6 Mio. Dollar. Der Wert der Zugeständnisse der Arbeiter wur- 
de auf 17 Mio. Dollar geschätzt. Die Belegschaft unterstützte die Vorschläge zum Beleg- 
schaftseigentum an der Firma, weil es der einzige Weg zu sein schien, zu verhindern, daß 
Rath Packing Waterloo verließ. Das alles geschah 1978. 

Der nächste Schritt war die Benennung der sechzehn Direktoriumsmitglieder, von denen 
zehn von der Gewerkschaft auszuwählen waren. Diese war bemüht, durchsetzungsfähige 
Leute zu finden, die in der Lage sein sollten, mit Banken und Politikern umzugehen. Sie 
wählten einen Schuldirektor, zwei Produktionsarbeiter, einen Techniker, einen ehemaligen 
Vorsitzenden der Amalgamated Meat cutters and Butcher Workmen, einen ehemaligen Se- 
nator, den Anwalt der Gewerkschaft, einen Hochschullehrer aus Cornell, ein früheres Mir- 
glied der Betriebsleitung und einen ehemaligen Beschäftigten der Bauindustrie. Das Pro- 
blem für Gewerkschaft und Betriebsleitung war es nun, das vormals stark gegensätzliche 
Verhältnis in ein kooperatives zu verwandeln. Sie gründeten sogenannte »action research 
teams« in allen Betriebsabteilungen, um die Arbeiter an der Leitung der Firma zu beteiligen, 
und sicherlich gab es zu Beginn größere Produktivitätsgewinne. Doch diese waren nicht 
ausreichend. Angesichts der fortschreitenden Rezession konnte weiteres Kapital nur aufge- 
nommen werden, wenn, und darauf bestanden die Banken, die Arbeiter weitere Zugeständ- 
nisse machten. Zögernd empfahl die Gewerkschaft den Arbeitern vorübergehend auf 2,5 
Dollar Stundenlohn zu verzichten, die sie zurückbekommen sollten, wenn Rath Packing 
wieder Gewinne machen würde. 78 % der Arbeiter stimmten diesem Vorschlag zu, um den 
drohenden Konkurs zu vermeiden. Hierdurch wurden Gewerkschaft und Geschäftsleitung 
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enger zusammengebracht, und der Präsident der Gewerkschaft trat von seinem Gewerk- 
schaftsposten zurück, um Vize-Präsident des Unternehmens zu werden. Das war im Jahr 
1982. Im selben Jahr wurde er Präsident des Unternehmens und dessen Generaldirektor. Ei- 
nige betriebliche Gewerkschaftsführer bekamen Posten in der Geschäftsleitung, während an- 
dere Aufsichtsratsposten übernahmen. Von Seiten der Gewerkschaft versprach man sich 
hiervon, besser Druck auf die Geschäftsleitung und das Direktorium ausüben zu können, 
wenn die eigenen Leute diese Positionen einnehmen. 

Mit dem Amtsantritt des ehemaligen Gewerkschaftspräsidenten als Generaldirektor ver- 
schlechterte sich jedoch die Lage. Die vorübergehende Lohnkürzung von 2,5 Dollar war ge- 
dacht gewesen, den Kreditspielraum bei der Hausbank, der Security Pacific, zu erweitern. 
Tatsächlich wurde der Spielraum aber um 7 Mio. Dollar eingeengt, so daß Rath sich die ex- 
pandierenden Märkte nicht zu Nutze machen konnte. Im November 1983 versuchte die Fir- 
ma, sich durch $ 11 des Konkursgesetzes zu schützen, und andere Kreditoren halfen ihr aus 
der Klemme, allerdings nur unter der Bedingung, daß die Lohnkürzung auf Dauer erhalten 
bleibe. Dies brachte das Unternehmen ın Konflikt mit der Gewerkschaftszentrale, die eine 
Beschwerde wegen Erzwingung unterdurchschnittlicher Löhne einbrachte. Der Konflikt 
zwischen der neuen Geschäftsleitung und der betrieblichen Gewerkschaftsorganisation ver- 
schärfte sich. Es kam zu Proteststreiks von 300 Arbeitern gegen die Entlassung eines Kolle- 
gen, der Überstunden verweigert hatte. Die Situation des Unternehmens ist so schlimm wie 
eh und je. 

Rath Packing sah sich von Anfang an der starken Konkurrenz durch nicht-organisierte Un- 
ternehmen, die niedrige Löhne bezahlten, gegenüber. Es war auch mit Strukturveränderun- 
gen des gesamten Industriezweigs konfrontiert. Im Jahr 1960 hatte ein neues Unternehmen, 
Iowa Beef Processors, radikale Veränderungen eingeführt: neue Schlachttechniken und Wer- 
ke in den fleischproduzierenden Gegenden (im Gegensatz zu den alten Unternehmungen, die 
in den großen Städten angesiedelt waren). Andere Unternehmen wurden von Konzernen 
übernommen, was ihnen mehr Macht gegenüber den Gewerkschaften verlieh. Viele neue 
und effiziente nicht-organisierte Firmen entstanden. Während der letzten Jahre kam es in 
diesem Industriezweig zu umfangreichen Betriebsstillegungen, Auseinandersetzungen mit 
den Gewerkschaften und bedeutenden Konzessionen bei Löhnen, betrieblichen Leistungen 
und Arbeitspraktiken. 

Der Fall Rath deutet darauf hin, daß Betriebsübernahmen durch die Belegschaft die Proble- 
me, die durch das Wirken ökonomischer Kräfte entstehen, nicht lösen können. Rath mußte 
sich auf einem Markt gegenüber starker Konkurrenz behaupten. Es gab Schwierigkeiten, 
Kredite zu erhalten, die jedesmal nur auf Kosten der Arbeiter beseitigt werden konnten. Iro- 
nischerweise erweisen sich Betriebsübernahmen durch die Belegschaft sehr leicht als der ef- 
fektivste Weg, die Belegschaft einem despotischen System zu unterwerfen. Von Anbeginn an 
wurde die Ideologie des Arbeitereigentums an ihrem Unternehmen dazu benutzt, der Beleg- 
schaft immer größere Anstrengungen und Zugeständnisse abzuverlangen. Es erwies sich in 
der Tat als die Quintessenz Hegemonialer Despotie. Gleichwohl verflog die erste Begeiste- 
rung rasch und die Arbeiter waren zusehends verbitterter gegenüber der Firma und gegen- 
über der Falle, in der sie saßen: ständig einen aussichtslosen Kampf ausfechten zu müssen, um 
das Überleben der Firma, die ihnen selbst gehörte, zu sichern. Diese Form der Despotie un- 
terscheidet sich dadurch von anderen, daß die zu lösenden Probleme immer nur auf der Ebe- 
ne des Unternehmens definiert werden, und nie das politische und ökonomische Umfeld, in 
das das Unternehmen eingebettet ist, einbezogen wird, obwohl von dort der Druck ausgeht, 
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auf den Arbeiter und Betriebsleitungen wenig Einfluß haben. Belegschaftseigentum isoliert 
den Betrieb und untergräbt umfassendere Strategien sowie ein gemeinsames Vorgehen der 
Arbeiter. Sie verlegt das Problem in die Frage nach dem Eigentum an dem Unternehmen an- 
statt den grundsätzliche Charakter von Eigentum in einer kapitalistischen Gesellschaft zu 
thematisieren. 


Schlußfolgerungen 


Die vier betrachteten Fallstudien verdeutlichen den Charakter der Hegemonialen Despotte. Sie 
erweist sich als eine Form der Despotie, die systematisch kollektiven Widerstand untergräbt 
und die Belegschaften gleichzeitig fragmentiert und an die Interessen des Kapitals bindet. Die 
neue Phase industrieller Beziehungen stellt eine Glättung und Festigung der gesellschaftlichen 
Dominanzposition des Kapitals dar, durch die die USA an Attraktivität für Investitionen ge- 
winnen. Alles weist schon darauf hin, daß Kapital in die USA zurückfließt. 

Dies wird dramatische Konsequenzen für die weltweite Neuzusammensetzung des Kapitals 
nach sich ziehen. Bis jetzt konnte argumentiert werden, die De-Industrialisierung der ent- 
wickelten kapitalistischen Länder sei auf das Vorhandensein billiger Arbeitskräftereservoirs 
in den Ländern der 3. Welt zurückzuführen. Doch die Reproduktion billiger Arbeitskraft 
war inden Ländern der 3. Welt nur unter immensen politischen Kosten möglich. Repressive 
Regimes versuchten entweder Formen der Markdespotie zu etablieren, oder Formen Kolo- 
nialer Despotie in der Produktion wieder einzuführen und zugleich die Reproduktion der 
Arbeitskraft außerhalb der Betriebe strenger Regulierung zu unterwerfen. Aber dies hatte zu 
fortwährenden Auseinandersetzungen geführt, die nur durch verstärkte Repressionen nie- 
dergehalten werden konnten. Unter diesen Bedingungen gewinnt das offenbar stabilere Sy- 
stem der in den entwickelten kapitalistischen Ländern in Entstehung befindlichen Hegemo- 
nialen Despotie zunehmend an Attraktivität, insbesondere in den USA. Die sowohl in der 
Produktion als auch in der Reproduktion der Arbeitskraft effektivere Form der Dominanz 
kann sicherlich höhere Löhne überkompensieren, insbesondere, wenn der Anteil der Ar- 
beitskosten am gesamten Kostenaufkommen vergleichsweise niedrig ist, und wenn der Flexi- 
biliät des Arbeitseinsatzes größere Bedeutung zukommt. Wie zuvor die Marktdespotie und 
die Koloniale Despotie die Saat ihrer eigenen Zerstörung gelegt haben, so geschieht dies auch 
— wenn auch auf andere Weise, in anderen Formen — den despotischen Fabriksystemen in 
der 3. Welt, wodurch die USA aufs Neue Pionier der industriellen Entwicklung wie auch der 
post-industriellen Entwicklung wird. Diese Entwicklungen vollziehen sich fast unmerkbar 
unter dem stillen Zwang der Hegemonialen Despotie. 


Aus dem Englischen übertragen von David Weißert 
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